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Die Auseinandersetzung um die
EU-Dienstleistungsrichtlinie kommt
in die entscheidende Phase.Am 14.
Februar 2006 findet die erste Le-
sung der umstrittenen Richtlinie im
Europa-Parlament (EP) statt. Im Vor-
feld ruft der DGB zu einer Demon-
stration am 11. Februar in Berlin
und gemeinsam mit dem Europäi-
schen Gewerkschaftsbund (EGB) zu
einer weiteren Kundgebung am 14.
Februar in Straßburg auf.

Im Fadenkreuz der Kritik von
Gewerkschaften, Handwerkskam-
mern oder Verbraucherschützern
steht das Herkunftslandprinzip, das
die EU-Kommission mit der Richtli-
nie einführen will. Danach soll die
Erbringung von Dienstleistungen
im Wesentlichen den Standards un-
terliegen, die am Firmensitz des
Dienstleisters gelten. Das werde ei-
nen gnadenlosen Unterbietungs-
wettbewerb in Europa zur Folge
haben, befürchten die Kritiker. „Es
kann nicht sein, dass in Europa 25
Rechtssysteme in einen Wettbe-
werb gestellt werden, und das Bil-
ligste setzt sich durch“, so der
DGB-Vorsitzende Michael Sommer.

Seit zwei Jahren setzen sich die
Gewerkschaften für eine grundlegen-
de Korrektur der Richtlinie ein und

haben mit ihrer politischen Lobby-
arbeit auch einige Änderungen am
Bolkestein-Entwurf erreicht. Doch
obwohl der Widerstand auch von
Seiten nationaler Regierungen groß
ist, blieb der Kern der Richtlinie, das
Herkunftslandprinzip, bis heute un-
angetastet. Ebenso wenig änderte
der Binnenmarktausschuss des EP
etwas daran, auch wenn er am 22.
November 2005 einige Korrekturen
beschlossen hat (einblick 22/05).

Im Vorfeld der ersten Lesung
der Richtlinie im Plenum des EP ha-
ben die Gewerkschaften deshalb
ihre Lobbyarbeit verstärkt. „Keine
Dienstleistungsrichtlinie ohne so-
ziale Ausgewogenheit“, ermahnte
der DGB im Dezember in einer Re-
solution die EP-Abgeordneten. Die
Gewerkschaften lehnen eine wei-

tere Öffnung der Dienstleistungs-
märkte nicht ab, sie setzen sich aber
für einen Binnenmarkt ein, der auf
der Harmonisierung der Rahmen-
bedingungen und auf transparente,
gemeinsame Regeln aufbaut. „Eu-
ropa ja – Sozialdumping nein“
bringen das die Aufrufe des DGB zu
den Demos in Berlin und Straßburg
auf den Punkt. „Ein europäischer
Markt für Dienstleistungen muss 
einen Beitrag für mehr und bessere
Arbeitsplätze leisten, die Richtlinie
bewirkt genau das Gegenteil“, so
Reiner Hoffmann, stellvertretender
EGB-Generalsekretär. Europa muss
den Menschen dienen: „Services
for the People“ lautet das Motto
der Demonstration des EGB.

Unterstützung für ihre Position
erhalten die Gewerkschaften von der
Bundesregierung. Bereits im Koali-
tionsvertrag haben sich Union und
SPD gegen „das Herkunftslandprin-
zip in der bisherigen Ausgestaltung“
und für eine Überarbeitung der
Richtlinie ausgesprochen. In Briefen
an den DGB haben Ende 2005 der
Chef des Bundeskanzleramtes Tho-
mas de Mazière (CDU) und Außen-
minister Frank Steinmeier (SPD) die-
se Haltung noch einmal bekräftigt.
Der DGB erwartet nun, dass Union
und SPD ihren Einfluss auf die Ab-
geordneten ihrer Parteien im EP
nutzen, damit diese entsprechend
der Position der großen Koalition
auch im EP agieren. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

http://www.labournet.de/
branchen/dienstleistung/
tw/schiff/packages.html

Proteste der Hafenarbeiter
gegen die EU-Richtlinie

Port Package II

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
„Europa ja – Sozial-

dumping nein“
Aufrufe des DGB sowie

weitere Infos zu den 
Demonstrationen zur EU-
Dienstleistungsrichtlinie 
in Berlin und Straßburg
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Volker Beck und Irmin-
gard Schewe-Gerigk

(Grüne) haben das vom vergan-
genen Bundestag verabschie-
dete Antidiskriminierungsge-
setz erneut eingebracht. Es 
war wegen der fehlenden 
Zustimmung des Bundesrats 
hinfällig geworden. 

+ Heinrich Kolb, sozial-
politischer Sprecher der

FDP-Fraktion, will in Karlsruhe
gegen die Pflicht von Abgeord-
neten klagen, ihre Nebenein-
künfte offen zu legen. Seine
Tätigkeit als Unternehmer 
habe nichts mit seiner Funkti-
on als Abgeordneter zu tun.

-
plusminusBERLIN

D i e n s t l e i s t u n g s r i c h t l i n i e : D e m o s  i n  B e r l i n  u n d  S t r a ß b u r g

Europa ja – Sozialdumping nein
„Deine Würde ist unser Maß“: Das ist die
Botschaft des DGB zum 1. Mai 2006. Die 
Gewerkschaften sind überzeugt: Ein Leben
in Würde kann es nur geben, wenn die 
Politik der Ökonomie Grenzen setzt – und
beispielsweise verhindert, dass die Libera-
lisierung des EU-Binnenmarkts ein 
grenzenlosen Sozialdumping auslöst.
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IG BCE lobt,
ver.di kritisiert

Das 25 Milliarden Euro schwere
Wachstumspaket der Bundesregie-
rung stößt bei den Gewerkschaften
auf unterschiedliche Resonanz. Der
Vorsitzende der Dienstleistungsge-
werkschaft ver.di, Frank Bsirske,
kritisierte, das Maßnahmenpaket
enthalte „kaum Investitionen“. Die
geplanten Ausgaben verteilten sich
über vier Jahre, betrügen „also jähr-
lich sechs Milliarden, eingerechnet
das Elterngeld, Steuererleichterun-
gen für die Wirtschaft und anderes“,
erklärte Bsirske im Deutschland-
radio.

Die IG Bergbau, Chemie, Ener-
gie (IG BCE) bewertet das Paket der
schwarz-roten Koalition hingegen
als „positives Signal“. Es könne
dem Wirtschaftswachstum „spür-
bare Impulse“ verleihen, sagte ihr

Vorsitzender Hubertus Schmoldt
auf einer Tagung der Gewerkschaft
in Bad Münder. Der Handlungsrah-
men des Staates sei zudem durch
die bereits hohe Staatsverschul-
dung begrenzt. Es sei „nicht se-
riös“, weitere Ausgaben zu fordern
„und die Antwort schuldig zu blei-
ben, wie dieses zusätzliche Finanz-
volumen aufzubringen wäre“. •

Städte-  und Gemeindebund

Reichensteuer
für die Bildung

Die knapp zwei Milliarden Euro
Einnahmen, die die Bundesregie-
rung durch die geplante Einführung
der so genannten Reichensteuer er-
zielen will, sollten vollständig in die
Bildung investiert werden. Das hat
der Deutsche Städte- und Gemein-
debund (DStGB), die Interessen-
vertretung der bundesweit 14 000
kreisangehörigen Städte und Ge-

meinden, in seiner „Jahresbilanz
2005“ gefordert.

Zur Begründung der Forderung
verweist der Städte- und Gemein-
debund auf die hohe Zahl von
Schul- und Ausbildungsabbrechern
in Deutschland. Zehn Prozent der
Deutschen und sogar 20 Prozent der
AusländerInnen verließen die Schu-
le ohne Abschluss, über 300 000
SchülerInnen schwänzten regelmä-
ßig den Unterricht. „Die Schul- und
Ausbildungsabbrecher von heute
sind die Hartz IV-Empfänger von
morgen“, warnt DStGB-Geschäfts-
führer Gerd Lansberg. „Wir brau-
chen eine nachhaltige Wende in der
Bildung, sonst verspielen wir unse-
re Zukunft“.

Nach Ansicht des Städte- und
Gemeindebundes muss die Förde-
rung möglichst früh einsetzen und die
Familien mit einbeziehen. Bereits
heute würden die Kommunen 13
Milliarden Euro jährlich für die Kin-
derbetreuung ausgeben. Die katas-

trophale Finanzlage der Städte und
Gemeinden lasse allerdings ein wei-
teres Engagement nicht mehr zu,des-
halb sei hier der Bund gefordert. •

Die finanzielle Situation der 
Städte und Gemeinden ist nach 
wie vor Besorgnis erregend, 
2005 ist deren Defizit sogar 
erneut gestiegen. 

Finanzierungssaldo der Kommunen
(in Milliarden Euro)
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Keine Trendwende
am Arbeitsmarkt

Einen Zuwachs an Arbeits-

plätzen erwartet der Präsi-

dent des Bundesverbandes

der Deutschen Industrie

(BDI), Jürgen Thumann, erst

bei einem Wirtschaftswachs-

tum von vier bis fünf Pro-

zent. Das für dieses Jahr 

erwartete Wachstum reiche

nur, um die Beschäftigten-

zahlen zu stabilisieren, 

sagte BDI-Chef Thumann 

der Leipziger Volkszeitung. 

Das Deutsche Institut für

Wirtschaftsforschung (DIW)

prognostiziert für 2006 ein

Wachstum von 1,7 Prozent.

Schon 2007 werde sich die-

ser kleine Aufschwung aber

wieder abschwächen, mit 

einer Entspannung am 

Arbeitsmarkt sei nicht zu

rechnen. DIW-Präsident

Klaus Zimmermann erwartet

für dieses und nächstes Jahr

durchschnittliche Arbeits-

losenzahlen von rund 4,5

Millionen. 

Auch der Deutsche Industrie-

und Handelskammertag

(DIHK) sieht trotz leichter

Konjunkturbelebung keine

Trendwende am Arbeits-

markt voraus. „Der Abbau

von Beschäftigung wird 2006

zu Ende gehen“, sagte DIHK-

Chefvolkswirt Axel Nitschke

der Berliner Zeitung. „Aber

es wird per saldo noch kei-

nen Aufbau neuer Arbeits-

plätze geben“. Den könne es

wohl erst 2008 geben.

I n t e r v i e w  m i t  d e m  W i r t s c h a f t s w e i s e n  P e t e r  B o f i n g e r  

Mehr Kaufkraft bringt Aufschwung
Lohnerhöhungen von knapp 
drei Prozent wären 2006 „ange-
messen“, sagt der Volkswirtschaft-
ler und Wirtschaftsweise Peter 
Bofinger. Die Wettbewerbsfähig-
keit der Industrie bliebe dabei 
„unverändert gut“.

len oder China verlagern, werden
damit ohnehin nicht zu halten sein.
Dafür gehen aber viele Arbeitsplätze
in den inländischen Dienstleistungs-
sektoren verloren, die unter der
schlechten Binnenkonjunktur leiden. 
■ Weniger zu verdienen ist aber
doch besser, als gar nichts zu ver-
dienen.
■ Das Beispiel Japans zeigt, dass
große Volkswirtschaften bei einer

so defensiven Reaktion auf die 
Globalisierung in eine deflationäre
Strömung geraten, aus der sie sich
nur schwer wieder befreien kön-
nen. Wir sollten uns in Deutschland
davor hüten, in einen solchen Ab-
wärtssog zu geraten. 
■ Die Zahl der Mini-Jobs steigt. Be-
legt das nicht die Arbeitgeber-These,
dass neue Arbeitsplätze nur entste-
hen, wenn die Arbeit billiger wird?
■ Die steigende Zahl der Mini-Jobs
verdeutlicht nur, wie problematisch
dieses Konzept ist. Während die
Mini-Jobs boomen, gehen jeden
Tag 1000 reguläre Arbeitsplätze
verloren, weil sie in Teilzeit-Jobs
aufgesplittet werden. 
■ Deutschland ist Exportweltmeis-
ter, macht also Gewinne im Aus-
land. Ist deshalb die Industrie nicht
besonders an einer Stärkung der
Binnennachfrage interessiert?
■ Für große Teile der Industrie ist
es besser, wenn die Kosten noch
weiter sinken, da sie im Exportge-
schäft mehr Umsätze erzielen als
auf dem Inlandsmarkt. Doch die 
Industrie ist nur noch ein Viertel un-
serer Wirtschaft. Wenn nur dieser
Teil floriert, während der Rest stag-
niert, hilft das insgesamt wenig. 
■ Löhne sind immer beides –

Kaufkraft und Kosten. Was wich-
tiger ist, daran scheiden sich die
Geister. Ist das eine Wissens- oder
eine Glaubensfrage?
■ Wenn die Löhne in dem Maße
steigen, in dem die Produktivität zu-
nimmt und zugleich die Inflations-
rate ausgeglichen wird, steigt die
Kaufkraft der Arbeitnehmer und
bleiben die Lohnstückkosten der
Unternehmen real unverändert. Es

geht also beides: Eine stei-
gende Kaufkraft kann mit
konstanten realen Kosten
und einer unverändert gu-
ten Wettbewerbsfähigkeit
kombiniert werden. 
■ Die IG Metall will in der
jetzt anstehenden Metall-
tarifrunde den so genann-

ten verteilungsneutralen Spielraum –
Produktivitätssteigerung plus Infla-
tionsrate – ausschöpfen. Halten Sie
das für vertretbar?
■ Eine Lohnerhöhung von knapp
drei Prozent wäre angemessen, so-
fern sie auch bei den einzelnen Ar-
beitnehmern tatsächlich ankommt.
Die Wettbewerbsfähigkeit der In-
dustrie würde unverändert gut blei-
ben, da im Ausland ähnliche Lohn-
steigerungen zu erwarten sind.
■ In der Wirtschaft herrschte zum
Jahreswechsel Festtagsstimmung.
Der ifo-Geschäftsklimaindex, das
wichtigste Konjunkturbarometer, ist
auf dem höchsten Stand seit fünf
Jahren. Ist der Aufschwung da?
■ Das Jahr 2006 wird sicher besser
als 2005. Aber es gibt trotz der 
guten Stimmung auch Risiken, vor
allem durch die stark gestiegenen
Energiepreise. 
■ 2007 soll die Mehrwertsteuer
erhöht werden. Größere Anschaf-
fungen werden deshalb wohl vor-
gezogen. Ist die Party 2007 vorbei? 
■ Wenn sich die Konjunktur bis zum
Herbst 2006 nicht sehr nachhaltig
kräftigt, wäre es sehr riskant, die
Mehrwertsteuer um drei Punkte zu
erhöhen. Aber die neue Regierung
hat ja noch etwas Zeit bis dahin •

■ Was ist gesamtwirtschaftlich
sinnvoller – eine Stärkung der
Kaufkraft oder eine weitere Kosten-
entlastung der Unternehmen?
■ In den letzten Jahren sind die
Unternehmen in erheblichem Um-
fang entlastet worden. Die Lohn-
stückkosten in der Industrie sind
seit Anfang 2002 um zehn Prozent
gesunken. Deshalb wäre es für
2006 durchaus angebracht, wenn
Lohnabschlüsse vereinbart würden,
die über die Inflationsrate hinaus-
gehen, so dass auch die Kaufkraft
der Arbeitnehmer wieder steigt. 
■ Der Arbeitgeberverband Ge-
samtmetall sagt, die so genannte
Kaufkrafttheorie sei „das falsche
Rezept“. Bislang seien alle Versu-
che, mit kräftigen Lohnerhöhungen
den Konsum anzukurbeln, geschei-
tert.
■ Eindeutig gescheitert ist in den
letzten Jahren der Versuch, über ei-
ne sehr zurückhaltende Lohnpolitik
mehr Wachstum und Beschäftigung
in Deutschland zu erreichen. Das
Resultat dieser Strategie ist eine Stag-
nation der Inlandsnachfrage, die so
in keinem anderen Land zu beobach-
ten ist. Eine große Volkswirtschaft
wie Deutschland wird einen sich
selbst tragenden Aufschwung nur
dann herbeiführen können, wenn
auch der private Verbrauch wieder
steigt, und das setzt eine höhere
Kaufkraft der Arbeitnehmer voraus.
■ Gesamtmetall-Präsident Martin
Kannegiesser schließt eine Entgelt-
erhöhung unterhalb der Inflations-
rate – also Reallohnverluste – nicht
aus. Arbeitsplätze in Deutschland
zu halten, sei wichtiger.
■ Die Unternehmen, die Arbeits-
plätze wegen Billiglöhnen nach Po-

Peter Bofinger, 51, ist 
Professor für Volkswirt-
schaftslehre an der Uni
Würzburg und Mitglied
des Sachverständigen-
rats zur Begutachtung
der gesamtwirtschaft-
lichen Lage 
(„Fünf Weise“)
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Bildungscoaching

Längst sind Weiterbildung und
lebenslanges Lernen zur Vorausset-
zung für Beschäftigte geworden,
auf dem Arbeitsmarkt vermittelbar
zu bleiben. Doch nicht alle Arbeit-
nehmerInnen wissen, wie sie ihre
eigene Qualifizierung planen sollen.
Ihnen kann ein „Bildungscoach“
helfen. Innerhalb des DGB-Projek-
tes Arbeit und Leben wurde das
Tätigkeitsprofil für Bildungscoaches
entwickelt: Er/Sie soll Arbeitnehme-
rInnen helfen, geeignete Bildungs-
angebote zu finden und wahrzu-
nehmen. Im Mittelpunkt steht da-
bei der Gedanke, den Gecoachten
Hilfe zur Selbsthilfe und nicht fer-
tige Lösungen anzubieten. Im 
Frühjahr diesen Jahres werden ein
Abschlussbericht zum Projekt so-
wie eine CD-Rom veröffentlicht;
beides kann schon jetzt kostenfrei
bestellt werden. •

www.dgb-lea.de

steffen.himmel@dgb.de 

regelmäßige Migrationsgespräche
bis zu Seminaren zur Arbeitnehmer-
freizügigkeit und Dienstleistungs-
freiheit in der Europäischen Union
(5.-10.3. im DGB Bildungszentrum
Starnberger See). Das vollständige
Programm ist beim DGB-Bildungs-
werk, Hans-Böckler-Str. 39, 40476
Düsseldorf, erhältlich. •

Tel. 0221/4301141
www.migration-online.de

fügte CD-Rom enthält umfangrei-
che Datentabellen. Silke Bothfeld,
Ute Klammer, Christina Klenner,
Simone Leiber, Anke Thiel, Astrid
Ziegler, WSI-FrauenDatenReport
2005, edition sigma, Berlin 2005,
510 S., 29,90 Euro. •

M i g r a t i o n  u n d  B i l d u n g

Seminare 2006

Ein halbes Jahrhundert Erfah-
rung mit Arbeitsmigration hat die
Bundesrepublik. Grund genug, sich
eingehender mit dem Thema zu be-
fassen. Etwa bei der Tagung „50
Jahre Einwanderung“, die am 23.
Juni im Hans-Böckler-Haus in Düs-
seldorf stattfindet. Die Veranstaltung
ist eines von vielen Angeboten, die
der Bereich Migration & Qualifizie-
rung im DGB-Bildungswerk in seinem
Jahresprogramm 2006 präsentiert.
Thematisch reicht das Spektrum
vom Interkulturellen Training über

G l e i c h s t e l l u n g

Erster
Datenreport

Nach dem Grundgesetz sind
Männer und Frauen gleichberech-

tigt. In der Praxis
belegt der vor
kurzem erstmals
vom Bundesmi-
nisterium für Fa-
milie, Senioren,
Frauen und Ju-
gend (BMFSFJ)
vorgelegte Da-
tenreport zur
Gleichstellung

von Frauen und Männern in der
Bundesrepublik Deutschland, dass
sich die Lebenssituationen und Teil-
habechancen von Frauen zwar ver-
bessert haben, von echter Gleich-
stellung jedoch noch keine Rede
sein kann. Der auf einer CD-Rom
zusammengestellte Datenreport um-
fasst u.a. Informationen zur Gleich-
stellung in den Bereichen Bildung,
Erwerbstätigkeit, Vereinbarkeit von
Familie und Beruf, politische Partizi-
pation und Gesundheit. •

publikationen@bundesregierung.de
www.bmfsfj.de 

B r o s c h ü r e

Älteren eine
Chance

Gerade einmal zehn Prozent
betrug 2004 der Anteil der über 55-
Jährigen an den sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten in Bayern.
Obwohl seit langem die vorherseh-
baren Folgen für den Arbeitsmarkt
durch den demographischen Wandel
beschrieben werden, fehlt es dem
Gros der Firmen an Mut und Inte-
resse, Arbeitsplätze für Ältere um-
zugestalten. Die IG Metall Bayern
hat eine daten- und faktenreiche
Broschüre herausgegeben: „Für 
eine demographische Tarifpolitik –
Arbeiten bis 65 – aber wie?“   •

www.igmetall-bayern.de
Tel. 089/5329490

W S I - B e r i c h t

Frauen in Zahlen

Frauen verdienen im Durch-
schnitt immer noch deutlich weni-
ger als Männer – obwohl jüngere
Frauen ein höheres schulisches Bil-
dungsniveau haben als ihre männ-
lichen Altersgenossen. So konnten
40,6 Prozent der 25- bis unter 30-
jährigen Frauen 2004 ein Abitur vor-
weisen, während es bei den gleich-
altrigen Männern 37,8 Prozent wa-
ren. Diese und viele andere Daten
enthält der aktuelle „FrauenDaten-
Report 2005“ des Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Instituts
(WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung.
Neben Zahlen und Fakten liefert der
Report Analysen zu sieben Themen-
feldern: demographische Entwick-
lung, Bildung,Arbeitsmarkt,Arbeits-
zeit, Einkommen, soziale Sicherung
sowie Politik und Gesellschaft. Da-
bei werden jeweils europäische
Aspekte berücksichtigt. Eine beige-

W e g w e i s e r

Sicher arbeiten

Die neue Arbeitsstättenverord-
nung wirkt sich auch auf den Ar-
beitsschutz und die betriebliche Ar-
beitsplatzgestaltung aus. Betriebs-
und Personalräte können sich mit
Hilfe eines 64-seitigen Wegweisers
im Detail über die neuen Regelun-
gen und ihre Konsequenzen infor-
mieren. Rechtsanwalt Ulrich Faber
hat das Heft im Auftrag des DGB
und der Mitgliedsgewerkschaften
erarbeitet. Er beschreibt, wie die Ar-
beitsstättenverordnung betrieblich
umgesetzt werden sollte und wie
weit Beteiligung und Mitbestim-
mung bei der Arbeitsstättengestal-
tung reichen. 10 bis 99 Hefte sind
zum Stückpreis von 1 Euro, ab 100
Hefte zum Stückpreis von 0,80 
Euro erhältlich (zzgl. Versand). Das
Einzelheft wird für 3,50 Euro frei
Haus geliefert. •

bestellservice@toennes-bestellservice.de
www.dgb.de/service/publikationen/
Stichwort: Arbeitsschutz

PROJEKTE UND PARTNER

der Abbau von fast 5000 bei Daim-
ler-Chrysler, KRAFT und den Bremer
Krankenhäusern für dieses Jahr an-
gekündigt, so der DGB Bremen.
Deshalb sei neben der Demonstra-
tion auch eine Kampagne für 2006
geplant. Infos: www.dgb-bremen.de
••• Der DGB Hessen und ver.di
Hessen fordern in einer gemein-
samen Erklärung die Landesre-
gierung und den Einzelhandel auf,
die Kosten für zusätzliche Kinderbe-

treuung während der Fußball-WM
zu übernehmen. Hintergrund: Hes-
sen hat als erstes Bundesland die
Ladenöffnungszeiten während der
Weltmeisterschaft vollkommen frei-
gegeben. Die zusätzlichen Kosten
für die Betreuung von Kindern der
im Einzelhandel arbeitenden Eltern
belaufen sich auf mindestens 10,8
Millionen Euro, so Berechnungen
des DGB Hessen.
Infos: www.hessen.dgb.de

••• Auf einer Betriebs- und Perso-
nalrätekonferenz des DGB Bre-
men haben die TeilnehmerInnen
eine gemeinsame Demonstra-
tion gegen Arbeitsplatzabbau in
der Hansestadt vereinbart. Die Ak-
tion der rund 80 Betriebs- und Per-
sonalräte wird im Februar während
der Arbeitszeit stattfinden, um mehr
Öffentlichkeit zu erreichen. 6000
Arbeitsplätze seien im vergangenen
Jahr in Bremen verschwunden und

interregio
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Nicht finanzierbar

Ob es in Deutschland in ab-

sehbarer Zeit im größerem

Umfang zur Einführung von

Kombilöhnen kommt, ist

auch nach der Regierungs-

klausur nicht entschieden.

Im Vorfeld des Treffens hat-

ten nicht nur die Gewerk-

schaften und etliche Wissen-

schaftler vor falschen Hoff-

nungen in das vermeintliche

Wundermittel gewarnt, son-

dern auch die Arbeitgeber.

Im Zentrum der Kritik: die

nicht zu finanzierenden zu-

sätzlichen Milliardenlasten

für den Staat. Selbst BDI-

Präsident Jürgen Thumann

rät der Politik beim Kombi-

lohn zu „kleinen, vorsichti-

gen Schritten“. Sie solle 

erst einmal Pilotprojekte auf

den Weg bringen, um das

Thema weiter zu entwickeln.

Zudem müsse man vorsichtig

sein, den öffentlichen Haus-

halten weitere Belastungen

aufzuladen. 

Auch Finanzminister Peer

Steinbrück (SPD) hat offen-

bar Zweifel, dass sich der

Kombilohn, wie von der CDU

unterstellt, kostenneutral

einführen ließe. Vorsorglich

hat er bereits im Anschluss

an die Regierungsklausur 

erklärt, dass ein massiver

Einsatz von Steuergeldern

für den Kombilohn „im 

Rahmen des Haushalts für

die nächsten Jahre nicht 

laufen wird“.

D e b a t t e  u m  d i e  K o m b i l ö h n e

Alles kommt auf den Prüfstand

In der von Arbeitsminister Franz
Müntefering (SPD) geleiteten Ar-
beitsgruppe kommt alles auf den
Prüfstand. Nicht nur das Thema
Kombilohn, sondern auch die von
den Gewerkschaften geforderte Ein-
führung von branchenbezogenen
Mindestlöhnen, das Entsendegesetz
ebenso wie die Auswirkungen der
Mini- und Midijobs auf den Arbeits-
markt. Im Niedriglohnsektor müsse

sichergestellt werden, so Müntefe-
ring im Anschluss an die Regie-
rungsklausur, dass die Löhne nicht
in den Bereich der Sittenwidrigkeit
heruntergedrückt werden können.
Auch Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) hatte bereits im Vorfeld
der Klausur erklärt, Ziel der staatli-
chen Förderung im Niedriglohnbe-
reich müsse es sein, dass die dort
Beschäftigten „von ihrem Lohn le-

In Deutschland gibt es im Gegen-
satz zu vielen anderen europäi-
schen Ländern keinen gesetzlichen
Mindestlohn. In zahlreichen Bran-
chen werden untere Stundenlöhne
gezahlt, die den Beschäftigten 
kein existenzsicherndes Einkom-
men ermöglichen.

ben können“. „Dumpinglöhne sind
mit uns nicht zu machen“, so Mer-
kel. Für denkbar hält die Kanzlerin
aber einen kombinierten Lohn, „bei
dem das privat gezahlte Entgelt
staatlich aufgebessert wird“.

Ob und in welchem Umfang
Kombilöhne Sinn machen, hängt aus
Sicht der Gewerkschaften vor allem
davon ab, ob die eingesetzten Steu-
ermittel tatsächlich den Beschäftig-

ten zugute kommen, oder ob die
Kombilöhne lediglich von den Ar-
beitgebern als willkommenes In-
strument zur Senkung der ohnehin
bereits niedrigen Löhne missbraucht
werden. Kombilöhne, so der IG Me-
tall-Vorsitzende Jürgen Peters, wür-
den nicht zur Schaffung neuer, son-
dern vor allem zur milliardenschwe-
ren Subventionierung vorhandener
Arbeitsplätze führen. Sie „provo-
zierten geradezu Mitnahmeeffekte
durch die Unternehmen“. Sollte es
zu ihrer flächendeckenden Einfüh-
rung kommen, wären „ausufern-
den Zuschüssen für die Wirtschaft
auf Kosten der Beitrags- und Steu-
erzahler Tür und Tor geöffnet“.

Statt auf die von der Union geforderte flächendeckende Einführung von
Kombilöhnen haben sich die Regierungsparteien auf ihrer Klausur in
Genshagen auf die Einsetzung einer Arbeitsgruppe verständigt. Sie soll
klären, mit welchen Instrumenten die Beschäftigungschancen für Gering-
qualifizierte tatsächlich erhöht werden können. Und was finanzierbar ist. 

Hinzu kommt, dass es bereits
jetzt in Deutschland ein umfangrei-
ches System staatlicher Förderung
gering qualifizierter Beschäftigter
gibt. Dazu zählen nicht nur die so-
genannten Einarbeitungszuschüsse,
bei denen die Arbeitgeber bei der
Einstellung eines Arbeitslosen zwölf
Monate lang 50 Prozent des Lohns
ersetzt bekommen können, die Frei-
betragsregelung für hinzuverdien-
tes Einkommen für ALG II-Bezieher
und die Freistellung von 400-Euro-
Jobs von der Sozialversicherungs-
pflicht.Allein für die 170 000 im ver-
gangenen Jahr neu hinzu gekom-
menen Fälle von Einarbeitungszu-
schüssen wurde eine Milliarde Euro
aus den Sozialbeiträgen aufgewen-
det. Gleichzeitig haben zum Beispiel
die Mini- und Midijobs Milliarden-
löcher in die Sozialversicherungssys-
teme gerissen, auch weil sie sozial-
versicherungspflichtige Arbeitsver-
hältnisse verdrängt haben.

DGB-Vize Ursula Engelen-Kefer
bewertet das Ergebnis der Regie-
rungsklausur dennoch positiv. Dass
die Bundesregierung nicht die flä-
chendeckende Einführung von Kom-
bilöhnen beschlossen habe, sondern
den gesamten Niedriglohnsektor auf
den Prüfstand stellen will, sei ein Fort-
schritt. „Auch die Gewerkschaften
sind der Auffassung, dass die Politik
mehr tun muss, um problembehaf-
tete Gruppen von Langzeitarbeits-
losen in den ersten Arbeitsmarkt zu
integrieren“, so Engelen-Kefer ge-
genüber einblick. „Aber wir haben
heute zu vielfältige, diffuse, intrans-
parente Maßnahmen.“ Profitieren
würden hiervon vor allem größere
Unternehmen, die die staatliche
Förderung missbrauchen, um ihre
Personalkosten zu reduzieren. Für
kleinere, wachstumsorientierte Un-
ternehmen seien die Fördermög-
lichkeiten bei der Einstellung gering
qualifizierter Arbeitsloser hingegen
schwer zu überschauen. „Das muss
neu geordnet und transparent ge-
staltet werden“. •

Einkommen von Vollbeschäftigten in unteren Tarifgruppen* (in Euro)
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* Stand: Dezember 2005; zum Teil Einstiegsgehälter

Privates Transport- und
Verkehrsgewerbe

Meckenburg-Vorpommern

8,66

Sanitär- und Heizungstechnik
Meckenburg-Vorpommern

Kfz-Handwerk
Meckenburg-Vorpommern

Friseurhandwerk NRW

Landwirtschaft
Rheinland-Pfalz

Hotel- und Gaststättengewerbe
Hamburg

Steine-Erden-Industrie
Saarland

öffentlicher Dienst
Gemeinden Ost

Metallhandwerk
Hessen

Quelle: WSI-Tarifarchiv

6,98

6,95

6,31

4,78

4,93

4,69

4,24

4,23

1394

1209

1144

1091

832

793

764

733

731

Stundenlohn
Monatslohn

Zum Leben zu wenig
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GEWERKSCHAFTEN
Der Bundesverband 
Regie (BVR) hat seine 
Zusammenarbeit mit

der Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di beendet. Laut
BVR habe bei ver.di das 
Verständnis dafür gefehlt,
dass Regisseure ebenso 
wie „Ärzte oder Piloten 
eine besondere berufliche
Verantwortung für ihre
Branche tragen“. Der BVR
hat sich dem Berufsverband
der freien Berufe (BfB) 
angeschlossen.

TRANSNET will 
bis Juli 2006 einen 
Welt-Betriebsrat 

für die Bahn AG einrichten.
Nach dem Zukauf des US-
Unternehmens BAX Global
sei die Bahn zum weltweit
drittgrößten Logistikunter-
nehmen aufgestiegen. 
Die „globale Expansions-
strategie“ der Bahn mache
eine globale Arbeitnehmer-
vertretung nötig.

ver.di fordert ein ge-
setzliches Verbot von 
Personalabbau für 

Unternehmen, die nicht in
wirtschaftlichen Schwierig-
keiten stecken. Ein „Perso-
nalabbau zur Renditesteige-
rung“ widerspreche der 
sozialen Marktwirtschaft. 

Die GEW fordert von 
der Politik einen 
„professionelleren

Umgang“ mit der Grund-
schulstudie VERA. Die Bun-
desländer hätten die Ge-
samtergebnisse immer noch
nicht veröffentlicht. Trotz-
dem wolle beispielsweise
NRW mit den VERA-Ergeb-
nissen „Schulrankings“ er-
stellen. Diese könnten die
SchülerInnen der „Verlierer-
Schulen“ stigmatisieren.

kurz&bündig O r g a n i s a t i o n s r e f o r m

ver.di will 
schlanker werden

Die Gewerkschaft ver.di will ih-
re Organisationsstrukturen bis zum
Bundeskongress im Herbst 2007
weiter verschlanken. Nach einem
Beschluss des Gewerkschaftsrates
vom Dezember soll der Bundesvor-
stand von derzeit 15 auf 11 Mit-
glieder verkleinert werden. Beim
Zusammenschluss der fünf Grün-
dungsgewerkschaften DAG, DPG,
HBV, IG Medien und ÖTV zu ver.di
im März 2001 war zunächst ein 
19-köpfiger Vorstand gewählt wor-
den. Dadurch sollte sichergestellt
werden, dass während des so ge-
nannten Start-Ziel-Prosesses der
neuen Gewerkschaft sowohl die
Ursprungsgewerkschaften als auch
die einzelnen Fachbereiche im Vor-
stand vertreten sind.

Nach dem Beschluss des Ge-
werkschaftsrates werden die Lan-
desbezirksleitungen auf eine/n Vor-
sitzende/n und maximal zwei Stell-
vertreterInnen verkleinert. Zudem
werden die Bundesländer Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen zu
einem Landesbezirk zusammen-
gefasst. In den Landesbezirken
Hamburg und Nord sowie Rhein-
land-Pfalz und Saarland sollen die
Fachbereiche bezirksübergreifend
kooperieren. •

2006 ist im DGB ein Wahljahr.
Vier Monate vor dem DGB-Bun-
deskongress Ende Mai in Berlin
werden zwischen dem 21. Januar
und dem 18. Februar auf neun Be-
zirks- sowie vier Landeskonferen-
zen die Bezirks- und Landesvorsit-
zenden des DGB gewählt. In den
meisten Bezirken treten die bisheri-
gen AmtsinhaberInnen zur Wieder-
wahl an. In Nordrhein-Westfalen
scheiden der langjährige Bezirks-
vorsitzende Walter Haas, 64, und
seine Stellvertreterin Brigitte Gros-

se, 64, aus Altersgründen aus, in
Berlin-Brandenburg der bisherige
Bezirks-Vize Bernd Rissmann, 60,
sowie in Hessen-Thüringen der
thüringische Landesvorsitzende
Frank Spieth, 58.

Für die Wahl des Bezirksvorsit-
zenden in NRW schlägt der DGB-
Bundesvorstand den 1. Bevollmäch-
tigten der IG Metall in Münster,
Guntram Schneider, 54, vor; als stell-
vertretende Bezirksvorsitzende –
anders als irrtümlich im einblick
22/2005 gemeldet – die Leiterin

des ver.di-Landesfachbereichs Ge-
meinden, Martina Peil, 47. Als stell-
vertretende Bezirksvorsitzende für
Berlin-Brandenburg hat der DGB-
Bundesvorstand außerdem am 6.
Januar Doro Zinke, 51, bislang Ge-
neralsekretärin der Europäischen
Transportarbeiterföderation in Brüs-
sel, vorgeschlagen, als Landesvor-
sitzenden für Thüringen und stellver-
tretenden Bezirksvorsitzenden von
Hessen-Thüringen den bisherigen Re-
gionsvorsitzenden von Mittel-Nord-
thüringen, Steffen Lemme, 40. •

www.einblick.dgb.de
Alle Wahlvorschläge des 
DGB-Bundesvorstands auf einen Blick

D G B - B e z i r k s -  u n d  L a n d e s v o r s i t z e n d e

Wahlvorschlag des Bundesvorstands

2006: Das Gewerkschaftsjahr auf einen Blick

21.1. Bezirkskonferenz DGB Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt 
und Landeskonferenz Niedersachsen, Hannover

21.1. Landeskonferenz DGB Thüringen, Erfurt

21.1. Landeskonferenz DGB Saar, Saarbrücken

27.1. Bezirkskonferenz DGB Berlin – Brandenburg, Berlin

28.1. Bezirkskonferenz DGB Nord, Lübeck

4.2. Bezirkskonferenz DGB Sachsen, Zwickau

10./11.2. Bezirkskonferenz DGB Nordrhein Westfalen, Oberhausen

11.2. Bezirkskonferenz DGB Baden-Württemberg, Pforzheim

11.2. DGB, Demonstration zur EU-Dienstleistungsrichtlinie, Berlin

14.2. „Services for the People“, Demonstration des Europäischen 
Gewerkschaftsbundes zur EU-Dienstleistungsrichtlinie, Straßburg

17./18.2. Bezirkskonferenz DGB Bayern, München

18.2. Bezirkskonferenz DGB West, Frankenthal

Bezirkskonferenz DGB Hessen – Thüringen und Landeskonferenz 
DGB Hessen, Frankfurt/M.

1.3. – 31.5. Betriebsratswahlen 2006

8.3. „Gleich gestellt, doppelt stark!“, Internationaler Frauentag

1.5. DGB, zentrale 1. Mai-Kundgebung,Wolfsburg

DGB Nord, Job Parade, Schwerin 

Eröffnung der Ruhrfestspiele 2006

22. – 26.5. DBG-Bundeskongress „Die Würde des Menschen ist 
unser Maßstab, Berlin

27. – 29.10. ver.di-Jugend,Antirassismuskonferenz, Gladenbach

13. – 16.11. GdP-Bundeskongress, Berlin

29./30.11. Arbeitszeit-Kongress der Gewerkschaft NGG, Berlin

Drei Ereignisse stehen in der ersten Jahreshälfte 2006 bei den Gewerk-
schaften im Vordergrund: die bundesweiten Betriebsratswahlen vom 
1. März bis zum 31. Mai, der DGB-Bundeskongress vom 22. bis 26. Mai in
Berlin mit den vorausgehenden Bezirks- und Landeskonferenzen sowie 
die Auseinandersetzung mit der EU-Dienstleistungsrichtlinie. Wichtigstes
Ereignis im zweiten Halbjahr ist der Bundeskongress der Gewerkschaft 
der Polizei vom 13. bis 16. November in Berlin.
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MEINUNG Eine
Herausforderung,
keine Bedrohung

Neben der Globalisierung 

ist die demographische Ent-

wicklung das wichtigste 

politische Schlagwort, wenn

Politiker, Journalisten und

Arbeitgebervertreter in den

vergangenen Jahren Ein-

griffe in den Sozialstaat 

begründet haben. Für Judith

Kerschbaumer und Wolfgang

Schroeder ist der zu erwar-

tende nachhaltige Rückgang

der Erwerbsbevölkerung 

weder ein Mythos, dessen

Auswirkungen auf den 

Wohlstand sich umstandslos

durch den Produktivitäts-

fortschritt eliminieren las-

sen, noch ein Drama, das

weitere Eingriffe in die Sozi-

alsysteme unausweichlich

macht, sondern ein politisch

gestaltbarer Prozess. 

In dem von ihnen herausge-

gebenen Buch „Sozialstaat

und demographischer 

Wandel“ analysieren Wissen-

schaftlerInnen und Gewerk-

schafter die Folgen des 

Bevölkerungsrückgangs auf

den Arbeitsmarkt und die

Sozialversicherungssysteme.

Eine besondere Verantwor-

tung messen die beiden 

HerausgeberInnen den 

Gewerkschaften zu, die mit

der Tarif- und der Betriebs-

politik ein eigenständiges

politisches Handlungsfeld

nutzen könnten.

Judith Kerschbaumer, Wolfgang

Schroeder (Hrsg.), Sozialstaat und

demographischer Wandel. Heraus-

forderungen für Arbeitsmarkt

und Sozialversicherung, VS Verlag

für Sozialwissenschaften, Wies-

baden 2005, 239 Seiten, 24,90 Euro

Obwohl in kaum einer Rede von Politikern der
Hinweis auf die demographische Herausforderung
fehlt, sind wir von einer konsistenten, sozial gerech-
ten Strategie zur Gestaltung des
demographischen Wandels noch
weit entfernt: Häufig domi-
nieren im Umgang mit der
demographischen Heraus-
forderung Ignoranz und
Missbrauch. Was ist damit ge-
meint? Einerseits die gängige
Praxis von Parteien und Regie-
rungen, die demographische Herausforderung zu
nutzen, um den Abbau von sozialen Rechten und
Leistungen zu rechtfertigen. Andererseits Strategien,
die sich auf eine Abwehrposition zurückziehen nach
dem Motto: „Das ist doch alles nur ideologisches
Gerede, um den Abbau des Wohlfahrtsstaates vor-
anzutreiben“. Nach dieser Auffassung gibt es gar
keine demographisch bedingten Probleme des Sozi-
alstaats, sondern nur solche, die sich auf die Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktentwicklung zurückführen
ließen. Das eigentliche Problem seien die geringe
Produktivität und die falsche Beschäftigungspolitik.

Richtig daran ist, dass der erwerbsarbeitszen-
trierte deutsche Sozialstaat derzeit nicht nur durch
demographische Verschiebungen herausgefordert
wird, sondern vor allem durch den Wandel der
Arbeitsverhältnisse und der sozialen Le-
benslagen. Die Gewerkschaften engagieren sich
deshalb dafür, dass nicht der Ab-, sondern der demo-
graphiegerechte Umbau des Sozialstaates möglich
wird. Und sie tragen durch eigene Gestaltungsinstru-
mente auf der betrieblichen und tarifvertraglichen
Ebene mit dazu bei, den Herausforderungen zu be-
gegnen: z.B. im Arbeits- und Gesundheitsschutz, in
der Arbeitsorganisation, in der Qualifizierungs- und
in der Leistungspolitik. Dieses Instrument gilt es in
Zukunft stärker zu nutzen: Die Tarifpolitik muss 
demographiegerecht gestaltet und präventiv aus-
gerichtet werden. Aber weder eine altersgerechte 

Tarifpolitik noch eine nachhaltige Beschäftigungspo-
litik allein reichen, um die demographische Heraus-
forderung zu bewältigen.

Noch nie gab es in der jüngeren deutschen Ge-
schichte eine Situation, in der die Bevölkerung zu-
gleich gealtert und geschrumpft ist – genau das tritt
aber jetzt ein. Selbst mittelfristig ist ein quantita-
tiver Rückgang der Geburtenrate kaum
noch zu verhindern. Es sei denn, dass die Politik
eine familien- und kinderorientierte Offensive star-
tet, die auch vor neuen, teuren Anreizen bei der In-

frastruktur und einer hohen Kinderprämie nicht
zurückschreckt. Diese müsste bei mindestens 10 000
Euro pro Kind liegen, wenn sie zu einer Veränderung
der Geburtenrate führen soll. Aber es geht nicht nur
ums Geld. Eine demographieorientierte Of-
fensivstrategie muss zwei Dinge vorantreiben:
Sie muss erstens darauf hinwirken, dass sich gesell-
schaftliche Dynamik und Solidarität trotz der sich
problematisch verändernden Altersstruktur entfalten
können. Zweitens müssen bessere Bedingungen für
Kinder und Familien geschaffen werden.

Für die erfolgreiche Bewältigung der demogra-
phischen Herausforderungen erweist sich die ver-
meintliche Sachzwanglogik des Sozialstaatabbaus
als Sackgasse. Statt dessen ist eine gerechtere,
ergiebigere und nachhaltigere Einnahme-
politik, die sich am Modell der Bürgerversicherun-
gen orientiert, ohne eine weitere Belastung des Fak-
tors Arbeit zu fördern, das Gebot der Stunde. Auch
die Ausgabenpolitik muss auf den Prüfstand. Zudem
brauchen wir eine Infrastruktur- und Präventions-
politik, die vor allem den Familien unterstützend zur
Seite steht, damit Deutschland wieder ein kin-
derfreundliches Land wird und sich verjüngen
kann.Wer Rentner wird, muss wollen, dass genügend
Erwerbstätige zur Verfügung stehen, die seine Rente
finanzieren. So einfach ist das. Wer also von der 
Demographie redet, darf vom Wandel hin zu einer
kinderfreundlichen Gesellschaft nicht schweigen. •

Wer Rentner oder Rentnerin wird, muss schon aus
Eigennutz wollen, dass genügend Erwerbstätige
zur Verfügung stehen, die seine/ihre Rente finan-
zieren. Der Wandel zu einer kinderfreundlichen 
Gesellschaft ist ein Schlüsselfaktor bei der Gestal-
tung des demographischen Wandels, meinen 
Judith Kerschbaumer und Wolfgang Schroeder.

G e s t a l t u n g  d e s  d e m o g r a p h i s c h e n  W a n d e l s  

Kinderfreundlichkeit ist ein
Schlüsselfaktor

Judith Kerschbaumer, 42, ist
Leiterin des Bereichs Sozial-
politik/Gesundheitspolitik 
der Gewerkschaft ver.di.

Dr. Wolfgang Schroeder, 45,
ist Leiter des Bereichs Sozial-
politik der IG Metall.
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personalien
••• Der IG BAU-Vorsitzende Klaus
Wiesehügel, 52, ist am 9. Dezem-
ber zum Präsidenten der neu ge-
gründeten Bau- und Holzarbeiter In-
ternationale (BHI) gewählt worden.
Die aus dem Zusammenschluss der
bislang eigenständigen Internatio-
nalen der freien und der christlichen
Gewerkschaften entstandene Bau-
und Holzarbeiter Internationale ver-
tritt mehr als elf Millionen Arbeit-
nehmerInnnen in 125 Ländern.
••• Welf Schröter, 51, Leiter des
Forums Soziale Technikgestaltung
beim DGB Baden-Württemberg, ist
vom Bundeswirtschaftsministerium
in die Expertengruppe „Mobile En-
terprise“ berufen worden. Die im
Dezember 2005 konstituierte Ex-
pertengruppe soll mittelständische

Unternehmen und Handwerksbe-
triebe bei der Entwicklung von Soft-
warelösungen beraten.
••• Matthias Platzeck, 52, Mi-
nisterpräsident des Landes Branden-
burg sowie Vorsitzender der SPD, ist
am 10. Dezember 2005 am Rande
der jedes Jahr stattfindenden Bar-
barafeier des Bergwerks Ost in 
Kamen in die IG BCE eingetreten.

ler-Stiftung und Wissenschaftszen-
trum Berlin, Konferenz „Erfolgsmo-
dell Mitbestimmung“, Berlin

DGB Baden-
Württemberg, Tagung „Wechsel-
jahre? Sozialpolitik aus Frauen-
sicht“, Stuttgart

DGB Niedersach-
sen – Bremen – Sachsen-Anhalt,
Bezirkskonferenz und Landeskonfe-
renz Niedersachsen, Hannover

DGB Thüringen,
Landeskonferenz, Erfurt

DGB Saar, Lan-
deskonferenz, Saarbrücken

DGB Berlin-Bran-
denburg, Bezirkskonferenz, Berlin

DGB Niedersach-
sen, Tagung „Frauen wählen! BR-
Wahlen 2006“, Hustedt

DGB Nord, Be-
zirkskonferenz, Lübeck

28.1.

27./28.1.

27.1.

21.1.

21.1.

21.1.

20.1.
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Buch: Hans-Joachim Scha-
bedoth, Unsere Jahre mit
Gerhard Schröder. Ein
Rückblick, Schüren Verlag,
Marburg 2006, 242 Seiten,
27 Euro
Wer erinnert sich noch an Jost
Stollmann? An Erich Ribbeck und
Reinhard Höppner? Hans-Joa-
chim Schabedoths Aufzeichnun-
gen haben schon „Unsere Jahre
mit Helmut Kohl“ vor dem Ver-
gessen bewahrt. Jetzt lässt er die
sieben Jahre mit Gerhard Schrö-
der Monat für Monat Revue pas-
sieren. Was ist aus dem rot-grü-
nen Projekt geworden? An wel-
chen Kreuzungen wurde falsch
abgebogen? Wie konnte sich,allen
Intrigen zum Trotz, „Kohls Mäd-
chen“ ganz nach oben kämpfen?

Tipp
.

Hans-Böck le r-
Stiftung und IG Metall, Tagung
„Strukturwandel und Zukunft der
Beschäftigung im Kfz-Gewerbe“,
Düsseldorf

DGB, Hans-Böck-17.1.

16.1.

Schlusspunkt●

Werbeslogan der Deutsche Post AG zur Vermarktung ihrer Verstorbenen-
datei, in der regelmäßig die Todesanzeigen deutscher Tageszeitungen aus-
gewertet werden.

„Sterbedatei: Preise, die sich rechnen. 
Leistungen, die sich auszahlen.“

PFLEGE VON ANGEHÖRIGEN: Eine Domäne der Frauen
Ende 2004 gab es in Deutschland zwei
Millionen Pflegebedürftige, bis 2040
werden es rund 3,4 Millionen sein. 
Das bedeutet auch, dass immer mehr
Beschäftigte mit dem Problem konfron-
tiert werden, Beruf und die Pflege von
Angehörigen vereinbaren zu müssen.
Und das sind – wie bei der Erziehung –
vor allem Frauen. Drei Viertel der
Hauptpflegepersonen sind zurzeit 
Frauen. Unter den Pflegenden, für die
die Pflegeversicherung Rentenbeiträge
entrichtet, beträgt der Frauenanteil 
sogar über 90 Prozent. Quelle: VDR/WSI-FrauenDatenReport 2005 ©

 D
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Frauenanteil bei den Pflegepersonen mit Pflichtversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung
nach Altersklassen (in Prozent)

Alter am Jahresende

bis
19

20 –
24

25 –
29

30 –
34

35 –
39

40 –
44

45 –
49

50 –
54

55 –
59

60 –
64

im
Erwerbs-

alter

ab
65

ins-
gesamt

76,3
84,8

90,6 94,0 94,6 93,9 93,1 92,0 90,2 88,3 91,7 92,5 91,8

dieDGBgrafik
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„Die Würde des Menschen ist
unser Maßstab“, unter diesem Mot-
to stehen nicht nur der 1. Mai 2006
und der DGB-Bundeskongress vom
22. bis 26. Mai in Berlin. Dass das
Grundrecht auf ein Leben in Würde
nicht der Globalisierung geopfert
wird, und dass jeder Mensch ein
Recht auf eine Arbeit hat, mit der er
seinen Lebensunterhalt finanzieren
kann, ist die wichtigste politische
Forderung des DGB in diesem Jahr.
„Hauptaufgabe der Gewerkschaften
ist es, den Vorrang für Arbeit und
soziale Gerechtigkeit wieder in der
Gesellschaft durchzusetzen“, so der
DGB-Vorsitzende Michael Sommer
während der Neujahrspressekonfe-
renz des DGB am 27. Januar. Die
Gewerkschaften würden dafür strei-
ten, „dass Arbeit nicht länger Mil-
lionen Menschen arm macht“.

Einen zweiten Schwerpunkt wol-
len DGB und Gewerkschaften auf
die Gewinnung neuer Mitglieder le-
gen. Die Durchsetzungsfähigkeit der
Gewerkschaften gegenüber den Ar-
beitgebern und der Politik soll nach-
haltig gesteigert werden. Bereits
2005 hatten DGB und Gewerk-
schaften eine Reihe gemeinsamer
Projekte begonnen, mit denen eine
Trendwende bei der Mitgliederent-
wicklung eingeleitet werden soll.

Diese würden beginnen zu wirken.
„Es finden wieder mehr Menschen
den Weg in die Gewerkschaften“,
so Sommer, auch wenn das Ergeb-
nis der Mitgliederentwicklung noch
nicht zufriedenstellend sei. Aber es
gebe erste Ansätze für eine echte

Trendwende. Sie sollen 2006 ver-
stärkt werden.

Der DGB-Bundesvorstand hat
auf seiner Klausur Ende Januar be-
reits erste flankierende Maßnah-
men beschlossen: Im Zukunft will
der DGB in regelmäßigen Abstän-
den die Arbeitszufriedenheit der
Beschäftigen in Deutschland analy-
sieren. Dadurch sollen die sozialen
Defizite bei der Regulierung des 
Arbeitsmarktes öffentlich werden.
Zudem will der DGB die bereits lau-
fenden regelmäßigen Befragungen
von ArbeitnehmerInnen und Ge-
werkschaftsmitgliedern intensivie-
ren. Die dadurch gewonnen Er-
kenntnisse sollen nicht nur in die
politischen Forderungen der Ge-
werkschaften einfließen, sondern
auch für eine Weiterentwicklung
der eigenen Politik genutzt werden.
Einen weiteren Schwerpunkt will
der DGB mit der Entwicklung einer
neuen Finanzarchitektur für den
Sozialstaates setzen.

Der DGB-Bundesvorstand hat
zudem eine Vorentscheidung über
die Zusammensetzung des neuen
Geschäftsführenden Bundesvor-
stands (GBV) getroffen. Der DGB-
Vorsitzende Michael Sommer und
Vorstandsmitglied Dietmar Hexel
sollen wiedergewählt werden. Ingrid
Sehrbrock soll neue stellvertretende
DGB-Vorsitzende werden.Als Nach-
folgerInnen für die bisherigen Vor-
standsmitglieder Ursula Engelen-
Kefer und Heinz Putzhammer schlägt
der Bundesvorstand Annelie Bunten-
bach und Claus Matecki vor. Bun-
tenbach, 51, früher Bundestagsab-
geordnete der Grünen, ist Leiterin
der Abteilung Sozialpolitik der IG
BAU. Matecki, 57, ist Leiter des Be-
reichs Vorsitzender der IG Metall. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.initiatived21.de
Die digitale Arbeitswelt 

in Deutschland

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Zukunftsperspektiven der

Mitbestimmung
Rede von DGB-Vorstand

Dietmar Hexel auf den 
Bitburger Gesprächen

2/06gewerkschaftlicher Info-Service vom 30.01.2006

Verteidigungsminister 
Volker Jung (CDU) will,

dass bei Auslandseinsätzen
verwundete Bundeswehr- 
soldaten ein Recht auf Weiter-
beschäftigung erhalten. Sie
dürften nicht „abseits in die
Arbeitslosigkeit rutschen“.

+ Ludwig Georg Braun,
Präsident des Deutschen

Industrie- und Handelskammer-
tags (DIHK), hat eine Senkung
der Ausbildungsvergütungen
gefordert. „Wo zwei Lehrlinge
arbeiten, sollten sich künftig
drei das gleiche Geld teilen.

-
plusminusBERLIN
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Mehr Service für die Mitglieder
____________ ____

Zukunft der 
Mitbestimmung
Neuere Studien belegen, das 

Mitbestimmung sich wirt-

schaftlich rechnet. Sie werden 

in den Empfehlungen der 

Biedenkopf-Kommission eine 

Rolle spielen

____________ ____

Mitgliederentwicklung
Gewerkschaften holen auf, 

auch wenn die Trendwende 

noch nicht geschafft ist

____________ ____

Unternehmens-
verantwortung
Corporate Social Responsi-

bility (CSR) kann gesetzliche 

Standards ergänzen, nicht 

ersetzen, meint Andreas 

Botsch

Seite 7

Seite 5

Seite 3

inhalt

Die Gewinnung junger Menschen
ist ein Schwerpunkt der geplanten
Trendwende. Am erfolgreichsten
waren dabei 2005 die GdP und die
GEW. Bei ihnen lag der Anteil der
jungen Menschen unter den neuen
Mitgliedern bei über 50 Prozent.

GdP und GEW am
erfolgreichsten
Anteil der Jugendlichen unter den
2005 eingetretenen Gewerkschafts-
mitgliedern (in Prozent)

IG BAU

IG Bergbau, Chemie, Energie

TRANSNET

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Gew. Nahrung –Genuss – Gaststätten

ver.di

Gewerkschaft der Polizei

IG Metall

Quelle: DGB ©
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59,5

DGB gesamt

54,2

43,9

38,7

34,3

34,2

25,8

25,2

33,8
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in ihrem Grundrecht aus Artikel 5
GG, mit Sicherheit aber in ihren
Grundrechten aus Art. 2, 13 GG
verletzt worden.“ 

Der Durchsuchungs- und Be-
schlagnahmebeschluss sei aber
auch deshalb rechtswidrig, weil kei-
ne bestimmten tatsächlichen An-
haltspunkte für einen konkreten
Verdacht bestanden hätten. Der
Rechtsanwalt der LabourNet-Re-
dakteurin kündigte an, die Stellung
von Dienstaufsichtsbeschwerden
und Entschädigungsansprüchen zu
prüfen. Redakteurin Wompel for-
dert, das Verfahren sofort einzustel-
len sowie alle rechtswidrig erlang-
ten Daten zu vernichten. •

R i e s t e r - R e n t e

EU-Kommission
droht mit Klage

Die EU-Kommission hat ein Ver-
tragsverletzungsverfahren gegen
die Bundesregierung eingeleitet.
Grund dafür ist die Benachteiligung
von Bürgern bei der Riester-Rente,
wenn sie ihren ständigen Wohnsitz
im Ausland haben. Die von der EU-
Kommission veröffentlichte und
„mit Gründen versehene Stellung-
nahme“ ist die erste Stufe eines
Vertragsverletzungsverfahrens.

Die Kommission bemängelt drei
Einschränkungen für die Gewäh-
rung der Riester-Zulage, die nicht
mit dem Gemeinschaftsrecht ver-
einbar seien. So ist nur zulagebe-
rechtigt, wer in Deutschland unbe-
schränkt steuerpflichtig ist. Die Tat-
sache, dass mit dem geförderten
Kapital nur eine Wohnung in
Deutschland finanziert werden darf,

verhindere zudem, dass Grenzgän-
ger das Geld in ihrem Heimatland
einsetzen könnten. Die Verpflich-
tung zur Rückzahlung, falls die un-
beschränkte Steuerpflicht endet,
diskriminiere Wanderarbeitnehmer,
die nach dem Ausscheiden aus dem
Erwerbsleben in ihre Heimat zu-
rückkehrten. •

F u ß b a l l - W M

Fair Play 
gefordert

Clean Clothes Campaign (CCC),
die Kampagne für Saubere Klei-
dung, nimmt die Schattenseiten der
Fußballweltmeisterschaft unter die
Lupe. Die Christliche Initiative Ro-
mero (CIR), wie die Gewerkschaf-
ten Mitglied der Kampagne, macht
auf den Arbeitsalltag der NäherIn-
nen in den Bekleidungsfabriken
aufmerksam, die weltweit für adi-
das, Nike und Co. Sportkleidung

fertigen.„Hungerlöhne und extremer
Arbeitsdruck“,beschreibt die CIR den
Arbeitsalltag. Vor dem Mega-Event
Fußball-WM würden den Arbeiter-
Innen Höchstleistungen abverlangt.
„Wer murrt oder seine Rechte ein-

fordert, fliegt raus.Während die Ar-
beiterInnen nicht wissen, wie sie 
ihre Familien satt bekommen sol-
len, haben sich die Manager von
adidas ihre Gehälter um 89 Prozent
erhöht.“  •

L a b o u r N e t

Durchsuchung
rechtswidrig

Das Landgericht Bochum hat
die Durchsuchung und Beschlag-
nahmung von Arbeitsmaterialien
und Unterlagen der Internetplatt-
form LabourNet als Verstoß gegen
das Grundgesetz bezeichnet. Mit
dem Beschluss vom 10. Januar hat
die 6. Strafkammer den Beschwer-
den der beschuldigten Redakteurin
Mag Wompel stattgegeben. In der
Begründung heißt es: „Die Be-
schuldigte ist durch den Beschluss
und dessen Vollzug möglicherweise
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➜

Europatauglich 

Das Erfolgsmodell der Mit-

bestimmung mit Blick auf 

Europa weiter zu entwickeln,

lautet der Prüfauftrag der

Biedenkopf-Kommission. Die

Gewerkschaften beteiligen

sich an der Diskussion mit ei-

genen Reformvorschlägen:

* Weil die Unternehmen

seit dem Mitbestimmungs-

gesetz von 1976 kleiner ge-

worden sind, müsse auch der

Schwellenwert für die Unter-

nehmensmitbestimmung 

unter die 2000-Beschäftig-

ten-Grenze sinken.

* Weil sich die Unterneh-

men immer mehr internatio-

nalisieren, müssten auch

ausländische Belegschaften

das passive Wahlrecht 

erhalten.

* Um die Kontrollfunktion

der Aufsichtsräte zu stärken,

müsse der Gesetzgeber 

einen Katalog zustimmungs-

pflichtiger Geschäfte fest-

legen

* Weil den Aufsichtsräten

zum Teil wichtige Entschei-

dungen entzogen werden, 

in dem sie an Ausschüsse 

delegiert werden, müssten

auch die Ausschüsse pari-

tätisch besetzt werden.

* Weil die Mitbestimmung

durch einen Wechsel der 

Unternehmensform unter-

laufen werden kann, müs-

sten GmbHs mit Aktienge-

sellschaften gleichgestellt

werden.

Z u k u n f t  d e r  M i t b e s t i m m u n g

„Eine sehr verlässliche Basis
Im Herbst will die noch von Rot-Grün berufene Biedenkopf-Kommission
ihre Empfehlungen zur Reform der Mitbestimmung vorlegen. Ihre Arbeit
bietet die Chance zur Versachlichung der Debatte, denn die Kommission
will ihre Ratschläge einstimmig beschließen. Bis dahin hat sie sich eine
Sendepause verordnet.

ten einer „freiwilligen Lösung“.
Wenn die Mitbestimmung so se-
gensreich wirke, wie deren Befür-
worter behaupten, würden die Fir-
men sie sicher nicht „ersatzlos über
Bord werfen“. Manfred Gentz, ehe-
maliger Vorstand der DaimlerBenz
AG und als Arbeitgebervertreter

dauern, als in den USA, aber wenn
es zu einer Übereinkunft zwischen
Management und Arbeitnehmer-
vertretung komme, sei das eine
„sehr verlässliche Basis“, hatte be-
reits 1998 der damalige Daimler-
Chrysler-Vorstandschef Jürgen
Schrempp erklärt. Die Mitbestim-
mung in Deutschland sei „sehr se-
gensreich“.Auch die neue Bundes-
regierung hat sich öffentlich zur
Mitbestimmung bekannt. Sie sei
„ein Erfolgsmodell“, erklären Uni-
on und SPD im Koalitionsvertrag.

Beigetragen zur Versachlichung
der Diskussion hat auch eine Reihe
neuerer Studien über die Auswir-
kungen der Mitbestimmung auf
den Unternehmenserfolg. Unter-
sucht wurde zum Beispiel die Ent-
wicklung der Börsenkurse, des Um-
satzes und der Innovationsfähigkeit
mitbestimmter Unternehmen. Die
Mitbestimmung im Aufsichtsrat ha-
be „einem signifikant positiven,
aber niemals negativen Einfluss auf
die Unternehmensperformance“,
so der Wittener Ökonom Bernd
Frick während einer gemeinsamen
Tagung des Wissenschaftszentrums
Berlin (WZB), der Hans-Böckler-Stif-
tung und des DGB am 17. Januar in
Berlin. Dass „selbst prononcierte
Kritiker der bundesdeutschen Be-
triebs- und Unternehmensverfas-
sung keine der wirtschaftlichen Per-
formance abträglichen Effekte der
Mitbestimmung finden“, sei „ein
ausgesprochen wichtiges Ergebnis“
der neueren Diskussion. Auch die
Forderung der Wirtschaft nach ei-
ner Verkleinerung der Aufsichtsräte
sehen die Ökonomen kritisch. Eine
von den WZB-WissenschaftlerInnen
Ulrich Jürgens und Inge Lippert vor-
gestellte Befragung unter leitenden
Angestellten, die Mitglied eines Auf-
sichtsrats sind, kommt zu dem Er-
gebnis, dass es in großen Aufsichts-
räten besser gelingt, die Interessen
von Anteilseignern und Arbeitneh-
merInnen in Einklang zu bringen
als in kleinen Aufsichtsräten. •

Mitbestimmung gibt es nicht nur
in Deutschland. In 18 der 25 EU-
Staaten sind ArbeitnehmerInnen in
den höchsten Entscheidungsorga-
nen privater oder öffentlicher Un-
ternehmen vertreten. Umfang und
Ausgestaltung der Mitbestimmung
unterscheiden sich allerdings er-

heblich. Das deutsche Mitbestim-
mungsmodell, mit den Mitbestim-
mungsrechten des Betriebsrats auf
der betrieblichen Ebene und dem
Stimmrecht der Arbeitnehmerver-
treter in den Aufsichtsräten großer
Unternehmen, gibt es so in keinem
anderen europäischen Land.

Die deutsche Mitbestimmung sei
„ein Solitär, aber kein Edelstein“,
kritisierte Reinhard Göhner, Haupt-
geschäftsführer der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände (BDA) und CDU-Bundes-
tagsabgeordneter, Mitte Januar bei
den Bitburger Gesprächen zur
Rechtspolitik. Der Mannheimer Wirt-
schaftsweise Wolfgang Franz ging
während des Treffens konservativer
Juristen noch einen Schritt weiter
und forderte die Abschaffung des
Rechts auf Mitbestimmung zu Guns-

Mitglied der Biedenkopf-Kommissi-
on, kritisierte die seines Erachtens
negativen Effekte, die von einer Ver-
schränkung der Mitbestimmung
auf der Betriebs- und der Unterneh-
mensebene ausgehen würden. Die-
se führe zu einer „schwächer wer-
denden Konfliktbereitschaft auf der
Arbeitgeberseite“. Selbst untere
Führungskräfte würden in einem
„quasi vorweggenommenen Ge-
horsam zu unangemessenen Zuge-
ständnissen veranlasst“.

Doch diese Form von Funda-
mentalkritik ist in den vergangenen
Monaten leiser geworden. Zuneh-
mend melden sich in der Debatte
auch aufgeklärte Unternehmer zu
Wort, die den ökonomischen Wert
der Mitbestimmung schätzen. Ent-
scheidungsprozesse würden in
Deutschland zwar etwas länger

Bei der Reform der Mitbestimmung gehört auch die Informationspflicht
der Vorstände auf den Prüfstand, so das Wirtschaftszentrum Berlin. Auf-
sichtsratsmitglieder würden über Risiken häufig zu spät informiert. Das
hat eine Umfrage unter leitenden Angestellten ergeben.

Werden die Informationen des Vorstands dem Aufsichtsrat so frühzeitig zur
Verfügung gestellt, dass er sie vor der Entscheidung genau prüfen kann?
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Quelle: Ulrich Jürgens, Inge Lippert, Kommunikation im Aufsichtsrat, Wissenschaftszentrum Berlin

46,6

immer

reguläre/vorgeschriebene
Unterlagen und Berichte

Berichte des
Wirtschaftsprüfers

Geschäfte von besonderer
Bedeutung

Risiken- und Chancen-
Entwicklungen im Vorfeld

möglicher Entscheidungen

meistens selten nie

52,0

25,3

19,0

43,7

53,5

42,0

8,7

37,3

30,0

1,0

3,9

3,0

9,0

6,9

18,2

Über Risiken oft zu spät informiert
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trationen instrumentalisieren wol-
len. Gleichzeitig werden Tipps im
Umgang mit den Provokationen
gegeben. Im zweiten Teil „Gewerk-
schaften, Entsolidarisierung und ex-
treme Rechte“ geht es in Anlehnung
an eine Studie um rechtsextreme
Strömungen in den Gewerkschaften.

Die AG „Rechtsextremismus“
arbeitet seit der Gründung von
ver.di 2001. In ihr finden sich ver.di-
Mitglieder aus allen Fachbereichen,
die ehrenamtlich verschiedene Akti-
vitäten zu Rassismus und Rechtsex-
tremismus anbieten. •
info@agrexive.de; www.agrexive.de

beitsweise der Sozialversicherun-
gen schildern. Eine Einführung in
die Entstehung der Selbstverwal-
tung sowie die wichtigsten rechtli-
chen Grundlagen runden den Band
ab. Ursula Engelen-Kefer (Hg.),
Handbuch für Selbstverwalter,
Bund-Verlag, Frankfurt/M. 2006.
Einzelpreis: 5 Euro. •
Zehra.Demir@dgb.de 

T a r i f a r c h i v

Auf einen Blick

Wer wissen will, welche Tarifab-
schlüsse im zurückliegenden Jahr
ausgehandelt wurden, wann die Ta-
rifverträge für die beginnende Tarif-
runde 2006 gekündigt worden sind
oder wie hoch das tarifliche Urlaubs-
geld 2005 war, der braucht die Bro-
schüre „Tarifpolitik 2005 auf einen
Blick“. Sie enthält knapp und kom-
pakt die wichtigsten Arbeitsergeb-
nisse des WSI-Tarifarchivs des
zurückliegenden Jahres. •
www.tarifarchiv.de; tarifarchiv@wsi.de
www.tarifvertrag.de 

L e i t f a d e n

Schneller 
schlafen

Schichtarbeit ist weit verbreitet:
Ungefähr die Hälfte der deutschen
Erwerbstätigen arbeitet mehr oder
weniger regelmäßig an Wochenen-
den, in der Nacht oder im Schicht-
betrieb. Wer häufig in der Nacht
oder in Wechselschicht tätig ist,

kann auf Dau-
er krank wer-
den. Der Bun-
desverband
der Betriebs-
krankenkas-
sen hat nun
p r a k t i s c h e
Tipps und

Ratschläge in der Broschüre „Bes-
ser leben mit Schichtarbeit“ zusam-
mengestellt. Dabei geht es um an
den veränderten Rhythmus ange-
passte Schlaf- und Essgewohnhei-
ten oder Strategien gegen den Se-
kundenschlaf. Außerdem werden
die einschlägigen Bestimmungen
im Arbeitszeitgesetz vorgestellt und
Tipps für die Gestaltung von
Schichtplänen gegeben. •
www.bkk.de; praevention@bkk-bv.de 

F a c h m e s s e n

Lernen ohne
Ende

Allein mit dem erlernten Wissen
aus Schule, Berufsausbildung oder
Studium kann längst niemand
mehr erfolgreich durch Leben und
Beruf steuern. Der Begriff „lebens-
langes“ oder „lebensbegleitendes
Lernen“ macht die Runde. Sowohl
bei der Learntec 2006, Kongress
und Fachmesse für Bildungs- und
Informationstechnologie, wie auch
bei der Fachmesse didacta 2006
steht in diesem Jahr das Thema le-
benslanges Lernen im Mittelpunkt.
Die Learntec findet vom 14. bis
zum 16. Februar in Karlsruhe, die
didacta vom 20. bis zum 24. Febru-
ar in Hannover statt. •
www.jugend-und-bildung.de 

verändert. Das wird unter anderem
Gegenstand der Arbeitstagung für
gewerkschaftliche Vertrauensleute
in den Berufsbildungsausschüssen
bei den IHK sowie für Arbeitneh-
mer-Vizepräsidenten bei den Hand-
werkskammern sein, zu der der
DGB-Bundesvorstand für den 15.
Februar nach Berlin einlädt. Bereits
eine Woche später veranstaltet der
DGB eine weitere Arbeitstagung, in
diesem Fall für neu benannte Ar-
beitnehmerbeauftragte (DGB) in
den Berufsbildungsausschüssen bei
den IHKen sowie Handwerkskam-
mern. Sie findet vom 22. bis 24. Fe-
bruar in Cottbus statt. Den Teilneh-
merInnen wird das nötige Basiswis-
sen für die aktive Arbeit in den Aus-
schüssen vermittelt. •
andrea.leuschner@dgb.de
katja.wessel@dgb.de 

B e r u f s b i l d u n g

Neue Aufgaben

Mit der Novellierung des Be-
rufsbildungsgesetzes im vergange-
nen Jahr haben sich die Kompeten-
zen der Berufsbildungsausschüsse

Sind das nur „Rechte Gespens-
ter?“ fragt die Broschüre der AG
„Rechtsextremismus“ im ver.di-
Landesbezirk Berlin-Brandenburg.
Wie ihre Präsenz bei den Montags-
demonstrationen gegen Hartz IV
zeigt, versuchen die Rechtsextre-

men zunehmend,
Themen wie Sozi-
alabbau zu beset-
zen. Die Broschü-
re zeigt im ersten
Teil „Sozialprotes-
te und extreme
Rechte“, wie die
Neonazis Demons-

B r o s c h ü r e

Rechtsextreme und Gewerkschaften

PROJEKTE UND PARTNER

S e l b s t v e r w a l t u n g

Ein Erfolgsmodell

Sie gehört zum Urbestand der
Demokratie und hat sich in der Pra-
xis dauerhaft bewährt: die Selbst-
verwaltung in den Sozialversiche-
rungen. 1883 erstmals in einer
Krankenversicherung eingeführt, ist
das Modell der Selbstverwaltung
längst ebenso bei Renten-, Unfall-,
Pflege- und Arbeitslosenversiche-
rung etabliert. Der DGB hat jetzt
gemeinsam mit den Gewerkschaf-
ten ein knapp 220 Seiten starkes
„Handbuch für Selbstverwalter“
herausgegeben, in dem die Auto-
rInnen detailliert Aufbau und Ar-

haben wir 2060 einen Frauenanteil
von 50 Prozent“, so DGB-Landes-
vize Leni Breymaier. Selbst Landes-
frauenbeauftragte Johanna Lichy
bezeichnet die Ergebnisse des Be-
richts als „nicht befriedigend“. In-
fos: www.dgb-bw.de
••• DGB und GEW Sachsen-
Anhalt laden für den 25. Februar
zu einer schulpolitischen Kon-
ferenz nach Magdeburg ein. Im
Vorfeld der Landtagswahl wollen die

Gewerkschaften mit VertreterInnen
von Schulen,Wissenschaft und Poli-
tik Alternativen zur Landesbildungs-
politik diskutieren. Die abschließen-
de Podiumsdiskussion mit Landes-
kultusminister Jan-Hendrik Olbertz
(parteilos) beleuchtet Möglichkeiten
für mehr Chancengerechtigkeit in
der Schule. Anmeldeschluss: 15. Fe-
bruar, Infos: GEW Sachsen-Anhalt,
Tel. 0391/73 55 430, Anmeldung
unter Fax 0391/73 13 405

••• Der DGB Baden-Württem-
berg fordert eine Geschlechter-
quote bei der Besetzung von Lan-
desgremien. Anlass ist der aktuelle
„Gremienbericht“ der baden-
württembergischen Landesfrauen-
beauftragten. Demnach seien im-
mer noch rund 75 Prozent aller
Landesgremien nur mit Männern
besetzt. Insgesamt stieg die Frau-
enquote auf 17,4 Prozent. „Wenn
wir in dem Tempo weitermachen,

interregio
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Mehr Eintritte 

2005 hat keine der acht DGB-

Gewerkschaften per Saldo

einen Zuwachs erzielt, aber

in allen Gewerkschaften hat

sich das Tempo des Mitglie-

derverlustes verlangsamt.

Hoffnung auf eine Trend-

wende gibt vor allem ein 

detaillierter Blick auf die

Zahlen. Das gilt auch für die

Gewerkschaft ver.di, die in

absoluten Zahlen den größ-

ten Verlust hinnehmen mus-

ste: Mehr als 110 000 Men-

schen traten 2005 ver.di bei.

Im Jugendbereich gab es 

8,5 Prozent mehr Ein- als

Austritte. Zudem konnte

ver.di den Anteil der er-

werbstätigen Mitglieder 

erhöhen, auf 73,7 Prozent. 

M i t g l i e d e r e n t w i c k l u n g

Gewerkschaften holen auf

Der Shooting-Star in Sachen
Mitgliedergewinnung im IG Metall-
Bezirk Nordrhein-Westfalen ist die
Verwaltungsstelle Lüdenscheid, mit
7656 Mitgliedern eine der kleine-
ren Ortsverwaltungen. Sie schaffte
2005 ein Plus von 5,5 Prozent.
Nachfragen dazu berantwortet der
1. Bevollmächtigte Bernd Schild-
knecht nüchtern: „Wir machen die
Mitglieder nicht.“ Der Zuwachs sei
das Verdienst der ehrenamtlichen
Funktionäre im Betrieb. Aber das
hat seinen Grund: das Prinzip von
Leistung und Gegenleistung. Die IG
Metall vermittelt unmissverständ-
lich die Botschaft, dass ihre Unter-
stützung nicht umsonst zu haben
ist, sondern nur durch einen hohen
Organisationsgrad im Betrieb zu
rechtfertigen ist. Das hätten Be-
triebsräte und Vertrauensleute mitt-
lerweile verinnerlicht. Mitgliederge-

winnung ist nicht nur eine Frage
der richtigen Strategie. Bernd
Schildknecht sagt freimütig, er ha-
be auch „Glück gehabt“, soll
heißen, es gab 2005 in Lüden-
scheid keine größeren Massenent-
lassungen oder Betriebsschließ-
ungen.

Auf Platz 2 im Mitgliederzu-
wachs-Ranking steht die IG Metall
Detmold. Sie erhöhte ihren Mitglie-
derstand 2005 um 2,7 Prozent 
auf 15 529. Der 1. Bevollmächtigte
Reinhard Seiler nennt drei Erfolgs-
faktoren: Die Verwaltungsstelle
trifft mit den Betriebsräten und Ver-
trauensleuten klare Zielvereinba-
rungen: Wie groß ist das Mitglie-
derpotenzial, wie viele Neuaufnah-
men sind realistisch? Zweitens sind
die Mitgliederrückholgespräche in-
tensiviert worden; und für be-
stimmte Zielgruppen – befristet Be-

2005 haben die Gewerkschaften erneut Mitglieder verloren. Ihre Zahl
sank auf 6 778 638 Mitglieder. Allerdings hat sich der Abwärtstrend im
Vergleich zu den Vorjahren deutlich abgeschwächt. In etlichen Bereichen
gab es sogar echte Mitgliederzuwächse. Bei der IG Metall Nordrhein-
Westfalen (NRW) gilt dies für ein Viertel aller Verwaltungsstellen.

schäftigte, LeiharbeitnehmerInnen
und Arbeitslose – gibt es spezielles
Infomaterial.

Knapp hinter Detmold liegt –
mit einem Plus von 2,4 Prozent –
die Verwaltungsstelle Arnsberg 
(10613 Mitglieder). „Das Jahr 2005
war das bisher erfolgreichste“, be-
richtet der 1. Bevollmächtigte Wolf-
gang Werth. Warum? Weil die IG
Metall öfter als zuvor schnell, betei-
ligungsorientiert und öffentlich
agiere. Beispiel: Plant ein Arbeitge-
ber, tarifuntreu zu werden, lädt die
IG Metall sofort zur Mitgliederver-
sammlung ein, diskutiert Möglich-
keiten der Gegenwehr und schaltet
die Presse ein. „Beim Thema Tarif-
politik steigt der Organisationsgrad
im Betrieb“, hat Werth erfahren.

19 der 46 IG Metall-Verwal-
tungsstellen in NRW präsentieren
für 2005 ein positives Saldo von
Neuaufnahmen und Austritten/
Streichungen (ohne Sterbefälle).
2004 waren es nur zwei; für dieses
Jahr planen 31 Ortsverwaltungen
ein positives Ergebnis. Dahinter
steckt ein Konzept. IG Metall-Be-
zirksleiter Detlef Wetzel nennt es
„1000 Tage Maßarbeit“, eine Art
Dachkampagne. Darunter verber-

gen sich z.B. die Mo-
dernisierungsoffensi-
ve „besser statt billi-
ger“, die Aktion „Ta-
rif aktiv“ oder das

Berufsschulprojekt „YOUnite!“ Für
Wetzel bemisst sich der Erfolg ge-
werkschaftlicher Arbeit in Zahlen –
steigende Mitgliederzahlen. Mit-
gliedergewinnung sei „die poli-
tischste Aufgabe überhaupt“. Auch
in anderen Bezirken hat die IG Me-
tall mehr neue Mitglieder gewon-
nen. 2004 hatte sie im Saldo einen
Verlust von 100 000 Mitgliedern
hinnehmen müssen. 2005 waren es
nur noch 48 780. „Es ist uns inner-
halb eines Jahres gelungen, den
Rückgang zu halbieren. Das ist ein
ermutigendes Zeichen“, so IG Me-
tall-Vize Berthold Huber. •

2005 haben die Gewerkschaften
erneut Mitglieder verloren, aber
der Trend der Mitgliederentwick-
lung konnte erstmals umgedreht
werden. Gegenüber 2004 stieg die
Zahl der Gewerkschaftseintritte
um fünf Prozent, auf 283 000.
Gleichzeitig ging die Zahl der Mit-
gliederverluste deutlich zurück,
350 000 auf 234 000. 

Quelle: DGB-Bundesvorstand

* Saldo aus Eintritten
   und Abgängen

Erster Schritt zur
Trendwende
Mitgliederzuwächse und -verluste
2004 und 2005
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269 000

Gewerkschafts-
eintritte

2004

Mitglieder-
entwicklung*

2005

2004 2005

283 000

-350 000

-234 000

Im vergangenen Jahr hat sich der Mitgliederverlust der Gewerkschaften
deutlich abgeschwächt. Den größten Konsolidierungserfolg konnte die
GEW mit einem Minus von lediglich 1,2 Prozent erzielen, gefolgt von der
GdP (minus 1,7 Prozent). Auch die IG Metall konnte deutliche Fortschritte
bei der Mitgliedergewinnung erzielen. Sie ist mit 2,38 Millionen 
Mitgliedern jetzt wieder größte Gewerkschaft im DGB.

IG Metall wieder größte Gewerkschaft
DGB-Mitgliederentwicklung 2004 – 2005

IG Bauen –
Agrar – Umwelt

IG Bergbau,
Chemie, Energie

TRANSNET

Gew. Erziehung
und Wissenschaft
Gew. Nahrung –

Genuss –
Gaststätten

Vereinte Dienst-
leistungsgewerk-

schaft (ver.di)

Gew. der Polizei

31.12.2004

IG Metall
2 376 225 (-2,0%)

2 359 392 (-4,3%)

770 582
748 849 (-2,8%)

424 808
391 546 (-7,8%)

270 221
259 955 (-3,8%)

254 673
251 586 (-1,2%)

225 328
216 157 (-4,1%)

177 910
174 928 (-3,3%)

31.12.2005

DGB gesamt

(-3,3%)

Quelle:  Gewerkschaften; eigene Berechnungen

6 778 638
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2 425 005

2 464 510

7 013 037
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GEWERKSCHAFTEN
Die IG BAU hat erst-
mals einen Tarifver-
trag im Bereich Faci-

lity Management abge-
schlossen. Sie will den mit
der Hochtief FM GmbH aus-
gehandelten Vertrag mittel-
fristig auch auf andere
Unternehmen der Branche
übertragen.

IG Metall und ver.di
haben ein gemeinsa-
mes alternatives Mo-

dell zu den Reformplänen
der EU für die Berufsbil-
dung vorgelegt. Das ge-
plante System der Europäi-
schen Kommission sei zu
bürokratisch und kompli-
ziert. Statt dessen sollten
Gewerkschaften und Ar-
beitgeber eigene Qualifika-
tionsrahmen für die einzel-
nen Wirtschaftssektoren
entwickeln.

Mehr als 200 NGG-
Mitglieder haben ihre
Werbeprämien aus der

Aktion „Mitglieder werben
Mitglieder“ der UNICEF ge-
spendet. Insgesamt kamen
so mehr als 5000 Euro für
das Kinderhilfswerk zusam-
men.

Ein neuer Tarifvertrag
zwischen ver.di und
der Vereinigung der

kommunalen Arbeitgeber-
verbände (VKA) gibt öffent-
lich-rechtlichen Kranken-
häusern die Möglichkeit, 
Arbeitsentgelte in Mitarbei-
terbeteiligungen umzuwan-
deln. Entsprechende Verein-
barungen können die Tarif-
parteien auf regionaler 
Ebene treffen. Bis zu zehn
Prozent des Gehaltsvolu-
mens können in Kapitalbe-
teiligungen umgewandelt
werden.

kurz&bündig

Die Gewerkschaft ver.di wird
Ende Januar beginnen, Urabstim-
mungen im Bereich der Tarifgemein-
schaft deutscher Länder (TdL) ein-
zuleiten. In Baden-Württemberg,Nie-
dersachsen und Hamburg wird es
auch im Bereich der kommunalen
Arbeitgeberverbände (KAV) Urab-

Ö f f e n t l i c h e r  D i e n s t  

ver.di steht vor Urabstimmung 

B e t r i e b s r a t s w a h l e n

Kirchen werben für Teilnahme

stimmungen geben. Hintergrund der
Tarifauseinandersetzung ist die Kün-
digung der Tarifverträge zur Arbeits-
zeit durch die kommunalen Arbeit-
geberverbände einzelner Länder. Ihr
Ziel ist eine Verlängerung der Arbeits-
zeit ohne Lohnausgleich. Die Bun-
desländer wollen gegenüber ihren

D e m o n s t r a t i o n e n  

Contra
Bolkestein

Die Mobilisierung des DGB und
der Gewerkschaften zu den De-
monstrationen gegen die EU-
Dienstleistungsrichtlinie läuft auf
Hochtouren. Parallel zur ersten 
Lesung der Richtlinie im Europa-
Parlament am 14. Februar hat der 
Europäische Gewerkschaftsbund
(EGB) nach Straßburg aufgerufen.
Zu einer weiteren Demonstration
am 11. Februar, dem vorhergehen-
den Wochenende, hat der DGB
nach Berlin aufgerufen.

Die Auftaktkundgebung be-
ginnt um 11:30 Uhr am Invaliden-
park am Bundesministerium für

Wirtschaft und Arbeit. Von dort
geht der Demonstrationszug zum
Schlossplatz, wo gegen 13 Uhr die
Abschlusskundgebung beginnt. In-
formationen über feie Plätze in den
Bussen für die Demonstration gibt
es bei den DGB-Regionen.

Auch die Mobilisierung für
Straßburg läuft ausgesprochen er-
folgreich, bereits jetzt sind schon
mehr TeilnehmerInnen gemeldet,
als ursprünglich insgesamt erwartet
worden sind. Informationen über
Start, Ziel und Route der Demon-
stration gibt es Anfang Februar. •

www.dgb.de

Beschäftigten sogar noch weiterge-
hende Einschnitte durchsetzen. Ne-
ben längeren Arbeitszeiten geht es
ihnen auch um eine Kürzung des
Weihnachtsgelds. Hinzu kommt,
dass die TdL sich bislang weigert,
den bereits im vergangenen Jahr
von ver.di mit dem Bund und den
Gemeinden abgeschlossen neuen
Tarifvertrag für den öffentlichen
Dienst (TVöD) zu übernehmen. •

In einer gemeinsamen Erklä-
rung haben der Rat der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland (EKD)
und die katholische Deutsche Bi-
schofskonferenz alle Arbeitnehmer-
Innen aufgerufen, bei den Betriebs-
ratswahlen 2006 zu kandidieren
und ihre Stimme abzugeben.

Der Vorsitzende des Rates der
EKD, Bischof Wolfgang Huber, und
der Deutschen Bischofskonferenz,
Karl Kardinal Lehmann, haben ge-
meinsam zur Teilnahme an den 
Betriebsratswahlen aufgerufen. Be-
triebsrat zu sein, bedeute eine hohe
Verantwortung für die Kolleginnen

und Kollegen, aber auch für ein Un-
ternehmen und seine wirtschaftli-
che Zukunft zu übernehmen. „Wir
bezeugen deshalb denen, die diese
Aufgabe wahrnehmen, unsere An-
erkennung und unseren Respekt“,
heißt es in dem Aufruf. „Wir bitten
alle Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer, ihre Betriebsräte zu unter-
stützen, auch selbst – aus christ-
licher Verantwortung heraus – 
für dieses Amt zu kandidieren und
von ihrem Wahlrecht Gebrauch zu
machen.“ 

Es gehöre zu den sozialethi-
schen Grundsätzen beider Kirchen,

dass der arbeitende Mensch das
Recht haben solle, über die Ausge-
staltung seiner Arbeit und deren
Bedingungen mitzubestimmen, so
Kardinal Lehmann und Bischof 
Huber. Betriebsräte trügen oft in
guter Zusammenarbeit mit den in
den Unternehmen Verantwortli-
chen dazu bei, „dass im Betrieb
die Würde der arbeitenden Men-
schen geachtet wird und nicht nur
das Produkt und der Gewinn im
Mittelpunkt stehen“. Angesichts
de gewaltigen Umbruchs der Ar-
beitswelt seien Betriebsräte als
„aufmerksame Zuhörer, kompe-
tente Ratgeber und besonnene
Verfechter von Arbeitnehmerrech-
ten gefragt •
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Im Internet

www.preis-der-arbeit.de
Mehr Infos zum „Forum 

Zukunftsökonomie“ und
zum „Preis der Arbeit“

MEINUNG After work – 
better work

Unter diesem Motto hatte

das „Forum Zukunftsökono-

mie“ Anfang Dezember zu

seiner ersten öffentlichen

Veranstaltung über Möglich-

keiten und Perspektiven von

CSR eingeladen. 2006 will

das „Forum Zukunftsökono-

mie“, zu dessen Initiatoren

neben der taz, der Verbrau-

cherinitiative, dem BUND-

magazin und dem vorwärts

auch ver.di-Publik und der

einblick gehören, erstmals

den „Preis der Arbeit“ verlei-

hen. Ausgezeichnet werden

sollen Unternehmen, die 

ihrer gesellschaftlichen 

Verantwortung besonders

gerecht werden. 

Ab Frühjahr 2006, so hatte

der einblick angekündigt,

werden die beteiligten Publi-

kationen Kriterien der Nach-

haltigkeit und der gesell-

schaftlichen Verantwortung

unternehmerischen Han-

delns zur Debatte stellen. 

Beteiligt werden sollen an

der Diskussion auch die 

einblick-LeserInnen. Später

sollen sie auch preiswürdige

Betrieb vorschlagen können

und einen Publikumssieger

küren (einblick 20/2005). 

Als ersten Schritt wird der

einblick auf dieser Seite 

in loser Folge einzelne

Beiträge zum Verhältnis 

von Gewerkschaften und

CSR veröffentlichen.

CSR steht für Unternehmensstrategien, die auf
nachhaltige Unternehmensentwicklung, d.h. die Ver-
folgung wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer
Ziele abstellen. Ursprünglich aus dem angelsächsi-
schen Wirtschaftsraum kommend, widerspricht
CSR dem Lehrsatz des Verfechters des rei-
nen Marktkapitalismus der Chicago-Schule,
Milton Friedman, die einzige Verantwortung der Un-
ternehmen liege in der Erzielung von Profiten, die
den Anteilseignern zu gute kommen – der berüch-
tigte Shareholder Value. CSR dagegen bezieht sich
auf eine Verantwortung der Unternehmen sowohl
für ihre Beschäftigten (interne Dimension) wie ge-
genüber der äußeren Unternehmensumwelt in der
Kommune oder Region (externe Dimension), d.h. ei-
nem weiteren Kreis von Stakeholdern. Das Konzept
beschäftigt Unternehmen, Wirtschaftsverbände und
Politik in Deutschland – und zunehmend die Ge-
werkschaften.

Dies gilt umso mehr, als mit der Zunahme grenz-
überschreitender Wirtschaftsbeziehungen und der
wachsenden Bedeutung transnationaler Unterneh-
men und multinationaler Konzerne auch für die Ge-
werkschaften die Notwendigkeit von transnationa-
len Regelungen zum Schutz der Belange der Arbeit-
nehmerInnen wächst. Da Kapital international weit-
aus mobiler ist als Arbeit, bezieht sich das Interes-
se der Gewerkschaften an CSR in erster Linie
auf geeignete internationale Instrumente gegen jed-
wede Form von zwischenstaatlichem Sozial- und
Umweltdumping, das den unfairen Wettbewerb um
Standort- und Investitionsentscheidungen auf Kos-
ten der Beschäftigten verschärft. Zu diesen Instru-
menten zählen u. a. die völkerrechtlichen Normen
der Internationalen Arbeitsorganisation ILO, die
OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen,
der Global Compact und die Global Reporting Initia-
tive der UNO sowie die ständig wachsende Zahl in-
ternationaler Rahmenabkommen der globalen Ge-
werkschaftsbünde mit Unternehmen.Alle Initiativen
und Instrumente dienen dem Erhalt und Ausbau von
Sozial- und Umweltstandards sowie der Gestaltung
der globalen Standortkonkurrenz im Unternehmen.

Schwieriger gestaltet sich die gewerkschaftliche
Annäherung an die interne Dimension von CSR. Zu-

gespitzt formuliert:Was kann CSR in einem Land leis-
ten, das über eine gut funktionierende betriebliche
wie Unternehmensmitbestimmung sowie einen ge-
setzlich geregelten Umwelt- und Arbeitsschutz ver-
fügt? Keinesfalls kann es darum gehen, sozialstaat-
liche Normen in Deutschland durch modisch anmu-
tende Importe aus anderen sozio-ökonomischen Zu-
sammenhängen mit niedriger (Sozial-) Staatsquote
zu ersetzen. Aus Gewerkschaftssicht geht es daher
immer um Ergänzungen zum gesetzlich Ge-
regelten, nicht um dessen Ersatz oder Dere-
gulierung. Wenn Unternehmen Hochglanzbro-
schüren nach dem Prinzip „tue Gutes und rede dar-

über“ verbreiten, sind ArbeitnehmerInnen und ihre
Gewerkschaften als abhängige Beschäftigte wie als
Beteiligte und Gestalter betroffen. Durch Beteiligung
an den freiwilligen CSR-Maßnahmen sind sie ideale
Kronzeugen für deren Transparenz und Überprüfbar-
keit. Nur mit letzterem kann CSR wirklich funktionie-
ren: Freiwilligkeit bedeutet keineswegs Beliebigkeit
von Unternehmenshandeln – ansonsten wäre CSR
nichts anderes als eine billige PR-Masche.

Deshalb wird sich die Unternehmensverantwor-
tung an Kriterien messen lassen müssen, die gleicher-
maßen für den Umgang mit den eigenen Beschäftigten
wie mit dem Engagement für die äußere Unterneh-
mensumwelt gelten. Die Unternehmen sind durch
ihren gestiegenen Einfluss einem zusätzlichen Legiti-
mierungsdruck ausgesetzt, den es zu nutzen gilt. Ein
Beispiel:Wenn Daimler-Chrysler sich aktiv für die Aids-
prävention in Südafrika engagiert und neben dem
eigenen betrieblichen Interesse (die ausgebildeten
FacharbeiterInnen sollen nicht wegsterben) auch einem
gesellschaftlichen dient, dann passt es schlecht zu-
sammen, wenn dasselbe Unternehmen in Deutsch-
land den Shareholder Value schamlos auf Kosten
der älteren Beschäftigten in die Höhe zu treiben
sucht. Es kommt also auf eine Deckungsgleich-
heit der externen und internen Unterneh-
mensverantwortung an. Betriebsräte und Ge-
werkschaften sind hierfür die besten Garanten,
wenn sie sich aktiv in die Debatte einmischen. •

Die Diskussion über Corporate Social Responsibility
(CSR), die gesellschaftliche Verantwortung der 
Unternehmen, gewinnt auch in Deutschland an 
Bedeutung. CSR kann gesetzliche Standards 
ergänzen, nicht ersetzen, meint Andreas Botsch.

G e w e r k s c h a f t e n  u n d  C o r p o r a t e  S o c i a l  R e s p o n s i b i l i t y

Freiwilligkeit ja, Beliebigkeit nein

Andreas Botsch, 47, ist Vor-
standssekretär des DGB-Bun-
desvorstands. Er ist unter an-
derem für die Bereiche Wirt-
schafts-, Struktur- und Um-
weltpolitik zuständig.
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personalien
••• Steffen Lemme, 40, DGB-
Regionsvorsitzender in Mittel-
Nordthüringen, ist am 21. Januar
zum Landesvorsitzenden des DGB
Thüringen gewählt werden. Er folgt
Frank Spieth, 58, der aus Alters-
gründen nicht mehr kandidiert hat.
••• Hartmut Tölle, 52, ist am
21. Januar als Vorsitzender des
DGB-Bezirks Niedersachsen – Bre-
men – Sachsen-Anhalt wiederge-
wählt worden.Als stellvertretenden
Bezirksvorsitzenden bestätigten die
Delegierten Udo Gebhardt, 53,
der zugleich auch DGB-Landesvor-
sitzenden in Sachsen-Anhalt ist.
••• Eugen Roth, 48, ist am 21.
Januar als Vorsitzender des DGB
Saar wiedergewählt worden.
••• Kai Senf, 33, bis zum Ende

der letzten Legislaturperiode Refe-
rent des Abgeordneten Fritz Schös-
ser (SPD) im Bundestag, ist seit
dem 1. Januar Pressesprecher des
DGB Bayern. Er folgt Ralf Mattes,
38, der seit Dezember vergangenen
Jahres Referent für interne und ex-
terne Kommunikation des Betriebs-
rats der Audi AG in Ingolstadt ist.

DGB Sachsen,
Bezirkskonferenz, Zwickau

GEW Baden-
Württemberg, Fachtagung zum
Chancengleichheitsgesetz, Stuttgart

DGB Nord und
ver.di-Landesbezirk Hamburg, „Die
EU-Dienstleistungsrichtlinie – Was
auf dem Spiel steht“, Hamburg

DGB-Fernsehge-
spräch „Fernsehen ohne Grenzen.
Die Zukunft des dualen Rund-
funks“, Berlin

DGB Nordrhein-
Westfalen, Bezirkskonferenz, Ober-
hausen

DGB Baden-
Württemberg, Bezirkskonferenz,
Pforzheim

DGB, Demonstra-
tion zur EU-Dienstleistungsrichtli-
nie, Berlin

11.2.

11.2.

10./11.2.

9.2.

7.2.

6.2.

4.2.
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Buch: Peter Hennicke,
Michael Müller, Weltmacht
Energie. Herausforderung
für Demokratie und Wohl-
stand, S. Hirzel Verlag,
Stuttgart 2005, 279 Seiten,
29 Euro

Ohne Energie ist wirtschaftlicher
Fortschritt unmöglich – und nur
wer die Energie hat, hat auch die
Macht. Peter Hennicke, Präsident
des Wuppertal Institut und der
SPD-Abgeordnete Michael Müller
plädieren für ein nachhaltiges Um-
steuern in der Energiepolitik und
für deren Demokratisierung. Die
sonst drohenden Konflikte um den
knapper werdenden Rohstoff En-
ergie würden sich nicht auf die
Länder des Südens beschränken.

Tipp
.

IG Metall und
ver.di, Konferenz „Mehr und besse-
re Weiterbildung für alle – Das ist
die neue soziale Frage“, Berlin

DGB, Friedrich-
Ebert-Stiftung und ACE, Tagung
„Verkehr macht Arbeit“, Berlin

3.2.

30./31.1.

Schlusspunkt●

Der Begriff „Entlassungsproduktivität“ ist von Sprachexperten als „Unwort
des Jahres“ 2005 gewählt worden. Er bezeichnet die bei Betriebswirten
beliebte Methode, den Gewinn eines Unternehmens durch Personalabbau
zu steigern.

„Entlassungsproduktivität“

ALTERSVORSORGE: In Unternehmen mit Betriebsrat fast immer
In den vergangenen Jahren ist die Zahl
der Betriebe, in denen es eine betrieb-
liche Altersvorsorge gibt, stark gestie-
gen. In 79 Prozent aller Betriebe, in 
denen es einen Betriebs- oder Personal-
rat gibt, gibt es auch eine betriebliche
Altervorsorge. Das zeigen auf der Ta-
gung „Erfolgsmodell Mitbestimmung?“
vorgestellte Daten der Betriebsräte-
befragung 2005 des WSI. Die Chance
der Beschäftigten, eine betriebliche 
Altersvorsorge zu bekommen, steigt
mit der Betriebsgröße. Allerdings ist
das Vorsorgeniveau relativ niedrig. Quelle:  WSI-Betriebsrätebefragung 2005 ©
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Betriebe mit Betriebs- und Personalrat, in denen es eine betriebliche Altersvorsorge gibt (in Prozent)

Zahl der ArbeitnehmerInnen

bis
49

50 –
99

gesamt West Ost 100 –
199

200 –
499

500 –
999

1000 –
1999

2000 und
mehr

79 77

90

65
73

86 85

95

66

99

dieDGBgrafik
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Jahrelang haben sich die Ge-
werkschaften mit ihren Tarifforde-
rungen zurückgehalten.Doch die von
den Arbeitgebern in Aussicht ge-
stellte Dividende ist ausgeblieben:
Weil die Binnenkonjunktur lahmt,
ist das Wachstum der vergangenen
Jahre am Arbeitsmarkt vorbeigegan-
gen. 2006 wollen die Gewerkschaf-
ten deshalb auch in der Tarifpolitik
eine Trendwende durchsetzen.

Den aktuellen Tarifauseinander-
setzungen in der Metall- und Elek-
troindustrie und im öffentlichen
Dienst kommt dabei eine zentrale
Bedeutung zu, auch wenn die Ziele
von IG Metall und ver.di unterschied-
licher kaum sein könnten. Denn
während die IG Metall erstmals seit
Jahren in ihrer wichtigsten Branche
wieder eine deutliche Lohnerhöhung
durchsetzen will, steht der öffentli-
che Dienst in einem Erzwingungs-
streik. ver.di will verhindern, dass
die öffentlichen Arbeitgeber die in
der Vergangenheit durch einen Ein-
kommensverzicht der Beschäftigten
finanzierte Reduzierung der Ar-
beitszeit auf 38 Wochenstunden
wieder einkassieren.

Die Gemengelage ist allerdings
komplizierter. Denn zum einen will

ver.di durchsetzen, dass auch die
Bundesländer dem bereits 2005 mit
Bund und Kommunen ausgehandel-
ten neuen Tarifvertrag für den öf-
fentlichen Dienst (TVöD) beitreten.
Dadurch soll verhindert werden,dass
die Bundesländer weiterhin Neuein-
stellungen und Versetzungen miss-
brauchen, um die Arbeitszeit der

Beschäftigten per Diktat auf bis zu
42 Wochenstunden auszudehnen.
Zum anderen haben die Kommuna-
len Arbeitgeberverbände mehrerer
Bundesländer den schwelenden Tarif-
konflikt mit den Ländern genutzt, um
kurz nach Abschluss des TVöD den
Passus zur Arbeitszeit zu kündigen.

In dem Konflikt geht es um weit
mehr als eine Verlängerung der
täglichen Arbeitszeit um 18 Minu-
ten. Würden sich die öffentlichen
Arbeitgeber durchsetzen, wären
nach ver.di-Berechnung nicht nur
mehrere zehntausend Arbeitsplätze
akut gefährdet, sondern auch der
Versuch, ein modernes, leistungs-
fähiges Tarifsystem durchzusetzen,
das für den gesamten öffentlichen
Dienst gilt, stünde auf dem Spiel.

Was ver.di bereits praktiziert,
steht der IG Metall womöglich be-
vor: Sie stellt sich auf einen Arbeits-
kampf ein, noch bevor die ersten
Verhandlungen begonnen haben.
Dass die Tarifrunde „hart“ wird,
gehört zwar zum Repertoire der Ta-
rifparteien, könnte sich jetzt aber
bewahrheiten. Und das liegt nicht
nur daran, dass die eine Seite fünf
Prozent mehr Lohn fordert und die
andere Reallohnverluste für zumut-
bar hält. Die alte Selbstverständlich-
keit ist dahin, dass der Pilotabschluss
im einen Tarifgebiet von allen ande-
ren Tarifgebieten – und dann von
allen Betrieben dort – übernommen
wird. Die IG Metall zieht daraus die
Konsequenz, in allen Bezirken und
allen Betrieben konfliktfähig sein zu
müssen. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.gdp.de
Mit Sicherheit am Ball.

Die interaktive Internet-
site der Gewerkschaft 

der Polizei zur Fußball-
weltmeisterschaft

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Moderner Sozialstaat statt

Rente mit 67. Beschluss 
des DGB-Bundesvorstands

3/06gewerkschaftlicher Info-Service vom 13.02.2006

Wirtschaftsminister 
Michael Glos (CSU) hat

angesichts der geplanten
Schließung des AEG-Werks 
in Nürnberg gefordert, dass
Betriebsverlagerungen nicht
länger durch die EU gefördert
werden. Die Förderregeln 
seien den „Arbeitnehmern
kaum vermittelbar“. 

+ Der hessische Minister-
präsident Roland Koch

(CDU) will durchsetzen, dass
für Arbeitslose „für alle Tätig-
keiten der niedrigste Tariflohn
der Branche als zumutbar gilt“.
Auch qualifizierte Tätigkeiten
müssten dann für Stundenlöh-
ne „zwischen 4,50 und sechs
Euro“ übernommen werden.

-
plusminusBERLIN

Ö f f e n t l i c h e r  D i e n s t  u n d  M e t a l l i n d u s t r i e

Tarifkonflikte sprengen Branchengrenzen
____________ ____

Ausbildungspakt 
gescheitert
Trotz des Pakts von Bundes-

regierung und Arbeitgebern – 

die Lage am Ausbildungsplatz-

markt verschärft sich weiter

____________ ____

Betriebsratsgründung
zum Auftakt
Die Begleitkampagne von 

DGB und Gewerkschaften 

zur Betriebsratswahl 2006 

kommt in Fahrt

____________ ____

Irrweg in eine andere 
Gesellschaft
Die Hartz-Reformen sind 

wirkungslos. Eine weitere 

Ausdehnung des Niedriglohn-

bereichs würde die Abwärts-

spirale nur noch verschärfen, 

meint Gerhard Bäcker

Seite 7

Seite 5

Seite 3

inhalt

Die Tarifeinkommen sind 2005 um 
1,6 Prozent gestiegen. Den Gewerk-
schaften ist es nicht gelungen, die
Steigerung der Lebenshaltungskosten
von 2,0 Prozent auszugleichen. 

Inflationsrate nicht
ausgeglichen
Tarifsteigerung 2005 nach Wirt-
schaftsbereichen (in Prozent)

Handel

Verbrauchsgütergewerbe*

Nahrungs- und Genussmittelgewerbe

Baugewerbe

Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe**

Verteilungsspielraum
(Produktivitätssteigerung plus Inflationsrate)

öffentlicher Dienst, Sozialversicherung

gesamte Wirtschaft

Quelle: WSI-Tarifarchiv ©
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1,5
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1,7

1,8

2,0

3,5

Inflationsrate
2,0

*z.B. Druck-, Textil- und Bekleidungsindustrie
** z.B. Metall-, Stahl- und Chemie-Industrie
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„Der Zusammenhalt der Kolleginnen und Kollegen ist
bewundernswert. Die Streikfront steht, da bröckelt
nichts. Wir haben den Arbeitskampf ja auch nicht
mutwillig vom Zaun gebrochen. Zwei Jahre lang haben
die Beschäftigten beispielsweise auf die Hälfte vom
Weihnachtsgeld verzichtet, um ihren Betrieb wieder
auf wirtschaftlich gesunde Füße zu stellen. Doch Mitte
2005 weigerte sich das Unternehmen nicht nur, wie
verabredet zum alten Tarifvertrag zurückzukehren, son-
dern forderte zusätzlich die Verlängerung der Wochen-
arbeitszeit um zwei auf 40 Stunden und die Kürzung
des Urlaubs um fünf auf 25 Tage. Ende September
scheiterten die Verhandlungen, in der Urabstimmung
Anfang Oktober stimmten 93 Prozent für Streik. 

Im Dezember wurde dann ein Tarifergeb-
nis erzielt: Es sah unter anderem eine
Entgelterhöhung von zwei Prozent, Ein-
malzahlungen zwischen 156 und 350 Euro
sowie die Beibehaltung der Wochenar-
beitszeit und der Urlaubstage vor. Noch
bevor wir das Ergebnis zur Abstimmung
stellen konnten, wurde es von Gate Gour-

met widerrufen. Wir können nur spekulieren, warum.
Denn die wirklichen Entscheider – und das ist unser
größtes Problem – sitzen nicht mit am Verhandlungs-
tisch: Gate Gourmet West gehört Gate Gourmet Inter-
national, die weltweit ihre Personalkosten um zehn
Prozent drücken wollen. Und Gate Gourmet Interna-
tional gehört der Investmentgesellschaft Texas Pacific
Group. Der frühere SPD-Vorsitzende Franz Müntefe-
ring hat diese Investoren mal ‚Heuschrecken’ genannt. 
Seit Anfang Februar laufen zwar Sondierungsge-
spräche, aber deren Ergebnis ist völlig offen, ein Ende
des Streiks nicht in Sicht.“
Mehr Infos (Spendenkonto und Streikzeitungen): 
www.ngg.net

Die Catering-Firma Gate Gourmet West am 
Düsseldorfer Flughafen wird seit dem 7. Ok-
tober 2005 bestreikt. Seit 130 Tagen kämpfen 
80 Beschäftigte – allesamt Mitglied der Ge-
werkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten
(NGG) – für einen Tarifvertrag. Wie halten 
sie das aus, fragte einblick den Streikleiter 
und Düsseldorfer NGG-Geschäftsführer 
Dieter Schormann.

?...nachgefragt F u ß b a l l - W M

DFB verzichtet
auf Ein-Euro-Jobs

Der Deutsche Fußball-Bund (DFB)
will während der Fußballweltmeister-
schaft auf Ein-Euro-Jobber verzichten
und Arbeitslose nur in beitragspflich-
tigen Arbeitsverhältnissen einsetzen.
Das geht aus einer Vereinbarung
des DFB mit der Bundesagentur für
Arbeit hervor. Einen Schatten auf
diese Meldung dürfte allerdings die
Tatsache werfen, dass damit kei-
neswegs sicher gestellt ist, dass
nicht anderswo Ein-Euro-Jobber
während der WM beschäftigt wer-
den. So hatte die Berliner Morgen-
post bereits im vergangenen Jahr
berichtet, dass von den rund 15 000
in Berlin zu erwartenden Stellen ei-
ne erhebliche Zahl Ein-Euro-Jobs
seien. Und mit der Betreuung von
Stadionbesuchern sind allein 15 000
Freiwillige beschäftigt. •
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Der Pakt für
Talente

„Nationaler Pakt für Ausbil-

dung und Fachkräftenach-

wuchs“ hieß das Papier, das

am 16. Juni 2004 die Realisie-

rung der Ausbildungsplatz-

umlage verhinderte. Aus der

Einleitung:

„Bildung und Qualifizierung

sind die Grundlagen unseres

Wohlstands. Talente, Fähig-

keiten und Fertigkeiten und

das, was wir daraus machen,

werden entscheidend sein

auf unserem Weg in die 

Zukunft. Wir können es uns

nicht länger leisten, auf 

Talente und Begabungen zu

verzichten. Deshalb muss 

jeder junge Mensch, der am

Anfang des Berufslebens

steht, eine Perspektive er-

halten. Von der Ausbildung

und Qualifizierung unserer

Jugend hängt die Zukunfts-

fähigkeit und Innovations-

kraft der deutschen Wirt-

schaft und der Gesellschaft

insgesamt ab. Der dualen 

Berufsausbildung kommt für

die Sicherung des Fachkräf-

tenachwuchses eine heraus-

ragende Bedeutung zu.

Seit dem Jahr 2001 ist aus

unterschiedlichen Gründen

und trotz großer Anstren-

gungen von Wirtschaft und

Politik ein immer stärkeres

Auseinanderklaffen zwi-

schen Angebot und Nachfra-

ge nach betrieblicher Ausbil-

dung zu verzeichnen. Die

Ausbildungsmarktsituation

ist derzeit noch angespann-

ter als im Vorjahr. Bis jetzt

wurden weit weniger be-

triebliche Ausbildungsplätze

gemeldet.“

A u s b i l d u n g  

Gewerkschaften paktieren nicht
Das Jahr 2006 beginnt, wie das
vergangene endete. Die Lage am
Ausbildungsmarkt wird immer 
katastrophaler: Entgegen aller 
Jubelmeldungen aus Politik und
Wirtschaft über den Ausbildungs-
pakt geht die Zahl der Ausbil-
dungsplätze weiter zurück.

„Du bist Deutschland …
nichts wert“ – mit e-cards
nimmt die IG Metall-
Jugend die Deutschland-
Kampagne und den Aus-
bildungspakt aufs Korn.
www.jugend.ig-metall.de

Damit ist sie um etwa 11 500 Stel-
len größer als vor einem Jahr. Da
nützt es den Jugendlichen auch
nichts, dass sich die Verantwortli-
chen aus Wirtschaft und Politik bei
der Jahresbilanz zum Ausbildungs-
pakt gegenseitig dessen Erfolg be-

mitglied Ingrid Sehrbrock
die Forderung, die Ge-
werkschaften sollten sich

an dem fragwürdigen Pakt beteili-
gen. „Unsere Vorschläge zur Ver-
besserung der Ausbildungssituati-
on gehen weit darüber hinaus.
Wir wollen eine nationale Bildungs-
initiative, deren Ziel mehr Ausbil-
dungsplätze, eine höhere Ausbil-
dungsreife der Jugendlichen sowie
eine deutlich bessere Qualität in
Bildung und Ausbildung ist.“

Um dieses Ziel zu erreichen, sei
die Mitarbeit der Länder, der Bun-
desregierung und der Sozialpartner
erforderlich, so DGB-Vorstandsmit-
glied Sehrbrock. Placebo-Politik
bringe den Jugendlichen nichts.
Das, so Sehrbrock weiter, habe of-
fensichtlich auch Bundesbildungsmi-
nisterin Annette Schavan erkannt.
„Anders ist es nicht zu erklären,
dass sie ein Job-Starter-Programm
vorstellen will.“

Die IG Metall stellt in einem
Hintergrundbericht für das Jahr 2005
fest: „Der Ausbildungspakt von Wirt-
schaft und Regierung hat auch im
zweiten Jahr nicht das gehalten, was
vollmundig versprochen wurde.
Auch 2005 ist es nicht gelungen,
allen Bewerbern einen Ausbildungs-
platz zu verschaffen. Da nützen alle
statistischen Tricks nichts, mit denen
die Paktpartner diese bitteren Wahr-
heiten zu verschleiern suchen.“ Die
Politik, die auf den Ausbildungspakt
gesetzt habe, stehe vor einem Scher-
benhaufen. Die Zahlen belegten,
dass die Qualifikationsbereitschaft
der Unternehmen weiter abgenom-
men habe. „Mittlerweile schließen
nicht einmal mehr ein Viertel der
Betriebe Ausbildungsverträge ab –
so wenige waren es noch nie.“   •

Im Januar gab es gleich zwei-
mal Grund, ein Fazit zu ziehen. Zum
einen feierten sich Industrie und
Politik ob eines angeblich glanz-
vollen Ausbildungspaktes, dessen
Ergebnis die Gewerkschaften aller-
dings anders beurteilen. Zum an-
deren war auch Ende Januar die 

Bilanz des Ausbildungsmonats ein-
mal mehr negativ.

Mit nur noch 263 478 betriebli-
chen Ausbildungsplätzen ging das
Angebot im Vergleich zum Vorjah-
resmonat um 7,1 Prozent zurück.
Innerhalb von nur zwei Jahren wur-
den rund 45 500 betriebliche Aus-
bildungsplätze abgebaut. Nur die
Tatsache, dass die Zahl der Ausbil-
dungsplatzbewerberInnen im glei-
chen Zeitraum ebenfalls um 1,8
Prozent sank, sorgte für eine leich-
te Entschärfung. Dennoch ist der
Trend zum Lehrstellenminus weiter-
hin unübersehbar.

Die Lücke zwischen Bewerber-
Innen und betrieblichen Ausbildungs-
plätzen lag im Januar bei 165 646.

scheinigten und die Situation schön
redeten. Einmal mehr wird deutlich,
dass die versprochenen Impulse auf
dem Ausbildungsstellenmarkt aus-
bleiben. Eine geplante Verlänge-
rung des Ausbildungspaktes um
weitere drei Jahre bei steigenden
Schulabgängerzahlen bedeutet ein
Aussitzen des Problems.

Beinahe unisono kritisieren die
Gewerkschaften das öffentliche Ab-
feiern des Ausbildungspaktes durch
Politik, Industrie und Handwerk als
PR-Gag: „Die Gewerkschaften sind
nicht bereit, diesen Pakt, der dem
Ausbildungsproblem nichts als Un-
verbindlichkeit entgegenzusetzen
hat, durch unsere Beteiligung aufzu-
werten“, beschied DGB-Vorstands-

Die Bilanz der Ausbildungsplatz-Lücken: Lediglich 2004 sorgte 
der Ausbildungspakt für ein Plus.

Immer weniger Ausbildungsplätze
Entwicklung des Ausbildungsstellenangebots von 2001 bis 2005

betriebliches
Gesamtangebot

Quelle: DGB-Jugend ©
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unbesetzte Stellen
(jeweils zum 30.9.)

neue betriebliche
Ausbildungsvertäge

2000/01 2001/02 2002/03 2003/04 2004/05

557 357 512 524 497 265 518 928 505 000

24 535 18 005 14 840 18 394 12 636

581 892 530 529

-51 363

512 105
-18 424

532 322
+20 217

517 636
-14 686

638 771 590 328 572 474 586 374 562 816

56 879 59 799 60 369 54 052 45 180neue außerbetriebliche
Ausbildungsvertäge

Angebot (neue Verträge
und unbesetzte Stellen)
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Bildungsscheck

Weiterbildung ist für alle wich-
tig. Speziell an die Beschäftigten
kleiner und mittlerer Betriebe wen-
det sich der „Bildungsscheck Wei-
terbildung“. Mit Mitteln des Euro-
päischen Sozialfonds finanziert das
Land Nordrhein-Westfalen 50 Pro-
zent der Weiterbildungskosten (ma-
ximal 750 Euro). Passende Kurs-
angebote finden sich auf der Inter-
netseite www.webkolleg.nrw.de •
Informationen zum Bildungsscheck unter:
www.mags.nrw.de/arbeit/qualifikation/
bildungsscheck

N e w s l e t t e r

„jetzt!“ 
abonnieren

Alles, was im öffentlichen Dienst
beschäftigte Frauen interessiert, ent-
hält die achtseitige „jetzt!“, die zum
zweiten Mal erschienen ist. Die ak-

„Dem Dreischritt Frauen – Fa-
milie – Finanzen fehlt die richtige
Schrittfolge“, sagt Claudia Menne,
die Leiterin der Abteilung Gleich-
stellungs- und Frauenpolitik beim
DGB. Gemeint ist die Frauen- und
Familienpolitik der großen Koaliti-
on. Der Streit um die steuerliche
Begünstigung der Kinderbetreuung
hat ein grundlegendes Defizit über-
lagert. Die Regierung hat – jenseits
des Elterngeldes – keine gleichstel-
lungspolitischen Anliegen. In der
neuen „Frau geht vor“ werden die
Vorhaben dargestellt, die für Frau-
en relevant sind: Streit herrscht
beim Antidiskriminierungsgesetz
und beim Gleichstellungsgesetz für
die private Wirtschaft. Die Juristin
Ulrike Spangenberg nimmt das ge-

I n f o - B r i e f  „ F r a u  g e h t  v o r “

Gleichstellung im Streit

plante Anteilsmodell als Ersatz für
die Steuerklassen III und V ausein-
ander. Bei der Finanzexpertin Heide
Härtel-Herrmann fallen die geplan-
ten neuerlichen Reformen in der
gesetzlichen Rentenversicherung
durch. Die SPD-Abgeordnete Katja
Mast und Nadine Zeibig, wissen-
schaftliche Mitarbeiterin beim WSI-
Projekt REGAM, debattieren Pro
und Kontra einer Lockerung des
Kündigungsschutzes. Hannelore
Buls, die Arbeitsmarktexpertin un-
ter den ver.di-Frauenpolitikerinnen,
analysiert die großkoalitionäre Fort-
setzung der Hartz-Gesetze. •
Einzelheft: DGB-Abteilung Gleichstellungs-
und Frauenpolitik, Postfach 11 03 72,
10833 Berlin. Bitte einen mit 0,85 Euro 
frankierten Rückumschlag beilegen.

tuelle Ausgabe befasst sich u.a. mit
dem Koalitionsstreit um das Ant-
idiskriminierungsgesetz, mit Gleich-
stellungsplänen und mit dem Ende
April wieder anstehenden Girls’
Day. Das Jahresabo (acht Ausga-
ben) kostet 68,80 Euro, das Einzel-
heft 9,50 Euro. •
Aboservice: bundverlag@b-d-k.de

den Diskussionen eine Verbindung
zwischen wissenschaftlicher For-
schung und betrieblicher Praxis
hergestellt werden.Veranstaltungs-
ort ist das Hotel Best Western in
Steglitz, die Kosten betragen 30 
Euro, ermäßigt 15 Euro, inklusive
Essen und Getränke. •
www.boeckler.de 

B r o s c h ü r e

Vorbeugen hilft

Die Lebensarbeitszeit wird –
auch wegen des demografischen

Wandels – in
den nächsten
Jahren deutlich
zunehmen. Um-
so wichtiger ist
es,Arbeitsplätze
so zu gestalten,
dass Menschen
auch noch mit

über 50 und über 60 Jahren mög-
lichst gesund ihre Tätigkeit aus-
üben können. In der Diskussion um
Arbeits- und Gesundheitsschutz so-
wie um altersgerechtes Arbeiten
kommt bisher die spezielle Situati-
on der weiblichen Beschäftigten zu
kurz. Diesem Mangel hilft eine ak-
tuelle Broschüre des DGB ab, die
praktische Anregungen für einen
besseren Gesundheitsschutz von
Frauen am Arbeitsplatz gibt. Die
23-seitige Publikation ist zum Ein-
zelpreis von 1,50 Euro erhältlich.
Ab fünf Exemplare kostet das Ein-
zelheft 1,20 Euro, ab 20 Exemplare
1 Euro (zzgl. Versand). •
bestellservice@toennes-bestellservice.de

T a g u n g

Gleiche Chancen?

Frauen haben immer noch in
der Mehrzahl schlechter bezahlte
Jobs als Männer, müssen häufiger
Familie, Kinder und Beruf unter ei-
nen Hut bringen und sind in Füh-
rungspositionen unterrepräsentiert.
Um den aktuellen Stand der be-
trieblichen Geschlechterdemokratie
geht es bei der Tagung „Gleiche
Verhältnisse – Gleiche Chancen?“
der Hans-Böckler-Stiftung am
30./31. März in Berlin. Die Veran-
staltung wendet sich vor allem an
Betriebs- und Personalrätinnen,
Gleichstellungsbeauftragte und ge-
werkschaftliche Multiplikatorinnen,
die ihre Erfahrungen mit Geschlech-
tergerechtigkeit in der Betriebspra-
xis einbringen. Außerdem soll in

PROJEKTE UND PARTNER

S e m i n a r

Bildungsvergleich

Schweden hat bei den jüngsten
Pisa-Studien deutlich besser abge-
schnitten als die Bundesrepublik.
Dabei leidet auch das Bildungs-
system des skandinavischen Landes
unter Lehrermangel. Obwohl die
Quote an SchülerInnen mit Migrati-
onshintergrund hoch ist, gelingt es
schwedischen Schulen weitaus bes-
ser als deutschen, die Gruppe der
Einwandererkinder zu einem quali-
fizierten Abschluss zu bringen. Einen
persönlichen Eindruck vom schwe-
dischen Bildungssystem können
sich die TeilnehmerInnen des Studi-
enseminars „Bildung und Einwan-
derung in Schweden“ verschaffen.
Das DGB-Bildungswerk NRW ver-
anstaltet es vom 28. Mai bis 3. Juni
in Göteborg.Teilnahmebeitrag: 850
Euro inklusive Anreise und Halb-
pension im Doppelzimmer. •
www.dgb-bildungswerk-nrw.de
JHoesselbarth@dgb-bildungswerk-nrw.de

••• Der DGB Baden-Württem-
berg hat im Vorfeld der Landtags-
wahl das Positionspapier „Star-
kes Land – starke Gewerkschaften“
mit Anforderungen an die künftige
Landesregierung vorgestellt. Kern-
punkte sind die Erleichterung von
Bürgerentscheiden, die Beibehal-
tung der derzeitigen Ladenschluss-
regelungen und eine Reform des
Bildungssystems mit einer gemein-
samen zehnjährigen Schulzeit für
alle SchülerInnen. Der neue baden-
württembergische Landtag wird am
26. März gewählt. Das Positionspa-
pier zum Download:
www.dgb-bw.de/framesets/
themen_frameset.html

••• Der DGB Nord will gemein-
sam mit den Landespräventionsrä-
ten Mecklenburg-Vorpommerns,Nie-
dersachsens und Schleswig-Holsteins
neue Strategien gegen den Rechts-
extremismus entwickeln. Auf der
Veranstaltung „Verantwortung
übernehmen im Norden“ werden
am 2. März an der Universität Lü-
neburg in fünf Workshops Konzep-
te gesucht, die den „neuen Strate-
gien“ der rechten Szene in Deutsch-
land entgegengesetzt werden kön-
nen. Im Vordergrund stehen Ak-
tionen gegen das rechtsextreme
Engagement in Sportvereinen oder
der Musikszene.Anmeldung:
www.lpr.niedersachsen.de

interregio
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Betriebsratsgründung zum Auftakt

„Vertrauen ist gut, Betriebs-
rat ist besser“ – das sagten sich
auch die Beschäftigten der Groß-
bäckerei Zimmermann Toast in Crails-
heim/Baden-Württemberg: Ange-
stoßen durch die DGB-Kampagne
(einblick 18/05) und unterstützt
durch die Gewerkschaft Nahrung-
Genuss-Gaststätten (NGG) wählten
die Beschäftigten erstmals eine In-
teressenvertretung der Arbeitneh-
merInnen. Sieben der insgesamt
neun Mandate im gerade gewähl-
ten Betriebsrat nehmen NGG-Mit-
glieder ein. +++ Den Organisati-
onsgrad der Betriebsratsmitglieder
zu erhöhen und „weiße Flecken“ in
Sachen Betriebsrat zu beseitigen,
das sind wichtige Ziele der Be-
gleitkampagne von DGB und
Gewerkschaften zu den Betriebs-
ratswahlen 2006. +++ Dazu ist die
Kampagne gut aufgestellt. Seit Mit-
te Januar liefert die Internetsite
www.betriebsrat-ist-besser.dgb.de
aktuelle Infos und Hintergrund zum
Thema. +++ Fast eben so lang ist
auch die Telefon-Hotline zur
Kampagne 0180/234 00 00 frei

geschaltet. Die Hotline hilft allen,
die mehr zum Thema Betriebsrats-
wahlen wissen wollen, mit erstem
Rat und Unterstützung weiter. Mon-
tags bis freitags von 7 bis 20 Uhr
und samstags von 9 bis 18 Uhr. Be-
treut wird die Hotline von „Facts“,
dem Call-Center der IG BAU. Ruft
dort beispielsweise jemand an, der
einen Betriebsrat gründen will, er-
hält er nicht nur alle erforderlichen
Infos. Die MitarbeiterInnen von 
Facts informieren auch die zustän-
dige Gewerkschaft vor Ort und ha-
ken nach fünf bis sieben Tagen nach,
ob sich was getan hat. +++ Seit 
Anfang Februar werben Groß-
flächenplakate mit dem Kam-
pagnenmotiv bundesweit an Bahn-
höfen und Verkehrsknotenpunkten
für die Ziele der Kampagne. Flan-
kiert werden mit der Plakatierung
die so genannten Pendler-Pro-
jekte in großstädtischen Regionen
– wie Stuttgart, Leipzig, München
oder Köln. Mit gezielten Aktionen
und Werbemaßnahmen sollen Be-
rufspendler auf die Betriebsratswah-
len 2006 aufmerksam gemacht und
zur Gründung eines Betriebsrates
ermuntert werden. Die Regionen
haben sich dazu eine Menge einfal-
len lassen. So können am 30. März
und am 6. April Pendler in Leipzig
und Halle „Gestärkt durch den
DGB“ in den Zug steigen – mit 
einem nahrhaften Frühstückspaket

und den wichtigsten Argu-
menten für die Gründung
von Betriebsräten. Und
wer beispielsweise von
Hanau zur Arbeit nach
Frankfurt/Main pendelt,
kann während der Akti-
onstage die Zugfahrt nut-
zen, um das Preisrätsel zur
Betriebsratswahl zu lösen,
das er bei der Abfahrt be-
kommen hat, und kann die

Kaum gestartet, da gibt’s bereits die erste Gründung eines Betriebsrates
im Rahmen der Begleitkampagne von DGB und Gewerkschaften zu den
Betriebsratswahlen 2006 zu vermelden. 

Lösung dann am Gewerkschafts-
stand am Ziel gleich abgeben. +++
Zentrales Medium insbesondere für
die Pendleraktionen ist die achtsei-
tige Aktionszeitung punktB,
die Anfang Februar mit einer Bun-
desausgabe und elf Regionalaus-
gaben erschienen ist. punktB – das
B steht für Betriebsratswahl – zeigt
auf die Zielgruppe zugeschnitten
anhand zahlreicher Beispiele den
Nutzen von Betriebsräten und be-
richtet beispielsweise über den 
ersten Betriebsrat in einem Profi-
fußballverein, dem FC St. Pauli. Da-
neben gibt’s jede Menge Service
rund um Arbeit und Beruf, aber auch

Unterhaltendes vom Comic bis zum
Preisrätsel. Eine Mischung, so
scheint’s, die ankommt. Zumindest
war die Resonanz bei den ersten
Verteilaktionen in Köln recht posi-
tiv. Innerhalb von zwei Tagen haben
die Kölner bereits über 20 000 Zei-
tungen verteilt. Eine zweite Aus-
gabe der Aktionszeitung soll Ende
März erscheinen – rechtzeitig zum
zweiten Schwerpunkt der Pendler-
aktionen. +++ Zum Einsatz kom-
men bei den Aktionen auch die
zahlreichen Give-aways, die für
die Kampagne produziert wurden,
etwa der Vitaminstick, um die 
„Abwehr zu stärken“, der Lippen-
pflegestift, der wie ein Betriebsrat
Schutz bietet „in guten wie in
schlechten Tagen“ oder das Mouse-
pad, das bei der Arbeit erinnert:
„Du hast es in der Hand!“+++
Über zwanzig Regionen machen
mit bei den Pendleraktionen. Insge-
samt haben 60 DGB-Regionen
79 Projekte im Rahmen der Kam-
pagne „Vertrauen ist gut, Betriebs-
rat ist besser“ entwickelt. •

Abwehrkräfte 
stärken

Die Begleitkampagne von

DGB und Gewerkschaften zu

den Betriebsratswahlen

2006 kommt in Fahrt – beim

Start-Event für die Medien

am 16. Februar im Wortsinn.

Dietmar Hexel, im geschäfts-

führenden DGB-Vorstand für

Mitbestimmung zuständig,

lädt gemeinsam mit Betriebs-

räten JournalistInnen zu 

einer Infotour zum Thema 

Betriebsratswahl in eine 

Berliner Tram ein. Natürlich

ist die Straßenbahn keine

gewöhnliche – geschmückt

mit dem Kampagnen-Motiv

wird sie noch eine Zeitlang

länger in Berlin für die Be-

triebsratswahlen werben.

Und auch die JournalistInnen

bekommen nicht nur Infos

satt, sondern können nach

der Tour an einer Vitaminbar

ihre „Abwehrkräfte stärken“

und sich im Gespräch mit 

Betriebsräten ein Bild davon

machen, was diese für die

Immunkräfte der Arbeitneh-

merInnen alles leisten.

Mehr Infos zur Kampagne:
Internet:

www.betriebsrat-ist-besser.dgb.de

Mail:

betriebsrat-ist-besser@dgb.de

Hotline:

0180 / 234 00 00 – bundesweit 

zum Ortstarif (montags bis 

freitags: 7 – 20 Uhr, 

samstags: 9 – 18 Uhr)

Alle Regionalausgaben von 

punktB zum Download:

www.einblick.dgb.de



6

3/06

GEWERKSCHAFTEN
TRANSNET und NGG 
haben sich gegen 
das von der EU ge-

förderte Großprojekt
„Fehmarn-Belt-Querung“
ausgesprochen. Die Brücke
soll eine Hochgeschwindig-
keitsstrecke zwischen 
Kopenhagen und Hamburg
ermöglichen. Bei den Fähr-
betrieben in einer ohnehin
strukturschwachen Region
würden dadurch hunderte
Arbeitsplätze gefährdet.

ver.di hat einen 
Gesetzentwurf der 
Bundesregierung kri-

tisiert, durch den Künstler-
Innen beim Verkauf ihrer
Werke durch den Kunsthan-
del schlechter gestellt wer-
den. Während sie bislang ab
einer Wertsteigerung von
50 Euro vom höheren Wert
ihrer Werke profitieren, soll
die Grenze in Zukunft bei
1000 Euro liegen. 

Mit einem Konzert 
der fünf Finalteil-
nehmer endet am

24. Februar in Berlin der
Nachwuchsband-Wettbe-
werb „Gib dir eine Stim-
me!“ der DGB-Jugend. Den
Siegern winken professio-
nelle Studio-Aufnahmen
und ein Auftritt bei einem
großen Musik-Festival.

Die GEW hat ein Inter-
net-Special zum Thema 
„Lernmittelfreiheit“

gestartet. Hintergrund:
Nach der Einführung von
Lehrbuch-Gebühren in 
Bayern, Hamburg und
Thüringen gebe es nur noch
in fünf Bundesländern
„klassische Lernmittelfrei-
heit“, kritisiert die GEW.
www.gew.de/
lernmittelfreiheit.html

kurz&bündig A u f e n t h a l t s r e c h t

DGB kritisiert
Gesetzentwurf

Der DGB hat in einer Ende Ja-
nuar abgegebenen Stellungnahme
den Entwurf des Bundesinnenmi-
nisteriums für das „Gesetz zur Um-
setzung aufenthalts- und asylrecht-
licher Richtlinien der EU“ kritisiert.
In dem Entwurf würden die Erfah-
rungen mit der Umsetzung des
noch von Rot-Grün beschlossenen
Zuwanderungsgesetzes nicht ein-
bezogen. Dabei geht es unter an-
derem um die Kettenduldung von
Flüchtlingen sowie um deren Zu-
gang zum Arbeitsmarkt. Zudem kri-
tisiert der DGB, dass die Neurege-
lung der Niederlassungserlaubnis

von MigrantInnen kompliziert und
verwirrend gestaltet sei.

Auch die geplante Anhebung
des Nachzugsalters von auslän-
dischen EhepartnerInnen auf das 
21. Lebensjahr wird vom DGB ab-
gelehnt. Diese Regelung sei „nicht
zielführend“, um Zwangsehen zu
verhindern. Sie würde zudem in
den grundgesetzlich garantierten
Schutz von Ehe und Familie eingrei-
fen. Auf Kritik des DGB stößt auch
die geplante Verpflichtung nachzie-
hender Familienangehöriger zur
Teilnahme an einem Integrations-
kurs. Bei der Überprüfung des
Sprachniveaus müsse es die Mög-
lichkeit von Einzelfallbeurteilungen
geben, um den besonderen Le-
bensumstände der MigrantInnen
gerecht werden zu können. •

Z u w a n d e r u n g s g e s e t z

Evaluation bis 
Mitte des Jahres

Im Evaluierungsbericht der Bun-
desregierung zum Zuwanderungs-
gesetz sollen auch die Erfahrungen
des DGB und der Gewerkschaften
einfließen. Im Koalitionsvertrag hat-
ten CDU/CSU und SPD vereinbart,
zu überprüfen, ob die mit dem Ge-
setz verfolgten Ziele erreicht wurden
oder Verbesserungen notwendig
sind. Beabsichtigt sei, „auf einer
breiten Basis von Erfahrungen und
Informationen“ Mitte 2006 den Be-
richt vorzulegen,heißt es in dem Brief
des Bundesinnenministeriums an den
DGB. Bis zum 20. März hat der DGB
Zeit für seine Stellungnahme. •

■ Du kandidierst für das Unionsbündnis des frühe-
ren EU-Kommissionspräsidenten Romano Prodi.
Warum willst du ins italienische Parlament?
■ Ich habe mich nicht selbst um die Kandidatur 
beworben, sondern meine Partei hat mich gefragt.
Wir wollen unbedingt die Wahl gegen Berlusconi
gewinnen. Für die sechs Sitze im Wahlkreis Europa
hat das Bündnis diejenigen aufgestellt, die die größ-
ten Chancen haben, gewählt zu werden, weil sie 
bekannt sind. 
■ Und warum bist du dabei?
■ Das hat was mit meiner Geschichte zu tun. Mein
Vater hat mich mit zwölf Jahren nach Deutschland
nachgeholt. Anfangs habe ich nicht einmal die deut-
sche Sprache gekonnt. In der Lehre bin ich in die
Gewerkschaft eingetreten und seitdem setzte ich
mich für die Interessen der ausländischen Arbeitneh-
merInnen in Deutschland ein. Erst im Italienischen
Büro, dann in der Internationalen Abteilung des
DGB und schließlich seit 2004 als Abteilungsleiter
Ausländische Arbeitnehmer/Migration der IG BCE.
■ Hast du Chancen, gewählt zu werden?
■ Meine Chancen sind sogar gar nicht so schlecht,
weil von den 1,7 Millionen wahlberechtigten Italie-

nern in Europa 500 000 in Deutschland leben. Aller-
dings ist das Wahlrecht kompliziert. Jeder Wähler
kann nicht nur eine Liste wählen, sondern auch zwei
Kandidaten aus der Liste eine Präferenz geben. Ich
muss also auch persönlich gewählt werden. Hinzu
kommt, dass Berlusconi seine Kandidaten massiv 
finanziell unterstützen wird. Das kann das Unions-
bündnis nicht. Wir haben nur die Unterstützung der
Menschen, die uns vertrauen. Deshalb hoffe ich,
dass viele ihr Wahlrecht nutzen und bitte die deut-
schen Kolleginnen und Kollegen alle Italiener, die sie
kennen, über das neue Wahlrecht zu informieren.
■ Wie hat die IG BCE auf deine Kandidatur 
reagiert?
■ Das war ganz fantastisch. Ich habe die volle Un-
terstützung des geschäftsführenden Hauptvorstan-
des der IG BCE, von Hubertus Schmoldt und Ulrich
Freese. Selbst Kollegen, mit denen ich sonst weniger
zu tun habe, haben mir gratuliert und mir ihre 
Unterstützung angeboten. Diese Hilfe kann ich gut
brauchen, denn dieses Mal können auch Deutsche
etwas dafür tun, dass Berlusconi abgewählt wird,
schließlich hat er nicht nur in Italien Schaden ange-
richtet, sondern auch in Europa.

Wenn am 9. April das italienische Parlament gewählt wird, können zum 
ersten Mal die im Ausland lebenden ItalienerInnen ihre eigenen Abgeordneten
wählen. Giovanni Pollice, 51, Leiter der Abteilung Ausländische 
Arbeitnehmer/Migration der IG Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE) und Mitglied
der Sozialdemokratischen Partei Italiens (DS), tritt im Wahlkreis Europa an.

Fragenan ...
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Keine Chance 
auf Einfachjobs

Gering qualifizierte Arbeits-

lose geraten immer mehr 

unter Druck. Zum einen 

konkurrieren sie wegen der

hohen Arbeitslosigkeit ver-

stärkt mit qualifizierten 

Arbeitskräften, die der Not

gehorchend auch Jobs unter-

halb ihres Qualifikationsni-

veaus annehmen. Zum ande-

ren werden sie zunehmend

von SchülerInnen, Studieren-

den und bereits Beschäftig-

ten verdrängt, die zur Finan-

zierung ihres Lebensunter-

halts auf einen Nebenjob 

angewiesen sind. Das belegt

eine aktuelle Studie des 

Institut Arbeit und Technik

(IAT), Gelsenkirchen. 

Statt der oft unterstellten

fehlenden Motivation der

Arbeitslosen, eine Stelle 

anzutreten, gebe es im 

Gegenteil eine Bewerber-

schwemme. Für die Unter-

nehmen gebe es deshalb

auch keine Schwierigkeiten,

niedrig bezahlte Arbeitsplät-

ze zu besetzen. Allerdings

hätten viele Firmen in den

vergangenen Jahren ihre

Suchwege deutlich einge-

schränkt: Statt offene Stel-

len der Arbeitsagentur zu

melden, nutzten sie bei der

Stellenbesetzung vor allem

die Kontakte der eigenen Be-

schäftigten. Wer außerhalb

der Netzwerke lebt, gehe

deshalb häufig leer aus.

Radikale Konzepte machen Furore: Der Arbeits-
markt soll durch den Ausbau eines Niedriglohnsek-
tors belebt werden. Um dennoch das Existenzmini-
mum zu sichern, sollen die niedrigen Löhne durch
staatliche Transferleistungen aufgestockt werden.
Wieder einmal sind die Versprechungen
groß. Hans-Werner Sinn vom Ifo-Institut kündigt
an, dass durch ein flächendeckendes Kombilohn-
Modell bis zu 3,2 Millionen Langzeitarbeitslose in
Arbeit gebracht werden könnten.

Ausgangspunkt dieser Modelle ist die These, die
Massenarbeitslosigkeit sei Folge überhöhter
Löhne für gering qualifizierte Arbeit und ei-
nes zu großzügigen Niveaus des Arbeitslosengelds II
(ALG II). Es fehle der Anreiz zur Aufnahme eigentlich
vorhandener, aber niedrig produktiver und entlohn-
ter Arbeit. Aus dieser Argumentation leitet sich die
Forderung ab, den Bedarfssatz des ALG II drastisch
zu kürzen, um ein Drittel bis zur Hälfte, zugleich aber
die Hinzuverdienstmöglichkeiten bei Aufnahme von
Arbeit zu verbessern. Das Existenzminimum würde
dann durch die Kombination von Arbeitseinkommen
und Transferleistung erreicht.

Die Konsequenzen dieser auf den ersten Blick
harmlos erscheinenden Regelung wären drastisch.
Es wird der Weg zu einer anderen Gesellschaft ein-
geschlagen, weg von den Grundsätzen eines
Sozialstaates, wie sie im Grundgesetz normiert
sind, hin zum ungehemmten Markt. Arbeitslose
wären gezwungen, jeden, aber auch jeden Job zu
jeglichen Bedingungen anzunehmen, um überhaupt
überleben zu können. Durch den Druck, unter allen
Umständen einen Arbeitsplatz zu finden, würden die
Löhne am unteren Ende in den Keller sinken. Dies ist
durchaus beabsichtigt. Sinn rechnet mit einer
Lohnkürzung um ein Drittel, mit Rückwirkung auf
das gesamte Lohngefüge. Von Tarifverträgen ist hier
nicht mehr die Rede. Was aber, wenn es den-
noch keinen Arbeitsplatz gibt? Die Kommu-
nen sollen verpflichtet werden,Arbeitsgelegenheiten
für alle Arbeitslosen anzubieten. Dies wären dann
Ein-Euro-Jobs für Millionen.

Die öffentliche Reaktion auf ein solches Niedrig-
und Kombilohnmodell ist gespalten. Zwar sei die
Medizin bitter, aber die errechneten Arbeitsmarkt-
effekte machten Hoffnung. Lieber diesen Weg gehen

als eine Politik des „Weiter so“ praktizieren? Wer 
so argumentiert, verkennt, dass der Weg in die 
Niedriglohnökonomie in Deutschland längst einge-
schlagen worden ist. Die Medizin ist also kei-
neswegs neu, sondern soll nur in einer noch
höheren Dosis verabreicht werden.

Eine sich ausweitende Niedriglohnbeschäftigung
zählt in Deutschland zur Realität des Arbeitsmarktes.
So hat sich nach Berechnungen des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der Anteil

der Geringverdiener von 15,8
Prozent (1997) auf 17,4 Pro-
zent (2001) erhöht. Alle Hin-
weise deuten darauf hin, dass
sich der Abwärtstrend durch
den Druck von Hartz IV noch
verstärkt hat.

Die tarifvertraglichen Lohn-
regelungen erodieren. Insbe-
sondere in den neuen Ländern
steigt die Zahl der Beschäftig-
ten, die unterhalb von Tarif-
verträgen bezahlt werden.
Aber selbst die Tarife am unte-
ren Ende sind extrem niedrig.
Ein Wachmann in Thüringen

wird mit 4,15 Euro in der Stunde abgefunden. Wor-
king-poor ist in Deutschland längst an der
Tagesordnung. Mehr Arbeitsplätze gibt es des-
wegen nicht.Auch im Niedriglohnbereich finden sich
nur wenige offene Stellen. Die These, Arbeitslosen
fehle wegen überhöhter ALG II-Zahlungen der Anreiz
zur Arbeitsaufnahme, verdreht die Verhältnisse. Ar-
beitslosigkeit ist keine Folge eines Fehlverhaltens der
Arbeitslosen, sondern fehlender Arbeitsplätze.

Wer an dieser Schraube weiter dreht, verschärft
die Lage. Billige und prekäre Arbeit wird besser
bezahlte und reguläre Arbeit verdrängen.
Einfache Arbeitsplätze werden von Qualifizierten be-
setzt. Aber Deutschland wird seinen Standard nicht
durch eine Niedrigstlohnökonomie halten können. In
der Wissens- und nicht in der Dienstbotengesellschaft
liegt die Zukunft. Deshalb müssen der Ausbau qualifi-
zierter Arbeitsplätze und die Qualifizierung der Beschäf-
tigten Vorrang haben. Es geht um die Förderung
von Aufwärts- statt Abwärtsmobilität. •

Die Arbeitslosigkeit verharrt auf einem hohen Niveau. Die mit hohen Erwartungen 
verbundenen Hartz-Reformen haben keinen Erfolg gezeigt. Der von Wirtschaftswissen-
schaftlern dennoch geforderte weitere Ausbau des Niedriglohnsektors würde die 
Abwärtsspirale nur noch verschärfen, meint Gerhard Bäcker.

N i e d r i g l ö h n e

Irrweg in eine andere Gesellschaft

Prof. Dr. Gerhard
Bäcker, 59,
lehrt Soziologie
und praxisorien-
tierte Sozialwis-
senschaften an
der Universität
Duisburg – Essen.
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personalien
••• Dr. Bianca Kühl, 33, bis
März 2005 Trainee im Referat Na-
her und Mittlerer Osten/Nordafrika
der Friedrich-Ebert-Stiftung, ist seit
dem 1. Februar Referentin für die
Bereiche Internationale Arbeitsor-
ganisation und Behindertenpolitik
in der Abteilung Arbeitsmarkt- und
Internationale Sozialpolitik des DGB.
••• Dieter Scholz, 58, ist am
27. Januar als Vorsitzender des DGB-
Bezirks Berlin-Brandenburg wieder-
gewählt worden. Zur neuen stellver-
tretenden Bezirksvorsitzenden wurde
Doro Zinke, 51, gewählt. Sie war
von 1999 bis 2005 Generalsekretärin
der Europäischen Transportarbeiter-
föderation in Brüssel. Wiederge-
wählt wurden zudem am 21. Janu-

ar der Vorsitzende des DGB-Bezirks
Sachsen,Hanjo Lucassen, 61,und
seine Stellvertreterin Iris Klop-
pich, 53, sowie am 28. Januar der
DGB-Bezirksvorsitzende Nord, Pe-
ter Deutschland, 61, und sein
Stellvertreter Ingo Schlüter, 46.

ringen, Bezirkskonferenz Hessen-
Thüringen und Landeskonferenz
Hessen, Frankfurt/M.

IG BAU, Chat mit
Vorstandsmitglied Bärbel Feltrini
zum Thema Jugend- und Frauen-
arbeit in der IG BAU

DGB Niedersach-
sen, Vortrag zur Gewerkschaftsbe-
wegung in Niedersachsen nach

21.2.

20.2.

dem Zweiten Weltkrieg, Hannover
GEW, Stand auf

der „didacta 2006“, Hannover
GEW und DGB

Sachsen-Anhalt, Schulpolitische Kon-
ferenz zu PISA 2003, Magdeburg

DGB-Region Nie-
dersachsen-Mitte, „Besser läuft’s
mit Betriebsrat“, Volkslauf um den
Maschsee, Hannover

26.2.

25.2.

22.-24.2.
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DIES&DAS

Demonstration
des EGB zur EU-Dienstleistungs-
richtlinie, Straßburg

DGB Bayern, Be-
zirkskonferenz, München

DGB West, Be-
zirkskonferenz, Frankenthal

DGB Hessen-Thü-18.2.

18.2.

17./18.2.

14.2.
Schlusspunkt●

Hannovers Oberbürgermeister Herbert Schmalstieg (SPD) am 7. Februar im
Deutschlandradio zur Kündigung des erst vier Monate alten Tarifvertrags
für den öffentlichen Dienst (TVöD) durch die Kommunalen Arbeitgeber-
verbände mehrerer Bundesländer

„Nach vier Monaten kündigt man. Das ist kein guter Stil.“

ÄLTERE ARBEITSLOSE: Kaum Chancen auf Rückkehr in den Job
Einmal arbeitslos, finden ältere Arbeit-
nehmerInnen kaum in den Arbeits-
markt zurück. Daran haben nach einer
Untersuchung des Instituts Arbeit und
Technik (IAT) auch die Hartz-Reformen
nichts geändert. Der Grund: Das neue
Instrument der Entgeltsicherung, nach
der ältere Arbeitslose bei Annahme 
einer schlechter bezahlten Stelle einen
Einkommenszuschuss erhalten können,
wurde von der Arbeitsämtern in weni-
ger als einem Prozent der Fälle genutzt,
die Möglichkeit eines Beitragsbonus
nur in 3,3 Prozent der Fälle. Quelle: IAB-Report 2/2006;
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Dauer der Arbeitslosigkeit nach Altersgruppen (in Prozent)
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Ärger mit dem Arbeitslosengeld,
mit Krankenkasse oder Rentenver-
sicherung? Versicherte, die deshalb
vor das Sozialgericht ziehen, sollen
dafür künftig zahlen. Der Bundesrat
hat am 10. Februar einen entspre-
chenden Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Sozialgerichtsgesetzes be-
schlossen (Drucksache 45/06). Die
Bundesregierung muss ihn bis Ende
März dem Bundestag vorlegen.

Wer Recht bekommen will, soll
erst einmal Geld auf den Tisch le-
gen: eine so genannte allgemeine
Verfahrensgebühr. Sie beträgt vor
den Sozialgerichten 75 Euro, vor den
Landessozialgerichten 150 Euro und
vor dem Bundessozialgericht 225
Euro. Die Kostenfreiheit in der Sozi-
algerichtsbarkeit wird aufgehoben,
der Rechtsstaat erhebt Eintritts-
geld. Wer vor Gericht obsiegt, er-
hält es zurück. Die Justizminister
der Länder wollen auf diese Weise
die Prozessflut eindämmen.

Es ist bereits der fünfte Versuch
innerhalb der letzten 15 Jahre,Sozial-
gerichtsgebühren einzuführen. DGB-
Vize Ursula Engelen-Kefer warnt in
Schreiben an Arbeitsminister Franz
Müntefering und Justizministerin
Brigitte Zypries (beide SPD) vor den

Folgen: Mit der Sozialgerichtsgebühr
werde „eine generelle Zugangsbar-
riere für die Sozialgerichte“ ge-
schaffen, „die sich negativ auf den
sozialen Frieden auswirkt“.

Die Sozialgerichtsgebühr kon-
terkariert den Grundgesetz-Artikel
19, in dem es heißt, dass jedem,
dessen Recht verletzt wird, der
Rechtsweg offen steht. Von Wege-
zoll ist dort keine Rede. Genau ge-
nommen sollen die Versicherten 
sogar zweifach zur Kasse gebeten

werden. Die Sozialversi-
cherungsträger sind eh
schon verpflichtet, Ge-
bühren zu zahlen – fi-
nanziert aus den Beiträ-
gen der Versicherten.

Die Kostenfreiheit
dient besonders den so-
zial Schwachen, sprich
Alten, Behinderten und
Kranken. Die Befürwor-
ter der Gebühr verweisen
gern auf die Möglichkeit
der Prozesskostenhilfe –
eine zusätzliche Hürde,
die nicht leicht zu über-
winden ist. 2003 bei-
spielsweise haben 18302
Menschen versucht, sie

zu nehmen. 15 064 Anträge wur-
den bearbeitet, 9142 hatten Erfolg.
Also nur jeder Zweite, der Prozess-
kostenhilfe beantragt, kann auch
damit rechnen, sie binnen Jahres-
frist zu erhalten.

Nicht nur verfassungsrechtliche
und sozialpolitische Gründe spre-
chen gegen Gerichtsgebühren.Auch
Kostengründe. Denn ob die ange-
strebte Entlastung der Gerichte tat-
sächlich stattfindet, ist höchst frag-
lich: Die Gebühren müssen erhoben,
eingezogen oder angemahnt, verwal-
tet, mit Begründung zurückgezahlt
oder einbehalten werden. Zudem
dürfte trotz aller Schwierigkeiten
die Zahl der Anträge auf Prozesskos-
tenhilfe steigen. Unterm Strich: viel
Aufwand, wenig Ertrag.

Es besteht längst eine Möglich-
keit, die Sozialgerichte vor aus-
sichtslosen Klagen zu bewahren:
Wird ein Gericht dazu missbraucht,
kann es so genannte Mutwillens-
kosten erheben, eine Gebühr von
mindestens 150 Euro. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.lidl.verdi.de
Infos zum europaweiten

Lidl-Aktionstag am 8. März

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Eckpunkte der GEW zur 

Reform der bundesstaat-
lichen Ordnung in den 

Bereichen Bildung, Wissen-
schaft und Forschung 

4/06gewerkschaftlicher Info-Service vom 27.02.2006

Renate Künast, Grünen-
Fraktionsvorsitzende, 

fordert, die Akkreditierung
von Beschäftigten bei Groß-
veranstaltungen auf eine 
gesetzliche Grundlage zu 
stellen. Sicherheitsüberprü-
fungen wie bei der Fußball-
WM seien ein erheblicher 
Eingriff in die Grundrechte.

+ Bundesfamilienministe-
rin Ursula von der Leyen

(CDU) will die Fördermittel für
Projekte zur Bekämpfung des
Rechtsextremismus reduzie-
ren. Die Gelder sollen künftig
auch für Projekte gegen den
Linksextremismus und den 
islamischen Extremismus 
genutzt werden.

-
plusminusBERLIN

S o z i a l g e r i c h t s g e b ü h r

Nur wer Geld hat, bekommt Recht
____________ ____

Was lange gärt, 
wird Wut
Dienstleistungsrichtlinie, 

Massenentlassungen und 

Lohndrückerei – die Gewerk-

schaften und die Menschen 

wehren sich. Und finden 

wieder Gehör

____________ ____

Neue Kooperationen
Um attraktiver zu werden, 

entwickeln die Gewerk-

schaften neue Formen der 

Kooperation. Der Wille zur 

Veränderung ist groß

____________ ____

Vermischung gefährdet 
den Erfolg
Wer den Einsatz der Bundes-

wehr bei der Fußball-Welt-

meisterschaft fordert, ist 

nicht um die innere Sicherheit 

besorgt, sondern will eine 

paramilitärische Streitmacht 

etablieren, meint der GdP-

Vorsitzende Konrad Freiberg

Seite 7

Seite 5

Seite 3
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Fast kontinuierlich ist seit Mitte der 90er Jahre
die Zahl der Sozialgerichtsverfahren gestiegen.

Klagen bei den Sozialgerichten
1995 – 2004 (in Tausend)
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Ziemlich spät begreift die SPD,
worauf sie sich mit ihrer Zustim-
mung zur Rente mit 67 – schon
festgeschrieben im Koalitionsver-
trag vom 11. November 2005 –
eingelassen hat.Mittlerweile hat sich
herumgesprochen, dass die schritt-
weise Anhebung des Rentenalters
ab 2012 um einen, ab 2024 um
zwei Monate „eine reine Renten-
kürzung (ist), solange Ältere weiter
vom Arbeitsmarkt verdrängt wer-
den“ (DGB-Vize Ursula Engelen-
Kefer). Deshalb sind prominente
SPD-PolitikerInnen jetzt krampfhaft

bemüht, die Rente mit 67 ab 2029
sozial gerecht darzustellen. Der
rheinland-pfälzische Ministerpräsi-
dent Kurt Beck beispielsweise
schlägt vor, besonders belastete
Berufsgruppen auszunehmen; und
der SPD-Fraktionsvorsitzende Peter
Struck hat eine Diskussion über die
Wiedereinführung der Erwerbsun-
fähigkeitsrente angestoßen.

Beides stößt auf Probleme. Phy-
sische und psychische Belastungen,
die ein vorzeitiges Ausscheiden aus
dem Erwerbsleben rechtfertigen, las-
sen sich zwar im Einzelfall feststellen,
nicht aber auf Berufsgruppen bezo-
gen definieren. Generelle Ausnah-
men von der Rente mit 67 hat Bun-
deskanzlerin Angela Merkel (CDU)
bereits abgelehnt.

Und die Idee von Struck passt
Sozialminister Franz Müntefering
(SPD) nicht in den Kram. Er braucht
die verkappte Rentenkürzung, um
den Rentenbeitrag langfristig stabil

halten zu können. Eine Wiederein-
führung der Erwerbsunfähigkeits-
rente käme die Rentenkasse teuer
zu stehen. Außerdem hat die Bun-
desregierung bereits zugesagt,
dass Versicherte mit 45 Versiche-
rungsjahren künftig mit 65 Jahren
abschlagsfrei in Rente gehen kön-
nen. Diese Zusage und die Wie-
dereinführung der Erwerbsunfähig-
keitsrente zusammengenommen
würden den Einspareffekt der Ren-
te mit 67 „deutlich reduzieren“,
sagt der DGB-Rentenexperte Ingo
Nürnberger.

Die SPD hat noch bis zur Som-
merpause Zeit, Wege aus ihrem Di-
lemma zu finden, die Rente mit 67
zwar durchsetzen zu müssen, aber
sozial gerecht gestalten zu wollen.
Denn vorher ist nicht mit dem Ge-
setzentwurf zu rechnen. Die Koaliti-
on will das Gesetz erst 2007 verab-
schieden.Vielleicht gibt die SPD ihre
Suche nach Auswegen aber schon
früher auf. Am 26. März sind die
wichtigsten Landtagswahlen dieses
Jahres – in Rheinland-Pfalz und 
Baden-Württemberg – gelaufen. •

losengeldes II ausgeschlossen wer-
den. Und PartnerInnen von ALG-II-
BezieherInnen werden unterhalts-
pflichtig für deren Kinder – auch
wenn es nicht die eigenen sind. •

A L G  I I

„Stallpflicht“ für
junge Arbeitslose

Die große Koalition hat sich in
den vergangenen Wochen bemüht,
die handwerklichen Fehler der alten
Hartz-Gesetze aus der Welt zu schaf-
fen. Nach der Gesetzesänderung
soll die Regelleistung für ALG-II-
EmpfängerInnen unter 25 Jahren
künftig auf 276 Euro gesenkt wer-
den. Hatte der Staat mit Hartz IV
zunächst pauschal die Erstausstat-
tungen beim Auszug Jüngerer über-
nommen, so entscheidet künftig al-
lein die Behörde, ob Jugendliche
und junge Erwachsene ohne Aus-
bildungsplatz und Arbeit zu Hause
ausziehen dürfen. Daneben sind den
PolitikerInnen kurz vor der Verab-
schiedung des Gesetzes offensicht-
lich weitere Verschärfungen einge-
fallen. So sollen EU-Ausländer auf
Arbeitssuche vom Bezug des Arbeits-

B a h n r e f o r m

Notfalls weiter
beim Bund

Die seit Jahren geplante Privati-
sierung der Deutschen Bahn AG soll
abgesagt werden und das Unter-
nehmen in der Hand des Bundes
verbleiben, falls der Börsengang
der Bahn nur bei einer vorherigen
Trennung von Netz und Schiene zu
haben ist. Das ist der Kern eines
„Plan B“ (Plan Bund), den die 
Gewerkschaft TRANSNET am 17.
Februar vorgestellt hat. Die Ge-
werkschaft, die die Überlegungen
zum Börsengang der DB AG bisher
positiv begleitet hatte, fürchtet für
den Fall der Reduzierung der Bahn
auf einen reinen Schienencarrier um
die Zukunftsfähigkeit des Unterneh-
mens. Bei einer Trennung von Netz
und Schiene bestehe die Gefahr, dass
alle Bereiche aus der DB heraus-
gelöst würden, die sich am Markt
verkaufen lassen, wie zum Beispiel
die Werkstätten und der Bereich
Service und Sicherheit. Dadurch sei-
en nicht nur 50 000 Arbeitsplätze
bei der Bahn bedroht, sondern die
Wettbewerbsfähigkeit des Unter-
nehmens insgesamt gefährdet. Ob
die DB an die Börse gebracht wird,
will die Bundesregierung bis zum
Sommer entscheiden. •

R e n t e  m i t  6 7

SPD sucht Quadratur des Kreises

Fast 50 000 europäische Gewerk-
schafterInnen demonstrierten am
14. Februar in Straßburg gegen die
Planungen der EU zur Regelung
des Binnenmarktes für Dienstleis-
tungen. Mit Erfolg: Das EU-Parla-
ment berücksichtigte in erster 
Lesung am 16. Februar die Kritik
der Gewerkschaften (siehe S. 3).

2005 hat die DGB Rechtsschutz
GmbH 145 000 Gewerkschaftsmit-
glieder bei Verfahren vor Arbeits-
und Sozialgerichten vertreten. 85
Prozent der Verfahren wurden von
der DGB Rechtsschutz GmbH gewon-
nen oder endeten mit einem Ver-
gleich. Dabei wurden 444 Millionen
Euro erstritten. Differenziert nach
dem Klagegrund lagen im Arbeits-
recht 2005 erneut Auseinanderset-
zungen über Arbeitsentgelt und
Kündigungen vorn. Im Sozialrecht
entfielen 40 Prozent aller Verfahren
auf die Arbeitslosenversicherung.

Schutz auch bei Hartz IV
Bei welchen Auseinandersetzungen
haben Gewerkschaftsmitglieder 2005
Rechtsschutz vom DGB erhalten?
(in Prozent)
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Quelle: DGB-Bundesvorstand;
Fallaufkommen 1. Instanz

Arbeitsrecht
Arbeitsentgelt

betriebsbedingte Kündigung

verhaltensbedingte Kündigung

krankheitsbedingte Kündigung

Befristung
sonstige streitige Beendigung
des Arbeitsverhältnisses

Eingruppierung

betriebliche Altersversorgung

Sonstiges (z.B. Arbeitszeugnis)

Sozialrecht
Arbeitslosenversicherung

Rentenversicherung

Schwerbehindertenrecht

Unfallversicherung

Krankenversicherung
Sonstiges (z.B. Sozialhilfe,
Kindergeld, Pflegeversicherung

43,9
33,6

7,2

10,2

1,5
0,9

1,5

0,7

0,6

39,7

20,7

18,5

4,6

8,2

8,3

A u s s t e l l u n g

25 Jahre 
Solidarnosc

Es war – aus heutiger Sicht – ei-
ner der ersten Vorgriffe auf den Fall
der Mauer und das Aus der War-
schauer-Pakt-Staaten: die polnische
Gewerkschaftsbewegung Ende der
70er,Anfang der 80er Jahre.Anläss-
lich des 25. Gründungstages der
Gewerkschaft Solidarnosc präsen-
tiert der DGB Berlin-Brandenburg
gemeinsam u.a. mit der deutsch-
polnischen Gesellschaft im Berliner
Abgeordnetenhaus eine Ausstellung
über die Anfänge von Solidarnosc.
Zu sehen ist sie bis zum 10. März. •
Niederkirchnerstr. 5, 10117 Berlin
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➜

Dienstleistungsrichtlinie:

Etappensieg für die
Gewerkschaften

In seiner ersten Lesung der

umstrittenen EU-Dienstleis-

tungsrichtlinie am 16. Febru-

ar hat das EU-Parlament mit

deutlicher Mehrheit dem

Herkunftslandprinzip eine

Absage erteilt. „Es ist ein 

politischer Erfolg der euro-

päischen Gewerkschaften,

dass dieses Prinzip nicht

Kern eines europäischen 

Binnenmarktes für Dienstleis-

tungen wird“, bewertet der

DGB-Vorsitzende Michael

Sommer diese Entscheidung.

Für die Akzeptanz eines

europäischen Binnenmarktes

für Dienstleistungen durch

die ArbeitnehmerInnen sei

von entscheidender Bedeu-

tung, dass die Regelungen

im Arbeits-, Tarif- und Sozial-

recht der Nationalstaaten

durch die Richtlinie nicht

ausgehebelt würden. Dass

die konservativen Abgeord-

neten allerdings den Natio-

nalstaaten die Möglichkeit

genommen haben, ihre

Märkte aus verbraucher- und

sozialpolitischen Gründen zu

regulieren, zeige, „dass die

Gewerkschaften den Druck

im weiteren Verfahren nicht

aufgeben dürfen“, betonte

Sommer. Auch die Ausnah-

men für Dienste von allge-

meinem Interesse gingen

nicht weit genug. 

Die EU-Kommission sei jetzt

gefordert, so der stellvertre-

tende EGB-Generalsekretär

Reiner Hoffmann, dem EU-

Rat zur Richtlinie einen trag-

fähigen und ausgewogenen 

Vorschlag zu unterbreiten.

W i d e r s t a n d  g e g e n  P o l i t i k  u n d  W i r t s c h a f t  

Was lange gärt, wird Wut
Streiks, Proteste, Demonstrationen – es scheint, als ob sich gesell-
schaftliche Auseinandersetzungen verschärfen. Dienstleistungsrichtlinie,
Massenentlassungen und Lohndrückerei beherrschen die politische 
Debatte. Die Gewerkschaften und die Menschen wehren sich. 
Und sie finden – endlich – wieder Gehör.

Gate Gourmet am Düsseldorfer
Flughafen (einblick 3/2006). Sie for-
dern einen Tarifvertrag. Zwei Jahre
lang haben sie auf Geld verzichtet,
um der Firma wieder auf die Beine
zu helfen. Doch das Unternehmen
wurde vertragsbrüchig, verweigerte
die Rückkehr zum Tarifvertrag und

sattelte noch drauf, forderte die 
40-Stunden-Woche und den Ver-
zicht auf fünf Urlaubstage. Gate
Gourmet gehört der „Heuschrecke“
Texas Pacific Group. Deren Spezia-
lität: Beschäftigte auspressen.

Öffentlicher Dienst. Auch im
öffentlichen Dienst hat sich die
Stimmung unter den Beschäftigten
massiv gewandelt. „Die angeblich
sicheren Jobs“, mit denen die 
Arbeitgeber Einkommensverzicht
durchsetzen wollen, „sind ein Mär-
chen“, so der ver.di-Vorsitzende
Frank Bsirske. In Kindergärten und
Krankenhäusern sind „mehr als die
Hälfte, teilweise bis zu 75 Prozent
der Stellen befristet.“ Kommt es zu
der von den Arbeitgebern geforder-
ten Arbeitszeitverlängerung, sind
nach ver.di-Berechnungen weitere
250 000 Jobs bedroht.

Für Niedersachsens Finanzminis-
ter Hartmut Möllring (CDU) ist die
Übertragung der einseitig verlän-
gerten Arbeitszeit der Beamten 
„eine Frage der Gerechtigkeit“. Die

Beschäftigten sehen sich hingegen
um den Ertrag für die massiven Zu-
geständnisse betrogen, die sie wäh-
rend der letzten Tarifverhandlungen
gemacht haben. Dabei wurde auch
die Tür für eine weitgehende Flexi-
bilisierung der Arbeitszeit geöffnet.

Selbst direkte Gehaltskürzun-
gen sind nicht mehr ausgeschlos-
sen. In den von einem rot-roten Se-
nat beherrschten Berliner Verkehrs-
betrieben (BVG) konnten die Be-
schäftigten ihre Arbeitsplätze nur
retten, weil sie zu Einbußen von
insgesamt 39 Millionen Euro bereit
waren. Auch am Münchener Flug-
hafen konnte die Ausgliederung
des Bodenpersonals nur durch

massive Zugeständnisse verhindert
werden – bei steigender Ertragsla-
ge des Gesamtunternehmens.

Immerhin: Für ver.di hat die an-
gespannte Situation auch positive
Folgen. In den ersten zwei Wochen
des Streiks im öffentlichen Dienst
gab es über 12 000 Neueintritte.

Conti. Ohne Streik ist der Konflikt
beim hannoverschen Autozulieferer
Continental zu Ende gegangen. Die
Reifenproduktion mit 320 Beschäf-
tigten soll bis Ende 2007 stillgelegt
werden, aber ohne betriebsbedingte
Kündigungen. Der Betriebsrat muss
allerdings der ausgehandelten Ver-
einbarung über die „sozialverträgli-
che Anpassung“ von Produktion
und Personal noch zustimmen.
Kernbestandteil ist ein „Anpassungs-
konzept“, bei dem Altersteilzeit
oder innerbetriebliche Versetzun-
gen genutzt werden. Außerdem
sollen zusätzliche Arbeitsplätze in
der LKW-Reifenproduktion und in
Forschung und Entwicklung ge-
schaffen werden. •

Pure Notwehr hat die 1700 Be-
schäftigten des Nürnberger AEG-
Hausgerätewerks am 20. Januar in
den Streik getrieben. Obwohl das
Werk schwarze Zahlen schreibt,
sollen die Arbeitsplätze bis Ende
2007 nach Polen verlagert werden.
Der Arbeitskampf in Franken sei

längst „zum Symbol des Wider-
stands geworden gegen Konzerne,
die Jobs selbst dann verlagern,
wenn die Betriebe Gewinne erwirt-
schaften“, schreibt Der Spiegel.

Die IG Metall hat Plakate drucken
lassen, auf denen steht „AEG ist
Deutschland“. Soll heißen: Dass
unternehmerische Freiheit bar jeder
sozialen Verantwortung zur Ver-
nichtung von Arbeitsplätzen miss-
braucht wird, wird nicht mehr 
widerstandslos hingenommen. Die
IG Metall streikt für einen Sozial-
tarifvertrag, für möglichst hohe Ab-
findungen. Früher hieß das „Sozial-
plan“, wurde zwischen Arbeitgeber
und Betriebsrat ausgehandelt –
und fertig. Betriebsräte dürfen aber
nicht zum Streik aufrufen, können
also nicht so viel Druck entfalten.
Die neue Streiktaktik missfällt zwar
den Arbeitgebern, hat aber bislang
den Segen der Arbeitsgerichte.

Gate Gourmet. Bereits seit dem
7. Oktober 2005 streiken die 80
Beschäftigten der Catering-Firma

Über 40 000 Menschen – mehr 
als erwartet – sind am 11. Februar
in Berlin gegen die geplante EU-
Dienstleistungsrichtlinie auf die
Straße gegangen. „Die Leute 
haben die Nase voll von der unso-
zialen Marktwirtschaft und sind
nicht mehr bereit, alles hinzu-
nehmen“, so bewertet der DGB-
Vorsitzende Michael Sommer die
wachsende Bereitschaft der Men-
schen, sich zur Wehr zu setzen.Fo
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fasst das gut lesbare Infoheft „In
unsere Zukunft investieren“ zu-
sammen. Einzelexemplare sind ko-
stenlos erhältlich. •
wirtschaftspolitik@verdi.de 

haltigkeit, Arbeitsmarkt- und Sozi-
alpolitik intensiver bearbeitet wer-
den. Die Broschüre ist kostenlos. •
bestellservice@toennes-bestellservice.de 

D G B - B r o s c h ü r e

Europa stärken

Europapolitik startet oft mit
hehren Zielen – um am Ende im
Klein-Klein der Detailprobleme zu
landen. So ist es bisher auch der
„Lissabon-Strategie“ ergangen: Im
März 2000 als umfangreicher Maß-
nahmenkatalog zu Wachstum, Be-
schäftigung, Nachhaltigkeit und so-
zialem Zusammenhalt beschlossen,
ist sechs Jahre danach wenig davon
umgesetzt. Zu diesem Ergebnis
kommt der DGB in der umfassenden
Analyse „Wachstum und Beschäfti-
gung in Europa“. Im Mittelpunkt
der 84-seitigen Broschüre stehen
Anregungen aus gewerkschaftlicher

Sicht, den Lissabon-Prozess in den
kommenden Jahren zu forcieren.
Dazu müssten insbesondere die
Felder Innovation, Bildung, Nach-

I n f o h e f t

Investitionen
wirken

Vorurteile halten sich hart-
näckig. Zum Beispiel das über die
angebliche Unwirksamkeit staatli-
cher Investitionsprogramme. Dabei
zeigt der Blick in die Vergangen-
heit, dass das 16-Milliarden-Mark-
Programm der SPD-FDP-Bundesre-
gierung von 1977 für Wachstum
und mehr Beschäftigung sorgte.
Der Bereich Wirtschaftspolitik in der
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di
fordert seit längerem ein Zukunfts-
investitionsprogramm im Umfang
von 40 Milliarden Euro, um mehr
Mittel in Bildung, Gesundheit und
Pflege, Verkehrsinfrastruktur, rege-
nerierbare Energien und Kultur zu
lenken. Den aktuellen Investitions-
bedarf der Kommunen, Beschäfti-
gungseffekte des Programms und
die Finanzierung der Investitionen

PROJEKTE UND PARTNER

Landtag mit dem Thema befassen.
Infos: www.volksinitiative-nrw.de
••• Der DGB Sachsen-Anhalt
hat eine Internet-Plattform zur
Landtagswahl gestartet.Neben Links
zu den sechs im Bundestag vertre-
tenen Parteien informiert die Seite
über Veranstaltungen des DGB im
Landtagswahlkampf. Dazu gehören
rund 20 Podiumsdiskussionen mit
LandtagskandidatInnen und Themen-
foren. Ein Schwerpunkt der Aktion ist
das Engagement gegen rechtsextre-
me Parteien. In Sachsen-Anhalt wird
am 26. März ein neuer Landtag ge-
wählt. www.sachsen-anhalt.dgb.de/
themen/landespolitik/ltw_06

••• Die DGB-Jugend NRW und
der Landesjugendring NRW haben
eine Volksinitiative gegen die
geplanten Kürzungen der Landes-
jugendmittel gestartet. Erst 2004
hatte eine Volksinitiative das „Ju-
gendfördergesetz“ auf den Weg
gebracht, das die Jugendarbeit mit
96 Millionen Euro pro Jahr unter-
stützen sollte. Die schwarz-gelbe
Landesregierung will die Mittel nun
um 21 Millionen Euro kürzen. Bis
Anfang Mai können sich Bürger-
Innen in den NRW-Gewerkschafts-
häusern in die Unterschriftenlisten
eintragen. Kommen 66 000 Unter-
schriften zusammen, muss sich der

interregio
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Neue gewerkschaftliche Kooperationen

„Im Osten ist es egal, in wel-
cher Gewerkschaft man Mitglied
ist. Es gibt hier eher das Bewusst-
sein, DGB-Mitglied zu sein“, meint
Olaf Himmel, Vorsitzender des Re-
gionsverbundes Ostbrandenburg.
Drei Büros hat der DGB in der dünn
besiedelten Region in den vergan-
genen Jahren gemeinsam mit den
Gewerkschaften aufgebaut. In Ber-
nau und in Prenzlau wurden neue
Räume angemietet, in Schwedt
nutzt der DGB das Büro der IG BCE.
Besetzt sind die Büros mit ehren-
amtlichen Gewerkschaftsmitglie-
dern, und auch nicht an allen Ta-
gen.Aber das ist es nicht, worauf es
ankommt, meint Himmel.Wichtiger
sei, „dass der DGB Präsenz zeigt“.
Gerade in den Flächenländern hät-
ten die Menschen nicht das Geld,
immer hin und her zu fahren. „Sie
wollen einen Gewerkschaftskolle-
gen vor Ort sprechen.“ 

Auch Volker Schulz, DGB-Regi-
onsvorsitzender in Vorpommern,
hat die Erfahrung gemacht, dass
die Zusammenarbeit zwischen den
Gewerkschaften erstaunlich gut
funktioniert, wenn erst einmal die
ersten Hürden überwunden sind.
Der DGB in Vorpommern hat ein
Drei-Säulen-Modell entwickelt. Zum
einen arbeiten die Gewerkschaften
vor Ort sehr eng zusammen. Das
reicht von der gemeinsamen Fran-
kiermaschine bis zu abgesproche-
nen Bürozeiten, damit für alle Mit-
glieder immer ein Ansprechpartner
vor Ort ist. Die zweite Säule: Auch
Veranstaltungen werden gemein-
sam organisiert. Und schließlich
gibt es einen Verbund mit der DGB-
Region Ost-Mecklenburg-Vorpom-
mern. Beide Regionen teilen sich
nicht nur einen Orga-Sekretär, son-
dern arbeiten auch politisch eng
zusammen. Die Kooperation soll

Synergien erschließen, aber auch
dazu beitragen, die politische Ei-
genständigkeit beider Regionen zu
erhalten.

Auch in anderen DGB-Regionen
haben sich in den vergangenen

Jahren neue Formen der Zusam-
menarbeit entwickelt. In der Region
Kassel sind neue gewerkschaftliche
Anlaufstellen in Eschwege und Kor-
bach entstanden, der DGB hat auch
in der Stadt selbst sein Gesicht ver-
ändert. In einem Ladenlokal mitten
in einem sozialen Brennpunkt sitzt
nun der vermutlich jüngste Stadt-
verband des DGB. Die 15 Aktiven,
von denen die meisten noch zur
Gewerkschaftsjugend gehören, be-
treiben nicht nur traditionelle Ge-
werkschaftsarbeit, sondern gelten
in der Stadt inzwischen als Exper-
tInnen, wenn es um das Thema
Rechtsextremismus geht. Auch in
der regionalen DGB-Zentrale weht
ein anderer Wind. Wenn der Um-

Um attraktiver für Mitglieder, auch für potenzielle, zu werden, 
entwickeln die Gewerkschaften neue Formen der Kooperation. 
Die Erfahrungen mit den entsprechenden DGB-Pilotprojekten in 
den Regionen zeigen, dass der Wille zur Veränderung groß ist.

bau des Hauses im Herbst abge-
schlossen ist, soll im Erdgeschoss
ein Infopunkt entstehen. IG Metall,
NGG und DGB-Jugend wollen
außerdem eine Art Bürogemein-
schaft aufbauen, mit einer gemein-
samen Telefonanlage, Referenten-
pool und wechselseitiger Termin-
wahrnehmung.

Selbst in großen Städten wie
Hamburg gibt es gewerkschaftliche
Brachen. 2005 hat der DGB im
Stadtteil Harburg einen Gewerk-
schaftsladen aufgemacht. 13 eh-
renamtliche Mitglieder bieten im
Wechsel Serviceleistungen an. Zu
Beginn wurde das Angebot nur
schleppend angenommen. Inzwi-
schen nutzen rund 100 Mitglieder
pro Monat den Anlaufpunkt, Ten-
denz steigend. „Wichtiger als die
reinen Zahlen ist allerdings, dass
die Aktiven die Möglichkeit haben,
das Angebot selbst Stück für Stück
auszubauen“, meint Orga-Sekre-
tärin Petra Heese. „Das geht nicht
über Vorgaben, sondern der Weg ist
das Ziel“. •

Mehr
Zusammenarbeit

Welche Aufgaben der DGB

angesichts knapper Mittel

langfristig in den Regionen

wahrnehmen soll, wird in-

nerhalb der Gewerkschaften

unterschiedlich bewertet.

Aber quer durch den DGB

und die Gewerkschaften

wächst das Bewusstsein,

dass die Präsenz in der Fläche

ein Schlüsselfaktor ist, um

attraktiver zu werden.

Wie die neuen Formen der

Zusammenarbeit zwischen

den Gewerkschaften und

dem DGB, die in den letzten

Jahren in den Regionen 

entstanden sind, weiter-

entwickelt werden können,

kommt im Jahr des DGB-Bun-

deskongresses besondere

Bedeutung zu. 

Welche Leistungen der DGB

in Zukunft in den Regionen

für die Gewerkschaften 

erbringen soll, haben DGB-

Regionsvorsitzende und 

örtliche Geschäftsführer der

Mitgliedsgewerkschaften 

bereits im vergangen Som-

mer auf einem Workshop 

des DGB-Bundesvorstandes

diskutiert. Eine der dort 

vertretenen Thesen lautet:

„Es gibt regionale Unter-

schiede im DGB – aber die

Unterscheidung Fläche und

Ballungszentrum ist nicht

entscheidend.“ Eine weitere

These: „Der DGB muss durch

Synergien/Vereinheitlichung

der internen Organisation

Freiräume für die politische

Arbeit schaffen.“

In 305 Städten
und Gemein-
den sind der
DGB und die
Gewerkschaf-
ten mit eige-
nen Büros prä-
sent, aber
nicht jede 
Gewerkschaft
hat an jedem
Standort ein 
eigenes Büro.
Eine Nutzung
der vorhande-
nen Standorte
als Anlaufstel-
le für alle Ge-
werkschaften
könnte die 
Präsenz in 
der Fläche 
erhöhen, ohne
dass zusätzli-
che Kosten 
entstehen.

An über 300 Orten präsent
Gewerkschaftsbüros in den Regionen 2004
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Quelle:  DGB-Bundesvorstand

Nord

West

Baden-
Württemberg

Bayern

Sachsen

Niedersachsen –
Bremen –
Sachsen-Anhalt

Berlin –
Branden-
burgNordrhein-

Westfalen

Hessen – Thüringen

6 und mehr Büros3 – 5 Büros1 – 2 Büros
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meiden. Eine enge Kooperation
zwischen beiden Gesellschaften soll
zudem dazu beitragen, durch die
Nutzung von Synergieeffekten die
Kosten des gewerkschaftlichen
Rechtsschutzes zu senken (einblick
17/2005). EurAA will europaweit
tätig werden. Erste Kooperations-
vereinbarungen mit der italieni-
schen Gewerkschaft INCA und mit
dem Europäischen Verband der
Wanderarbeiter (EVW) wurden be-
reits geschlossen. •

Januar erschienenen ersten viersei-
tigen Ausgabe sind die Anforderun-
gen an eine diskriminierungsfreie
Personalpolitik im Schulbereich.
Der von der Frankfurter Journalistin
Dorothee Beck redaktionell betreu-
te Newsletter soll in Zukunft vier-
mal im Jahr erscheinen. Der Bezug
ist kostenlos. •
sekretariat.frauenpolitik@gew.de

Die GEW, der Verband 
Bildung und Erziehung 
(VBE) und der Bundes-

elternrat (BER) fordern, dass
das Thema Bildung aus der
Föderalismusreform „vor-
erst ausgeklammert“ wird.
Die Verlagerung der Kom-
petenz für den Bildungsbe-
reich in die alleinige Zustän-
digkeit der Länder sei ein
„fauler Kompromiss“ zu 
Lasten der Bildung. 

Die Dienstleistungs-
gewerkschaft ver.di 
fordert, dass der Bun-

destag baldmöglichst Maß-
nahmen zur sozialen Absi-
cherung von KünstlerInnen
beschließt. Die Enquete-
Kommission „Kultur in
Deutschland“ müsse das
Thema aufgreifen.

Die Gewerkschaft 
TRANSNET und der 
Verband Deutscher

Verkehrsunternehmen (VDV)
wollen sich im Kampf für
den Erhalt der Regionalisie-
rungsmittel für den öffent-
lichen Nahverkehr (ÖPNV)
eng miteinander abstim-
men. Auch angesichts knap-
per öffentlicher Kassen 
hätten die Bürger ein Recht
auf qualitativ hochwertige
Verkehrsdienstleistungen.

Aktuelle Fragen der 
Gleichstellungs-
politik stehen im

Mittelpunkt der DGB-Veran-
staltung zum Frauentag am
8. März im Berliner Club
Oxymoron (Hackesche Höfe,
Rosenthaler Str. 40/41, ab 16
Uhr). Betriebs- und Personal-
rätinnen diskutieren mit DGB-
Vize Ursula Engelen-Kefer
und den Bundesministerin-
nen Brigitte Zypries und
Heidemarie Wieczorek-Zeul. 

kurz&bündig R e c h t s s c h u t z

EurAA startet
am 1. März

Unter dem Namen „EurAA –
Anwälte für Arbeitnehmer“ bieten
ab dem 1. März an zunächst neun
Standorten Anwälte, die gleichzei-
tig Rechtssekretäre der DGB Rechts-
schutz GmbH sind, Beratung und
Vertretung in Rechtsstreitigkeiten
an. EurAA versteht sich als Ergän-
zung des DGB-Rechtsschutzes.Wäh-
rend die DGB Rechtsschutz GmbH
Gewerkschaftsmitglieder vor allem
bei Auseinandersetzungen im Be-
reich des Arbeits- und Sozialrechts
kostenlos vertritt, kann die neue
Anwalts-GmbH auch bei Verfahren
des Zivil- und Strafrechts, des inter-
nationalen und europäischen Rechts
sowie bei Revisionsverfahren tätig
werden. Ein weiterer Schwerpunkt
von EurAA ist die gewerkschaftsna-

he Beratung von Betriebs- und Per-
sonalräten sowie deren Vertretung
in Beschlussverfahren und im Rah-
men von Einigungsstellen.

Die Gründung von EurAA geht
auf Überlegungen zurück, durch
den Aufbau einer zweiten, wirt-
schaftlich und rechtlich eigenstän-
digen Anwalts-GmbH außerhalb
der DGB Rechtsschutz GmbH mehr
Qualität für ArbeitnehmerInnen zu
bieten und Personalreduzierungen
in der Rechtsschutz GmbH zu ver-

G E W - F r a u e n

Neuer Online-
Newsletter

Der Vorstandsbereich Frauenpo-
litik der GEW hat einen eigenen
Online-Newsletter zu frauen- und
gleichstellungspolitischen Fragen
entwickelt. Schwerpunkt der Ende

Meine Aufgabe ist es, Kontakt
zu halten zu den Institutionen
der EU, insbesondere zur Kom-

mission und zum Europaparlament. Unser vorrangi-
ges Ziel ist es natürlich, gewerkschaftliche Positionen
in den Gesetzgebungsprozess einzubringen. Wichtig
dafür ist, so frühzeitig wie möglich zu erfahren, was
ansteht, Dossiers, Papiere und Richtlinienentwürfe zu
kennen und die Infos an die Fachabteilungen des
DGB weiterzugeben. Dazu muss ich nicht nur bei
den Anhörungen und Debatten im Parlament prä-
sent sein, sondern brauche auch einen guten Draht
zu den handelnden Personen. Die Pflege informeller
Kontakte ist deshalb das A und O meiner Arbeit. 
Da Brüssel von Abendveranstaltungen lebt, muss ich
so oft wie möglich dort präsent sein. Als Einzelkämp-
ferin ist diese Lobbyarbeit nur mithilfe von Netzwerken
zu bewältigen. Auch sie wollen gepflegt werden –
etwa das deutsche Netzwerk in Brüssel, zu dem die
Friedrich-Ebert-Stiftung, die Vertretungen der deut-
schen Bundesländer, die Sozialreferentin in der deut-
schen Botschaft oder die deutschen Journalisten

ebenso gehören wie die Vertretungen der Wohlfahrts-
verbände oder auch die der deutschen Arbeitgeber-
verbände BDI, BDA und ZDH. Zu allen unterhalten
wir gute „diplomatische Beziehungen“. 
Besonders wichtig für die Gewerkschaften auf der
EU-Ebene ist neben der Arbeit des Europäischen Ge-
werkschaftsbundes (EGB) die Runde der VertreterIn-
nen der nationalen Gewerkschaftsbünde, zu der der
EGB regelmäßig einlädt. Wir kooperieren gut – und
können oft die Arbeit untereinander aufteilen, weil
jede und jeder „ihren“ oder „seinen“ Abgeordneten
hat, zu dem sie oder er eine besonders gute Antenne
hat. So können wir Synergieeffekte nutzen. Mehr
davon verspreche ich mir auch von unserem neuen
Sitz – vor allem vom täglichen Umgang mit Sven
Svensson, dem Verbindungsmann der schwedischen
Gewerkschaften zur EU. Die ersten Tage im gemein-
samen Haus zeigen: Wir ergänzen uns hervorragend
und profitieren gegenseitig von den Kontakten und
Infos des beziehungsweise der anderen.
DGB-Verbindungsbüro Brüssel, Avenue de Tervuren 15,
B-1040 Bruxelles, E-Mail: dgb.brux@skynet.be

Am 8. März wird im Brüsseler Haus der schwedischen Gewerkschaften das neue 
Domizil des DGB-Verbindungsbüros zu den Institutionen der EU offiziell eingeweiht.
Grund zum Feiern hat dessen Leiterin Katharina Erdmenger, 34, aber auch
wegen der erfolgreichen Lobbyarbeit des DGB in Sachen EU-Dienstleistungsricht-
linie. Was alles zu dieser Lobbyarbeit gehört, das wollte einblick von ihr wissen.

?...nachgefragt
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MEINUNG Soldaten vor 
den Stadien

Nach der Karlsruher Ent-

scheidung über das Luftab-

wehrgesetz geht die Diskus-

sion über einen Einsatz der

Bundeswehr bei der Fußball-

WM weiter. Weil neben der

Linkspartei und den Grünen

auch SPD und FDP ihren 

Widerstand gegen eine Ver-

fassungsänderung erklärt

haben, favorisieren Innenpo-

litiker der Union Einsatzmög-

lichkeiten der Bundeswehr

im Innern, die vermeintlich

unterhalb der Schwelle einer

Verfassungsänderung mög-

lich sind.

Bundesinnenminister Wolf-

gang Schäuble (CDU) liebäu-

gelt mit der Idee, Soldaten

während der Fußball-WM

kurzerhand der Bundespoli-

zei unterzuordnen, um so

das Verfassungsverbot zu

umgehen. „Im Einzelfall geht

das ganz sicher“, erklärte er

in den ARD-Tagesthemen.

„Wir wollen die Bundeswehr

nicht zu einer zweiten Be-

reitschaftspolizei machen“,

ergänzte Union-Fraktions-

vize Wolfgang Bosbach. Aber

wenn nur die Bundeswehr

die Fähigkeit habe, einen

terroristischen Angriff abzu-

wehren, wäre es „unverant-

wortlich, sie nicht einzuset-

zen“. Bayerns Innenminister

Günter Beckstein (CSU) will

die Bundeswehr während

der WM sogar zur Sicherung

der deutsch-tschechischen

Grenze einsetzen, um die 

so freiwerdenden Kräfte 

der Bundespolizei im Innern 

zur Verfügung zu haben. 

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom
15. Februar ist eindeutig: Das Luftsicherheitsgesetz
ist mit dem Grundrecht auf Leben und mit der Men-
schenwürde-Garantie des Grundgesetzes nicht ver-
einbar. Ebenso eindeutig ist damit aber auch, dass
der Staat seine Bürger nicht
vor allen Bedrohungen schüt-
zen oder für diesen Schutz in
jedem Falle auf dem Boden
klarer Rechtsgrundlagen han-
deln kann. Dabei ging es nicht
einmal um das abstrakte
Szenario einer Bedrohung, die
nach menschlichem Ermessen
wohl nie eintreten wird. Die
Bedrohung aus dem
Luftraum ist konkret und
verhältnismäßig leicht zu be-
werkstelligen. Dafür sind die
entführten Maschinen, die in den USA am 11. Sep-
tember 2001 von Terroristen zu Mordwerkzeugen
missbraucht wurden, ein dramatisches Beispiel. Ob
allerdings der Abschuss einer oder mehrerer solcher
Maschinen im engen Luftraum über der dicht besie-
delten Bundesrepublik auch mit einer Rechtsgrund-
lage Realität geworden wäre, steht auf einem ande-
ren Blatt. Das Bundesverfassungsgericht hat diese
Diskussion nach Auffassung der Gewerkschaft der
Polizei beendet.

Es ist schon unerhört, dass in Politikerkreisen 
eine entsprechende Ablehnung des Gesetzes mit
dem vernichtenden Urteil der verfassungsgemäßen
Unvereinbarkeit als willkommener Anlass für
eine Verfassungsänderung ganz anderer
Art gesehen wurde und bei ganz Uneinsichtigen
auch noch gesehen wird: der Einsatz der Bundes-
wehr im Innern. Nach dem Motto: Wenn die Verfas-
sung dieses Vorhaben nicht erlaubt, dann ändern wir
eben die Verfassung und erfüllen uns einige andere
Wünsche gleich mit. Gott sei Dank sind einer Verfas-
sungsänderung hohe Hürden gestellt, nämlich eine
Zwei-Drittel-Mehrheit im Parlament. Und die zu ver-
hindern, ist Aufgabe aller, die nach wie vor der Auf-
fassung sind, dass polizeiliche und militäri-
sche Aufgaben getrennt bleiben müssen.

Immer wieder sind Vorstöße unternommen wor-
den, den Einsatz der Bundeswehr im Innern zu legiti-
mieren. Die Anlässe wechselten. Derzeit muss die Fuß-
ballweltmeisterschaft zur Begründung herhalten, da
befürchtet wird, dass die Länder aufgrund ihrer selbst-
verschuldeten Personalknappheit bei der Polizei nicht
mit allen Sicherheitslagen fertig werden können.

Für mich ist auch das nur ein Vorwand, auf lange
Sicht eine paramilitärische bundesweite
Streitkraft im Innern zu etablieren. Als
preisgünstige, flexible und vielleicht auch robustere
Einsatztruppe für alle Lebenslagen – man weiß ja
schließlich nicht, was noch auf uns zukommt.

Der ehemalige Bundesgrenzschutz ist durch sei-
ne von der Gewerkschaft der Polizei über Jahrzehn-
te geförderte und beförderte Entwicklung zu einer
modernen, zivilen und bürgernahen Bundespolizei
geworden und als paramilitärische Einsatztruppe
nicht mehr zu gebrauchen. In ihren Träumen von ei-
ner deutschen Nationalgarde haben einige Politiker
allerdings auch die Entwicklungen bei der Bundes-
wehr verschlafen.

Die fachliche Qualifikation der Bundeswehr als
Institution zur Verteidigung der äußeren Sicherheit
und zur Bewältigung von Aufgaben in Krisengebieten
ist ebenso hoch entwickelt, wie das staatsbürgerli-
che Verständnis ihrer Angehörigen. Was übrigens
beides Gründe dafür sind, dass die Bundeswehr in
der Abwehr der Pläne zur Vermischung der
Aufgaben fest an unserer Seite steht. Ihr
Aufgabengebiet erfordert in der Tat eine militärische
Struktur, Bewaffnung, Hierarchie und Philosophie.
Die der Polizei ist eine andere: Polizei ist bürgernah,
deeskalierend, kommunikativ. Der einzelne Beamte
entscheidet in vielen Situationen eigenständig und
verantwortet sich notfalls als Einzelner dafür vor Ge-
richt. Sein Gegenüber ist der Bürger – zwar durchaus
auch als gefährlicher Straftäter, aber nicht von vorn-
herein als gefährlicher Feind.

Ausstattung, Auftrag und Selbstverständnis bei-
der Institutionen sind so unterschiedlich, wie sie 
unterschiedlicher nicht sein können. Wer sie ver-
mischt, setzt auch ihre Effizienz aufs Spiel.
Von den grundlegenden und bewährten Prinzipien
unserer Verfassung ganz zu schweigen. •

Auch nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts, das den Abschuss 
von Zivilflugzeugen als Mittel zur Terrorabwehr verbietet, liebäugeln Politiker
mit dem Einsatz der Bundeswehr bei der Fußball-Weltmeisterschaft. 
Die WM sei für sie nur ein Vorwand, um eine paramilitärische Streitmacht 
im Innern zu etablieren, meint Konrad Freiberg.

B u n d e s w e h r  u n d  P o l i z e i

Vermischung gefährdet den Erfolg

Konrad Freiberg,
54, ist Vorsitzen-
der der Gewerk-
schaft der 
Polizei (GdP).
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personalien
••• Guntram Schneider, 54,
1. Bevollmächtigter der IG Metall in
Münster, ist am 11. Februar zum Vor-
sitzenden des DGB-Bezirks Nord-
rhein-Westfalen gewählt worden.Als
stellvertretende Vorsitzende haben
die Delegierten Elke Hannack,
44, gewählt. Hannack, Mitglied des
CDA-Bundesvorstands und bislang
Gewerkschaftssekretärin in der DGB-
Region Bonn/Rhein-Sieg/Oberberg,
setzte sich gegen die Leiterin des
ver.di-Landesfachbereichs Gemein-
den, Martina Peil, 47, durch. Der
langjährige Vorsitzende des DGB-
Bezirks NRW Walter Haas, 64,
und seine Stellvertreterin Brigitte
Grosse, 64, sind aus Altersgrün-
den ausgeschieden.
••• Wiedergewählt wurden am

11. Februar der Vorsitzende des
DGB-Bezirks Baden-Württemberg,
Rainer Bliesener, 55, und seine
Stellvertreterin Leni Breymaier,
45. Ebenfalls in ihrer Funktion be-
stätigt wurden am 17./18. Februar
die Vorsitzenden und ihre Stellver-
treterInnen im DGB-Bezirk Bayern,
Fritz Schösser, 58, und Heide
Langguth, 60, im Bezirk West,
Dietmar Muscheid, 48, und 
Eugen Roth, 48, sowie im Bezirk
Hessen-Thüringen, Stefan Kör-
zell, 43, und Steffen Lemme,
41. Körzell wurde zudem als DGB-
Landesvorsitzender in Hessen be-
stätigt.
••• Franz Treml, 61, stellvertre-
tender ver.di-Vorsitzender und Lei-
ter des Fachbereichs Telekommuni-

kation, Informationstechnologie, Da-
tenverarbeitung, geht am 31. März
in den Ruhestand. Zum neuen Fach-
bereichsleiter und Mitglied des ver.di-
Bundesvorstands hat der Gewerk-
schaftsrat am 15. Februar Lothar
Schröder, 46, gewählt, bislang
Referatsleiter für Innovations- und
Technologiepolitik. Zum stellvertre-
tenden Vorsitzenden wurde Rolf
Büttner, 57, gewählt, der als Lei-
ter des Fachbereichs Postdienste,
Speditionen und Logistik bereits
dem Bundesvorstand angehört.
••• Dr. Gudrun Linne, 49, Re-
feratsleiterin in der Abteilung For-
schungsförderung der Hans-Böck-
ler-Stiftung, ist ab dem 1. Mai 
verantwortliche Redakteurin der
WSI-Mitteilungen. Sie folgt Dr.
Gudrun Trautwein-Kalms, 61,
die in den Ruhestand geht.

GEW und DGB
Sachsen-Anhalt, Tagung „Neue
Herausforderungen in der berufli-
chen Bildung“, Halle

DGB, zentrale
Veranstaltung zum Internationalen
Frauentag, Kultur und Talkrunden
mit den Bundesministerinnen Hei-
demarie Wieczorek-Zeul und Brigit-
te Zypries sowie DGB-Vize Ursula
Engelen-Kefer, Berlin

Hans-Böckler-Stif-
tung, Friedrich-Ebert-Stiftung und
Bundesinstitut für Berufsausbildung
(BiBB), Workshop „Die Lissabon-
Strategie auf dem Prüfstand: Per-
spektiven für die deutsche Bildungs-
und Arbeitsmarktpolitik“, Berlin

DGB Sachsen-
Anhalt, Landesarmutskonferenz
„Drinnen und Draußen, Oben und
Unten“, Halle/Saale

9./10.3.

9.3.

8.3.

4.3.
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Schlusspunkt●

Das Handelsblatt am 16. Februar zu Überlegungen der großen Koalition,
auch auf Salatöl und Frittenfett Mineralölsteuer zu erheben. Wegen der
hohen Benzinpreise würden immer mehr Menschen ihr Auto mit Biokraft-
stoffen betreiben – notfalls auch mit Speiseöl aus dem Supermarkt.

„Kommt die Salatölsteuer?“

UNTERNEHMENSSTEUERREFORM: 22 Milliarden Euro weniger
Trotz knapper öffentlicher Kassen sol-
len die Unternehmen um 22 Milliarden
Euro entlastetet werden. Das hat der
Sachverständigenrat in einem Gutach-
ten zur Unternehmenssteuerreform
vorgeschlagen. Für Kapitaleinkommen,
Zinsen und Gewinne aus gewerblicher
und selbstständiger Tätigkeit soll ein
Steuersatz von 25 Prozent gelten. Der
höhere progressive Einkommenssteu-
ertarif soll nur auf ausgeschüttete 
Gewinne angewendet werden, die
oberhalb einer unterstellten Normal-
verzinsung von sechs Prozent liegen. Quelle: Sachverständigenrat, Reform der Einkommens- und Unternehmensbesteuerung
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Aufkommenseffekt der vom Sachverständigenrat vorgeschlagenen dualen Besteuerung von
Unternehmensgewinnen (in Millionen Euro)

Abschaffung/
Anrechnung der
Gewerbesteuer

Absenkung des
Körperschafts-
steuersatzes

Besteuerung der
Ausschüttungen von
Kapitalgesellschaften

ermäßigte Besteuerung
von Personen-
unternehmen

Steuerausfall
gesamt/Jahr

-22 082

-9 200

-1 630

-17 205

5 953
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Die heiße Phase der Betriebs-
ratswahlen 2006 hat begonnen.
Vom 1. März bis 31. Mai werden in
mehr als 100 000 Betrieben die In-
teressenvertretungen neu gewählt.

Die Hamburger Morgenpost
gehört zu den ersten Unternehmen,
die im gesetzlich festgelegten Zeit-
raum gewählt haben. Fünf der sie-
ben Sitze im neuen Betriebsrat neh-
men ver.di-Mitglieder ein, und der
Betriebsratsvorsitzende, ebenfalls
ver.di, wurde mit über 86 Prozent
der Stimmen wiedergewählt.

Ein Auftakt nach Maß – ganz
im Sinne der Begleitkampagne von
DGB und Gewerkschaften zu den
Betriebsratswahlen. Unter dem Mot-
to „Vertrauen ist gut – Betriebsrat
ist besser“ wollen sie vor allem den
gewerkschaftlichen Organisations-
grad der Betriebsratsmitglieder er-
höhen sowie „weiße Flecken“ auf
der Betriebsratslandkarte beseiti-
gen (einblick 3/06).

Das Motto sei hoch aktuell,meint
DGB-Vorstand Dietmar Hexel. Das
Vertrauen der ArbeitnehmerInnen
in eine verantwortungsvolle Unter-
nehmensführung werde zunehmend
gestört: „Maximales Profitstreben
ist das Credo vieler Manager, die sich
an spekulativen Finanzdaten orien-

tieren, statt am gesunden Wachs-
tum der Unternehmen und ihrem
Rückgrat, den Beschäftigten“. Der
Druck auf die Beschäftigten sei im-
mens gewachsen, Betriebsräte sei-
en wichtiger denn je.

Doch bislang haben nur gut
105 000 der in Frage kommenden

rund 1,1 Millionen Betriebe einen
Betriebsrat, so das Nürnberger In-
stitut für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB). Zwar ist dank der
Novelle der Betriebsverfassung von
2001 die Zahl der Betriebsratsman-
date bei den Wahlen 2002 gegenüber
1998 um elf Prozent gestiegen. Jeder
zweite Beschäftigte in der Privatwirt-
schaft steht unter dem Schutz eines
Betriebsrats. Doch nach wie vor gibt
es zahlreiche weiße Flecken, vor al-
lem in den kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen (KMU). Das
wollen die Gewerkschaften mit ihrer
Kampagne ändern. So hat sich bei-
spielsweise die DGB-Region Leipzig
vorgenommen,die Zahl der Betriebs-
räte in den regionalen KMU um 15
Prozent zu steigern.

Argumente pro Betriebsrat gibt
es ausreichend. Schließlich profitie-
ren auch die Unternehmen von der
Mitbestimmung. Zu diesem Ergeb-
nis kommt Uwe Jirjahn vom Institut
für empirische Wirtschaftsforschung
der Universität Hannover, der für
die Hans-Böckler-Stiftung den ak-
tuellen Stand der Mitbestimmungs-
forschung untersucht hat.Verschie-
dene Studien zeigten, so Jirjahn,dass
Betriebe mit Betriebsrat oft produk-
tiver, flexibler und innovativer seien
als Betriebe ohne Arbeitnehmerver-
tretung. Besonders positiv schnei-
den tarifgebundene Unternehmen
ab. Ein Ergebnis, das Hexel nicht
überrascht: „Je weniger Verteilungs-
kämpfe im Betrieb auszufechten
sind, umso eher können Betriebsrä-
te und Management gemeinsam
daran arbeiten, Produkte und Ar-
beitsabläufe zu verbessern – zum
Nutzen von Unternehmen und Be-
legschaft.“   •
www.betriebsrat-ist-besser.dgb.de

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.pro-qualifizierung.de
Informationen über die 

berufliche Qualifizierung
von Migrantinnen

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
DGB Sachsen-Anhalt: 

Analyse der Partei-
programme 

zur Landtagswahl

5/06gewerkschaftlicher Info-Service vom 13.03.2006

Bundestagsvizepräsident
Wolfgang Thierse (SPD)

warnt vor einer Zersplitterung
Deutschlands. Das Gesetzes-
paket zur Föderalismusreform
führe zur weiteren Zunahme
von Bürokratie und zu „einer
Kleinstaaterei, die den Bürgen
nicht willkommen ist“.

+ Finanzminister Peer 
Steinbrück (SPD) hat 

in einer Anwort der Bundes-
regierung auf eine Anfrage 
der Linkspartei Verständnis 
für den Personalabbau bei 
der Telekom gezeigt. Er tra-
ge zur Sicherung der Ertrags-
kraft des Unternehmens bei.

-
plusminusBERLIN
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Auch die Unternehmen profitieren
____________ ____

IAO-Übereinkommen 
Heimarbeit
Deutschland soll Völkerrecht 

anerkennen

____________ ____

Kein Lohn unter 7,50 Euro
ver.di und NGG werben 

gemeinsam für einen Mindest-

lohn, der ein existenzsichern-

des Einkommen ermöglicht

____________ ____

Die große Männer-
Koalition
Die zwei Papamonate beim 

geplanten Elterngeld haben 

heftige Reaktion ausgelöst. 

Über die Parteigrenzen hin-

weg zeigen sich (männliche) 

Politiker irritiert, hat Thomas 

Gesterkamp beobachtet

Seite 7

Seite 5

Seite 3

inhalt

98,1 Prozent der Beschäftigten in
Großunternehmen werden von 
einem Betriebsrat vertreten, in 
kleinen Unternehmen gerade mal
sieben Prozent.

Betriebe mit Arbeitnehmervertretung
nach Betriebsgröße bzw. Beschäftig-
ten (in Prozent)
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Quelle: IAB-Betriebspanel 2004,
Hans Böckler-Stiftung

5 bis 19
alle Betriebe

Betriebsgröße
(Beschäftigte)

20 bis 49

50 bis 99

100 bis 199

200 bis 499

500 bis 999

1000 bis 1999

2000 und mehr

alle
Beschäftigten

gesamt

5,8
7,0

25,9
27,9

49,0
50,1

69,8
70,6

83,3
84,5

93,5
93,8
96,3
96,4
96,7
98,1

13,4
52,5

Mehr als 50 Prozent
mit Betriebsrat
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Ab 2007 will die EU Arbeitneh-
merInnen, die ihren Arbeitsplatz
wegen des weltweiten Wettbe-
werbs verlieren, mit insgesamt 500
Millionen Euro unterstützen. Pro-
fitieren sollen von dem von der 
EU-Kommission vorgeschlagenen
Europäischen Globalisierungsfonds
(EGF) pro Jahr zwischen 35 000
und 50 000 von Massenentlassun-
gen betroffene ArbeitnehmerInnen.
Der Fonds soll allerdings nur bei

Jobverlagerungen außerhalb der
EU greifen. Die Unterstützungs-
maßnahmen für entlassene Arbeit-
nehmerInnen sollen zudem auf ma-
ximal 18 Monate begrenzt werden.
Der Fonds ist nicht im geltenden
EU-Haushalt verankert, sondern soll
nach den Vorstellungen der EU-Kom-
mission durch die Unterschreitung
der Haushaltsgrenze bei anderen
Gemeinschaftsausgaben finanziert
werden. •

fen für Ältere und einer Ausweitung
der Fördermöglichkeiten bei der be-
ruflichen Weiterbildung in kleinen
und mittelständischen Unterneh-
men (KMU) seien auch Modellpro-
jekte für einen ehrenamtlichen
zweiten Arbeitsmarkt für ältere 
Arbeitslos notwendig. So lange in
Deutschland eine Arbeitsplatzlücke
von sechs Millionen Stellen beste-
he, sei das Ziel einer Rückkehr von
Arbeitslosen mit Vermittlungs-
hemmnissen unrealistisch. Zudem
müssten die Unternehmen nach
dem Vorbild Österreichs stärker an
den Kosten einer Entlassung älterer
ArbeitnehmerInnen beteiligt wer-
den. Dort erhalten Unternehmen
bei der Einstellung Älterer einen
Zuschuss, müssen aber eine Straf-
zahlung bei der Entlassung lang-
jährig Beschäftigter ohne zwingen-
den Grund leisten. In Deutschland
scheiden hingegen zwei Drittel der
Beschäftigten mangels Arbeit früher
aus dem Berufsleben aus. •

R e n t e n p o l i t i k

Besser arbeiten 
bis 65

DGB-Vize Ursula Engelen-Kefer
hat von der Bundesregierung ver-
stärkte Anstrengungen gefordert,

damit ältere ArbeitnehmerInnen
tatsächlich bis 65 im Berufsleben
bleiben können. Das sei „eine bes-
sere Alternative“ als die von der
großen Koalition geplante Anhe-
bung des Rentenalters auf 67 Jah-
re. Neben einer stärkeren Nutzung
der bestehenden Eingliederungshil-

E u r o p ä i s c h e  U n i o n

Fonds für Globalisierungsopfer

Nach Berechnungen des Frankfur-
ter Sozialexperten Diether Döring
können ArbeitnehmerInnen, die
heute 35 Jahre alt sind, auf Grund
der bereits geltenden Einschnitte
bei der Rente nach durchschnittlich
40 Versicherungsjahren nur noch
mit 34 Prozent ihres Bruttoeinkom-
mens rechnen. Würde das Ren-
teneintrittsalter auf 67 Jahre
angehoben, würde die Rente noch
weiter sinken, auf 31,4 Prozent.

Rückgang des Rentenniveaus nach
40 Versicherungsjahren durch Anhe-
bung der Altersgrenze auf 67 Jahre
(in Prozent des Bruttoeinkommens)
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Quelle: Soziale Sicherheit 2/2006

2020 2030 2040

Regelaltersgrenze 65 Jahre

mit 65
Regelaltersgrenze 67 Jahre
Renteneintritt     mit 67

Beginn des Rentenbezuges

37
,3 39

,2
34

,6

34
,7 36
,4

32
,2 33
,8 35
,5

31
,4

Kaum mehr als eine
Grundsicherung
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➜

Ü 177

Das Übereinkommen der 

Internationalen Arbeitsorga-

nisation über Heimarbeit 

(Ü 177) definiert z.B. den 

Begriff der „Heimarbeit“,

fordert Koalitionsfreiheit

und ein Überwachungssys-

tem von den Unterzeichner-

Staaten. Darüber hinaus

heißt es in Artikel 4:

„Die innerstaatliche Heimar-

beitspolitik hat die Gleichbe-

handlung von Heimarbeitern

und anderen Arbeitnehmern

soweit wie möglich zu för-

dern, wobei die besonderen

Merkmale der Heimarbeit

und gegebenenfalls die für

eine gleichartige oder ähn-

liche Arbeit, die in einem 

Betrieb durchgeführt wird,

geltenden Bedingungen zu

berücksichtigen sind.

Die Gleichbehandlung ist 

zu fördern, insbesondere in

Bezug auf:

a) das Recht der Heimarbei-

ter, Verbände ihrer Wahl 

zu bilden oder solchen 

Verbänden beizutreten 

und sich an den Tätig-

keiten solcher Verbände 

zu beteiligen;

b) den Schutz gegen 

Diskriminierung in 

Beschäftigung und Beruf;

c) den Arbeitsschutz;

d) das Entgelt;

e) den Schutz durch gesetz-

liche Systeme der 

Sozialen Sicherheit;

f) den Zugang zur 

Ausbildung;

g) das Mindestalter für die 

Zulassung zur Beschäfti-

gung oder Arbeit und

h) den Mutterschutz.“

Mehr Infos: www.einblick.dgb.de

H e i m a r b e i t

IAO-Übereinkommen ratifizieren
Die Rechte der ArbeitnehmerInnen fallen in die „Globalisierungsfalle“.
Statt dem entgegen zu wirken, arbeiten deutsche PolitikerInnen 
daran mit: Seit zehn Jahren wartet das ILO-Abkommen zur Heimarbeit
auf seine Ratifizierung.

Die größten Probleme für die
ungeschützten ArbeitnehmerInnen
liegen in miserablen Entlohnungen,
ebensolchen Arbeitsbedingungen –
und der Tatsache, dass ihnen in al-
ler Regel selbst minimale soziale
Rechte vorenthalten werden. Heim-
arbeitslöhne beruhen fast überall
auf einem Stücklohnsystem mit
überlangen Arbeitszeiten und der
Beschäftigung unsichtbarer und
unbezahlter Assistenten: Kinder,
Großeltern, ganze Großfamilien,
die mitarbeiten, um die „Produkti-
onsziele“ zu erreichen. Dabei wer-
den gesundheitliche Gefahren
übersehen oder vernachlässigt. So
können Gifte, die in der Schuh- und
Lederproduktion entstehen, auf

Dauer und ungefiltert in Wohnräu-
men ernste Krankheiten hervorru-
fen. In der Textilindustrie werden
Insektenschutzmittel eingesetzt, die
hierzulande dazu führen, dass vor
dem Einsatz von Bettwäsche oder
vor dem Tragen neuer Kleidung
möglichst eine mehrfach Wäsche
erfolgen soll. Lötarbeiten im Elek-
tronikbereich oder der Schmuckfer-
tigung setzen giftige Gase frei.

Kein Zufall also, dass der „infor-
melle Sektor“ – Heimarbeit ist ein
wesentlicher Teil – in den Mittel-
punkt des Interesses von Gewerk-
schaften und kirchlichen Entwick-
lungsdiensten gerückt ist. Gemein-
sam mit der Friedrich-Ebert-Stiftung,
dem Evangelischen Entwicklungs-
dienst, der katholischen Justitia et
Pax und dem Global Labour Institu-
te haben sich die Gewerkschaften
des Themas angenommen.

Unlängst stellten daher Karl
Jüsten, Vorsitzender der Gemein-
samen Konferenz Kirche und Ent-
wicklung, und DGB-Vize Ursula 
Engelen-Kefer eine gemeinsame
Publikation vor. Unter dem Titel:
„11 gute Gründe, das IAO-Überein-
kommen über Heimarbeit zu rati-
fizieren“ dokumentieren sie die 
Situation der HeimarbeiterInnen
weltweit und fordern die Bundes-
republik Deutschland auf, das
Übereinkommen 177 zur Heim-
arbeit endlich zu ratifizieren. Die
stellvertretende DGB-Vorsitzende
Ursula Engelen-Kefer: „Wir können
keinen Grund erkennen, warum
Deutschland dieses Abkommen nicht
ratifiziert. Günstigere nationale Re-
gelungen sind mit den Übereinkom-
men der IAO durchaus vereinbar.
Unser nationales Heimarbeitsge-
setz geht in vielen Elementen über
die Regelungen des Übereinkom-
mens hinaus.“ 

Vielleicht liegt gerade darin das
Problem: Der nordrhein-westfä-
lische Arbeitsminister Karl-Josef
Laumann (CDU) möchte das Heim-
arbeitsgesetz gerne schleifen. •

Die Übereinkommen der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation (ILO)
sind Völkerrecht. Nach nationaler
Ratifizierung müssen sie in nationa-
les Recht umgesetzt werden. Und
genau hier liegt der Hase im Pfeffer.
Denn die Bundesrepublik Deutsch-
land verweigert seit über zehn Jahren
die Ratifizierung des Übereinkom-
mens für Heimarbeit, kurz Ü 177.
Lediglich vier Staaten haben diese
Übereinkunft bislang unterzeichnet:
Finnland, Irland, Albanien und die
Niederlande.Dabei geraten mehr und
mehr die Rechte der Arbeitnehmer-
Innen in Deutschland und Europa
unter Druck. Menschenwürdige Ar-
beit wird auch hierzulande seltener.

Weit mehr aber gilt das für die
Entwicklungsländer, in die „unse-
re“ Arbeit verlagert wird. Milliarden
Menschen leben im Niemandsland
der so genannten informellen Öko-
nomie – ohne ausreichende Ver-
dienstmöglichkeiten, ohne soziale
Rechte. Unter dem Druck der Glo-
balisierung verlagern die Unterneh-
men ihre Aufträge in Niedriglohn-
länder, dort beauftragen örtliche
Firmen wieder Mittelsmänner, die
schließlich Scheinselbstständige und
HeimarbeiterInnen für sich arbeiten
lassen.

So wird beispielsweise in Indien
mehr als die Hälfte des Volkseinkom-
mens und ein Drittel des landes-
weiten Exports von der so genann-
ten informellen Wirtschaft bestrit-
ten. Auf den Philippinen stellen
HeimarbeiterInnen Babykleidung für
Luxusboutiquen in New York her.
Und das Schälen von Garnelen ist
in vielen asiatischen Ländern ein 
typischer Heimarbeits-Job. Ein wich-
tiger, wenn nicht der wichtigste
Wirtschaftszweig der weltwirtschaft-
lichen Just-In-Time-Produktion: Die
globale Textilindustrie.

Oft unterbezahlt und zu unzumutba-
ren Bedingungen stellen Frauen ei-
nen großen Teil der „working poor“,
trotz häufig „unsichtbarer“, nicht
mitbezahlter Familienangehöriger.

Anteil der Frauen an der Heimarbeit*
in vierzehn Entwicklungsländern und
in Deutschland (in Prozent)
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Quelle: ILO, Employment Sector (2002): Women
and men in the informal economy: A statistical
picture / Statistisches Bundesamt, Fachserie 1,
Reihe 4.1.2, 2004

* am Wohnort Arbeitende

41

Nur Heimarbeiterinnen:

Nur selbstständig am Wohnort Arbeitende:

Beide Kategorien:

Deutschland (2004)
Chile (1997)

Philippinen (1993 – 95)
Thailand (1999)

Deutschland (2004)
Brasilien

Costa Rica (1997)
Marokko (1982)

Peru (1993)

Benin (1992)
Guatemala (2000)

Indien (1999 – 2000)
Kenia (1999)

Mexiko
Tunesien

Venezuela (1997)

82
79

49
79

45
79

35

74
77

44
35

43
38

63

80

„Unsichtbare“ Heimarbeit
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mit Hilfe des Mediums Einkaufstüte
gezeigt werden soll, wie menschen-
würdige Produktion und verant-
wortungsbewusstes Konsumieren
aussehen sollten. Unter dem Motto
„fair-kaufen“ können engagierte
Menschen, insbesondere Gestalter-
Innen und Studierende aus den Be-
reichen Medien und Kommunikati-
on, ihrer Phantasie – fast – freien
Raum lassen. Ihre Grenzen finden
die Ideen im klassischen Einkaufs-
tüten-Format: 400 Millimeter Breite
und 450 Millimeter Höhe. Einsen-
deschluss ist der 29.April. •
www.fair-kaufen.info

D G B - B i l d u n g s w e r k

Gesundheit 
fördern

Wer durch Krankheit oder Be-
hinderung in seiner Leistungsfähig-
keit eingeschränkt ist, hat zumeist
schlechte Karten auf dem Arbeits-
markt. Dabei lohnt sich die betrieb-
liche Gesundheitsförderung für alle,
auch für die Unternehmen. Beim
10. Workshop des DGB-Bildungs-
werks zum Thema steht unter dem
Titel „Eingliederung statt Entlas-
sung“ der Aufbau eines betriebli-
chen Eingliederungsmanagements
im Mittelpunkt. Zwischen dem 25.
und dem 28. Juni werden ExpertIn-
nen aus Theorie und Praxis im DGB-
Bildungszentrum Starnberger See
vermitteln, wie wichtig vorbeugen-
der Gesundheitsschutz sowie die
betriebliche Eingliederung kranker
und behinderter MitarbeiterInnen
ist. Die Teilnahmekosten betragen
600 Euro plus Verpflegung und
Übernachtung. •
marianne.giesert@dgb-bildungswerk.de; 
www.dgb-bildungswerk.de 

N e u e r s c h e i n u n g

Tatort Autobahn

Kontrollen bringen es regelmäßig
an den Tag: Auf bundesdeutschen
Autobahnen rollen mehr und mehr
tickende „Zeitbomben“ – LKW mit
übermüdeten Fahrern, abgefahre-
nen Reifen und technischen Män-
geln. Die Wirtschaftsjournalisten 
Uli Röhm und Wilfried Voigt 
haben hinter die Kulissen der Spe-
ditionsbranche geschaut und ihre

B r o s c h ü r e

Neue Wege

Mit dem Modernisierungsge-
setz zur Gesetzlichen Krankenversi-
cherung (GKV) von 2004 wurde der
Weg zu neuen Versorgungsformen,

„Beim zweiten Mal ist es noch-
mal so schön“, mit diesen Worten
geht Frank Hoffmann, seit Ende 2004
Leiter der Ruhrfestspiele „seiner“
zweiten Spielzeit entgegen.Program-
matisches Zentrum wird in diesem
Jahr William Shakespeare sein: Rich-

aufschlussreichen Erkenntnisse in
dem Buch „Tatort Autobahn“ zu-
sammengefasst. Die Autoren zei-
gen, wie Spediteure mit krimineller
Energie jährlich Millionenbeträge
am Fiskus vorbeilenken, unter 
welchen Bedingungen LKW-Fahrer
leben und arbeiten müssen, und in
welchem Ausmaß LKW zu schwe-
ren Unfällen auf den Autobahnen 
beitragen. Tatort Autobahn ist im
Campus Verlag, Frankfurt/M. 2006,
erschienen, hat 220 Seiten und 
kostet 19,90 Euro. •

ard II., Der Widerspenstigen Zäh-
mung, Das Wintermärchen, Othello
und natürlich Romeo und Julia ste-
hen während der 60. Spielzeit in
Recklinghausen auf dem Programm.
Darüber hinaus werden Samuel
Beckett, der in diesem Jahr hundert-
sten Geburtstag hätte, sowie George
Tabori in der Ruhrstadt zu sehen sein.
Aber auch Brecht und Weill (Drei-
groschenoper), Vivaldi (Vier Jahres-
zeiten) und die Kölner Rockgruppe
BAP sorgen für Höhepunkte.Die neu-
en Bestandteile der Festspiele werden
auch die Stadt erobern. Das Bürger-
haus Süd wird zum Haus der Urauf-
führungen, während zweier Festival-
Wochen sollen mehrere Produktionen
im Stadtzentrum stattfinden. •
Kartenvorbestellungen: 
Tel. 02361/ 9218 0; www.ruhrfestspiele.de

wie etwa Medizinische Versorgungs-
zentren und Integrierte Versorgung,
geebnet. Der DGB hat dazu Ende
vergangenen Jahres „Handlungs-
empfehlungen für die Selbstverwal-
tung in der GKV zur Umsetzung
neuer Versorgungsformen“ in einer
32-seitigen Broschüre zusammen-
gefasst. Sie wendet sich insbeson-
dere an die VertreterInnen der Ver-
sicherten, denen Argumente für
und gegen die diskutierten neuen
Versorgungsformen an die Hand
gegeben werden. Dazu gehören
u.a. eine Hausarzt-zentrierte Ver-
sorgung, Bonusmodelle und Prä-
vention. Die Broschüre kann zum
Einzelpreis von 3,50 Euro, 1 Euro
bei Abnahme zwischen 10 und 99
Exemplaren sowie 0,80 Euro bei
Abnahme ab 100 Exemplaren be-
stellt werden. •
bestellservice@toennes-bestellservice.de

R u h r f e s t s p i e l e  2 0 0 6

Das Festival geht in die Stadt
v e r . d i - W e t t b e w e r b

„fair-kaufen“

Die Billigmentalität vieler Ver-
braucherInnen hat verheerende Fol-
gen – nicht zuletzt für die Beschäftig-
ten im Einzelhandel. Arbeitsplatz-
abbau, niedrige Löhne, unbezahlte
Überstunden gehören zum Standard-
repertoire der meisten Discounter,
wie die Gewerkschaft ver.di in den
letzten zwei Jahren vor allem am
Beispiel „Lidl“ deutlich gemacht
hat. ver.di hat nun einen Gestal-
tungswettbewerb initiiert, bei dem

PROJEKTE UND PARTNER

Leistungsfähigkeit des Öffentlichen
Dienstes. Im Mittelpunkt steht die
Frage, ob die geplante Länderhoheit
bei der Beamtenbesoldung einen
„regionalen Wettlauf in Richtung
Bezahlungs- und Versorgungsdum-
ping“ in Gang setzt. Infos: Markus
Kling, Tel. 0711 / 20 28 228
••• Die DGB-Region Unterel-
be zeigt vom 17. März bis zum 
7. April die Ausstellung „Neofa-
schismus in Deutschland“ im Kreis-

haus in Heide. Neben Informatio-
nen zu den verschiedenen Akteuren
der neofaschistischen Szene wer-
den auch Möglichkeiten vorgestellt,
sich in der Region für Toleranz und
Respekt zu engagieren. Im Rahmen
der Ausstellung hält der Rechts-
historiker Klaus Bästlein am 6.April
außerdem einen Vortrag über den
„Justizterror im Nationalsozialis-
mus“. Infos: DGB-Region Unterel-
be, Tel. 0 41 21 / 42 60 11

••• Der DGB Baden-Württem-
berg stellt am 15. März auf einer
Diskussionsveranstaltung die
Frage: Quo vadis Beamtenrecht?
Schwerpunkt der Gespräche ist die
geplante Föderalismusreform und
die Übertragung der Zuständigkeit
für das Besoldungsrecht an die
Länder. Landespolitiker aller Partei-
en aus Regierung und Opposition
diskutieren vor diesem Hintergrund
mit dem DGB über die künftige

interregio
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Kein Lohn unter 7,50 Euro

Ob Mindestlöhne dazu beitra-
gen, auch für gering Qualifizierte
ein Einkommen durchzusetzen, von
dem sie ohne ergänzende staatli-
che Transferleistungen leben kön-
nen, ist in Deutschland umstritten.
Die FDP,Teile der CDU und die Wirt-
schaftsverbände laufen Sturm ge-
gen die Idee. Gesetzliche Mindest-
löhne seien „ein Arbeitsplatzkiller“
argumentiert Arbeitgeberpräsident
Dieter Hundt. Ein Mindestlohn ober-
halb des Alg-II-Niveaus würde im
Niedriglohnbereich massiv Arbeits-
plätze vernichten, vor allem in der
Gastronomie, im Handel, im Friseur-
handwerk und im Wach- und Sicher-
heitsgewerbe.Dort liegen die unters-
ten Tarifgruppen zum Teil zwischen
vier und fünf Euro die Stunde (ein-
blick 1/2006) – zu wenig um von der
eigenen Arbeit leben zu können.

Trotzdem gibt es auch in den
Gewerkschaften Vorbehalte gegen
einen gesetzlichen Mindestlohn.
„Ein einheitlicher gesetzlicher Min-
destlohn hebelt die Tarifautonomie
aus“, warnt vor allem der IG BCE-
Vorsitzende Hubertus Schmoldt.
„Diesen Weg wird die IG BCE nicht
mitgehen“, so Schmoldt gegenüber
einblick. Für den IG BCE-Vorsitzen-
den steht aber auch fest, „dass
man in den Bereichen, wo es keine
Tarifverträge gibt, auch andere Mög-
lichkeiten ausloten muss“. Und die
IG BAU, setzt als Alternative zum
Mindestlohn auf die Ausweitung
des Entsendegesetzes als untere
Auffanglinie auch außerhalb der
Bauwirtschaft.

„Im letzten Jahr ist beim Thema
Mindestlohn viel in Bewegung ge-
raten“, meint Gerd Pohl, Koordina-
tor der Kampagne bei der NGG,
„auch in den Gewerkschaften“. In-
zwischen habe sich die Erkenntnis

durchgesetzt, dass die Forderung
nach Ausweitung des Entsendege-
setzes – die Orientierung am
ortsüblichen Lohn – „in manchen

2,5 Millionen Menschen arbeiten in Deutschland zu Armutslöhnen. ver.di
und NGG streiten deshalb gemeinsam für die Einführung eines gesetzli-
chen Mindestlohns. „Kein Lohn unter 7,50 Euro“ lautet der Slogan, mit
dem sie in den kommenden Wochen im Internet und auf Großflächen-
plakaten für das Recht auf ein existenzsicherndes Einkommen werben.

Branchen ins Leere läuft“. Ein Drit-
tel der Beschäftigten im Westen fal-
le inzwischen nicht mehr unter die
Tarifverträge, im Osten gilt das 
sogar für 45 Prozent, so aktuelle
Daten des WSI-Tarifarchivs. Hinzu
komme, dass die Arbeitsbedingun-
gen in vielen Branchen inzwischen
über Haus- und Firmentarifverträge
geregelt sind, die aber nicht
flächendeckend greifen.

Um einen gnadenlosen Dum-
pingwettbewerb im Niedriglohn-
sektor zu verhindern, muss es nach

Meinung von ver.di und NGG auch
in Deutschland einen Mindestlohn
geben. Vollzeitbeschäftigte verdie-
nen im Schnitt 2884 Euro im Mo-
nat. Die Hälfte davon, das ist die 
international anerkannte Grenze
für „Armutslöhne“, liegt bei 1442
Euro. ver.di und NGG wollen des-
halb einen Mindestlohn von zu-
nächst 7,50 Euro durchsetzen, der
schrittweise auf 9,00 Euro/Stunde
steigen soll. Das ist für uns „die 
untere Grenze gegen Arbeit in Ar-
mut“, so die stellvertretende ver.di-
Vorsitzende Margret Möning-Raane.
Mit der Kampagne wollen die bei-
den Gewerkschaften auch Druck
auf die Bundesregierung ausüben.

Im Koalitionsvertrag hatten
CDU/CSU und SPD vereinbart, den
Niedriglohnsektor insgesamt neu
zu ordnen. Arbeitsminister Franz
Müntefering (SPD) hat bereits an-
gekündigt, im Laufe dieses Jahres
ein Konzept vorzulegen. Dazu soll
auch ein Mindestlohn gehören. Für
eine Entscheidung über dessen
Höhe sei es aber „noch zu früh“, so
Müntefering Anfang März. •

Mindestlohnrat
geplant

Ob der Mindestlohn als In-

strument gegen „Arbeit in

Armut“ greift, hängt von sei-

ner Höhe ab. ver.di und NGG

schlagen vor, dass der Bun-

destag die Einführung eines

gesetzlichen Mindestlohns

von 7,50 Euro zum 1. Januar

2007 beschließt. Einkommen,

die niedriger liegen, werden

entsprechend angehoben.

Über die weitere Entwick-

lung des Mindestlohns soll

die Bundesregierung ent-

scheiden. Dabei soll sie ein

noch zu gründender unab-

hängiger nationaler Min-

destlohnrat (MIR) beraten. 

Ihm sollen acht vom Bundes-

arbeitsminister berufene

Mitglieder angehören, dar-

unter jeweils VertreterInnen

der Gewerkschaften und der

Arbeitgeber sowie zwei un-

abhängige Wissenschaftler-

Innen. Die Empfehlungen

des Mindestlohnrates sollen

dafür sorgen, dass sich der

Mindestlohn so entwickelt,

dass auch die Beschäftigten

im Niedriglohnsektor an der

gesellschaftlichen Produkti-

vitätsentwicklung teilhaben.

Der Mindestlohn soll zudem

so ausgestaltet werden, dass

auch Beschäftigte mit einem

Kind ein verfügbares Ein-

kommen oberhalb der Alg-II-

Grenze haben. 

www.mindestlohn.de

ver.di und NGG 
wollen in Deutsch-
land einen gesetz-
lichen Mindestlohn
von 7,50 Euro 
durchsetzen. 
Vorbild ist die Höhe
des Mindestlohns 
in anderen west-
europäischen 
Ländern.

Gesetzlicher Mindestlohn in ausgewählten
EU-Ländern 2004 (in Euro)
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Quelle: Berechnungen des WSI, Ursprungsdaten: Eurostat

Frankreich
(39 Std./Woche)

*Die Arbeitszeit für die Niederlande ist nicht eindeutig bestimmbar.
Bei einer 38-Stunden-Woche läge der Mindestlohn bei 7,68 Euro/Std.,
bei einer 36-Stunden-Woche bei 8,11 Euro/Std.

Niederlande
(37 Std./Woche*)

Großbritannien
(39 Std./Woche)

Irland
(39 Std./Woche)

Belgien
(38 Std./Woche)

Monat Stunde

1286 7,61

1265 7,89

1083 7,13

1073 7,00

1186 7,19

Vorbild Westeuropa

Nur sieben EU-Staaten haben keinen
gesetzlichen Mindestlohn. Allerdings
ist das Niveau in den meisten Ländern
noch zu niedrig, um ein existenz-
sicherndes Einkommen zu sichern.

Gesetzlicher Mindestlohn in den
EU-Staaten1) im Vergleich zum Durch-
schnittslohn 2004 (in Prozent)
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Quelle: Thorsten Schulten, Reinhard Bispinck,
Claus Schäfer, Mindestlöhne in Europa,
VSA-Verlag, Hamburg 2006

Irland
Luxemburg

Malta
Belgien 2)

Niederlande
Slowenien

Portugal
Ungarn

Lettland
Tschechien

Litauen
Großbritannien

Spanien
Polen

Slowakei
Estland 3)

1) der Wert für Frankreich wird in der Ursprungs-
quelle Eurostat nicht ausgewiesen, liegt aber
nach anderen Quellen über 60 Prozent
2) 2002 3) 2003

50,0
49,6
49,0

46,4
46,1

44,1
40,7
40,7

39,1
38,8
38,5
37,9
37,7

35,1
34,1

32,4

Zur Existenzsicherung
oft zu wenig
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kräften gestiegen: von 21 auf 23
Prozent. In den oberen Etagen der
Unternehmen haben Frauen immer
noch Seltenheitswert – besonders
die oberste Ebene ist nach wie vor
eine Männerdomäne. „Die Bilanz
ist unbefriedigend und kein Grad-
messer für die tatsächliche betrieb-
liche Gleichstellung“, bewertet
DGB-Vize Ursula Engelen-Kefer ins-
gesamt den Bericht. „Wir brauchen
hier den gleichen Elan, wie wir ihn
derzeit in der Familienpolitik erle-
ben – und das bedeutet: gesetzli-
che Regelungen.“   •

Die Gewinner des ersten DGB-
Jugend-Bandwettbewerbes „Gib
dir eine Stimme“ stehen fest: Die
Berliner Hip-Hop-Gruppe „Verbale
Interpretation“ hat das Finale am
24. Februar in Berlin gewonnen. Sie
überzeugte mit ihrer Bühnenprä-
senz und ihrem internationalen
Flair. Der erste Preis umfasst vier 
Tage im Plattenstudio mit der Mög-
lichkeit zum Aufnehmen von eige-
nem Musik-Material. Die Jury, die
sich aus erfahrenen Musikprofis zu-
sammensetzte, hatte keine leichte
Wahl: Die fünf Finalisten hatten
sich im Vorfeld gegen 120 Mitbe-
werber durchgesetzt. Bedingung
für die Teilnahme am Bandwettbe-
werb war, dass die Musiker in ihren
Texten gesellschaftliche Belange
und Probleme behandeln. Ab Mai

F r a u e n D a t e n R e p o r t

Arbeitszeitschere
öffnet sich weiter

Der Unterschied zwischen den
Arbeitszeiten von berufstätigen
Frauen und Männern ist größer ge-
worden. 2004 arbeiteten Frauen im
Durchschnitt 30,8 Wochenstunden,
Männer 40,2 Stunden – eine Diffe-
renz von gut neun Stunden. 1991
hatte sie nur knapp sieben Stunden
betragen. Das belegt der „Frauen-
DatenReport 2005“ des Wirtschafts-
und Sozialwissenschaftlichen Insti-
tuts (WSI) der Hans-Böckler-Stif-
tung. Der Grund für die sich öffnen-
de Arbeitszeitschere: Von 1991 bis
2004 ist die Zahl der Frauen mit
Vollzeitstellen um 1,6 Millionen
zurückgegangen, die mit Teilzeit-
stellen aber um 1,8 Millionen ge-
stiegen. Der Anteil der Frauen, die
Teilzeit-Jobs unter 15 Stunden in
der Woche haben, hat sich sogar
verdoppelt. Eine hohe Hürde für die
Berufstätigkeit von Frauen ist die
schlechte Vereinbarkeit von Familie
und Beruf. •

ring zwischen fünf und 40 Prozent
mehr. Für über 200 000 Beschäftig-
te gelten Tarifverträge der IG Me-
tall. Ende 2005 waren 680 000
Menschen in der ITK-Branche be-
schäftigt – 20 000 weniger als im
Jahr davor. Die Zahl der neu abge-
schlossenen Ausbildungsverträge
liegt mit rund 15 000 auf dem nied-
rigsten Stand seit 2000.Wesentlich
mehr wären nötig, die Branche
klagt über Fachkräftemangel. •
www.igmetall-itk.de; www.bund-verlag.de

sind die Bewerbungsunterlagen für
die nächste Runde von „Gib dir ei-
ne Stimme“ auf der DGB-Jugend-
Internetseite zu finden. •
www.dgb-jugend.de

D G B - B a n d w e t t b e w e r b

„Verbale Interpretation“ gewinnt

Für Rückfragen an die Redaktion
hat ein Fehler in der Grafik zur
DGB-Mitgliederentwicklung 2005
(einblick 2/2006) gesorgt: Ende
Dezember 2005 hatte die Gewerk-
schaft der Polizei (GdP) 174 928
Mitglieder, ein Jahr zuvor waren es
2982 Mitglieder mehr. Das ent-

spricht, wie in der Bildunterschrift
zur Grafik zu lesen war, einem Mit-
gliederrückgang von 1,7 Prozent.
In der Grafik selbst war der Wert
hingegen irrtümlich mit -3,3 Pro-
zent angegeben. Die korrigierte
Grafik steht im Internet zum
Download. www.einblick.dgb.de

ineigenerSache

ver.di fordert von den 
Arbeitgeberverbän-
den, sich an einer ge-

meinsamen „Sozialen Vig-
nette“ für den Güterkraft-
verkehr zu beteiligen. Für
die Vignette müsse, neben
der Einhaltung der gesetzli-
chen Standards, auch Tarif-
treue ein Kriterium sein.

Die GEW fordert Kon-
sequenzen aus der 
DESI-Studie, durch die

besonders bei Hauptschüle-
rInnen erhebliche Defizite
in den sprachlichen Fächern
aufgedeckt worden sind.
Das schlechte Abschneiden
der Hauptschulen gefährde
die Durchlässigkeit zwi-
schen den Schulformen. Vor
allem im Englischunterricht
seien kleinere Lerngruppen
notwendig.

ver.di und die Seeleute-
Gewerkschaften an-
derer Länder haben

sich mit Reedereien und Re-
gierungsvertretern auf ein
internationales Abkommen
zum Schutz der Beschäftig-
ten in der Seeschifffahrt
verständigt. Das Seear-
beitsübereinkommen 2006
regelt internationale Min-
destanforderungen an 
Arbeitsschutz, Unterkunft
und Verpflegung.

Anlässlich des Starts 
der Kampagne „Stoppt 
Zwangsprostitution“

zur Fußball-WM hat die 
GdP weitere Schwerpunkt-
dezernate gegen Menschen-
handel bei der Polizei ge-
fordert. Der DGB Berlin-
Brandenburg unterstützt
die zeitgleich gestartete 
regionale Kampagne 
„Prostitution ohne Zwang
und Gewalt“.

kurz&bündig I T K - G e h a l t s a n a l y s e

Höhere Gehälter
mit Tarifvertrag

Die Gehälter in der Informati-
ons- und Telekommunikation (ITK)
haben sich 2005 insgesamt positiv
entwickelt, weisen im Einzelnen
aber große Unterschiede auf. Das
ergibt die achte ITK-Gehaltsanalyse
der IG Metall.Ausgewertet wurden
30 870 Daten aus 53 Betrieben.

Danach gab es erstmals seit Jahren
wieder steigende Entgelte in den
Bereichen Rechenzentren und Ser-
vice-Technik, zum Teil sehr hohe
Zuwächse in den Bereichen Bera-
tung/Consulting, Vertrieb und Soft-
ware Engineering.

Die Beschäftigten in tarifgebun-
denen Unternehmen verdienten
mehr als in nicht tarifgebundenen –
in Call-Centern durchschnittlich 25
Prozent, in der Fertigung 15 Prozent
und im Bereich Hardware Enginee-

C h a n c e n g l e i c h h e i t

Unbefriedigend

Die Notwendigkeit von gesetzli-
chen Regelungen zur Gleichstel-
lung zeigt die Ende Februar von der
Bundesregierung und den Spitzen-
verbänden der Wirtschaft vorgeleg-
te zweite Bilanz zur Chancengleich-
heit in der Privatwirtschaft. Ihr
Schwerpunkt: „Frauen in Führungs-
positionen“. Gerade mal um zwei
Prozent ist von 2000 bis 2004 der
Frauenanteil unter den Führungs-
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Standfest

Trotz nicht nachlassenden

Widerstandes in der Union –

Bundesfamilienministerin

Ursula von der Leyen (CDU)

bleibt dabei: Das geplante

Elterngeld soll nur dann ein

volles Jahr gezahlt werden,

wenn auch Väter mindestens

zwei Monate Auszeit neh-

men. „Die Väter-Komponen-

te ist nicht verhandelbar“,

erklärte sie Anfang März ge-

genüber dem „Mannheimer

Morgen“. Es gehe darum, 

die Freuden und Pflichten

für Kinder gleichmäßig zu

verteilen. 

Der hessische Ministerprä-

sident Roland Koch (CDU)

unterstützt von der Leyen:

Die alte Rollenverteilung 

sei überholt, erklärte er im

Interview mit dem Berliner

„Tagesspiegel“.

Auch DGB und Gewerkschaf-

ten begrüßen das geplante

Elterngeld, weisen aber 

darauf hin, dass es wir-

kungslos bleibt, wenn nicht

gleichzeitig die Ganztages-

kinderbetreuung weiter 

ausgebaut wird.

Männer, die von der „3600-Euro-Peitsche“ in die
Kinderbetreuung getrieben werden: In dieses für 
jeden Therapeuten hoch interessante Bild kleidete 
es ZDF-Moderator Claus Kleber, als er im „Heute
Journal“ Ursula von der Leyen befragte. Die Famili-
enministerin will ab 2007 ein nettolohnbezogenes
Elterngeld von maximal 1800 Euro monatlich ein-
führen – eine Idee, die ihre Vorgängerin Renate
Schmidt propagierte, aber nicht realisieren konnte.

Von der Peitsche phantasiert Herr Kleber, weil
Frau von der Leyen Ungeheuerliches plant: zwei Mo-
nate Mindestbeteiligung der Väter. Nutzen diese das
Angebot nicht, verfällt ihr Anspruch. Für „Freiheits-
beraubung“ hält das die Rheinische Post, Nordrhein-
Westfalens Familienminister Armin Laschet wittert
„Umerziehungsrhetorik aus den 70er Jahren“, Minis-
terpräsident Jürgen Rüttgers spricht gar von Verfas-
sungswidrigkeit: Es sei nicht Aufgabe der Politik,
„den Menschen zu sagen, wie sie zu leben und ihre
Familie zu organisieren haben“.

Dabei tut genau dies das von den konservativen
Kritikern stets verteidigte Ehegattensplitting seit
Jahrzehnten. Mit umgekehrtem Vorzeichen: Es för-
dert die traditionelle Arbeitsteilung. Papa spart kräf-
tig Steuern, wenn Mama wenig verdient oder gleich
ganz zu Hause bleibt. Wo die staatliche Ali-
mentierung des eigenen Lebensentwurfes
gefährdet scheint, klingeln für Politiker
und Chefredakteure die Alarmglocken.
Selbst eine Hausfrau im Rücken, von der sie bei 
passender Gelegenheit als „Familienmanagerin“
schwärmen, beschleicht die Herren das Gefühl, dass
ihr persönliches Rollenmodell gesellschaftlich an 
Boden verliert.

Kann man das als den erwartbaren Reflex des
traditionsorientierten deutschen Hausvaters abtun,
so erstaunen die Proteste auf der anderen Seite des
politischen Spektrums. Gregor Gysi von der Links-
partei zum Beispiel nennt das Elterngeld eine Sub-
ventionierung der Mittelschichten. Auch die Grüne
Renate Künast moniert fehlende Verteilungsgerech-
tigkeit, polemisiert gar gegen eine „Familienpolitik
für Kinder mit Chauffeur“. Sie will lieber den Ausbau

der Kinderbetreuung fördern – und hat damit nicht
vollständig Unrecht: Denn hohe private Finanztrans-
fers bei Vernachlässigung der öffentlichen Infrastruk-
tur lautet das familienpolitische Credo in Deutsch-
land seit Adenauers Zeiten. Jetzt aber soll Vätern
erstmals ein annehmbares Angebot gemacht wer-
den. Das alte Erziehungsgeld von 300 Euro
war eine „Mutti-Prämie“ für Geringver-
dienerinnen, qualifizierte Frauen und erst recht
Männer konnte man damit nicht gewinnen. Bisher
sind fünf Prozent der Elternzeitler
Väter – die Erfahrungen aus Skandi-
navien zeigen, dass Lohnersatz und
„Papamonate“ den Männeranteil
deutlich steigern können. Und nur
wenn Personalchefs damit rechnen
müssen, dass auch Väter zeitweise
aussteigen und wie Mütter zu „un-
sicheren Kantonisten“ werden, kann
sich an der von Kinderlosen und Familienernährern
geprägten Arbeitskultur etwas ändern.

Der linke Populismus gegen das Elterngeld wird
verstärkt durch den unangenehmen bevölkerungs-
politischen Beigeschmack, der die Debatte über die
niedrigen Geburtenraten der gebildeten Kreise in
Deutschland begleitet. Zu diesem Gebär-Alarmismus
gehört eine elitäre Begleitmusik: Die „falschen“ Leu-
te, Migrantinnen und gering Qualifizierte, kriegen die
meisten Kinder. Nur im „unordentlichen Milieu“ gel-
te Nachwuchs noch als natürlich, moniert die ZEIT-
Autorin Susanne Gaschke. In der Tat könnte das 
Elterngeld mehr Akademikerinnen motivieren, sich
für Kinder zu entscheiden. Im Kern geht es aber
weder um Demografie noch um Gerechtig-
keit – sondern darum,Väter zu ermuntern.

Wenn Ministerin von der Leyen die „Papamona-
te“ damit begründet, dass Männer „Respekt vor der
Erziehungsarbeit“ bekommen sollten, erinnert das
an überholte Klischees von uneinsichtigen Drücke-
bergern. Und stößt nicht nur altväterlichen Mei-
nungsmachern bitter auf. Doch die Ablehnung durch
Teile des linken Spektrums offenbart einen ge-
schlechtsblinden Blick. Umso erfreulicher ist, dass
die Gewerkschaften das Elterngeld weitgehend 
geschlossen befürworten. Es reicht nicht aus, sich als
„Ein-Punkt-Bewegung“ gegen Sozialkürzungen und
für Gerechtigkeit einzusetzen. Wer angebliche
„Nebenwidersprüche“ wie die Gleichstel-
lung der Geschlechter ignoriert, landet
dort, wo er hingehört: in einer großen
Männer-Koalition. •

Die große Koalition will bald einen Gesetzentwurf
zum „Elterngeld“ vorlegen. Vor allem ein Detail –
die Reservierung von zwei „Papamonaten“ für 
Väter – löst heftige Reaktionen aus: Über Partei-
grenzen hinweg zeigen sich (männliche) Politiker
und Kommentatoren irriitiert. Thomas Gesterkamp
über eine merkwürdige Debatte.

S t r e i t  u m  d a s  E l t e r n g e l d

Die große Männer-Koalition

Thomas Gesterkamp, 48, ist Journa-
list, Autor und Mitbegründer des 
„Väter-Experten-Netz Deutschland“
(VEND). Seit Jahren setzt er sich für
eine individuelle und gut dotierte
„Väterzeit“ ein. Letzte Buchpublikati-
on: „Die Krise der Kerle – Männlicher
Lebensstil und der Wandel der 
Arbeitsgesellschaft“, Münster 2004.
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DGB Baden-Würt-
temberg, „Quo vadis Beamten-
recht?“, Diskussion mit Finanzminis-
ter Gerhard Stratthaus, Stuttgart

ver.di, Diskussions-
reihe sicht.weisen „Chancen(un)-
gleichheit durch Tarifpolitik – Spie-
gelbild gesellschaftlicher Rahmen-
bedingungen und Werte“, Berlin

DGB Niedersach-
sen – Bremen – Sachsen-Anhalt,
Tagung „Heißes Eisen Ausbildungs-
reife“, Hannover

DGB und Hans-
Böckler-Stiftung, Tagung „30 Jahre
Mitbestimmungsgesetz 1976. Mehr
Demokratie in der Wirtschaft“, Berlin

ver.di und DGB Ber-
lin - Brandenburg,„Die Emanzipation
des Volkes war die große Aufgabe

17.-19.3.

16.3.

15.3.

15.3.

15.3. unseres Lebens“, Tagung zum 150.
Todestag Heinrich Heines, Berlin

GdP, Bundesfrauen-
konferenz „Frauen-Menschen-Han-
del(n)“, Bayreuth

DGB-Bildungswerk,
Düsseldorfer Migrationsgespräche,
Tagung „Das Leid mit der Leitkul-
tur“, Düsseldorf

Transweb, Fachkon-
ferenz „Auswirkung der Schienen-
infrastrukturentwicklung in Europa
auf die Arbeitsplätze der Bahnen“,
Berlin

Landtagswahlen in
Baden-Württemberg, Sachsen-An-
halt und Rheinland-Pfalz

DGB Sachsen und
Friedrich-Ebert-Stiftung,Tagung „Ge-
sundheit.Reform(ierbar)?“, Dresden

27.3.

26.3.

23./24.3.

21.3.

20./21.3.
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DIES&DAS

Buch: Susan George, 
Change it! Anleitung zum
politischen Ungehorsam,
Droemer Verlag, München
2006, 288 Seiten, 16,90 Euro

„Das Versprechen, der freie Welt-
handel bringe Wohlstand für alle,
hat sich als Lüge erwiesen.
Während die Reichen immer rei-
chen werden, nimmt die Armut
weltweit immer mehr zu.“ In Ihrer
„Anleitung zum politischen Unge-
horsam“ rechnet Susan George,
eine der internationalen Leitfi-
guren der Globalisierungskritiker,
mit den Praktiken multinational
agierender Großkonzerne ab.
Und sie zeigt, wie sich deren
Macht politisch begrenzen lässt.

„Solidarität beginnt zu Hau-
se“, lautet eine ihrer Thesen. Der
Aufbau einer anderen Welt müs-
se damit beginnen, dass multi-
nationale Unternehmen wieder
besteuert werden. Und es müsse
darüber nachgedacht werden,
wie die Größe der Konzerne und
Finanzinstitute begrenzt werden
kann, und wie sie dazu verpflich-
tet werden können, wieder den
Bedürfnissen der Kommunen zu
dienen, in denen sie ihren Stand-
ort haben. „Früher gab es Kon-
zessionen, die widerrufen werden
konnten“. Deren Wiederein-
führung könne helfen, um auch
Großkonzerne zur Einhaltung der
für alle Unternehmen gültigen
Richtlinien zu zwingen.

Tipp
.

Schlusspunkt●

dpa-Meldung über die Demonstrationen von mehreren Tausend Auto-
mobilarbeiterInnen am 1. März in Sindelfingen und Stuttgart für den 
Erhalt der 1973 von der IG Metall erkämpften Erholzeiten für Fließband-
arbeiterInnen

„Fackelzug für Pinkelpause“

LANGZEITARBEITSLOSE: Auch emotional immer mehr abgehängt
Arbeitslose fühlen sich von der Politik
immer mehr im Stich gelassen, das 
belegt eine Studie des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung (DIW) 
zur Lebenszufriedenheit. Während 
Erwerbstätige auf einer 10 Punkte 
umfassenden Skala auf den Wert 7,0
kommen, erreichen Arbeitslose ledig-
lich den Wert 4,8. Vor fünf Jahren lag
ihre Zufriedenheit noch beim Wert 5,5.
Einen deutlichen Rückgang der Lebens-
zufriedenheit gibt es auch bei den 
TeilnehmerInnen von Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen. * Wie zufrieden sind Sie alles in allem mit Ihrem Leben? 0 = ganz und gar unzufrieden, 10 = ganz und gar zufrieden

Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) ©
 D
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Lebenszufriedenheit von Arbeitslosen im Vergleich zu der von Erwerbstätigen 2000 und 2005
(Werteskala von 0 bis10*)

Erwerbstätige gesamt

Selbstständige

unbefristet Beschäftigte

befristet Beschäftigte
TeilnehmerInnen in Arbeits-

beschaffungsmaßnahmen

Nichterwerbstätige gesamt

gemeldete Arbeitslose

Langzeitarbeitslose

gesamt

7,1
7,0
7,0
7,1
7,1
7,0
7,1
7,0

6,2
5,2

6,7
6,7

6,0
5,8

5,5
4,8

6,9
6,9

0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

2000
2005
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In der Regierungskoalition kracht
es im Gebälk:Trotz anderslautender
Vereinbarungen im Koalitionsver-
trag wollen Teile von CDU/CSU den
Kündigungsschutz einschränken.
Der DGB-Vorsitzende Michael Som-
mer hat die große Koalition auf-
gefordert, „den Unsinn mit dem
Kündigungsschutz zu lassen“.

Erst im vergangenen November
hatten sich CDU/CSU und SPD auf
einen moderaten Kurs verständigt.
Im Koalitionsvertrag einigten sie
sich darauf, die Möglichkeit, „Ar-
beitsverträge in den ersten 24 Mo-
naten sachgrundlos zu befristen“,
aus dem Gesetz zu streichen. Statt-
dessen sollte den Arbeitgebern er-
möglicht werden, die Probezeit bei
Neueinstellungen auf bis zu zwei
Jahre auszudehnen.

Arbeitgeber und CDU-Mittel-
standsvereinigung (MIT) aber se-
hen nun Gefahr im Verzuge. Die
Neuregelung bringe Nachteile, so
MIT-Vorsitzender Josef Schlarmann.
Die Union müsse nun Härte zeigen,
damit es doch noch zur Flexibilisie-
rung des Arbeitsmarktes komme.
Und Wirtschaftsminister Michael
Glos (CSU) fordert, auf den Koaliti-
onsvertrag „in dem einen oder an-
deren Punkt noch draufzusatteln“.

Arbeitsminister Franz Müntefe-
ring (SPD) schloss dies aus und for-
dert mit Blick auf die Union, sich
zum Koalitionsvertrag zu bekennen.
„Da ist nichts aus Versehen pas-
siert. Arbeitnehmerrechte schleifen
bringt am Arbeitsmarkt und ökono-
misch nichts.“

Auch der DGB weist die For-
derungen nach einer weiteren Ein-

schränkung des Kündigungsschutzes
zurück. Die stellvertretende DGB-
Vorsitzende Ursula Engelen-Kefer
befürchtet, die Arbeitgeberstrategie
beim Kündigungsschutz ziele einzig
und allein darauf ab, größere Spiel-
räume für Willkürmaßnahmen durch-
zusetzen. Die Wirtschaft wolle Be-
schäftigte schneller und bequemer
loswerden. „Dies ist in Zeiten der
Massenentlassungen purer Zynis-
mus.“ Die Gewerkschaften fordern,
den Kündigungsschutz nicht weiter
zu durchlöchern. Schon die fakti-
sche Aushebelung in den ersten
zwei Jahren sei für den DGB und
die Gewerkschaften inakzeptabel.

Karl-Josef Laumann, Vorsitzen-
der des CDU-Arbeitnehmerflügels
(CDA) , will am Kündigungsschutz
ebenfalls nicht rütteln. Er sehe
nicht, dass die Wurzel der Probleme
auf dem Arbeitsmarkt im angeblich
starren deutschen Arbeitsrecht zu
suchen sei.

Mit Blick über die deutsch-fran-
zösische Grenze warnte der DGB-
Vorsitzende Michael Sommer vor
ähnlichen Auseinandersetzungen wie
bei den Nachbarn. Dort sorgt schon
die Verlängerung der Probezeit im
ersten Job für täglich mehr eskalie-
rende Unruhe. Michael Sommer:
„Was im deutschen Koalitionsver-
trag steht, lässt die Menschen in
Frankreich zu Recht auf die Straße
gehen. Die große Koalition sollte
die Signale aus Frankreich sehr ernst
nehmen. Das Stutzen des Kündi-
gungsschutzes schafft keine neuen
Chancen auf dem Arbeitsmarkt,
sondern macht Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer nur rechtloser.
Das ist ein arbeitsmarktpolitischer
Irrweg, den die große Koalition
schleunigst verlassen sollte.“   •

In der Altersgruppe der jungen 
Arbeitnehmerinnen bis zum 
25. Lebensjahr liegt Frankreich mit
einer Arbeitslosigkeit von 22 Pro-
zent weit über dem Durchschnitt
der Europäischen Union. Die Angst
vor der Zukunft führt zu wachsen-
den Ausschreitungen.

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.betriebsver-
einbarung.de

Die Internet-Site zu 
aktuellen Betriebs- und
Dienstvereinbarungen

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Stellungnahme des DGB

zum geplanten Gesetz zur
steuerlichen Förderung

von Wachstum und 
Beschäftigung

6/06gewerkschaftlicher Info-Service vom 27.03.2006

Christine Scheel, grüne 
Bundestagsabgeordne-

te, will Steuerschlupflöcher in
Form von „Scheinwohnsitzen“
im Ausland für bestimmte 
Berufsgruppen schließen. 
Derzeit können Piloten oder
Flugbegleiter sich der deut-
schen Steuerlast entziehen. 

+ Die FDP wird „kreativ“: 
Ihr Sprecher für Katas-

trophenschutz, Hartfrid Wolff,
will das Streikrecht bei Gefähr-
dung der inneren Sicherheit
einschränken. Der Streik 
der Müllentsorger habe die
„öffentliche Sicherheit“ 
beeinträchtigt.

-
plusminusBERLIN

K ü n d i g u n g s s c h u t z d e b a t t e

Will die Union französische Verhältnisse?
____________ ____

Nicht immer zielführend
Der geplante Neuzuschnitt 

der Kompetenzen von Bund 

und Ländern ist zum Teil 

kontraproduktiv

____________ ____

Erstaunlich viele 
Gemeinsamkeiten
In der Energiepolitik liegen 

Bundesregierung und 

Gewerkschaften nicht weit 

auseinander

____________ ____

Besser wäre eine 
rostige Kreditkarte
Im Herbst wird das „Forum 

Zukunftsökonomie“ zum 

ersten Mal den „Preis der 

Arbeit“ an gesellschaftlich 

verantwortliche Unterneh-

men verleihen – ein falsches 

Signal, meint Wolfgang Weinz
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Jugendarbeitslosigkeit im europäischen
Vergleich (Jahresdurchschnitt 2004,
Quote in Prozent)
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Quelle: Eurostat,
Arbeitslosigkeit
in der EU,
Statistisches Amt
der Europäischen
Gemeinschaft,
Oktober 2005
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R e g i o n a l e  E i n k o m m e n s e n t w i c k l u n g

Arm und Reich driften auseinander

B e t r i e b s r ä t e

FDP will Wahlrecht einschränken

In Deutschland gibt es erhebli-
che Einkommensunterschiede zwi-
schen den einzelnen Bundeslän-
dern. Während in Bremen das ver-
fügbare Pro-Kopf-Einkommen bei
19 465 Euro pro Jahr liegt, müssen

die Menschen in Mecklenburg-Vor-
pommern mit 13 745 Euro auskom-
men. Das belegt eine aktuelle Ana-
lyse des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW). Noch
größer ist der Unterschied auf der

Ebene der Kreise (siehe Grafik).
Nach Berechnungen des DIW, ist
die Einkommensungleichheit zwi-
schen den einzelnen Landkreisen
und Städten seit der Mitte der 90er
Jahre gewachsen. Ohne die Ein-
kommen der Pendler und die Trans-
ferleistungen der Sozialsysteme
wären die regionalen Einkommen-
sunterschiede noch größer. •

Zwischen den Bundesländern gibt es
erhebliche Einkommensunterschiede,
die nur zum Teil durch die Steuer-
politik und durch staatliche Sozial-
leistungen ausgeglichen werden.

würde dadurch die Wahl eines Be-
triebsrats erheblich erschwert.

Anlass für den FDP-Antrag wa-
ren Auseinandersetzungen bei SAP.
Auf einer Betriebsversammlung hat-
te sich dort zunächst eine Mehrheit
gegen die Einsetzung eines Wahl-
vorstands ausgesprochen. Nach-
dem mehrere IG Metall-Mitglieder
dagegen geklagt hatten, haben die

Arbeitnehmervertreter im Aufsichts-
rat inzwischen für den 30. März 
zu einer Wahlversammlung einge-
laden.

DGB-Vorstand Dietmar Hexel
begrüßte die „Lockerungsübungen
des SAP-Vorstands“. Mit dem „Ja“
zu Betriebsratswahlen könne sich
auch bei einem der führenden
deutschen Softwarehersteller „eine
neue Betriebskultur entwickeln, wie
sie in anderen Unternehmen der
Branche längst üblich ist“. •

Die FDP fordert in einem Antrag
an den Bundestag, dass die Mög-
lichkeit zur Wahl eines Betriebsrates
eingeschränkt wird. Die Arbeitsge-
richte sollen einen Wahlvorstand
nur noch einsetzen können, wenn
das mindestens 25 Prozent der Be-
schäftigten fordern. In Betrieben, in
denen die Geschäftsführung massiv
Druck auf die Beschäftigten ausübt,

Verfügbares Einkommen je Einwohner
(in Euro/Jahr)*
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Quelle: DIW

reichster Landkreis (Starnberg/Bayern)

Bremen
Hamburg
Baden-Wüttemb.
Nordrhein-Westfalen
Bayern
Hessen
Schleswig-Holstein
Niedersachsen
Saarland
Rheinland-Pfalz
Berlin
Sachsen
Brandenburg
Thüringen
Sachsen-Anhalt
Mecklenburg-Vorp.

ärmster Landkreis (Uecker-Randow/
Mecklenburg-Vorpommern)

*Netto-Arbeits- und Vermögenseinkommen
zuzüglich Sozialleistungen; 2003

19 465

12 701

18 997
18 417

17 747
17 501
17 215

16 541
16 422
16 272
16 263

14 660
14 515
14 445
14 376
14 078
13 745

26 207

Der Osten bleibt arm
Verfügbares Einkommen je Einwohner
(in Euro/Jahr)*
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Rückzug aus der
Bildungspolitik

Der Rückzug des Bundes aus

der Bildungspolitik gehört

zu den am stärksten umstrit-

tenen Teilen der Föderalis-

musreform. Im Dezember

2004 war ein vom bayerischen

Ministerpräsidenten Edmund

Stoiber(CSU) und dem 

damaligen SPD-Vorsitzenden

Franz Müntefering bereits

weitgehend ausgehandelter

Kompromiss noch an der 

Forderung der Länder ge-

scheitert, dass der Bund sich

aus der Hochschulpolitik

zurückziehen solle. 

Inzwischen ist hinter den 

Kulissen Bewegung in die

Frage gekommen. Auch die

Länder haben erkannt, dass

ein vollständiger Rückzug

des Bundes aus der For-

schungspolitik die Innovati-

onsfähigkeit Deutschlands

gefährden könnte. Zudem

würden von dem Wegfall der

Bundesmittel für den Hoch-

schulbau vor allem die reichen

Bundesländer profitieren. Das

Bildungsgefälle in Deutsch-

land würde weiter wachsen. 

Auch bei der Beamtenbesol-

dung haben die ärmeren

Länder andere Interessen.

300 000 Lehrer müssen nach

Berechnungen der Kultus-

ministerkonferenz in den

kommenden zehn Jahren

neu eingestellt werden. Bei

einem föderalen Wettbewerb

um die am besten qualifizier-

ten ArbeitnehmerInnen

könnten sie das Nachsehen

haben. In den siebziger Jah-

ren war aus diesem Grund

die Besoldung nach Landes-

recht abgeschafft worden.

F ö d e r a l i s m u s r e f o r m

Nicht immer zielführend
Mitte Mai wollen Bundestag und Bundesrat in einer gemeinsamen 
Expertenanhörung über die Föderalismusreform beraten. 
Die Gewerkschaften tragen das grundsätzliche Ziel der Reform mit – 
die Entflechtung der Zuständigkeiten von Bund und Ländern –, üben
aber Kritik im Detail. Den geplanten Neuzuschnitt der Kompetenzen 
halten sie zum Teil für kontraproduktiv.

richtlinien entwickeln sollte. „Das
ist kontraproduktiv. In der Renten-
versicherung käme auch niemand
auf die Idee, die Kompetenzen auf
die Länder zu übertragen.“

Auch der Verzicht des Bundes
auf seine bisherigen Gestaltungs-
möglichkeiten im Bildungs- und
Hochschulbereich wird von den 
Gewerkschaften kritisiert. Positiv
bewerten sie hingegen, dass der
Bund die alleinige Zuständigkeit im
Arbeitsrecht, bei der Betriebsverfas-
sung und im Sozialversicherungs-

recht erhalten soll. Die geplante
neue Haftung der Länder für die
von ihnen verursachten Verletzun-
gen der Maastricht-Kriterien sei
ebenfalls ein Fortschritt.

Ob die Föderalismusreform in
einzelnen Punkten nachgebessert
wird, ist noch nicht entschieden.
Während vor allem die großen uni-
onsgeführten Bundesländer davor
warnen, „das mühsam ausgehan-
delte Reformpaket wieder aufzu-
schnüren“, gibt es in der SPD-Frak-
tion und bei den drei Oppositions-
parteien im Bundestag, FDP, Linke
und Grüne, sowie in den kleineren
Bundesländern Widerstand gegen
diese Strategie. Die Positionen ver-
laufen dabei quer durch die Partei-
en, vor allem beim strittigen Thema
Bildung. „Wenn es keine Änderun-
gen gibt, glaube ich nicht an eine
Zweidrittelmehrheit“, so der bil-
dungspolitische Sprecher der SPD-
Fraktion, Jörg Tauss, gegenüber der
Berliner Zeitung. Auch der saarlän-
dische Ministerpräsident Peter Mül-
ler (CDU) hat vor einem Durch-
marsch bei der Föderalismusreform
gewarnt. „Die Methode ‚friss oder
stirb‘ kann hier nicht gelten“, so
Müller in der Saarbrücker Zeitung.
Allerdings will er die Bildung bei
den Ländern belassen. Und die klei-
neren Bundesländer, vor allem
Schleswig-Holstein, Mecklenburg-
Vorpommern und Brandenburg, be-
fürchten durch die neue Aufgaben-
verteilung „Nachteile gegenüber
den finanzstarken Ländern“.

Damit die größte Staatsreform
in der Geschichte der Bundesrepu-
blik Wirklichkeit wird, braucht sie
eine Zweidrittel-Mehrheit im Bun-
destag und im Bundesrat. Entschei-
dend dafür könnte ein bislang in
der öffentlichen Diskussion wenig
beachteter Prüfauftrag an den wis-
senschaftlichen Dienst des Bundes-
tags sein. Er durchleuchtet zur Zeit
sämtliche von Rot-Grün auf den
Weg gebrachten 700 Gesetze unter
einer einzigen Frage: Hätten sie
auch unter einer bereits beschlos-
senen Föderalismusreform der Zu-
stimmungspflicht der Länder unter-
legen?   •

Ob die Föderalismusreform ihr
Ziel erreicht, die Zahl der zustim-
mungspflichtigen Gesetze des Bun-
des zu reduzieren, ist auch unter
Experten umstritten. Zwar wollen
Bund und Länder wechselseitig auf
Kompetenzbereiche verzichten, für
die sie bislang beide zuständig
sind, aber gleichzeitig führt die Re-
form auf etlichen Feldern zu einer
neuen, konkurrierenden Gesetz-
gebung. Bundesgesetze können in
Zukunft zum Teil unterlaufen oder
durch Regelungen auf Landesebe-
ne ersetzt werden. Das gilt zum
Beispiel für das Umweltrecht, für
den Strafvollzug und das Heimge-
setz, in dem unter anderem die
Mindeststandards für die Versor-
gung von pflegebedürftigen Men-
schen definiert sind, und für das
Beamtenrecht.

Die Länder sollen Besoldung
und Versorgung ihrer Staatsdiener
in Zukunft auch abweichend vom
Bundesrecht regeln können. In
Kombination mit dem möglichen
Zerfall der Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder (TdL), die für die 
Angestellten zuständig ist, könnte
innerhalb kürzester Zeit das über
Jahrzehnte gewachsene gemeinsa-
me Tarifsystem für den gesamten
öffentlichen Dienst auseinanderfal-
len. „Die Zuständigkeit der Länder
im Beamtenrecht führt dazu, dass
der öffentliche Dienst nicht moder-
nisiert wird, sondern dass in den
nächsten Jahren kurzfristige Spar-
maßnahmen im Vordergrund ste-
hen werden“, warnt DGB-Vor-
standsmitglied Ingrid Sehrbrock.
Zudem werde ein Wechsel der Be-
amten zwischen den Bundeslän-
dern massiv erschwert, wenn jedes
Land seine eigenen Versorgungs-

Bei den Personalausgaben gibt es
erhebliche Unterschiede zwischen
den Ländern. Während der Perso-
nalkostenanteil in Baden-Württem-
berg bei 42,6 Prozent liegt, beträgt
er in Brandenburg nur 31,1 Prozent.
Weil die Länder mit der Föderalis-
musreform die Zuständigkeit 
für die Bezahlung der Beamten 
erhalten sollen, wird in den 
kommenden Jahren der Druck auf
die Einkommen der Beschäftigten
massiv zunehmen.

Anteil der Personalausgaben in den
Bundesländern* (in Milliarden Euro)
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*Länder und Kommunen; 2004; Quelle: Destatis

Baden-Württemb.

Bayern
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Bremen
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Mecklenb.-Vorp.

Niedersachen

NRW

Rheinland-Pfalz

Saarland

Sachsen

Sachsen-Anhalt
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Thüringen
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enthält zehn Module, die einzeln
oder kombiniert bei Workshops
oder auch mehrtägigen Seminaren
eingesetzt werden können. Ange-
fangen bei einer allgemeinen Sen-
sibilisierung für das Thema Verein-
barkeit von Familie und Beruf bei
Männern über die betriebliche Situ-
ation bis zu Handlungsempfehlun-
gen reicht das Themenspektrum. In
Papierform kann die Broschüre
„Zwischen Meeting und Masern –
Bildungsmaterialien für betriebliche
Interessenvertretungen zur Verbes-
serung der Vereinbarkeitssituation
von Männern“ zum Stückpreis von
2 Euro bestellt, im Internet unter
www.gender.verdi.de herunterge-
laden werden. •
gender-politik@verdi.de 

in der Auseinandersetzung mit 
den AUB-Listen gemacht. Das Info-
blatt kann in kleiner Auflage bei 
inge.poljak@igmetall.de bestellt
werden oder steht zum Download
unter: http://dialog.igmetall.de/
fileadmin/images/2-Download/
Infomaterial/aub1-3.pdf

In vielen Unternehmen werden
zunehmend WerksstudentInnen und
PraktikantInnen als billige Arbeits-
kräfte eingesetzt. Eine kleine Bro-

B i l d u n g s w e r k

Arbeiten bis 67

Im Moment zählen in vielen Be-
trieben schon über Fünfzigjährige
zum „alten Eisen“. Doch mit dem
demografischen Wandel und der
Erhöhung des Renteneintrittsalters
werden Belegschaften in Zukunft
vermutlich zunehmend auch aus
Sechzigjährigen und Älteren beste-
hen. In der neuen Veranstaltungs-
reihe „Lernendes Forum“ bietet
das DGB-Bildungswerk am 30. Mai
eine Tagung zum Thema „Arbeits-
fähigkeit bis 67? – Innovationen für
die Betriebe“ an. Dabei wird die
betriebliche Gesundheitsförderung
ebenso thematisiert wie betriebliche
Erfahrungen mit älteren Arbeitneh-
merInnen aus Finnland. Die Veran-
staltung findet in der Bundesanstalt
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin
in Berlin statt; die Teilnahmegebühr
beträgt 250 Euro zuzüglich Tagungs-
pauschale. •
www.dgb-bildungswerk.de
marianne.giesert@dgb-bildungswerk.de

B ö c k l e r - S t i f t u n g

Zeit gestalten

Immer weniger Menschen ar-
beiten im klassischen Vollzeitjob.
Stattdessen wächst der Anteil derer,
die flexibel  arbeiten. Mit den varia-
blen Zeiten wandelt sich auch das
Verhältnis zwischen Arbeit und Le-
ben. Die Hans-Böckler-Stiftung hat
in einer Broschüre neue For-

s chungse r -
gebnisse zum
Themenbe-
reich „Work-
Life-Balance“
zusammen-
gestellt, unter
dem Titel „In
Balance ar-

beiten und leben“ werden u.a. Un-
tersuchungen zur aktiven Gestal-
tung von Arbeitszeit, zur Verringe-
rung von Gesundheitsbelastungen
sowie zur Vereinbarkeit von Familie
und Beruf vorgestellt. Die Broschü-
re kann unter der Bestellnummer
30288 kostenlos angefordert wer-
den bei mail@setzkasten.de oder
unter Tel. 0211 / 40 80 09 00. •
www.boeckler.de 

D G B - W e t t b e w e r b

Lohnende Lyrik

Von Mitbestimmung sollten sie
handeln, aber auch Selbst-, Fremd-
oder Eigenbestimmung dürfen gerne
Thema der Gedichte sein, die zum
Lyrikwettbewerb der DGB-Region
Süd-Ost-Niedersachsen eingereicht
werden können. Aufgerufen sind
alle Menschen der Region, die ihre
Dichtkunst einer größeren Öffent-
lichkeit vorstellen möchten. Fünf von
einer Jury ausgewählte Gedichte
werden mit einem Buchgutschein
in Höhe von jeweils 100 Euro prä-
miert. Einsendeschluss ist der 15.
April. Die TeilnehmerInnen schicken
ihre Beiträge in dreifacher Ausferti-
gung zusammen mit einem kurzen
Lebenslauf an: Thorsten Stelzner,
Kirchenwiese 30, 38120 Braun-
schweig. •

schüre nimmt sich des Themas am
Beispiel von bayerischen Unterneh-
men des Metall- und Elektrobereichs
an und zeigt Wege auf, wie tarifliche
Bezahlung für die „PraktikantInnen“
durchgesetzt werden kann. In eini-
gen Siemens-Niederlassungen seien
so auch Werksstudenten gewonnen
worden. •
http://dialog.igmetall.de/fileadmin/
images/2-Download/Infomaterial/
WerkstudentInnen2.pdf

Die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie wird immer noch überwie-
gend als reines Frauenthema abge-
handelt. Die Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di wollte dieser Sichtweise
gegensteuern und hat 2003 eine
Studie „Auch Männer haben ein
Vereinbarkeitsproblem – Ansätze
zur Unterstützung familienorientier-
ter Männer auf betrieblicher Ebene“
initiiert. Jetzt hat die Gewerkschaft

Bildungsmate-
rialien zum The-
ma zusammen-
gestellt, die sich
insbesondere an
die betrieblichen
Interessenvertre-
tungen wenden.
Die Broschüre

v e r . d i - B r o s c h ü r e

Männer machen mit

I G  M e t a l l - S i e m e n s - T e a m

Download-Infos

PROJEKTE UND PARTNER

Über das Wirken der „Arbeits-
gemeinschaft Unabhängiger Be-
triebsangehöriger“ (AUB) informiert
die IG Metall in einem sechsseiti-
gen Info. Die arbeitgebernahe AUB
tritt nicht nur in verschiedenen Be-
trieben der Metall- und Elektroin-
dustrie auf, sondern auch in der
Versicherungsbranche. Besonders
während der laufenden Betriebsrats-
wahlen wurden gute Erfahrungen
mit dem Einsatz der Informationen

DGB-Region Wolfgang Uellenberg-
van Dawen. Beginn der Lesung ist
um 19.30 Uhr, der Eintritt ist frei.
Infos: DGB-Region Köln,
Tel. 0221 / 50 00 32 0

••• Der DGB Hamburg fordert
vom Senat der Hansestadt, die
durch Hartz IV frei werdenden
Haushaltsmittel in ein Programm
für Qualifizierungs- und Weiterbil-

dungsmaßnahmen zu investieren.
Statt das „Versprechen der längst
überfälligen Förderung“ von Ar-
beitslosen einzulösen, wolle der 
Senat die Gelder aber mit anderen
Sozialausgaben verrechnen, so der
DGB. Der Hamburger Haushalt wird
durch die Bundesmittel im Rahmen
der Einführung von Hartz IV um
rund 150 Millionen Euro entlastet.
Infos: www.dgb-hamburg.de

••• Die DGB-Region Köln-
Leverkusen-Erft-Berg und die
VHS Leverkusen laden gemeinsam
zu einer Lesung von Erhard Eppler
am 28. März in den Vortragssaal
des Leverkusener „Kulturzentrum
Forum“ ein. Im Anschluss diskutiert
Eppler sein neues Buch „Auslauf-
modell Staat?“ mit dem Leverku-
sener Oberbürgermeister Ernst
Küchler und dem Vorsitzenden der

interregio
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Keine 
Renaissance 

Die Atomkraft wird auf dem

Energiegipfel in Berlin keine

Rolle spielen. In der Kurzfas-

sung des Statusberichts von

Wirtschafts- und Umwelt-

ministerium zur Energiever-

sorgung heißt es lapidar:

„Nach den Regelungen des

Atomgesetzes wird der 

Beitrag der Kernkraftwerke

zur Stromerzeugung bis 

zum Jahr 2023 auslaufen.“

Gemeint ist der Energiekon-

sens von Bundesregierung

und Energiekonzernen aus

dem Jahr 2000. Danach geht

das letzte AKW 2023 vom

Netz.

Auch in den Schlussfolge-

rungen des Statusberichts

werden Forderungen nach

längeren Laufzeiten nicht

aufgegriffen. Es wird ledig-

lich die Frage aufgeworfen,

ob es für die auslaufende

Stromerzeugung aus Kern-

energie „quantitativ ausrei-

chend und wirtschaftlich

vertretbar“ Ersatz gibt.

Der DGB trägt den Aus-

stiegsbeschluss nach wie vor

mit. Für IG Metall-Vorstand

Wolfgang Rhode macht es

„keinen Sinn, heute schon

wieder über den Ausstieg

aus dem Ausstieg zu reden“.

Längere AKW-Laufzeiten

nähmen den Innovations-

druck weg. Sie verhinderten

Investitionen in neue Kraft-

werke und neue Energieträ-

ger. Ver.di mahnt allerdings

die vereinbarte Beschäfti-

gungsgarantie an, sie sei

„unverzichtbarer Bestand-

teil“ des Atomausstiegs.

B e r l i n e r  E n e r g i e g i p f e l

Erstaunlich viele Gemeinsamkeiten

Das Kabinett hat Mitte März
den Statusbericht „Energieversor-
gung für Deutschland“ entgegen-
genommen, den das Glos-Ministe-
rium und das Umweltministerium
von Sigmar Gabriel (SPD) erarbeitet
haben.Der Bericht dient der Vorberei-
tung des Energiegipfels.Vorrangige
Gipfelziele sind:Versorgungssicher-
heit durch einen ausgewogenen
Energiemix, tragfähige Strompreise
und Klimaschutz. Fehlt eigentlich
nur der Aspekt „Beschäftigungs-
sicherung“ – schon wären alle 
gewerkschaftlichen Anforderungen
an eine moderne Energiepolitik 
erfüllt.

Besonders nah sind sich Regie-
rung und DGB in Sachen erneuer-
bare Energie. Bereits im Koalitions-

vertrag vom 11. November 2005
heißt es, der Anteil dieser Energien
an der Stromversorgung solle „bis
2010 auf mindestens 12,5 Prozent
und bis 2020 auf mindestens 20
Prozent“ gesteigert werden. Der
DGB ermuntert die Regierung,
„diese ambitionierten Ziele weiter
zu verfolgen“, so DGB-Energie-
experte Horst Heuter. Denselben

die deutsche Energiepolitik „alle“
vorhandenen Optionen offen hal-
ten: „Einzelne Energieträger dürfen
nicht aus ideologischen Gründen
aufgegeben werden“.

Der Atomausstieg wird nicht in
Frage gestellt; allerdings betonen
die beiden Gewerkschaften und die
vier Unternehmen, dass die Kern-
energie „erheblich“ zum Energie-

Beifall kassieren CDU/CSU und SPD
von der Gewerkschaftsseite für ihr
Vorhaben, die Energieeffizienz bei-
spielsweise von Gebäuden, Kraft-
werken und Energieanlagen bis 2020
gegenüber 1990 zu verdoppeln.
Auch beim Energiemix und beim
Klimaschutz benennt die Koalition
aus DGB-Sicht „prinzipiell die rich-
tigen Instrumente“.

Dem Thema Atomenergie begeg-
nen ver.di und IG BCE mittlerweile
wertfrei. In einem gemeinsamen
Papier fordern die beiden Gewerk-
schaften und die vier Energiever-
sorger EnBW, E.ON, RWE und Vat-
tenfall Europe „mehr Realismus“:
Angesichts der international gestie-
genen Energiepreise und der zuneh-
menden Versorgungsrisiken müsse

Bundeswirtschaftsminister Michael Glos (CSU) will 2007 ein „umfassen-
des energiepolitisches Gesamtkonzept“ vorlegen. Den Startschuss 
dafür soll der Energiegipfel am 3. April im Bundeskanzleramt geben. 
Zwischen der schwarz-roten Koalition und den DGB-Gewerkschaften
gibt es dabei erstaunlich viele Gemeinsamkeiten.

mix beitrage, einen Beitrag zum Kli-
maschutz leiste und die Zeitachse
zur Erreichung der Wirtschaftlich-
keit neuer Energieoptionen „ent-
scheidend“ erweitere.

Die Unterscheidung „hier die
sauberen,dort die schmutzigen Ener-
gien und Arbeitsplätze“ sei über-
holt, sagt Udo Bottländer, Leiter der
Bundesfachgruppe Energiewirtschaft
von ver.di. Es gebe „keinen idealen
Energieträger“. Alle hätten Vorteile
und alle – bis auf die erneuerbaren
Energien – auch Risiken: Kohle ist
ausreichend vorhanden und preis-
stabil, hat aber den höchsten Koh-
lendioxid-Ausstoß. Erdgas ist flexi-
bel einsetzbar, hat aber geringe
Ressourcen.

Die Dienstleistungsgewerkschaft
hat bereits im Mai 2005 – nach
zweijähriger Diskussion – ihre
„Grundsätze für ein Energiekon-
zept“ verabschiedet. „Wir haben
unsere Hausaufgaben gemacht“,
sagt Bottländer.Ver.di pocht beson-
ders darauf, dass die heimischen
Energieträger wie Kohle und erneu-
erbare Energien „Vorrang haben“
und alle Energieträger „so effizient
wie möglich eingesetzt werden“.

Die IG Metall betont ebenfalls
die Notwendigkeit steigender Ener-
gieeffizienz – und prangert den 
Investitionsstau im Kraftwerksbau
an: Die Energieerzeuger hätten
„viel zu lange Investitionsentschei-
dungen zurückgestellt“, kritisiert IG
Metall-Vorstand Wolfgang Rhode,
sie ließen „längst abgeschriebene
Kraftwerke weiterlaufen“. In diesel-
be Kerbe schlagen die Betriebsräte
des Energieanlagenbaus. In einer
Erklärung weisen sie darauf hin,
dass die Energiewirtschaft Deutsch-
lands „größter Emittent von Treib-
hausgasen“ ist. Der moderne Ener-
gieanlagenbau könne dem jedoch
abhelfen: Die Kohlekraftwerke hät-
ten einen mittleren Wirkungsgrad
von 35 Prozent, Stand der Technik
seien aber Wirkungsgrade „von bis
zu 45 Prozent“. •

Um mehr als ein Drittel
ist der Strompreis seit
2000 gestiegen. 
Die Stromerzeugung
basierte 2005 fast zur
Hälfte auf Kohle und 
zu etwas mehr als 
einem Viertel auf 
Kernenergie. Die Er-
neuerbaren Energien –
Sonne, Wind, Wasser,
Müll und Biomasse –
konnten ihren Anteil
auf 10 Prozent (Vorjahr
9,4 Prozent) steigern.

Durchschnittliche monatliche Stromkosten eines
Drei-Personen-Haushalts mit 3500 Kilowattstunden
Jahresverbrauch (in Euro)
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Quelle: VDEW

49,95

Erzeugung,
Transport,
Vertrieb

Steuern
und
Abgaben

gesamt

davon

1998 2000 2002 2004 2005

40,66

46,99
52,38 54,43

12,35

15,51
18,70

20,86 21,53

37,60

25,15 28,29 31,52 32,90

Strom wird teurer
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GEWERKSCHAFTEN
Der IG Metall-Vorsit-
zende Jürgen Peters 
fordert, dass Unter-

nehmen, die ihre Produkti-
onsstätten ins Ausland 
verlagern, an den gesell-
schaftlichen Kosten des 
Arbeitsplatzabbaus beteiligt
werden. Die Zusatzprofite
müssten besteuert werden.

Die IG BAU schätzt, 
dass durch das vom 
Bundestag mit einer

breiten Mehrheit beschlos-
sene „Gesetz zur Förderung
ganzjähriger Beschäfti-
gung“ die Arbeitslosigkeit
am Bau deutlich reduziert
werden kann. Es gebe 
keinen Grund mehr, wegen
des Winters Entlassungen
auszusprechen.

TRANSNET hat die 
von Finanzminister 
Peer Steinbrück

(SPD) geplante Besteuerung
von Flugbenzin begrüßt. 
Dadurch würde der Wett-
bewerb zwischen den Ver-
kehrsträgern gerechter.
Nach Berechnungen des
Bundes für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland
(BUND), Partner von TRANS-
NET in der „Allianz pro
Schiene“, entgehen dem
Staat durch die Bevorzugung
des Flugverkehrs jährlich
370 Millionen Euro.

ver.di hat eine Initiati-
ve für den Erhalt des 
arbeitsfreien Sonntags

gestartet. Mitte April sollen
die Ergebnisse einer breit
angelegten Umfrage unter
Beschäftigten und Wissen-
schaftlerInnen den Ent-
scheidungsträgern in der
Politik präsentiert werden.
www.einzelhandel.verdi.de/
ladenschluss

kurz&bündig

Erst Praktikum, dann Job? Die
Antwort lautet immer öfter „April,
April!“. Deshalb ruft die DGB-
Jugend am 1. April zum 1. europäi-
schen PraktikantInnen-Aktionstag
auf. Zeitgleich wollen an diesem
Tag junge Menschen in mehreren
europäischen Hauptstädten, darun-
ter Paris, Brüssel und Berlin, gegen
ihre schlecht bezahlten Pratikums-
stellen protestieren.

In den letzten Jahren hat die
prekäre Beschäftigung von jungen,
qualifizierten Menschen stark zuge-
nommen. „Der Einstieg in die Er-
werbsarbeit nach dem Studium fin-
det immer mehr über Praktika und
nicht über ein reguläres Arbeitsver-
hältnis statt“, kritisiert DGB-Vorstand
Ingrid Sehrbrock. Viele Praktikums-
plätze würden nur gering vergütet,

P r a k t i k a n t e n - A k t i o n s t a g

Dauerwarteschleife statt Job

B i l d u n g s k a m p a g n e

Lehrer für alle

oft würden keine Sozialbeiträge ab-
geführt. Das führe dazu, dass die
Hochschulabsolventen erst erheb-
lich später eigene Rentenansprüche
aufbauen könnten. Zudem hindere
die prekäre wirtschaftliche Situati-
on die jungen Menschen, sich für
Familie und Kinder zu entscheiden.
„Ein Problem, dass die Politik aus
ihrem Bewusstsein verdrängt, wäh-
rend sie gleichzeitig die Rente mit
67 propagiert“.

Das Symbol der prekär beschäf-
tigten PraktikantInnen sind „weiße
Masken“. Sie symbolisieren ihren
sozial ungesicherten Status und 
sichern zudem die Anonymität der
Betroffenen bei öffentlichen Auftrit-
ten. Der Aktionstag beginnt um 12
Uhr am Brandenburger Tor. •
www.dgb-jugend.de

Im Vorfeld der Landtagswahlen
am 27. März in Baden-Württem-
berg, Sachsen-Anhalt und Rhein-
land-Pfalz hat sich der bereits Mitte
Februar begonnene Streik im öf-
fentlichen Dienst weiter zugespitzt.
Während ver.di in Hamburg und
Niedersachen mit den dortigen
kommunalen Arbeitgeberverbän-
den einen Abschluss vereinbaren
konnte, bei dem die Arbeitszeit un-
ter 39 Stunden begrenzt bleibt,
scheiterten die Verhandlungen in
Baden-Württemberg trotz Schlich-
tung. Und auf der Ebene der Tarif-

Ö f f e n t l i c h e r  D i e n s t

Fortbestand der TdL gefährdet

gemeinschaft der Länder (TdL) sind
sie festgefahren.

„Die Mehrheit der Arbeitgeber
in den Ländern ist an einem Tarifab-
schluss nicht interessiert“, erklärten
die Vorsitzenden von ver.di, Frank
Bsirske, GdP, Konrad Freiberg, dbb
tarifunion, Frank Stöhr, und GEW,
Ulrich Thöne, in einer Mitte März
bundesweit verteilten Hauswurfzei-
tung. Vorausgegangen war der Er-
klärung ein heftiger, öffentlich aus-
getragener Streit unter den Arbeit-
gebern über die Weigerung des nie-
dersächsischen Finanzministers und

Verhandlungsführers der Länder,
Hartmut Möllring (CDU), mit den
Gewerkschaften über die Arbeitszeit
der Beschäftigten zu verhandeln.
ver.di-Vorsitzender Frank Bsirske
schließt zur Lösung des Tarifkon-
flikts inzwischen einen separaten
Abschluss mit den SPD-geführten
Bundesländern nicht mehr aus. •

Der Jahresüberschuss der sieben
Metallunternehmen, die an der 
Börse unter den 30 DAX-Werten 
gehandelt werden, ist im vergange-
nen Jahr auf 11,4 Milliarden Euro
gestiegen. Darauf hat die IG Metall
vor dem Hintergrund der laufenden
Tarifauseinandersetzung in der 
Metall- und Elektroindustrie auf-
merksam gemacht. Profitiert haben
vom Aufschwung allerdings nur 
die Aktionäre. Deren Dividende ist
in den vergangenen drei Jahren 
um 19,4 Prozent gestiegen. Das 
Einkommen der Beschäftigten ist
dagegen um 3,5 Prozent gesunken.

Weltweit wird 100 Millionen
Kindern das Recht auf Bildung vor-
enthalten. Seit sechs Jahren arbei-
ten NGOs und Gewerkschaften in
einer globalen Bildungskampagne

zusammen, damit das Millenium-
ziel der UN, bis 2015 allen Kindern
zumindest den Besuch der Grund-
schule zu ermöglichen, kein leeres
Versprechen bleibt. Die diesjährige
Aktionswoche der Bildungskampa-
gne vom 24. bis 26. April steht un-
ter dem Motto „Lehrer für alle“. Zu
den Mitgliedern der Bildungskam-

pagne gehören in Deutschland ne-
ben der Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW) unter anderem
die Kindernothilfe,Care International,
Oxfam Deutschland sowie World
Vision.Schirmherrin der Kampagne
ist Gesine Schwan, Präsidentin der
Europa Universität Viadrina. •
www.bildungskampagne.org

Dividende der Aktionäre und
Einkommen der Beschäftigten in den
DAX-Unternehmen der Metallbranche
2002 – 2005
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Quelle: IG Metall

2002 2003 2005

Dividende (in Milliarden Euro)

Einkommen der Beschäftigten/Jahr
(in Tausend Euro)

2004

3,74 3,86
4,18

4,47

45,8

44,5
44,0 44,2

Mehr Geld nur
für Aktionäre
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MEINUNG Preis der Arbeit

Das Thema „gesellschaftlich

verantwortliche Unterneh-

mensführung“ steht auch 

im Zentrum der zweiten 

Veranstaltung des „Forum

Zukunftsökonomie“, die am 

27. April ab 19 Uhr in Berlin,

in der Vertretung des Landes

Bremen, Hiroshimastraße 24

stattfindet. 

Auf der Diskussionsveran-

staltung werden Reiner 

Hoffmann, stellvertretender

Generalsekretär des Europäi-

schen Gewerkschaftsbundes

(EGB), Bettina Schleicher,

Präsidentin von Business and

Professional Women (BPW)

Germany, und Burkhard Rem-

mers, Verantwortlicher für

den Bereich Kommunikation

+ Unternehmensentwicklung

des Möbelherstellers Wilk-

hahn, auf dem Podium ver-

treten sein. Sie diskutieren

über „Unternehmensver-

antwortung in Zeiten der 

Arbeitslosigkeit und der 

Umweltzerstörung“.

Im „Forum Zukunftsökono-

mie“ kooperieren neben der

verdi-Mitgliederzeitung 

Publik und der taz u.a. die

einblick-Redaktion und das

BUNDMagazin. Im November

wird das Forum zum ersten

Mal den „Preis der Arbeit“

verleihen. Mehr Infos: 

www.preis-der-arbeit.de

Das hat der Gewerkschaftsbewegung zum Be-
ginn der großen Koalition wirklich gefehlt: der ganz
große Wurf, die gewerkschaftliche Lobpreisung ver-
antwortungsvoller Manager! Eine Jury, ein „Preis
der Arbeit“, eine Trophäe gar – vielleicht das Grund-
satzprogramm des DGB auf handgeschöpftem Büt-
tenpapier? Das „Forum Zukunftsökonomie“, eine
Gründung von taz, vorwärts, den Publikationen von
Verbraucherinitiative und BUND, sowie von einblick
und von ver.di-PUBLIK wird im Herbst einen Preis 
für Wirtschaftskapitäne verleihen, „deren unterneh-
merische Entscheidungen wirtschaftliche, soziale,
ökologische, emanzipatorische und demokratische
Kriterien in herausragender Weise erfüllen.“ Da feh-
len zumindest noch der Tierschutz und die gleichge-
schlechtliche Ehe, möchte man dazwischen rufen,
aber sonst eine tolle Sache. Oder handelt es sich
doch eher um den Oscar der Arbeiterbewe-
gung und der kritischen Presse für be-
triebswirtschaftliche und sozialpolitische
Selbstverständlichkeiten?

Während mittlerweile erfahrene und kluge Ma-
nager um die Legitimation des Kapitalismus besorgt
sind und Kenner der Szene wie der Management-
Experte Fredmund Malik feststellen: „Eine am Sha-
reholder-Value ausgerichtete Unternehmensführung
ist der systematische Weg in den Misserfolg“,
bemühen sich Teile der Gewerkschaften im Verbund
mit NGOs um die Versöhnung von Stakehol-
der- und Shareholder-Interessen.

Wenn Rekordgewinne mit Entlassungen und Kurs-
explosionen quittiert, Missmanagement mit scham-
losen Gehältern honoriert wird, kommt man ja
zwangsläufig auf die Idee, verantwortungsvolle 
Manager zu honorieren – als Minderheitenschutz?
Ein fragwürdiger Aufwand für einen modisch und
leichtfertig daher gesagten Rückzug vor dem
angelsächsischen Modell, der CSR-Image-
Maschine und dem Verlust von gewerkschaftlicher
Gegenmacht und nationalstaatlicher Ordnungskraft.

Wo steht denn geschrieben, dass das europäi-
sche Modell, bei allen Schwächen, keine Zukunft
hat? Wo ist denn der Beweis geführt, dass das an-

gelsächsische, japanische oder gar chinesische Mo-
dell in der Lage ist, existenzielle Bereiche wie das
Kranken- und Rentensystem, das Gesundheits- und
Bildungswesen auch nur halbwegs zu bedienen?

Sodann wäre nicht zu klagen über den Verlust
gewerkschaftlichen Einflusses, sondern nach den 
Ursachen zu fragen. Dazu gehört ganz sicher die
Trägheit und Ignoranz gegenüber den schon länger
vorhandenen Problemen außerhalb des rheinischen
Kapitalismus und der EU15. Gewiss auch die Arro-
ganz im Angesicht von Unternehmensentwicklungen
und -verhalten im Rest der Welt. Und sicherlich auch
die Lähmung gewerkschaftlicher Aktivitäten, Mobili-
sierungskraft, Konflikt- und Kampfbereitschaft durch

den in den 80er Jahren von der EU-Kommission ein-
geführten, sozialen Dialog – die institutionalisierte
Schönwetter-Sozialpartnerschaft. Gegenmacht
und Ordungsfaktor sehen anders aus und
sind allemal nicht Sache von administrativen Gremi-
en oder publizistischen Zirkeln.

Wer hat denn gesagt, dass europäische Gewerk-
schaften nach Jahren der gefährlichen Selbstzufrie-
denheit und Entpolitisierung nicht in der Lage sind,
durch Organisations- und Kampffähigkeit ihre Be-
deutung wiederzugewinnen? Die Lage, in der sie
sich befinden, ist doch kein Naturereignis. Die Pro-
bleme sind von Menschen gemacht, also auch von
ihnen lösbar. Das gilt für die WTO-Politik bis zu Hans
Eichels Steuerbefreiung für Beteiligungsverkäufe.
Hier muss die Gegenwehr ansetzen!

Eines ist sicher, eine Jury, eine Feierstunde für den
verantwortungsvollsten Unternehmer geht in die
falsche Richtung. Stattdessen sollten Zeit und Ener-
gie eingesetzt werden, um deutlich zu machen, was
Verantwortungslosigkeit und Inkompetenz von 
Managern nicht nur in Deutschland und in Europa,
sondern in der Welt anrichten. Wie wäre es, statt 
gewerkschaftlicher Selbstkastration mit einer „ros-
tigen Kreditkarte“ für den unsozialsten
und skrupellosesten Manager des Jahres,
ein Ranking der TOP 10 für Deutschland, Europa und
die Welt gleich mitgeliefert?   •

Im Herbst wird das „Forum Zukunftsökonomie“
zum ersten Mal Unternehmen, die ihrer gesell-
schaftlichen Verantwortung besonders gerecht
werden, mit dem „Preis der Arbeit“ auszeichnen
(einblick 20/2005). Besser wäre es, eine „rostige
Kreditkarte“ für den unsozialsten Manager des 
Jahres zu verleihen, meint Wolfgang Weinz.

P r e i s  d e r  A r b e i t

Besser wäre eine rostige Kreditkarte

Dr. Wolfgang Weinz, 52, ist
Projektkoordinator der 
Internationalen Union der 
Lebensmittel-, Restaurant-,
und Genussmittelarbeiter-
Gewerkschaften (IUL) 
in Genf.
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personalien

GdP München,
Sicherheitsforum „Fußball WM
2006“, München

Hans-Böck le r-
Stiftung, Fachtagung „Geschlech-
terdemokratie im Betrieb: Gleiche
Verhältnisse – gleiche Chancen?“,
Berlin

Hans-Böck le r-
Stiftung und Bertelsmann-Stiftung,
Potsdamer Forum „Die produktive
Verwaltung – Konzepte für einen
wettbewerbsfähigen öffentlichen
Dienst“, Potsdam

Gesellschaft für
sozialen Fortschritt, Diskussion
„Quo vadis europäische Verfas-
sung?“, Berlin

DGB Ostsachsen
und Koordinierungskreis Bürgerfest,

8.4.

31.3.

30./31.3.

30./31.3.

30.3. „Bautzen ist bunt“, Bürgerfest ge-
gen den geplanten Neonazi-Auf-
marsch, Bautzen

••• Gerd Köhler, 61, Mitglied
des Geschäftsführenden Hauptvor-
stands der Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW) für Hoch-
schul- und Forschungspolitik, ist 
am 11. März aus gesundheitlichen
Gründen zurückgetreten. Er gehör-
te dem Vorstand seit 1980 an.
••• Sandra Temmen, 35,
Frauenbeauftragte des Bereitschafts-
polizeipräsidiums Hessen, ist am
20. März zur Bundesfrauenvorsit-
zenden der Gewerkschaft der Poli-
zei (GdP) gewählt worden.
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Ruhr-Universität Bochum, an der
Spitze einer von der ersten großen
Koalition berufenen Mitbestim-
mungskommission. Deren Vor-
schläge bildeten die Grundlage 
für das nach mehrjährigen, hefti-
gen innenpolitischen Kontrover-
sen schließlich von einer überwäl-
tigenden Mehrheit verabschiedete
Mitbestimmungsgesetz 1976.
In seiner zweibändigen Dokumen-
tation zeichnet der Historiker 
Karl Lauschke dessen Entstehungs-
geschichte nach. Er berichtet de-
tailliert über die innerparteilichen
Kontroversen, den Widerstand der
Arbeitgeber und die hochgesteck-
ten Erwartungen der Gewerkschaf-
ten, die das Gesetz als nicht weit-
gehend genug ablehnten.

Broschüre: Karl Lausch-
ke, Mehr Demokratie
wagen. Die Entstehung
des Mitbestimmungs-
gesetzes von 1976,
Hans-Böckler-Stiftung,
Düsseldorf 2006, 
110 Seiten, (ergänzen-
der Dokumentenband
138 Seiten) jeweils
19,90 Euro

Bis zum Herbst will die vom frühe-
ren sächsischen Ministerpräsiden-
ten Kurt Biedenkopf (CDU) gelei-
tete Mitbestimmungskommission
Vorschläge erarbeiten, wie die
Mitbestimmung europatauglich
weiterentwickelt werden kann.
Bereits von 1968 bis 1970 stand
Biedenkopf, damals Rektor der

Tipp
.

Schlusspunkt●

Meldung der Nachrichtenagentur dpa vom 15. März über ein Urteil des
Sozialgerichts Frankfurt/M., nach dem auch bei stärkerem Alkoholgenuss
der betriebliche Unfallschutz bei Weihnachtsfeiern greift, so lange der
Chef anwesend ist. 

„Weihnachtsfeier bleibt Dienst – bis der Chef geht“

EINKOMMEN: Arbeitnehmer in Deutschland abgehängt
In Deutschland sind die Lohnstückkos-
ten in den vergangenen zehn Jahren
nominal nur um zwei Prozent gestie-
gen, so wenig wie in keinem anderen
westeuropäischen Land. Bezahlt haben
die damit einhergehende nachhaltige
Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit die ArbeitnehmerInnen. Deren 
Einkommen stiegen im gleichen 
Zeitraum nur um 22,4 Prozent, so 
wenig wie in fast keinem anderen 
europäischen Land. Nur in Österreich
fiel der Lohnzuwachs mit 21, 8 Prozent
noch geringfügig niedriger aus. 1) Einkommen aus unselbstständiger Arbeit/reales Bruttoinlandsprodukt je Arbeitnehmer

2) nominales Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer; einschließlich Lohnnebenkosten Quelle: DGB-Bundesvorstand; EU-Kommission ©
 D
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Anstieg der nominalen Arbeitnehmerentgelte und der Lohnstückkosten in den westeuropäischen Ländern
1999 bis 2005 (1995 = 100 Prozent)

Griechenland
Portugal

Großbritannien
Spanien

Italien
Irland

Niederlande
Dänemark
Schweden

 Luxemburg
Belgien

Finnland
Frankreich
Österreich

Deutschland

Lohnstückkosten1) Arbeitnehmerentgelte 2)

Griechenland
Irland

Portugal
Großbritannien

Schweden
Dänemark

Niederlande
Finnland

Luxemburg
Spanien

Italien
Frankreich

Belgien
Deutschland

Österreich

50,2
42,4

31,0
29,5

2,0

27,4
26,7
25,4

23,1
21,1

18,0
13,5
12,5
11,9

2,6
21,8

101,9
70,8

59,3
55,1

48,9
43,9

40,5
35,1
34,6
34,1
33,5

27,9
27,6

22,4

dieDGBgrafik
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Allen Versprechungen zum Trotz:
Der zwischen der damaligen rot-
grünen Bundesregierung und der
Wirtschaft vereinbarte Ausbildungs-
pakt ist gescheitert. Im vergange-
nen Jahr ist die Zahl der betriebli-
chen Ausbildungsplätze erneut um
2,2 Prozent gesunken, das belegen
Ende März vom Statistischen Bun-
desamt präsentierte Zahlen.

Damit setzt sich der seit 2000
vorherrschende Negativtrend fort:
Während die Zahl der neu abge-
schlossenen Ausbildungsverträge in
den vergangenen fünf Jahren um
zehn Prozent gesunken ist, stieg die
Zahl der Schulabgänger um drei
Prozent. Die Konsequenz: Inzwi-
schen findet nicht einmal jeder
zweite Jugendliche einen betriebli-
chen Ausbildungsplatz.Vielen bleibt
als Alternative zur Arbeitslosigkeit
nur eine Warteschleife in der Schu-
le, die Teilnahme an einer berufs-
vorbereitenden Maßnahme oder der
Übergang ins Arbeitsleben ohne
Berufsausbildung.

Die Rechnung dafür zahlen
nicht nur die Jugendlichen, denen
ein Einstieg ins Berufsleben ver-
wehrt wird, sondern die Gesell-
schaft insgesamt. Nach Berechnun-

gen des DGB müssen die Bundes-
agentur für Arbeit und die Länder
allein für berufsvorbereitende Maß-
nahmen pro Jahr eine Milliarde 
Euro aufbringen. „Statt in Warte-
schleifen zu investieren, und damit
die Lebenszeit junger Menschen zu
vergeuden, muss die betriebliche
Ausbildung gefördert werden, for-
dert DGB-Vorstand Ingrid Sehr-

brock. So könnten kleine und mitt-
lere Unternehmen (KMU) gefördert
werden, die im Verbund mit ande-
ren Betrieben ausbilden. Der Vor-
schlag ist Teil der ebenfalls Ende
März präsentierten „Ausbildungs-
initiative“ des DGB. Darin sind 
Vorschläge gebündelt, wie die Aus-
bildungsplatzsituation mittelfristig
verbessert werden kann.

Zu den Forderungen des DGB
gehört auch die Einführung einer
„kleinen Umlage“, mit der die von
den Kammern erhobenen Prüfungs-
gebühren von bis zu 600 Euro pro
Auszubildendem auf alle Betriebe
umgelegt werden. Zudem müssten
Betriebe, die ausbilden, besser be-
gleitet werden. „Wer Betriebe bes-
ser unterstützt, muss nicht Jahr für
Jahr viel Kraft aufwenden, um Er-
satz zu finden für die Betriebe, die
sich aus der Ausbildung verabschie-
det haben“, so Sehrbrock. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.cnh-berlin.de
Streik-Site der von

Schließung bedrohten 
Fiat-Tochter CNH in Berlin

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Hände weg vom 

Kündigungsschutz! 
Resolution des 

DGB-Bundesvorstandes

7/06gewerkschaftlicher Info-Service vom 10.04.2006

Familienministerin 
Ursula von der Leyen

(CDU) hat die niedrige Gebur-
tenrate als „Dilemma der
Männer“ charakterisiert. Dass
deren Pflichten im Beruf kaum
Platz für Kinder lassen, zeige,
dass es die Gesellschaft „nicht
ernst meint mit der Vereinbar-
keit von Beruf und Familie“.

+ Gerd Andres (SPD), par-
lamentarischer Staats-

sekretär im Arbeitsministe-
rium, meint, Praktikanten 
seien selbst schuld, wenn sie
der Not gehorchend umsonst
arbeiten. „Wenn Sie das 
machen wollen, machen Sie 
es doch!“ erklärte Andres in
der RBB-Sendung Kontraste.

-
plusminusBERLIN

A u s b i l d u n g s i n i t i a t i v e  d e s  D G B

Ausbildung statt Warteschleifen
____________ ____

Abstieg in die 
zweite Liga
Bei der Rente drohen drama-

tische Einbrüche – ein 

Konzept, wie sie armutsfest 

gestaltet werden kann, 

fehlt der Politik

____________ ____

Tarifverträge 
ohne Mitglieder
Auch nach dem BAG-Urteil 

bleibt die Christliche 

Gewerkschaft Metall eine 

ohnmächtige Organisation

____________ ____

Die Macht der 
(mittelmäßigen) Eliten
Der ehemalige Kanzlerbera-

ter Albrecht Müller über 

die verborgenen Netzwerke 

der Reformprotagonisten 

in Wirtschaft, Politik und 

Wissenschaft

Seite 7

Seite 5

Seite 3
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Nachfrage nach Ausbildungsplätzen und abgeschlossene
Ausbildungsverträge 2001 – 2005 (in Tausend)
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Quelle: DGB

Ausbildungsverträge

2000/01 2001/02 2003/04 2004/05

614,2

1) jeweils zum 30. September;
2) Jugendliche, die eine Berufsausbildung machen wollen, aber wegen
fehlendem Ausbildungsplatz zwischenzeitlich anderswo untergekommen
sind (Berufsvorbereitungsjahr, Praktikum, Studium, Bundeswehr etc.)

572,3
557,6

573,0
550,2

90,4 94,0
106,8

154,1 150,9
110,0109,5

71,8
70,669,9

20,5 23,4 35,0 44,6 40,9

2002/03

Jugendliche ohne Ausbildungsplatz
unvermittelte BewerberInnen1)

latente Nachfrage 2)

Ausbildungspakt gescheitert Der Ausbildungs-
platzmangel nimmt
immer dramatischere
Formen an: Während
die Zahl der Ausbil-
dungsverträge in
den vergangenen
fünf Jahren um über
60 000 gesunken ist,
hat sich die Zahl der
unvermittelten 
BewerberInnen ver-
doppelt, auf 40 900.
Nimmt man die jun-
gen Menschen hinzu,
die nach der Schule
eine Berufsausbil-
dung beginnen wol-
len, mangels Ausbil-
dungsplatz aber in
Nischen ausgewichen
sind, liegt die Zahl
der unversorgten 
Jugendlichen sogar
bei über 150 000.
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POLITIK AKTUELL
Noch nie war die Wahlbeteiligung bei Landtagswahlen so 

gering. In Rheinland-Pfalz machten nur 58,2 Prozent der 
Berechtigten von ihrem Wahlrecht Gebrauch (ein Minus von 
3,9 % gegenüber 2001), in Baden-Württemberg 53,4 Prozent 

(minus 9,2 %), in Sachsen-Anhalt 44,4 Prozent (minus 12 % gegenüber
2002). Die Veränderungen im Wahlverhalten der Gewerkschaftsmitglie-

der sind geringfügig. Während 2001 in Baden-Württemberg 44 Prozent
von ihnen für die SPD stimmten, waren es diesmal 41 Prozent 

(CDU: 2001 – 35 %, 2006 – 29 %). In Rheinland-Pfalz hat die SPD mit 
56 Prozent ihren Stimmenanteil bei den GewerkschafterInnen 

gegenüber der letzten Wahl (57 %) gehalten, die CDU hat mit 21 Prozent
gegenüber 2001 vier Prozentpunkte eingebüßt. In Sachsen-Anhalt 
hat die Linke/PDS mit 31 Prozent nun auch bei den Gewerkschafts-
mitgliedern die SPD (26 %) überholt (2002 – PDS: 26 %, SPD: 27 %).

Die WASG wählten in Baden-Württemberg 6 Prozent der 
GewerkschafterInnen, in Rheinland-Pfalz 5 Prozent.

Selten klafft das Wahlverhalten von Frauen und Männern
so auseinander wie bei den Gewerkschaftsmitgliedern in Baden-
Württemberg. Gerade mal 38 Prozent der Männer wählten die SPD,
dagegen votierten knapp 50 Prozent der Gewerkschafterinnen für die
SPD, die im Ländle mit der Spitzenkandidatin Ute Vogt antrat.
Auch der Stimmenanteil der Grünen ist bei ihnen mit 19 Prozent 
deutlich höher als bei ihren Kollegen (9 %). Weniger signifikant sind 
die geschlechtsspezifischen Unterschiede im Wahlverhalten bei den
Nichtmitgliedern. Während 26 Prozent der Frauen für die SPD 
stimmten, waren es nur 21 Prozent der Männer.

Stimmenanteile bei den Landtagswahlen vom 26. März 2006 (in Prozent)
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Quelle: Vorläufiges amtliches Endergebnis / Landeswahlleiter Baden-Württemberg

CDU SPD FDPGrüne WASG Republikaner andere
Alle

WählerInnen
Gewerkschafts-

mitglieder*

Baden-Württemberg

44,2 25,2 11,7 10,7 3,1 2,5
2,6

29 41 12 6 6 4 3

Quelle: Vorläufiges amtliches Endergebnis / Landeswahlleiter Rheinland-Pfalz

CDU SPD FDPGrüne WASG andere
Alle

WählerInnen
Gewerkschafts-

mitglieder*

Rheinland-Pfalz

32,8 45,6 4,6 8,0 2,5

21 56 5 5 5 9

Quelle: Vorläufiges amtliches Endergebnis / Landeswahlleiter Sachsen-Anhalt

CDU SPD FDPGrüne Die Linke DVU andere
Alle

WählerInnen
Gewerkschafts-

mitglieder*

Sachsen-Anhalt

36,2 21,4 3,6 6,7 24,1 3,0

28 26 3 5 31 5

5,0

6,5

* Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften auch z. B. Beamtenbund),
Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim; Zahlen gerundet

3

Differenziertes Bild bei GewerkschafterInnen

Stimmen von Gewerkschaftsmitgliedern und Nichtmitgliedern bei der
Landtagswahl in Baden-Württemberg nach Geschlecht (in Prozent)
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Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim; Zahlen gerundet

CDU SPD FDP Grüne WASG Republikaner andere

Männer
Mitglieder

Frauen

Nichtmitglieder

34 38 7 9 5 4 3

346 21 13 11 3 3

18 50 3 19 5 3

45 26 10 13 323

3

Männer

Frauen

Frauen wählen anders

➜

➜
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Rente armutsfest 
gestalten

Weil das Niveau der staatli-

chen Rente in den kommen-

den Jahren massiv sinken

wird, wird der armutsfeste

Umbau des Rentensystems

immer wichtiger. Auch Be-

schäftigte mit niedrigen Ein-

kommen müssen die Chance

haben, durch ihre Arbeit ein

Alterssicherungsniveau zu

erwerben, das oberhalb der

Armutsschwelle liegt. 

Sozialexperten wie Reinhold

Thiede, Leiter des Referats

für Entwicklungsfragen der

Sozialen Sicherheit bei der

Deutschen Rentenversiche-

rung, diskutieren deshalb

bereits seit längerem über

die Einführung von Gewich-

tungsfaktoren in der Renten-

versicherung. Thiede hält es

zum Beispiel für denkbar,

dass die individuellen Renten-

entgelte in den ersten zehn

Berufsjahren um 100 Prozent

aufgewertet werden. 

Die Grenze, ab der der er-

worbene Rentenanspruch

das Sozialhilfeniveau über-

steigt, würde dadurch für

Durchschnittsverdiener 

bereits nach 16 statt nach 

26 Jahren erreicht. Diskutiert

wird auch über die Einfüh-

rung flexibler Anwartschaf-

ten, mit deren Hilfe bestim-

mte Arbeitsjahre höher 

bewertet werden, und über

die Einführung eines Sockel-

rentenmodells. 

R e n t e n v e r s i c h e r u n g

Abstieg in die zweite Liga
Nach den Landtagswahlen in Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und
Sachsen-Anhalt beginnt die Zeit der Grausamkeiten. Nicht nur in der 
Gesundheitspolitik müssen sich die BürgerInnen auf zusätzliche Belas-
tungen einstellen, wie Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) inzwischen
in aller Offenheit angekündigt hat, sondern auch bei der Rente. 

niveau liegt. Rentenexperten wie
der Frankfurter Sozialökonom Diet-
her Döring warnen schon seit lan-
gem, Deutschland stehe bei der 
Altersicherung vor dem „Abstieg in
die zweite Liga“. Der von der Politik
unterstellte Normalrentner, der 45

Jahre lang sozialversicherungspflich-
tig arbeitet und dabei im Durchschnitt
aller ArbeitnehmerInnen verdient,
sei wirklichkeitsfremd. Realistisch
seien allenfalls 40 Versicherungs-
jahre. Wer heute 35 Jahre alt ist,
könne nur noch von einem Renten-
niveau von 34 Prozent des Durch-
schnittseinkommens ausgehen.

Der DGB warnt deshalb massiv
vor weiteren Eingriffen in das Ren-
tensystem. „Die gesetzliche Rente
muss auch in Zukunft bei Versicher-
ten, die ihr Leben lang gearbeitet
haben, wesentlich zur Sicherung
des Lebensstandards beitragen“,
fordert DGB-Vize Ursula Engelen-

Kefer. Zudem müsse die Rentenver-
sicherung als stärkste Säule der Al-
terssicherung armutsfest sein. Dazu
bedarf es nach Ansicht des DGB ei-
nes „stärkeren sozialen Ausgleichs
für Geringverdiener und für Arbeits-
lose“. „Nur wenn für Arbeitnehmer
mit langen Versicherungsbiografien
die gesetzliche Rente deutlich ober-
halb der Grundsicherung liegt, wird
die Politik die Menschen dazu moti-
vieren können, zusätzlich privat
vorzusorgen.“

Bestätigt sieht sich die stellver-
tretende DGB-Vorsitzende in ihrer
Forderung nach einer armutsfesten
Ausgestaltung des Rentensystems

durch Untersuchungen zu dessen
Akzeptanz. Sie hängt von drei Be-
dingungen ab: Erstens müssen die
Versicherten sicher gehen können,
dass die Summe ihrer Rentenzah-
lungen im Schnitt größer ist als die
Summe der eingezahlten Beiträge.
Zweitens müssen diejenigen, die
mehr in das Rentensystem einzah-
len als andere, auch mehr an Leis-
tung erhalten. Und schließlich muss
der Rentenanspruch, den der Ein-
zelne durch seine Beitragszah-
lungen erwirbt, höher sein als die
Leistung, die er auch ohne Renten-
zahlungen als Grundsicherung er-
halten würde. •

Die Menschen seien in Deutsch-
land im Alter „gut versorgt“, hatte
Bundesarbeitsminister Franz Münte-
fering (SPD) noch Anfang März bei
der Vorstellung des Rentenberichts
2005 der Bundesregierung erklärt,
„sie werden es auch in Zukunft
sein“. Die Fakten sprechen eine 
andere Sprache. Bis 2030 wird das
durchschnittliche Bruttorentenniveau
von 48,2 auf 39 Prozent des durch-
schnittlichen Arbeitnehmereinkom-
mens sinken. Zudem unterliegen
die Renten in Zukunft vollständig
der Steuerpflicht.

Dass Müntefering dennoch von
einer soliden Absicherung für das
Alter spricht, liegt an der verschlei-
ernden Darstellung des Rentenbe-
richts der Bundesregierung. Dort
werden die Einbrüche beim Niveau
der gesetzlichen Rente mit wach-
senden Ansprüchen der BürgerInnen
aus der betrieblichen und der priva-
ten Altersvorsorge verrechnet.Ob die
ArbeitnehmerInnen aber tatsäch-
lich, wie von der Bundesregierung
unterstellt, alle „riestern“, also vier
Prozent ihres Einkommens für die
Altersvorsorge auf die hohe Kante
legen, darf bezweifelt werden. Das
gilt ebenso für die Vermutung des
Arbeitsministers, dass die Einkom-
menszuwächse, die den BürgerInnen
in den kommenden Jahren durch
die schrittweise Steuerbefreiung
der Rentenbeiträge zufließen, zu
hundert Prozent zur privaten Alter-
vorsorge genutzt werden.

Vor allem für Geringverdiener
und für die wachsende Zahl der nur
sporadisch beschäftigten Menschen
rechnet sich die private Vorsorge
kaum. Sie werden sich auf ein Ren-
tenniveau einstellen müssen, das
auch nach jahrzehntelanger Arbeit
kaum über dem Grundsicherungs-

Renteneinkommen der heutigen Rentenbezieher (in Euro)
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Quelle: Rentenversicherungsbericht
2005 der Bundesregierung;
Stand: Juli 2004

Männer
Frauen

weniger als 150

150 – 300

300 – 450

450 – 600

600 – 750

750 – 900

900 – 1050

1050 – 1200

1200 – 1350

1350 – 1500

1500 – 1650

1650 – 1800

1800 – 1950

1950 – 2100

mehr als 2100

403 000
938 000

387 000
1 339 000

372 000

632 000

1 181 000

884 000
1 897 000

1 121 000
1 441 000

1 033 000
1 251 000

865 000
1 088 000

675 000
777 000

402 000
511 000
185 000

236 000
78 000
60 000

34 000
22 000
15 000
29 000
12 000

442 000
1 507 000

Vorsorge lohnt nicht immer Ein Viertel der 
heute 20 Millionen
RentnerInnen 
erhält eine Rente,
die unterhalb des
Grundsicherungs-
niveaus von 345 
Euro/Monat plus
Miete liegt. Zwei
Drittel davon sind
Frauen. Dass sich
angesichts der be-
reits beschlossenen
Rentenkürzungen
eine private Alters-
vorsorge für 
Geringverdiener
lohnt, um später
trotz Sparleistung
nicht unterhalb 
des Grundsiche-
rungsniveaus zu
rutschen, ist nicht
sicher gestellt.
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4. Potsdamer
Forum

Die öffentlichen Verwaltungen
sollen moderner, effizienter und wirt-
schaftlicher werden; ein Dauerthema
seit vielen Jahren.Beim 4. Potsdamer
Forum, das vom 30. bis 31. Mai
stattfindet, geht es um „Die pro-
duktive Verwaltung – Konzepte für
einen wettbewerbsfähigen öffentli-
chen Dienst“.Die Veranstaltung rich-
tet sich an Leitungskräfte in Bundes-,
Landes- und Kommunalverwaltun-
gen und wird von ver.di gemeinsam
mit der Bertelsmann-Stiftung sowie
der Hans-Böckler-Stiftung angebo-
ten. In den Vorträgen und Workshops
des Forums werden u.a. Themen

Schlagwort verbirgt. Fünf Tage lang,
vom 4. bis 8. September, haben die
TeilnehmerInnen die Gelegenheit,
sich mit den bestehenden Bedin-
gungen der Weltwirtschaft wie
auch mit Alternativkonzepten zu
befassen. Die Sommerakademie
wird von der Universität Kassel in
Kooperation mit der Friedrich-Ebert-
Stiftung sowie der Hans-Böckler-
Stiftung in der Evangelischen 
Akademie Hofgeismar veranstaltet.
Interessenten können sich bis zum
7. Juli unter  sommerakademie@
uni-kassel.de um die Teilnahme be-
werben; die Teilnahmegebühren
betragen 90 Euro inklusive Unter-
bringung, Verpflegung und Unter-
richtsmaterialien. •
scherrer@uni-kassel.de
gcaglar@uni-kassel.de

F a c h k o n g r e s s

„dieMit“

Erstmals findet im Herbst ein
Fachkongress mit Messe zum The-
ma Mitbestimmung statt. Vom 12.
bis zum 14. Oktober werden in 
Bremen Betriebs- und Personalräte,
Vertrauensleute und Frauenbeauf-
tragte Gelegenheit haben, sich 
ausgiebig zu informieren: über die
europäische Dimension der betrieb-
lichen Mitbestimmung ebenso wie
über die aktive Gleichstellungspoli-
tik von Betriebsräten, über die Ar-
beitsgestaltung in Pflegeberufen und
viele weitere Themen. Der Fachkon-
gress unter dem Kurztitel „dieMit“
wird von der Arbeitnehmerkammer
Bremen und ver.di-innotec veran-
staltet sowie vom DGB, von ver.di,
der IG Metall und der Hans-Böck-
ler-Stiftung aktiv begleitet. Die Ta-
geskarte kostet im Vorverkauf 87
Euro, die Dauerkarte 232 Euro. •
www.dieMit.de

G e s u n d h e i t s f ö r d e r u n g

Eingliederung
statt Entlassung

Das DGB-Bildungswerk veran-
staltet vom 25. bis 28. Juni im DGB-
Bildungszentrum Starnberger See
seinen 10. Workshop zur betriebli-
chen Gesundheitsförderung. Im Zen-
trum steht das Thema „Eingliederung
statt Entlassung – ein betriebliches
Eingliederungsmanagement aufbau-
en“. Der Workshop beschäftigt sich
mit hohen Belastungen am Arbeits-

platz, gesund-
heitlichen Pro-
blemen und ar-
beitsbedingten
Erkrankungen,
die häufig auch
zu Behinderun-
gen führen. Es
geht vor allem
darum, mit Prä-
vention, Rehabi-

litation und Eingliederung auf diese
Faktoren zu reagieren. •
www.dgb-bildungswerk.de

W e t t b e w e r b

Im Netz gegen
Rechts

Der Verein „Mach meinen Kum-
pel nicht an!“ hat einen Wettbe-

werb für Ma-
terialien ge-
gen Rechts
ausgeschrie-
ben. Der Trä-
gerverein der
„ G e l b e n
Hand“ sucht
Online-Ideen
gegen Rechts

und für Gleichberechtigung in der
Arbeitswelt. Die Gelbe Hand mit
dem Aufdruck „Mach meinen Kum-
pel nicht an!“ war 1985 von der
Gewerkschaftsjugend und dem
DGB-Jugendmagazin ‘ran ins Le-
ben gerufen worden. Die Wettbe-
werbsbeiträge sollen Berufsschul-
klassen und Ausbildungsbetriebe 
ermuntern, gegen Rechts aktiv zu
werden. Es winken Sach- und 
Geldpreise im Wert von bis zu 1000
Euro.

Der Verein hat zwei Broschüren
herausgegeben, die gedruckt oder
als Internet-Download Hilfestellung
für Interessierte geben. Die Bro-

wie betriebswirtschaftliche Steue-
rungsinstrumente, Mitarbeiterfüh-
rung und Deregulierung als Chance
behandelt. Veranstaltungsort ist
das Seminaris Seehotel in Potsdam;
die Teilnahmegebühr beträgt für
ver.di-Mitglieder 170 Euro, für
Nichtmitglieder 220 Euro. •
www.verdi.de/potsdamer-forum

S o m m e r a k a d e m i e

Wirtschaft 
kompakt

Der Begriff Globalisierung ist
längst zur Chiffre für die ökonomi-
schen Übel der Welt geworden. Bei
der diesjährigen Kasseler Sommer-
akademie soll genauer untersucht
werden, was sich hinter diesem

schüre „Hilfestellung bei der Ent-
wicklung von Online-Materialien
im Rahmen des Wettbewerbs ‚Im
Netz gegen Rechts’“ bietet all-
gemeine Hinweise für Projekte an
Berufsschulen und Betrieben und
gibt Anregungen für deren mediale
Umsetzung.

„Im Netz gegen Rechts – Ar-
beitswelt aktiv – Beispiele aus der
Praxis“ stellt die Projekte vor, die
beim Wettbewerb 2005 ausgezeich-
net wurden. Dokumentiert werden
eine Vielzahl unterschiedlicher Ma-
terialien wie Broschüren, Plakate
und vor allem Webseiten. •
www.gelbehand.de

PROJEKTE UND PARTNER

sche Verbraucher für das Thema
sensibilisieren. Kolumbien ist nach
den Niederlanden der zweitgrößte
Blumenexporteur weltweit. Veran-
staltungstermine und Infos:
www.nord-sued-netz.de

••• Der DGB Bezirk Berlin-
Brandenburg und die DGB-
Region Bremen-Bremerhaven
öffnen ihre Gewerkschaftshäuser
im April und Mai für Kunstaus-
stellungen. Im Berliner DGB-

Haus an der Keithstraße sind vom
25. April bis zum 16. Mai Bilder,
Skulpturen und Videoinstallationen
der drei KünstlerInnen Mira Berg-
müller, Gabriel Heimler und Leila
Pazooki zu sehen. Der DGB Bremen
zeigt vom 1. bis zum 28. April im
Gewerkschaftshaus am Bahnhofs-
platz „Stadtbilder“ des Malers
Alexander Brandmeyer aus Havan-
na, Murmansk, Neapel und Bre-
men. Der Eintritt ist bei beiden Aus-
stellungen frei.

••• Auf Einladung des Nord-Süd-
Netzes des DGB Bildungswerks
machen vier Vertreterinnen der 
kolumbianischen Blumenarbeiter-
gewerkschaft „Untraflores“ vom
25. April bis zum 5. Mai eine 
Informationsreise durch acht
deutsche Städte. Die Gewerkschaf-
terinnen wollen auf Veranstaltun-
gen von den „ausbeuterischen 
Arbeitsverhältnissen“ für weibliche
Beschäftigte auf Kolumbiens Blu-
menplantagen berichten und deut-

interregio
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Tarifverträge ohne Mitglieder

Ob eine Organisation eine Ge-
werkschaft ist, hängt nach Ansicht
der BAG-Richter nur davon ab, ob
sie Tarifverträge abschließt, und
nicht von ihrer Tarifmächtigkeit, al-
so der Fähigkeit, die Interessen der
Beschäftigten notfalls auch in ei-
nem Konflikt mit den Arbeitgebern
durchsetzen zu können. Zwar seien
höchstens zwei Prozent der Be-
schäftigten in der Metall- und Elek-
troindustrie und im Metallhand-
werk in der CGM organisiert, aber
die CGM habe durch den Abschluss
von 3000 Anschlusstarifverträgen –
gemeint sind damit Übernahmen
von zuvor von der IG Metall ausge-
handelten Tarifverträgen – sowie
500 eigenständigen Tarifverträgen
„hinreichend unter Beweis gestellt,
dass sie von der Arbeitgeberseite
ernst genommen wird“.

Dass die CGM in ihren Tarifver-
trägen häufig lediglich Arbeitgeber-
forderungen als Tarifstandard fest-
schreibt, ließ das Gericht außen vor.
Für die Annahme, es handele sich
um Gefälligkeitsvereinbarungen,
gebe es „keine Anhaltspunkte“.
Auch der Umstand, „dass die CGM
möglicherweise nicht überall in den
von ihr regional und fachlich bean-
spruchten Zuständigkeitsbereichen
durchsetzungsmächtig ist“, stehe
ihrer Tariffähigkeit nicht entgegen.

Vorausgegangen war der Ent-
scheidung, die die bisherige Recht-
sprechung des BAG auf den Kopf
stellt, ein mehrjähriger Rechtsstreit.
Um die Einführung von Dumping-
löhnen durch Gefälligkeitstarifverträ-
ge für die Arbeitgeber zu verhindern,
hatte die IG Metall die Tariffähigkeit
der CGM mit juristischen Mitteln in
Frage gestellt. Anlass waren meh-
rere von der CGM abgeschlossene
Tarifverträge für Betriebe, in denen

die CGM zum Teil überhaupt nicht
vertreten ist, wie zum Beispiel beim
Kabelhersteller Nexans. Dessen Ge-
schäftsführung hatte versucht, die
im Vergleich zum IG Metall-Tarif
schlechteren Arbeitsbedingungen
des CGM-Vertrags auch gegenüber
IG Metall-Mitgliedern durchzuset-
zen, war aber an deren Widerstand
gescheitert (einblick 20/2005). In
anderen Tarifgebieten, in denen die
IG Metall weniger stark aufgestellt
ist, wie zum Beispiel im Handwerk
in Ostdeutschland, ist es den Arbeit-

Können Gewerkschaften auch Tarifverträge für Bereiche abschließen, 
in denen sie keine Mitglieder haben? In einem Ende März ergangenen
Grundsatzurteil zur Tariffähigkeit der Christlichen Gewerkschaft 
Metall (CGM) hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) diese Möglichkeit 
zumindest nicht ausgeschlossen.

gebern allerdings gelungen, den
niedrigeren CGM-Standard über
einzelvetragliche Vereinbarungen
zum Teil auch auf die IG Metall-Mit-
glieder zu übertragen.

Für die IG Metall ist die CGM
keine Gewerkschaft, sondern der
verlängerte Arm der Arbeitgeber.
Was das für die Beschäftigten heißt,
hat die IG Metall bereits im vergan-
genen Jahr in einer Broschüre unter
dem Titel „Sie können nur billig.
Christliche Gewerkschaften und wie
sie Arbeitnehmerinteressen verkau-
fen“ dokumentiert. Durch das Urteil
ändere sich für die IG Metall-Mit-
glieder nichts, weil die Wirksamkeit
der von der IG Metall vereinbarten
Tarifverträge nicht eingeschränkt
werde, betont die IG Metall in einer
ersten Stellungnahme. Die CGM
bleibe auch nach dem Urteil „eine
ohnmächtige Organisation“, die
nicht in der Lage ist, „eigene tarif-
politische Vorstellungen ernsthaft
mit den Arbeitgebern zu verhandeln
und durchzusetzen“.

Ableger des CGB gibt es auch
im Organisationsbereich anderer
DGB-Gewerkschaften, zum Teil sind
die Namen sogar unmittelbar der
entsprechenden DGB-Gewerkschaft
entlehnt, wie bei der Gewerkschaft
Öffentlicher Dienst und Dienstleis-
tungen oder der Christlichen Ge-
werkschaft, Bergbau, Chemie, Ener-
gie.Allerdings ist die Mitgliederzahl
des CGB gering, verbunden mit ei-
ner noch geringeren Tarifmächtig-
keit. Trotzdem hat der CGB in den
vergangenen Jahren in Randberei-
chen zum Teil einzelne Tarifverträge
abgeschlossen, zum Beispiel in klei-
neren Chemiefirmen.

Nach dem BAG-Urteil wollen
die DGB-Gewerkschaften die Aus-
einandersetzung mit dem CGB auf
der politischen Ebene führen. Das
wichtigste Argument:Arbeitnehme-
rInnen, die die christlichen Gewerk-
schaften unterstützen, schaden sich
selbst, weil sie der Einführung nied-
rigerer Löhne Tür und Tor öffnen. •

Keine Konkurrenz,
aber ein Ärgernis

Für den DGB sind die christli-

chen Gewerkschaften keine

Konkurrenz, sondern „ein

Ärgernis“, weil ihre Abkom-

men „das wirkliche Tarif-

geschäft erschweren“, so 

IG Metall-Vorstand Wolfgang

Rhode. Laut DGB-Vorstand

Dietmar Hexel haben sie sich

in Tarifverhandlungen bis-

lang als „Unterbietungsver-

ein“ präsentiert, „nicht als

echte Gewerkschaft“. 

Anders ist das bei den be-

rufsständischen Fachgewerk-

schaften, die keinem Dach-

verband angehören und vor

allem die Interessen besser

bezahlter Arbeitnehmer-

gruppen vertreten, wie zum

Beispiel die Pilotenvereini-

gung Cockpit oder die Ärzte-

organisation Marburger

Bund. Sie versuchen zum

Teil, ihre Tarifforderungen

auch zu Lasten anderer 

Beschäftigter durchzusetzen

und stehen damit in direkter

Konkurrenz zum DGB.

Hinzu kommen die Mitglieds-

organisationen der dbb tarif-

union. Bei der Mitglieder-

gewinnung stehen sie eben-

falls in Konkurrenz zu den

DGB-Gewerkschaften, vor 

allem im Bildungssektor, bei

der öffentlichen Verwaltung,

der Bahn und der Polizei. 

In der Tarifpolitik haben sich

in den vergangenen Jahren

allerdings zwischen DGB und

Beamtenbund neue Formen

der Zusammenarbeit ent-

wickelt – damit aus der Kon-

kurrenz um Mitglieder kein

Wettbewerb um niedrige

Löhne wird.

16 Organisationen sind im arbeit-
geberfreundlichen Christlichen 
Gewerkschaftsbund Deutschland
(CGB) zusammengeschlossen, vom
Arbeitnehmerverband deutscher
Milchkontroll- und Tierzucht-
bediensteter bis zum Verband 
Deutscher Techniker. Der größte 
Teil von ihnen hat nur wenige Mit-
glieder und verfügt kaum über 
eigenes Personal. Ihnen fehlen die
Voraussetzungen, um die Interessen
der Beschäftigten in Tarifauseinan-
dersetzungen durchzusetzen.

Mitglieder des Christlichen Gewerk-
schaftsbund Deutschland (CGB)
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Quelle: DGB

102 000 Christliche
Gewerkschaft Metall

76 000

23 000
14 000
10 000

73 000

298 000

Deutscher Handels-
und Industrieangestellten-
Verband

Christliche Gewerkschaft
Bergbau, Chemie, Energie

Christliche Gewerkschaft
Postservice und
Telekommunikation

Verein katholischer
deutscher Lehrerinnen

übrige CGB-Gewerkschaften

gesamt

Nicht tarifmächtig
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Der DGB-Vorsitzende Michael Som-
mer wird auf der zentralen Mai-
Kundgebung des DGB in Wolfsburg
reden, DGB-Vize Ursula Engelen-
Kefer spricht in Essen. Die Vorsitzen-
den der Einzelgewerkschaften reden
in München (Jürgen Peters, IG Me-
tall), Berlin (Frank Bsirske, ver.di),
Regensburg (Klaus Wiesehügel,
IG BAU), Würzburg (Franz-Josef
Möllenberg, NGG), Frankfurt am
Main (Norbert Hansen,TRANSNET),
Stuttgart (Ulrich Thöne, GEW) so-
wie in Osnabrück und Ibbenbüren
(Hubertus Schmoldt, IG BCE). •

L a b o u r N e t

Schaden kaum 
gut zu machen

Die Bochumer Staatsanwalt-
schaft hat ihre Ermittlungsverfah-
ren gegen das gewerkschaftsnahe
Internetportal LabourNet (einblick
2/06) offiziell eingestellt. Im Ge-
folge nächtlicher Durchsuchungen
hatte die Staatsanwaltschaft ohne
Rücksicht auf Pressefreiheit und 
Arbeitsmöglichkeiten der Redaktion
im Januar technische Geräte und
alle verfügbaren Datenträger be-
schlagnahmt. Die verantwortliche
Redakteurin Mag Wompel, die von
der Durchsuchung in ihrem Urlaub
überrascht wurde, hatte gegen die
Hausdurchsuchung und Beschlag-
nahme Beschwerde eingelegt. Das
Landgericht Bochum gab ihr Recht
und stellte fest: „Die Beschuldigte
ist durch den Beschluss und dessen

wie auch bei DGB und Gewerkschaf-
ten vor Ort suchen immer mehr Be-
schäftigte Unterstützung, weil sie
einen Betriebsrat gründen wollen.
Etwa in Bremen – angeregt durch
die Lektüre der ersten Ausgabe von
punktB, der Aktionszeitung zur Kam-
pagne, wird es dort bald eine Neu-
gründung in einer Bäckerei geben.

Anfang April ist die zweite Aus-
gabe von punktB mit einer Bundes-
ausgabe und neun Regionalaus-
gaben erschienen. In der Zeitung
berichten nicht nur zahlreiche Be-
triebsräte über ihre Arbeit, sondern
auch Arbeitgebervertreter erklären,
weshalb durch Mitbestimmung
auch Unternehmen nur gewinnen
können. •
Alle Ausgaben von punktB zum Download: 
www.einblick.dgb.de

Vollzug möglicherweise in ihrem
Grundrecht aus Artikel 5 GG, mit Si-
cherheit aber in ihren Grundrechten
aus Art. 2, GG verletzt worden.“ 

Die Angriffe der Justiz auf die
Arbeitsmöglichkeiten von Labour-
Net führten zu einer Vielzahl über-
regionaler und internationaler Pro-
teste. So stellte das Komitee für
Grundrechte und Demokratie unter
anderem fest:„Aufgrund eines vagen
Verdachts gegen Journalisten berufs-

schädigend vorzugehen, verstößt
gegen mehrere Grundrechte: das
Grundrecht auf Meinungs-, Informa-
tions- und Pressefreiheit (Art. 5 GG)
an erster Stelle. Das maßlose Vor-
gehen (…) ohne einen annähernd
geprüften und fundierten Verdacht
ist skandalös.“ LabourNet lässt nun
prüfen, in welchem Umfang die Jus-
tiz schadensersatzpflichtig ist. •
http://www.labournet.de/ueberuns/
beschlagnahme/index.html

Am 1. April hat die einblick-Redaktion personelle Unterstützung 
erhalten: Timm Schneider, 25, ist der erste Redaktionsvolontär in

der Geschichte des einblick-Verlags. Den einblick-
LeserInnen sind die Meldungen von Timm Schnei-
der, der gerade sein Studium in Geschichte, Polito-
logie und Medienwissenschaften an der Univer-
sität Düsseldorf abgeschlossen hat, nicht unbe-
kannt: Er gehört bereits seit 1999 als freier Mitar-
beiter zum einblick-Team.

ineigenerSache

Anlässlich der aktuel-
len Debatte um Ge-
walt an Hauptschulen

hat die GEW ein Sieben-
Punkte-Programm vorge-
legt. Darin fordert die Ge-
werkschaft eine Abkehr
vom dreigliedrigen Schul-
system und eine spezielle
„interkulturelle Ausbil-
dung“ für alle LehrerInnen
und PädagogInnen.

Die IG BCE und der 
Bundesarbeitgeber-
verband Chemie 

(BAVC) fordern von der Bun-
desregierung bessere Rah-
menbedingungen für die 
tarifliche Altersvorsorge.
Erworbene Guthaben 
müssten bei einem Betriebs-
wechsel problemloser über-
tragen werden können.

Die GdP fordert, Mit-
arbeiterInnen des 
Zolls in die Sicher-

heitsplanungen zur Fußball-
WM einzubeziehen. Der Zoll
könne vermehrt Grenzkon-
trollen übernehmen, damit
Einsatzkräfte der Bundes-
polizei während der WM 
für andere Aufgaben frei
würden. Diese Lösung sei
im Gegensatz zum diskutier-
ten Bundeswehreinsatz 
verfassungskonform.

TRANSNET will mit 
einer Kampagne 
auf die Gefahren 

einer Trennung des DB-Kon-
zerns vom Schienennetz
aufmerksam machen. Da-
durch seien zehntausende
Arbeitsplätze in Gefahr. 
Unter dem Motto „Schütze
deine Bahn“ soll deshalb
die bislang „technisch 
geführte Diskussion in die
Herzen der Menschen“ 
getragen werden.

kurz&bündig B e t r i e b s r a t s w a h l e n  2 0 0 6  

Erste Erfolge
Vor allem in mittleren und

großen Betrieben sei die Wahlbetei-
ligung hoch, meldete die Arbeits-
kammer Saarland drei Wochen nach
Beginn der regulären Betriebsrats-
wahlen 2006. So beteiligten sich
etwa bei Saarstahl in Burbach 98
Prozent der Belegschaft an der Wahl.
Anfang April ist es noch zu früh, ver-
lässliche Trendaussagen zu machen.

Erste Ergebnisse aus der Metall-
oder Chemiebranche zeigen aber,
dass die Gewerkschaftslisten in vie-
len Betrieben Erfolge verbuchen
können – ganz im Sinne der Be-
triebsratswahlkampagne von DGB
und Gewerkschaften. Ihr Ziel ist es,
die Wahlbeteiligung zu erhöhen,
den Anteil der gewerkschaftlich 
Aktiven in den Gremien zu steigern
und neue Betriebsräte zu gründen.

Auch Letzteres scheint aufzuge-
hen. Bei der Hotline zur Kampagne

1 . M a i

Würde als
Maßstab

Die DGB-Kundgebungen zum
1. Mai stehen in diesem Jahr unter
dem Motto „Deine Würde ist unser
Maßstab“. Im Aufruf des DGB zum
„Tag der Arbeit“ setzen sich die Ge-
werkschaften für Chancengleichheit
in Gesellschaft und Arbeitswelt ein.
Der Sozialstaat dürfe „zunehmen-
de würdelose Arbeits- und Lebens-
bedingungen“ nicht hinnehmen.
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MEINUNG
NachDenkSeiten

Die neoliberale Bewegung

beherrscht inzwischen weite

Teile der Medien, meint

Buchautor und Ex-Kanzlerbe-

rater Albrecht Müller (SPD).

Alternative Argumente, et-

wa von ArbeitnehmerInnen

und Gewerkschaften, fänden

deshalb immer seltener 

Eingang in die öffentliche

Meinung und damit auch in

den politischen Entschei-

dungsprozess. Um kritischen

Thesen zum neoliberalen 

Mainstream wieder ein 

breiteres Forum zu öffnen,

betreibt Müller seit zweiein-

halb Jahren „NachDenkSei-

ten – die kritische Home-

page“. Gemeinsam mit 

Wolfgang Lieb, von 1979 bis

1982 Mitarbeiter Müllers im

Bundeskanzleramt, will er

auf der Webseite Informa-

tionen und Analysen für

Menschen bündeln, die an

den üblichen Argumenten

„der öffentlichen Meinungs-

macher zweifeln und gegen

die gängigen Parolen 

Einspruch anmelden.“

www.NachDenkSeiten.de

Das Exposé zu „Machtwahn“ habe ich am 15.
August letzten Jahres formuliert. Die wichtigste dort
formulierte Vermutung ist leider immer noch aktuell.
Vielleicht, so denke ich, leiden wir nicht unter Reform-
stau, Sozialstaat, angeblich zu hohen Löhnen und 
Gewerkschaften, vielleicht liegt unsere Misere daran,
dass wir besonders schlechte Eliten haben, dass
sich bei uns das Mittelmaß durchgesetzt
hat, sich gegenseitig stützt und zur Erhaltung der ge-
wonnenen Macht auf Gleichschaltung der Analysen
und Therapien drängt? Der Fisch stinkt vom Kopf her.

Unsere Eliten sind unfähig zu einer pragmati-
schen Makropolitik, sie begreifen nicht, dass es jetzt
vor allem darauf ankäme, die Binnennachfrage und
damit die Konjunktur anzuschieben. Doch auch
diese Bundesregierung hat nichts begriffen.
Für dieses Jahr ist ein reales Wachstum von 1,4 Pro-
zent vorgesehen. Selbst wenn es zwei Prozent oder
ein bisschen mehr werden sollten, mit einem solch
lächerlichen Wachstum kommt unsere Volkswirt-
schaft nie aus dem Loch heraus. Und dann wird das
zarte Pflänzchen im nächsten Jahr mit einer dreipro-
zentigen Mehrwertsteuererhöhung tot getrampelt.

Ich skizziere in „Machtwahn“, wie andere Län-
der, wie Schweden, Großbritannien und die USA in
den 90er Jahren mit mehrmaligen Wachstumsraten
von um die vier Prozent ihre Stagnation überwunden
haben. Das Wissen um die richtige Makro-
politik ist in Deutschland verloren gegan-
gen. Ich nenne das Regression und beschreibe eine
Reihe weiterer Symptome für den Rückfall auf ein
früher schon einmal erreichtes Niveau der Erkenntnis.
Das fängt damit an, dass die herrschenden Kreise die
weit reichenden Folgen ihres Tuns nicht mehr beden-
ken: zum Beispiel die psychischen Folgen langer Ar-
beitslosigkeit, zum Beispiel die Folgen der Kommer-
zialisierung aller Lebensbereiche für den Bildungsstand
und die Gewaltbereitschaft. Sie haben unsere
Gesellschaft gespalten, sie haben die Vertei-
lung der Einkommen mächtig auseinander gezogen,
sie verlangen Zurückhaltung der Gewerkschaften bei
Lohnverhandlungen und erhöhen sich gleichzeitig
ihre Vorstandsbezüge um zweistellige Prozente. Löh-

ne sind ein Kostenfaktor und zugleich ein wichtiges
Element gesamtwirtschaftlicher Nachfrage – selbst
solche einfachen Zusammenhänge erkennen unsere
ideologisch geprägten Eliten nicht mehr.

Unser Eliten sind Mittelmaß in der Sache aber
Spitze in der Kunst der Verführung. Das Netz ihrer
Propaganda ist perfekt. Unsere Eliten schaffen
es, unserem Volk einzureden, die Finanzierungspro-
bleme unserer sozialen Sicherungssysteme folgten
aus der demographischen Entwicklung. Dabei
ist klar, dass die miserable wirtschaftliche Ent-
wicklung, die Anlastung versicherungsfremder
Leistungen und die Subvention von Minijobs 
zulasten der sozialversicherungspflichtigen Ver-
träge die eigentlichen Ursachen sind.

Ich skizziere in meinem Buch das Netzwerk,
dem die neoliberalen Eliten ihre Macht zu ver-
danken haben. Das Netzwerk haben sie gut ge-
strickt, engmaschig, mit zwei Knotenpunkten: der 
Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft und der Ber-
telsmann-Stiftung. Das reicht weit hinein in Institu-
tionen, die wir bisher für einigermaßen unabhängig
hielten – die Wissenschaft, den öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk, die SPD und die Grünen, Union und
FDP sowieso. Über dieses Netzwerk lässt sich
quasi alles verbreiten. Wir haben es im März
erlebt, als eine wahrlich einfältige Studie eines so
genannten Berlin-Instituts mit der Behauptung, wir
hätten die niedrigste Geburtenrate und noch nie 
eine so niedrige gehabt, in nahezu allen Medien
kommuniziert wurde. Das ist die Unwahrheit – aber
das stört offenbar keinen Journalisten mehr. Sie fra-
gen nicht einmal, wer eine solche Studie bezahlt. Im
konkreten Fall unter anderem das Krankenversiche-
rungsunternehmen DKV.

Ich nenne Korruption Korruption. Sie hat heute
neue Dimensionen erreicht:Wir verscherbeln öffent-
liches Eigentum, damit ein Klüngel von Interessenten
daran verdient. Das Ergebnis ist nicht ausschlag-
gebend. Am Vorgang wird verdient. Die größte 
Korruption, deren Zeuge wir heute sind, gilt der 
Zerstörung unserer sozialen Sicherungs-
systeme, vor allem der gesetzlichen Rente. Das ist
ein Milliardengeschäft. 15 Milliarden gewinnt die
private Versicherungswirtschaft an Umsatz, wenn
der gesetzlichen Rentenversicherung zehn Prozent
der Beiträge weggenommen werden. Dafür lässt
sich locker der einflussreiche Teil der Wirtschaftswis-
senschaft wegkaufen. •
Machtwahn. Wie eine mittelmäßige Führungselite uns 
zugrunde richtet. Droemer, 365 Seiten, 19,90 Euro

Die Eliten aus Wirtschaft und Politik, Wissenschaft
und Publizistik haben uns unablässig eingeredet,
das Land stehe vor dem Ruin. Albrecht Müller, 
Ex-Berater von Willy Brandt und Helmut Schmidt
und Autor des Bestsellers „Reformlüge“, nimmt 
in seinem neuen Buch „Machtwahn“ die 
Führungselite ins Visir. 

R e f o r m d e b a t t e

Über die (mittelmäßigen) Eliten

Albrecht Müller, 68,
war von 1973 bis 1982
Leiter der Planungs-
abteilung im Bundes-
kanzleramt, 1987 
zog er in den 
Bundestag ein.
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DGB Goslar, Dis-
kussion „Die Zukunft unserer Kom-
munen: Rettung durch Verkauf?“,
Goslar

DGB Baden-Würt-
temberg, Ostermarsch 2006, Ulm

Hans-Böck le r-
Stiftung, Fachtagung „Anreiz-
regulierung für Beschäftigte und
Netzinvestitionen“ im Strom- und
Gassektor, Bonn

IG Metall-Senio-
ren Mittelhessen, Diskussion
„Große Koalition – Was bringt die
Zukunft?“, Gießen

ver.di-Jugend, Ju-
gendbildungsforum, Gladenbach

UNESCO-Welttag
des Urheberrechts

23.4.

21.-23.4.

19.4.

18.4.

15.4.

10.4. GdP, Bundesseni-
orenkonferenz „Lust auf Leben –
auch im Alter“, Dresden

23.-25.4.
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DIES&DAS

••• Giovanni Pollice, 51, Leiter
der Abteilung Arbeitnehmer/Migra-
tion der IG Bergbau,Chemie, Energie
und bei den italienischen Parla-
mentswahlen Kandidat des Unions-
bündnisses des früheren EU-Kom-
missionspräsidenten Romano Prodi
für den Wahlkreis Europa, ist am
29. März zum stellvertretenden Vor-
sitzenden des Interkulturellen Rats
in Deutschland gewählt worden.

personalien

Buch: Thomas Hanke, Der
neue deutsche Kapitalis-
mus. Republik im Wandel,
Campus Verlag, Frank-
furt/M. 2006, 230 Seiten,
19,90 Euro

Deutschland ist kein Land der Re-
volutionen.Trotzdem hat sich das
Land in den vergangenen zehn
Jahren so umfassend gewandelt
wie kaum zuvor. Die Deutschland
AG mit ihrer wechselseitigen Ver-
flechtung ganzer Industriezweige
und der zentralen Machtstellung
der Banken als Anteilseigner und
Kreditgeber hat sich aufgelöst
und mit ihr der deutsche Korpora-
tismus. „Der Konsens“, schreibt
der Journalist Thomas Hanke, Lei-

ter des Meinungsressorts beim
Handelsblatt, „ist nicht mehr das
Maß aller Dinge“. Auch die Ar-
beitnehmerInnen bekämen den
Wandel zu spüren. Die Gewerk-
schaften seien in der Defensive,
Arbeitszeitverkürzungen würden
zurückgedreht, Tarifbestimmun-
gen außer Kraft gesetzt.
Wohin die Reise geht, sei dennoch
nicht entschieden. Der These,
dass sich auch in Kontinentaleu-
ropa das angelsächsische Modell
eines reinen Shareholder-Value-
Kapitalismus durchsetzen wird,
hält er das Modell eines sich mo-
dernisierenden rheinischen Kapi-
talismus entgegen. Dessen Um-
risse freilich müssten sich erst
noch entwickeln.

Tipp
.

Schlusspunkt●

Der Bonner Rechtswissenschaftler Gregor Thüsing in der Frankfurter All-
gemeinen Zeitung vom 1. April über seinen Vorschlag, die Arbeitslosigkeit
in wirtschaftlich schwierigen Zeiten durch die Einschränkung des Kündi-
gungsschutzes zu bekämpfen. Nach der Krise könne der Kündigungs-
schutz wieder ausgebaut werden.

„Atmender Kündigungsschutz“

GERING QUALIFIZIERTE: In Deutschland oft ohne Job
Nur in den drei ost- und mitteleuro-
päischen Ländern Slowakei, Polen und
Tschechien haben gering Qualifizierte
in der EU eine noch geringere Chance
auf einen Arbeitsplatz als in Deutsch-
land. Der Vergleich widerlegt das 
Argument, gesetzliche Mindestlöhne
seien ein „Jobkiller“ für Menschen 
mit niedrigeren Bildungsabschlüssen:
Die höchsten Beschäftigungsquoten
haben die Niederlande, Irland und
Großbritannien – alles Länder mit 
einem Mindestlohn ab sieben Euro 
pro Stunde. * 25- bis 59-Jährige, bis einschließlich abgeschlossener Sekundarstufe I Quelle: Eurostat ©
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„2005 haben die Menschen ei-
ne sozial gerechte Reformpolitik
gewählt. Die Politik muss aufpas-
sen, sie jetzt nicht zu enttäuschen.“
Das ist für den DGB-Vorsitzenden
Michael Sommer die zentrale Bot-
schaft am 1. Mai.Vier Themen wol-
len die Gewerkschaften auf ihren
Kundgebungen in den Vordergrund
stellen: 1. Die Forderung nach einer
Gesundheitsreform, die alle Men-
schen am medizinischen Fortschritt
teilhaben lässt und gleichzeitig die
Kosten des Gesundheitssystems ge-
recht verteilt. 2. Die Einführung eines
gesetzlichen Mindestlohns,der jedem
ein Erwerbseinkommen ermöglicht,
mit dem er seinen Lebensunterhalt
selbst verdienen kann. 3. Einen Ver-
zicht der großen Koalition auf die
bereits angekündigte Anhebung
des Renteneintrittsalters auf 67
Jahre, weil die Rente mit 67 für die
meisten Menschen nichts anderes
als eine verkappte Rentenkürzung
ist. 4. Keine weiteren Einschränkun-
gen des Kündigungsschutzes, weil
neue Jobs auf diesem Weg nicht zu
schaffen sind.

Vor allem beim Kündigungs-
schutz und bei der Rente mit 67 ha-
ben es die Gewerkschaften bislang

schwer, sich bei der großen Koali-
tion Gehör zu verschaffen, auch
wenn die Fakten für sie sprechen:
Zwar ist in Deutschland in den ver-
gangenen acht Jahren das durch-
schnittliche Renteneintrittsalter um
zwölf Monate gestiegen (auf 63,1
Jahre) – auch auf Grund der Ein-
führung von Abschlägen bei vorzei-
tigem Renteneintritt –,aber nach wie
vor gibt es kaum Jobs für Ältere. Nur
41 Prozent der 55- bis 64-Jährigen
haben in Deutschland Arbeit, bei
Frauen mit geringer Qualifikation

gilt das sogar nur für 24 Prozent.
Allein um das EU-Ziel zu erreichen,
die Beschäftigungsquote der ab
55-Jährigen bis 2010 auf mindes-
tens 50 Prozent zu erhöhen, müss-
ten nach Berechnungen des Insti-
tuts Arbeit und Technik (IAT) in 
den kommenden vier Jahren in
Deutschland 800 000 Ältere mehr
beschäftigt werden als heute. DGB-
Vize Ursula Engelen-Kefer drängt
die Bundesregierung deshalb seit
langem, statt willkürlich die Ren-
tengrenze heraufzusetzen, die Be-
schäftigungschancen Älterer zu ver-
bessern.

Auch beim Kündigungsschutz,
den vor allem die Union einschrän-
ken will, hat die Koalition wenig
Fakten auf ihrer Seite. Den Beweis,
dass Eingriffe beim Kündigungs-
schutz neue Arbeitsplätze schaffen,
ist sie bislang schuldig geblieben.
Auch in der Bevölkerung gibt es
massive Vorbehalte. In Frankreich
ist die konservative Regierung we-
gen vergleichbarer Pläne schwer
ins Trudeln geraten (Seite 2). •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.dgb.de/brennpunkte
Das neue Internet-Angebot

des DGB zu aktuellen 
Themen

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Reife ist eine Frage des 

Förderns. Eckpunkte des
DGB zur Ausbildungsreife

8/06gewerkschaftlicher Info-Service vom 24.04.2006

Winfried Hermann,
verkehrspolitischer 

Sprecher der Grünen, fordert,
dass die Bundesregierung Treib-
hausgasemissionen, die durch
Dienstflüge verursacht werden,
durch die Förderung von Klima-
schutzprojekten ausgleicht.
Ähnliche Regelungen gibt es
bereits in Großbritannien.

+ Verbraucherminister 
Horst Seehofer (CSU)

hat eine EU-Richtlinie zum
Verbot von Tabakwerbung 
in Print- und Online-Medien
noch nicht umgesetzt. Die 
EU-Kommission erwägt jetzt
eine Klage: In allen anderen
EU-Ländern ist das Verbot
längst geltendes Recht.

-
plusminusBERLIN
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Deine Würde ist unser Maß
____________ ____

Kopfpauschale durch 
die Hintertür
Unterhändler der großen 

Koalition reden gerne vom 

„dritten Weg“. Der von ihnen 

angepeilte Komplett-Umbau 

des Gesundheitswesens zeigt 

massive Mängel

____________ ____

Preis der Arbeit
Ab sofort können die einblick-

LeserInnen Unternehmen 

nominieren, die ihrer gesell-

schaftlichen Verantwortung 

besonders gerecht werden

____________ ____

Ein Quantensprung
Der neue Familienbericht der 

Bundesregierung empfiehlt 

einen radikalen Wandel der 

Familienpolitik

Seite 7
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Beschäftigungsquoten von 55- bis 64-Jährigen im Vergleich zu den
45- bis 54-Jährigen (2004, in Prozent)
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Quelle: Institut Arbeit und Technik (IAT)

84,2

Qualifikation
Frauen Männer

hoch mittel niedrig hoch mittel niedrig

72,1

54,9

91,3
80,8

65,2

50,7

33,8
23,7

61,4

46,0
35,5

45- bis 54-Jährige
55- bis 64-Jährige

Niedrig Qualifizierte fallen raus

Die Gewerkschaften wehren sich massiv gegen die geplante Anhebung des
Rentenalters auf 67 Jahre: Vor allem für gering Qualifizierte, die ab 55 Jah-
ren kaum noch Chancen haben, einen Job zu finden, würde die Anhebung
der Rentengrenze zu einem dramatischen Anstieg der Altersarmut führen.
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POLITIK AKTUELL

■ Die Abschaffung des Kündigungsschutzes
für Jüngere ist in Frankreich durch massiven
Widerstand verhindert worden.War das Gesetz
geeignet, das Ziel der Regierung zu erreichen,
die hohe Jugendarbeitslosigkeit zu senken?
■ Die Jugendarbeitslosigkeit ist in Frankreich
sehr hoch: Sie betrifft 22 Prozent der unter 25-
Jährigen. Aber die Abschaffung des Kündigungs-
schutzes geht am eigentlichen Problem vorbei:

einem stagnierenden Arbeitsmarkt, der bewirkt,
dass unqualifizierte Jüngere arbeitslos und qualifi-
zierte Jugendliche (weit) unterhalb ihres Niveaus
und in prekäre Arbeitsverhältnisse eingestellt
werden. Zudem haben wir ein Ausbildungs-
system, das zu viele Jugendliche ohne Abschluss
in die Berufswelt entlässt. Dass die französische
Regierung statt der Einschränkung des Kündi-
gungsschutzes jetzt die Förderprogramme für
benachteiligte Jugendliche ausweiten will, ist
ein Erfolg der Protestbewegung.
■ Die Gewerkschaften haben bei den Protes-
ten eine wichtige Rolle gespielt.Wie hat sich
ihr Gewicht gegenüber der Politik verändert?
■ Die breite Protestbewegung kam durch das
Gesetz zum Ersteinstellungsvertrag (CPE) zu-
stande, das willkürliche Entlassungen legitimiert.
Den Gewerkschaften ist es gelungen, sich orga-
nisatorisch und politisch an die Spitze der Bewe-
gung zu stellen. Ganz entscheidend für den
Rückzug des CPE war die Geschlossenheit der
Gewerkschaften – in Frankreich keine Selbst-
verständlichkeit – sowie die Aktionseinheit mit

den Studenten- und Schülerorganisationen.
Die Gewerkschaften haben ihre Vertreterrolle
glaubwürdig ausgefüllt.
■ Auch in Deutschland gibt es Pläne zur 
Einschränkung des Kündigungsschutzes.Was
können die Gewerkschaften bei uns aus den
Auseinandersetzungen in Frankreich lernen?
■ Der CPE nahm die Prekarisierung einer ganzen
Generation als Voraussetzung für die Eingliede-
rung junger Menschen in den Arbeitsmarkt in
Kauf. Dies hat weit über die Kreise der Jugend-
lichen hinaus Empörung ausgelöst. So haben
sich zum Beispiel viele Eltern an den Demonstra-
tionen beteiligt. Welche Rolle die Gewerkschaften
in Deutschland spielen, hängt davon ab, welche
Schlussfolgerungen sie aus der Erfahrung zie-
hen, dass die anscheinend so individualistischen
Jugendlichen sich engagieren und Opfer brin-
gen, um ihre kollektiven Interessen zu verteidigen.
Entscheidend sind die Fähigkeit und die Bereit-
schaft der Gewerkschaften, die nach sozialer
und beruflicher Sicherheit strebende jüngere
Generation zu integrieren.

Mitte April hat der fran-
zösische Präsident Jacques
Chirac auf Grund des mas-
siven Widerstands von
SchülerInnen, StudentIn-
nen und Gewerkschaften
das Gesetz zum Erstein-
stellungsvertrag (CPE)

zurückgezogen. Es hätte ArbeitnehmerInnen
unter 26 Jahren in den ersten beiden Beschäf-
tigungsjahren jeglichen Kündigungsschutz
verwehrt. einblick hat Adelheid Hege,
57, wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut
de recherches économiques et sociales (IRES)
in Paris gefragt, was die Deutschen aus der
Entwicklung in Frankreich lernen können.

Fragenan ...
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Was zu tun ist

Der DGB hält Kauders Pool-

Vorschlag nicht für trag-

fähig. Statt einen faulen

Kompromiss zu suchen, soll-

te die Regierung die drän-

genden Fragen im Gesund-

heitswesen beantworten,

heißt es in einer Stellung-

nahme. Darin nennt der 

DGB vier wichtige Punkte:

1. Immer noch können sich

die Gutverdienenden aus der

solidarischen Finanzierung

verabschieden und eine Pri-

vatkasse wählen. Die solida-

rische Finanzierung muss er-

weitert werden. 

2. Beiträge zur Krankenver-

sicherung dürfen nicht nur

auf Löhne und Gehälter erho-

ben werden, sondern auch auf

Zins- und Kapitaleinkünfte.

3. Die Kassen müssen viel 

zu viele gesamtgesellschaft-

liche Leistungen tragen. In-

sofern weist der Vorschlag,

die Krankenversicherung

von Kindern über Steuern 

zu finanzieren, in die rich-

tige Richtung. Jedoch: Vor-

her muss die Versicherungs-

pflichtgrenze abgeschafft

werden. Und: Für private wie

gesetzliche Kassen müssen

gleiche Bedingungen herr-

schen, ein Solidarausgleich

zwischen allen Kassen muss

eingeführt werden. 

4. Die gesetzlichen Kassen

dürfen nicht weiter als Ver-

schiebebahnhof dienen. Ihnen

gehen Milliarden verloren,

weil zum Beispiel die Beiträ-

ge für Arbeitslose gesenkt

wurden.

G e s u n d h e i t s r e f o r m

Kopfpauschale durch die Hintertür
Sie verkaufen es als „dritten Weg“: Politiker der großen Koalition 
haben ein Konzept für einen Komplett-Umbau des Gesundheitswesens
ausgetüftelt – jedenfalls in Grundzügen. Das Modell hat jedoch massive
Mängel: viel Kopfpauschale, wenig Bürgerversicherung.

pauschale – eine große, die vom
Pool an die Kassen fließt, und eine
zusätzliche kleine, die viele Ver-
sicherte an ihre Kasse zahlen müs-
sten. Denn klar ist: Die großen 
Versorgerkassen werden mit dem
Pauschalbetrag aus dem Pool nicht
auskommen. Sie müssten etwa 30

bis 35 Euro zusätzlich von jedem
einzelnen Versicherten eintreiben,
hat der DGB in einer ersten Schät-
zung errechnet. „Die Arbeitnehmer
zahlen die Zeche“, sagt Heinz
Stapf-Finé, Abteilungsleiter Sozial-
politik beim DGB-Bundesvorstand.

Zudem liebäugelt Kauder damit,
den Arbeitgeberanteil einzufrieren –
auch wenn er sich da nicht festlegt.
Die Gewerkschaften werten das als
Alarmsignal. Sie befürchten, das
Modell könne ein Einfallstor für
neue Finanzierungsexperimente wer-
den. Künftige Kostensteigerungen
in der Gesundheitsversorgung wür-
den dann ausschließlich von den
ArbeitnehmerInnen getragen. Die
Arbeitgeber säßen „nicht mehr im
Boot“, kritisiert DGB-Vize Ursula
Engelen-Kefer. Ein weiterer Kritik-

punkt: Der unmittelbare Kontakt
zwischen Kasse und Versicherten
ginge verloren. Statt Beiträge an ihre
Kassen würden die Versicherten in
einen anonymen Pool zahlen.

Die Gewerkschaften befürchten
zudem, dass das Modell ein neu-
es bürokratisches Monster gebiert.
Schließlich ziehen die Krankenkassen
bislang die Beiträge für Pflege-,
Renten- und Arbeitslosenversiche-
rung mit ein. Eine neue Behörde
müsste für diese Aufgabe wohl her.

In der Koalition wird das Modell
dennoch ernsthaft diskutiert. Ent-
schieden ist allerdings noch nichts.
Bis zum 1.Mai will die Arbeitsgruppe
der Koalition konkrete Vorschläge er-
arbeiten.Auf Seiten der Sozialdemo-
kraten wird der designierte Parteichef
Kurt Beck die Verhandlungen auf
Spitzenebene führen. Er hat Kauders
Vorstoß brüsk zurückgewiesen, er
halte ihn „eher für störend“. Eine
Kopfpauschale durch die Hintertür
sei für die SPD „kein Weg“.

Widerstand formiert sich. Zahl-
reiche SPD-PolitikerInnen und Ge-
werkschafterInnen haben klarge-
macht: keine Kopfpauschale, in kei-
ner Form und in keiner Höhe. Kein
Einfrieren des Arbeitgeberanteils.
Und schließlich: keine massive Mehr-
belastung der Patienten. •

CDU/CSU-Fraktionschef Volker
Kauder plauderte es dem stern ge-
genüber kurz vor Ostern aus: Ja, es
gebe da ein Modell, das die gesund-
heitspolitischen Vorstellungen beider
Koalitionspartner in Einklang bringe.
Zentraler Punkt: Versicherte und 
Arbeitgeber sollen den Krankenkas-
senbeitrag künftig in einen Gesund-
heitspool einzahlen. Auch Steuer-
gelder sollen dort hinein fließen;
mit ihnen will Kauder die kostenlose
Mitversicherung von Kindern finan-
zieren. Der Pool würde als Inkasso-
Stelle funktionieren und das Geld
an die Krankenkassen verteilen.

Wirklich neu ist der Vorschlag
nicht: Schon im vergangenen Herbst
legte der wissenschaftliche Beirat
beim Finanzministerium ein ähnli-
ches Modell vor. Die gesetzlich Ver-
sicherten würden danach weiterhin
einen prozentualen Beitrag ihres
Einkommens in den großen Pool
einzahlen, die Kassen hingegen eine
pauschale Kopfprämie aus dem 
Finanztopf erhalten – zwischen
150 und 170 Euro. Übersteigen die
Ausgaben diese Pauschalsumme,
muss die Kasse von ihren Versicher-
ten einen zusätzlichen Obolus ein-
fordern. Liegen die Ausgaben der
Kasse darunter, kann sie ihren Ver-
sicherten Geld zurückzahlen. Das,
so Kauders Vorstellung, werde den
Wettbewerb der Kassen entfachen
und damit für bessere Leistungen
und geringere Preise sorgen. Ge-
sundheitsministerin Ulla Schmidt
(SPD) unterstützt Kauder. Sein Vor-
schlag zeige, dass sich die Vorzüge
beider Modelle – Bürgerversiche-
rung und Kopfpauschale – mitein-
ander verbinden ließen.

Das sieht nicht jeder so. Denn
Kauders Modell hat viele Tücken:
Die SPD-Linke Andrea Nahles
sprach von einer doppelten Kopf-

Ausgaben pro Monat und Versichertem nach Kassenarten 2005
(in Euro)
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Quelle: Bundesministerium für Gesundheit

138

Gesetzliche Krankenversicherung insgesamt

Arbeiter-Ersatzkassen

IKK (Innungskrankenkassen)

BKK (Betriebskrankenkassen)

Angestellten-Ersatzkassen

AOK

Bundesknappschaft

140

141

170

188

170

260

150

Was die Kasse tragen muss

Für jeden Versicherten soll der Gesundheitspool einen Pauschalbetrag an
die Kasse zahlen, so lautet der Vorschlag von CDU/CSU-Fraktionschef Volker
Kauder. Läge er bei 150 Euro, würde das bedeuten: Die großen Versorger-
kassen müssten ihre Versicherten zusätzlich mit einer kleinen Kopfpauschale
zur Kasse bitten. Andere, wie die Betriebskrankenkassen, könnten ihren
Versicherten einen Bonus gewähren.
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Neuer Service

Zusätzliche Informationen und
handfeste Tipps erhalten die Abon-
nentInnen von „Arbeitsrecht im 
Betrieb“ (AiB) seit kurzem: Unter
www.aib-web.de können sie alle
Fachbeiträge der monatlich erschei-
nenden Druckausgabe vorab als
kompakte Zusammenfassung lesen.
Außerdem werden online Hinter-
grundinformationen zu den einzel-
nen Themen eingestellt. So finden
die NutzerInnen beispielsweise er-
gänzend zu dem Artikel „Arbeits-
zeugnis“ Analysehilfen, Aufbau-

T I B A Y

Technik nutzen

Betriebs- und Personalräte
müssen eine Menge über die Ent-
wicklung von EDV-Systemen wis-
sen, um ihre Arbeit kompetent zu
erledigen. Die passenden Seminare
zu diesem Themenbereich bietet 
TIBAY an, die Technologiebera-
tungsstelle des DGB in Bayern. So

findet beispielsweise am 13. Juni
eine Bildungsveranstaltung zur Be-
triebsdatenerfassung in Bamberg
statt. Im Mittelpunkt stehen dabei
elektronische Datenverarbeitungs-
systeme zur Zugangskontrolle und
Zeiterfassung sowie die Rechte und
Handlungsmöglichkeiten der Inter-
essenvertretungen im Umgang da-
mit.Wie die Betriebsratsarbeit selbst
durch die Nutzung EDV-gestützter
Hilfsmittel erleichtert werden kann,

wird ein Seminar am 3. und 4. Juli
zeigen, das ebenfalls in Bamberg
stattfindet. •
www.tibay-m.de 

T B S - P r o j e k t

Kompetenz
testen

Beschäftigte und Betriebe kön-
nen ihre Kompetenzen beziehungs-
weise ihre betrieblichen Potenziale
im Selbsttest unter die Lupe neh-
men. Den „SelbstCheck“ sowie den
„UnternehmensCheck Beschäfti-
gungsfähigkeit“ hat die Technologie-
beratungsstelle (TBS) beim DGB
Nordrhein-Westfalen entwickelt.
Eine kostenlos erhältliche Broschüre
sowie eine CD helfen Interessierten,
ihre beruflichen Kompetenzen und
Potenziale zu erkunden. Der „Un-
ternehmensCheck Beschäftigungs-
fähigkeit“ gibt Geschäftsleitungen,
Interessenvertretungen und Be-
schäftigten ein Instrument an die
Hand, betriebliche Entwicklungs-
chancen unter die Lupe zu nehmen.
Beide Testinstrumente können online
bestellt werden. •
www.tbs-nrw.de

B e t r i e b s v e r f a s s u n g s g e s e t z

Standardwerk
neu aufgelegt 

Unverzichtbar für Betriebsräte
ist die praxisnahe Kommentierung
des Betriebsverfassungsgesetzes
durch die Juristen Wolfgang Däubler,
Michael Kittner und Thomas Klebe.
Das Standardwerk ist gerade recht-
zeitig zu den laufenden Betriebs-
ratswahlen in 10. überarbeiteter und
aktualisierter Auflage im Bund-Ver-
lag erschienen. Der 2323 Seiten
starke Band enthält die Rechtspre-
chung und weiterführende Literatur
bis einschließlich Januar 2006.
Ergänzend wurde erstmals ein 
passendes Formularbuch zum Be-
triebsverfassungsrecht herausgege-
ben. Der Band ist in Inhalt und 
Aufbau auf den Kommentarband
abgestimmt. Beide Bücher sind 
zum Preis von je 98 Euro (Kommentar
bis zum 30.6. zum Subskriptions-
preis von 89,90 Euro) erhältlich.
Der Kommentarband kann zum 
selben Preis auch als CD-Rom be-
stellt werden. •
www.bund-verlag.de 

A r b e i t  u n d  L e b e n

Jubiläumsfeier

Seit fünfzig Jahren hat die ge-
meinsame Weiterbildungsarbeit der
Volkshochschulen und Gewerk-
schaften einen Namen: Arbeit und
Leben. Am 20. und 21. Juni feiert
der Bundesarbeitskreis anlässlich
seiner turnusmäßigen Mitglieder-
versammlung in Berlin das fünfzigste
Jubiläum mit einer Festveranstal-
tung. Im Mittelpunkt steht dabei eine
Podiumsdiskussion über die Zu-
kunft der Politischen Bildung, an
der auch IG Metall-Vorstandsmit-
glied Regina Görner sowie Heinz
Bude vom Hamburger Institut für
Sozialforschung teilnehmen.Veran-
staltungsort ist die Landesvertre-
tung des Saarlandes, In den Minis-
tergärten 4. •
Anmeldung: bildung@arbeitundleben.de

schemata und konkrete Beispiele
für die betriebliche Praxis. Darüber
hinaus enthält das Webangebot
Checklisten und Musterschreiben,
Gerichtsentscheidungen im Voll-
text, Interviews und Literaturtipps.
Das AiB-Jahresabo kostet inklusive
Beilage, Newsletter und Online-Zu-
griff 99,60 Euro. •
www.aib-web.de

PROJEKTE UND PARTNER

geber, Arbeitnehmervertreter und
ExpertInnen aus fünf europäischen
Ländern Möglichkeiten zur Bewälti-
gung des demografischen Wandels
in kleinen und mittelständischen
Unternehmen. Ziel ist es, Betriebe
auf das „ungenügend genutzte 
Potenzial ihrer älteren Arbeits-
kräfte“ aufmerksam zu machen.
An „Personal-Aktiv“ beteiligen sich
neben dem DGB die IHK, die Hand-
werkskammer sowie die AOK.
Partnerprojekte gibt es in Frankreich,
Litauen, Ungarn und Polen. Infos:
Anita Reinicke,Tel. 0345 / 68 26 913
••• Der DGB Hamburg lädt für
den 6. Mai zur ersten Veranstal-
tung des neu gegründeten „Kultur-
vereins im Gewerkschaftshaus“
ein.Unter dem Motto „lizz – Literatur
und Jazz“ gibt es neben musikali-

schen Beiträgen des Borreck-
Kamps-Quartetts eine Lesung der
Journalistin und Schriftstellerin Peggy
Parnass. Beginn ist um 10.30 Uhr
im Besenbinderhof 57a. Eintritt acht
Euro, ermäßigt vier Euro.
••• Die DGB-Region Östliches
Ruhrgebiet und das Sozialin-
stitut des Erzbistums Paderborn
veranstalten am 18. Mai die Dis-
kussionsveranstaltung „Kon-
turen eines neuen Gesellschaftsver-
trags“ in Dortmund. Gemeinsam
mit dem Sozialethiker Friedhelm
Hengsbach suchen die Teilnehme-
rInnen nach künftigen Konzepten
für „gesellschaftlichen Zusammen-
halt und soziale Gerechtigkeit“.
Infos und Anmeldung: Sozialinstitut
des Erzbistums Paderborn, Tel.
0231 / 20 60 50

••• Der DGB Sachsen hat ange-
sichts der Elbeflut zu Spenden für
die Flutopfer aufgerufen. Der Verein
„Gewerkschaften helfen“ wird mit
den Spendengeldern wie nach der
Flut 2002 auch Hilfe im Nachbarland
Tschechien leisten. Der sächsische
DGB-Vorsitzende Hanjo Lucassen
hat die Landesregierung außerdem
aufgefordert, einen „dauerhaften
Notfall-Fonds“ für Katastrophenfäl-
le einzurichten. Spendenkonto von
„Gewerkschaften helfen“:
SEB Düsseldorf, BLZ 300 101 11,
Konto 1 756 906 400, Stichwort
„Elbe“
••• Die DGB-Region Sachsen-
Anhalt/Süd ist Partner des EU-
Projekts „Personal-Aktiv“. Auf
der Eröffnungskonferenz am 4. Mai
in Halle (Saale) diskutieren Arbeit-

interregio
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Gutes Geschäft oder
gute Gesellschaft?
Diese Frage steht im Mittel-

punkt einer Podiumsdiskus-

sion, zu der das „Forum Zu-

kunftsökonomie“ am 27.4.,

18.30 Uhr in die Berliner Ver-

tretung des Landes Bremen

(Hiroshimastraße 24) einlädt.

„Deutsche Unternehmen

übernehmen gesellschaftliche

Verantwortung und stellen

sich den ökonomischen, 

sozialen und ökologischen

Herausforderungen der glo-

balisierten Wirtschaft.“ So

versprechen es die Arbeitge-

berverbände BDA und BDI –

und schränken im selben

Atemzug ein: Freiwillig muss

das Engagement bleiben,

und wirtschaftlicher Erfolg

ist Voraussetzung.

Gute Gesellschaft ja – aber

nur wenn die Geschäfte gut

laufen? Was bleibt übrig

vom Konzept CSR in Zeiten

von Arbeitslosigkeit und 

eines sich verschärfenden

globalen Wettbewerbs?

Es diskutieren: Reiner Hoff-

mann, stellvertretender Ge-

neralsekretär des EGB; Jürgen

Hogrefe, Generalbevollmäch-

tigter der EnBW Energie Ba-

den-Württemberg AG (ange-

fragt); Burkhard Remmers,

Leiter Marketing, Presse und

PR der Wilkhahn, Wilkening

+ Hahne GmbH & Co. KG; 

Bettina Schleicher, Präsidentin

Business and Professional

Women Germany e.V.;

Ottmar Schreiner, SPD MdB,

Vorsitzender der SPD-Arbeits-

gemeinschaft für Arbeitneh-

merfragen; Anne Graef, 

einblick, Forum Zukunfts-

ökonomie.

www.preis-der-arbeit.de

P r e i s  d e r  A r b e i t

Vorschläge erwünscht

„Gesellschaftlich verantwortliche
Unternehmensführung“ oder neu-
deutsch „Corporate Social Respon-
sibility“ (CSR) ist in aller Munde.
Doch nicht jedes Unternehmen, das
mit CSR wirbt, berücksichtigt tat-
sächlich sowohl soziale und ökolo-

gische als auch
emanzipatorische
und demokratische Kriterien in seiner
Unternehmensführung. Dabei müs-
sen sozialer Nutzen und unterneh-
merischer Erfolg kein Gegensatz
sein. Beides lässt sich miteinander

Unternehmen, die ihrer gesellschaftlichen Verantwortung besonders 
gerecht werden, zeichnet das „Forum Zukunftsökonomie“ ab Herbst
2006 mit dem „Preis der Arbeit“ aus. Dabei ist auch 
die Meinung der einblick-LeserInnen gefragt. 

verknüpfen – wenn Betriebsräte und
GewerkschafterInnen darauf drän-
gen, GlobalisierungskritikerInnen,
UmweltschützerInnen und Verbrau-
cherInnen Druck machen. Davon
sind die Initiatoren des 2005 ge-
gründeten „Forums Zukunftsöko-
nomie“ überzeugt und wollen das
Thema CSR nicht den Marketingab-
teilungen der Unternehmen über-
lassen (einblick 20/05).

Zu den Initiatoren gehören die
Berliner tageszeitung (taz), das
BUNDmagazin des Bundes für Um-
welt und Naturschutz Deutschland,
ver.di publik, die ver.di-Mitglieder-
zeitung, das Organ der Verbraucher-
initiative Verbraucher konkret, die
SPD-Mitgliederzeitung vorwärts und
der einblick. Schon in der Auswahl
der preiswürdigen Unternehmen un-
terscheidet sich der „Preis der Arbeit“
von anderen CSR-Preisen. Nicht eine
Fachjury allein entscheidet, sondern
auch die über drei Millionen Lese-
rInnen der beteiligten Medien spie-
len eine wichtige Rolle. •

Das Procedere
➜Erste Stufe: Nominieren Sie
Unternehmen und Betriebe, die
Sie für preiswürdig halten. Nomi-
nierungsschluss: 16.Juni 2006.
➜Zweite Stufe: Die Redak-
tionen der beteiligten Medien
treffen unter den Nominierten
eine Vorauswahl von 20 Betrieben
und Unternehmen, die in die
engere Auswahl kommen.
➜Dritte Stufe: Eine von den
beteiligten Medien benannte,
fachkompetente Jury wählt aus
den 20 nominierten Betrieben
und Unternehmen die sieben
preiswürdigsten aus.
➜Vierte Stufe: Diese Betriebe
werden den LeserInnen vorge-
stellt. Durch eine LeserInnen-
Abstimmung wird ermittelt, wer
den Publikums-„Preis der Arbeit“
bekommt. Parallel dazu vergibt
die Jury den Fach-„Preis der
Arbeit“.
➜Fünfte Stufe: Der „Preis der
Arbeit“ wird am 16.November
2006 in Berlin verliehen.

Qualität der Arbeitsbedingun-
gen. Einhaltung tarifvertraglicher Re-
gelungen, Dispositionsspielräume für
die Beschäftigen bei Arbeitszeit und
Arbeitsprozess, keine Gesundheitsbe-
lastung durch Schadstoffe und gesund-
heitlich belastende Arbeitsprozesse.
Verantwortliches Handeln des
Unternehmens in der Gesell-
schaft. Soziale Verpflichtungen am
Standort, keine Schadstoffemissionen,
hohe Ausbildungsbereitschaft, keine
Aus- oder Verlagerung zum Zweck
des Lohn- bzw. Ökodumpings, Trans-
parenz der Unternehmensentschei-
dungen für die Öffentlichkeit.
Soziale und ökologische Ver-
antwortung hinsichtlich der
Zulieferkette. Übernahme ver-
pflichtender sozialer und ökologischer
Standards bei den vor- und nachge-
lagerten Geschäftsbeziehungen ent-
sprechend den Kriterien der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation ILO.

Diese Kriterien sollen Ihnen Anhalts-
punkte dafür geben, welcher Betrieb
nach Ihrer Ansicht würdig ist, den
„Preis der Arbeit“ zu bekommen. Da-
bei ist uns klar, dass die LeserInnen
der verschiedenen Medien jeweils ihre
besonderen Prioritäten haben. Gerade
diese Pluralität ist uns wichtig. 

Bitte schicken Sie Ihre Vorschläge an: 
einblick-Redaktion, Stichwort: „Preis 
der Arbeit“, Wallstr. 60, 10179 Berlin, 
redaktion@einblick.info
oder: Forum Zukunftsökonomie e.V., 
Grabbeallee 15, 13156 Berlin,
info@preis-der-arbeit.de

Verantwortliche Unternehmens-
politik hat viele Facetten. Die 
Leserinnen und Leser bilden 
sich ein Urteil als Beschäftigte,
KundInnen und BürgerInnen.

Unternehmen haben eine gesell-
schaftliche Verantwortung, bei inter-
national agierenden Konzernen sogar
eine globale Verantwortung. Das 
„Forum Zukunftsökonomie“ will diese
Verantwortung sichtbar machen.
Durch den „Preis der Arbeit“ für solche
Unternehmen und Betriebe, die dem
in hervorragender Weise gerecht wer-
den. Welche Kriterien legen wir an?
Es gibt ausgefeilte, seitenlange Krite-
rienkataloge, erarbeitet von Wissen-
schaftlerInnen und Verbraucherschutz-
organisationen. Wir dagegen vertrauen
auf Sie, auf unsere LeserInnen, auf Ihre
Kompetenz am Arbeitsplatz, als Ver-
braucherInnen und BürgerInnen. Des-
halb haben sich die beteiligten Medien
nur auf allgemeine Kriterien zur Beur-
teilung verständigt: 
Umgang mit den Beschäftigten/
Unternehmenskultur. Demokra-
tische Teilhabe der Beschäftigten, Frau-
enförderung, hohe Weiterbildungs-
möglichkeiten und Sozialstandards,
Arbeitsplatzsicherheit, Diskriminierungs-
freiheit für alle Beschäftigtengruppen.
Qualität des Produkts oder der
Dienstleistung. Hoher Gebrauchs-
wert, Vermeidung gesundheitsschäd-
licher Stoffe, gutes Preis-Leistungs-
Verhältnis, ökologische Optimierung
des Produkts und der Produktion.

Die Kriterien
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GEWERKSCHAFTEN

ver.di-Vize Rolf Büttner. Der ruinöse
Wettbewerb der letzten Jahre habe
in der Branche dazu geführt, dass
Unternehmen,„die sich an Recht und
Gesetz halten, Gefahr laufen, auf
der Straße der Verlierer zu landen“.

Damit sich das ändert, wollen
die Bündnispartner die Öffentlichkeit
verstärkt über die schädlichen Folgen
der Schwarzarbeit aufklären.Außer-
dem ist ein Arbeitskreis auf Bun-
desebene geplant, der Maßnahmen 
zur Durchsetzung bereits geltender 
Regelungen gegen illegale Beschäf-
tigung entwickeln soll.

Fünf Wochen vor Beginn des
DGB-Bundeskongress vom 22. bis
26. Mai in Berlin hat der Versand
der Anträge des DGB-Bundesvor-
stands an die Delegierten begon-
nen. Gebündelt werden die politi-
schen Kernforderungen des DGB 
in zwei Leitanträgen, die unter dem
Titel „Die Würde des Menschen 
ist unser Maßstab“ und „Für eine
soziale Europäische Union“ stehen.

Im Leitantrag Nr. 1, der die Anfor-
derungen an Politik und Gesellschaft
benennt, die jedem Menschen ein
Leben in Würde ermöglichen, be-
kennt sich der DGB zur Notwendig-
keit einer neuen Finanzarchitektur
des Sozialstaates. Dem Sozialstaat
fehlten in zunehmendem Maße 

die in den letzten Jahren ohnehin
bereits massiv zusrückgenommen
worden seien. Selbst BA-Chef Frank-
Jürgen Weise geht davon aus, dass
seine Behörde „aus eigener Kraft“
nur 0,75 Prozentpunkte der Bei-
tragssenkung ausgleichen kann.
Ein volles Prozent sei nur möglich,
wenn der Rechtsanspruch auf
Überbrückungsgeld und Ich-AG-
Förderung abgeschafft würde. •

die finanziellen Grundlagen, „um
seine im Grundgesetz verankerten
Schutz- und Gestaltungsverpflich-
tungen wahrnehmen zu können“.
Die Lösung der Finanzkrise sei Vor-
aussetzung dafür, „dass der Sozial-
staat wieder an Legitimität dazu
gewinnt“. Gesamtgesellschaftliche
Aufgaben müssten über das Steu-
ersystem finanziert werden und
nicht mehr über die Sozialversiche-
rung. Zudem fordert der DGB-
Bundesvorstand ausdrücklich eine
gerechtere Finanzierung der So-
zialversicherung. Hohe Einkommen,
Erbschaften,Unternehmensgewinne,
Vermögen und Spekulationsgewinne
müssten „wesentlich höher besteu-
ert“ werden.

Im europapolitischen Leitantrag
bekennt sich der DGB zum Ziel eines
geeinten Europa, fordert aber eine
nachhaltige Stärkung der sozialen
Dimension. Die EU dürfe „nicht al-
lein auf Marktintegration beruhen“.
So lange die EU die Forderung nach
besseren Arbeitsplätzen und sozia-
lem Zusammenhalt nur als Wettbe-
werbshindernis sieht, könne sich
Europa nicht zum weltweit dyna-
mischsten, wissensbasiertem Wirt-
schaftsraum entwickeln.

In den Satzungsanträgen schlägt
der Bundesvorstand eine veränderte
Reihenfolge der DGB-Konferenzen
vor. Die Regions- und Bezirkskonfe-
renzen sollen in Zukunft nach dem
Bundeskongress stattfinden. •

Die Speditionsbranche ist der
zweite Bereich, in dem das Finanz-
ministerium gemeinsam mit den
Sozialpartnern seine Maßnahmen
gegen Schwarzarbeit intensiviert:
Bereits 2004 hatte sich die IG BAU
an einem „Aktionsbündnis gegen
Schwarzarbeit in der Bauwirtschaft“
beteiligt.

Und bei der NGG ist im Jahr der
Fußball-WM die Bekämpfung ille-
galer Beschäftigung Teil der Kam-
pagne „Wir arbeiten, damit die Welt
feiern kann“. Die Gewerkschaft
berät derzeit mit dem Finanzminis-
terium über entsprechende Pilot-
projekte im Hotel- und Gaststätten-
gewerbe. •

TRANSNET beteiligt 
sich am 5. Mai am 
Europäischen Akti-

onstag gegen Lohndumping
im Nahverkehr. Hintergrund
ist der Entwurf einer EU-
Verordnung, nach der die
meisten ÖPNV-Dienstleis-
tungen ausgeschrieben
werden müssen. TRANSNET
fordert, dass dabei Sozial-
standards verbindlich 
vorgeschrieben werden.

Nach sechs Monaten 
ist der längste Arbeits-
kampf in der Geschich-

te der NGG beendet: Die 
Beschäftigten des Flughafen-
caterers Gate Gourmet in
Düsseldorf haben eine zwei-
stufige Entgelterhöhung
um jeweils ein Prozent so-
wie Einmalzahlungen durch-
gesetzt. Das Unternehmen
wollte die Personalkosten
um zehn Prozent senken.

Die DGB-Bezirke 
West, Baden-Würt-
temberg und Hes-

sen-Thüringen haben eine
länderübergreifende Initia-
tive gegen Rechtsextremis-
mus gestartet. Die Bezirks-
vorsitzenden fordern, dass
die Länder stärker gegen
rechte Aufmärsche vorge-
hen. Es sei Zeit für einen
„Aufstand der Zuständigen“.

Der ver.di-Fernsehpreis 
geht in diesem Jahr 
an Holger Carsten

Schmidt (Drehbuch zu „In
Sachen Kaminski“, SWR)
und Damir Lukačević (Regie
bei „Heimkehr“, ZDF). Das
Sorgerechts-Drama des SWR
und das ZDF-Fernsehspiel
über eine kroatische Gastar-
beiterfamilie seien „geeig-
net, die politische Bildung
zu vertiefen“, so die Jury.

kurz&bündig B u n d e s a g e n t u r  f ü r  A r b e i t

Kein Geld für
Förderung

Die von der Bundesregierung
geplante Absenkung der Beiträge
zur Arbeitslosenversicherung ge-
fährdet die Arbeitsfördermaßnah-
men der Bundesagentur für Arbeit
(BA), so DGB-Vize Ursula Engelen-

Kefer.Ab 2007 will die große Koali-
tion die Beiträge um zwei Prozent-
punkte herabsetzen. Die eine Hälf-
te der Einnahmeausfälle soll durch
die Mehrwertsteuererhöhung aus-
geglichen werden, die andere muss
die Bundesagentur durch Sparmaß-
nahmen erbringen. Der DGB be-
fürchtet, dass dieser Sparzwang zu
Lasten aktiver Förder- und Weiter-
bildungsmaßnahmen gehen werde,

Rund 350 Milliarden Euro wer-
den in Deutschland jährlich mit
Schwarzarbeit umgesetzt. Die
„Schattenwirtschaft“ sorgt für Mil-
liardenverluste in den öffentlichen
Kassen und gefährdet sozialver-
sicherungspflichtige Arbeitsplätze.
ver.di hat deshalb gemeinsam mit
den Bundesministerien für Finanzen
und für Verkehr sowie drei Arbeit-
geberverbänden der Speditions-
und Logistikbranche ein „Bündnis
gegen Schwarzarbeit und illegale
Beschäftigung“ geschlossen. „Ein
längst überfälliger Schritt“, meint

S p e d i t i o n s b r a n c h e

Gemeinsam gegen Schwarzarbeit

A n t r ä g e  f ü r  d e n  D G B - B u n d e s k o n g r e s s

Neue Finanzarchitektur des Sozialstaates
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MEINUNG Wegweisend

Einen Politikwechsel in der

Familienpolitik fordert der 

7. Familienbericht der 

Bundesregierung. Ende April

wird er dem Kabinett vorge-

legt, erste Ergebnisse wur-

den bereits im August 2005

vorgestellt. Schwerpunkt

der Analyse ist die Balance

von Familie und Arbeitswelt

im Lebensverlauf. Statt vor

allem auf Geldleistungen für

Eltern zu setzen, empfiehlt

der Bericht einen politischen

Strategie-Mix aus Infrastruk-

turmaßnahmen, familienori-

entierter Arbeitszeitpolitik

und neu ausgesteuerten 

finanziellen Leistungen für

Familien. 

Einen solchen Paradigmen-

wechsel in der Familienpolitik

hatte bereits die ehemalige

Bundesfamilienministerin

Renate Schmidt (SPD) gefor-

dert und ist sich darin mit 

ihrer Nachfolgerin Ursula

von der Leyen (CDU) einig.

Einige Empfehlungen des 

Berichts sind bereits in den

Koalitionsvertrag eingeflos-

sen – beim Elterngeld, dem

Tagesbetreuungsausbau-

gesetz oder den lokalen

Bündnissen für Familie.

Die Beteiligung an der Initia-

tive „Lokale Bündnisse für

Familie“ ist ein Schwerpunkt

der DGB-Aktivitäten auf dem

Politikfeld Beruf und Familie.

Mittlerweile sind DGB und

Gewerkschaften in über 60

lokalen Bündnissen vertreten.

www.familie.dgb.de

Der 7. Familienbericht ist ein familienpolitischer
Quantensprung. Er räumt mit überholten Rollen-
klischees wie dem Familienernährermodell auf. Er 
widerlegt auch das sich hierzulande hartnäckig hal-
tende Bild von den so genannten „Rabenmüttern“,
die selbstsüchtig der Karriere hinterher hechelnd 
ihre Kinder vernachlässigen.Vor allem aber zieht der
Bericht eine vernichtende Bilanz der Famili-
enpolitik der letzten Jahrzehnte. Die ExpertInnen
sind sich einig: Die staatliche Familienförderung in
Deutschland entspricht längst nicht mehr den realen
Familien-, Geschlechter-, Generationen- und Arbeits-
verhältnissen.

Etwa 150 Milliarden Euro geben Bund, Kommu-
nen und Sozialversicherungen alljährlich für die För-
derung von Familien aus. Dieses Geld hat nicht dafür
gesorgt, dass junge Erwachsene Kinder ebenso
als Teil einer gemeinsamen Lebenspla-
nung begreifen wie etwa in Frankreich, Schweden
oder Dänemark.Auch bei der Bekämpfung der Kinder-
armut schneidet Deutschland im internationalen
Vergleich schlecht ab. Seit den 70er Jahren habe
man außerdem die Chance verpasst, so der Bericht,
„eine beide Geschlechter stärkende Familienpolitik“
zu entwickeln.

Während familienpolitisch erfolgreichere Länder
vor allem in Dienstleistungen für Familien investieren,
fließt hierzulande der Löwenanteil des Geldes vor 
allem in direkte finanzielle Transferleistungen wie
Kindergeld oder Ehegattensplitting. Letzteres fördert
die Hausfrauenehe, weniger Familien. In keinem euro-
päischen Land ist der steuer- und sozialpolitische
„Hausfrauenbonus“ so hoch wie in Deutschland.

Umso weiter sind wir von einem bedarfsgerechten,
qualitätsorientierten Kinderbetreuungsangebot ent-
fernt  – insbesondere für Kinder unter drei Jahren. In
Westdeutschland hat sich der Versorgungsgrad von
1994 bis 2002 gerade mal um 1,5 Prozent verbessert.
Bei diesem Tempo dauert es noch über 300
Jahre, bis wir die dänische Versorgungsquote von
heute erreichen.

Verstärkt wird das Dilemma dadurch, dass beim
Spagat zwischen den Anforderungen von Arbeits-
und Familienwelt junge Frauen und Männer hierzu-

lande weitgehend auf sich allein gestellt sind.Viel zu
klein ist das Zeitfenster, „die Rush-Hour im Leben“,
in der sie alles auf einmal erledigen müssen: Partner-
wahl, Abschluss der Ausbildung, Berufseinstieg und
Kinderkriegen. Das führt entweder zum Verzicht auf
Kinder oder zu einer erheblichen Doppelbelastung.

Die ExpertInnen empfehlen, die bisherige Fixie-
rung staatlichen Handelns auf Geldleistungen durch
einen umfassenden Strategie-Mix zu er-
setzen. Dazu gehört der Ausbau der Kinderbetreuung
ebenso wie eine neue Zeitpolitik, bessere Rahmen-
bedingungen für berufstätige Eltern sowie effektivere
finanzielle Leistungen wie zum Beispiel ein Elterngeld
als Lohnersatzleistung.

Aus all dem folgt der eindeutige Auftrag an die
Politik, einen radikalen Kurswechsel in der
Familienpolitik zu vollziehen. Doch zurzeit

scheinen noch große Teile der
Politik davon weit entfernt –
das zeigen nicht zuletzt die
unsäglichen Diskussionen um
die „Papa-Monate“ beim ge-
planten Elterngeld.

Aber auch auf der betrieb-
lichen Ebene gibt es Hand-
lungsbedarf. Familienpolitik ist
immer auch Gleichstellungs-
politik. Frauen UND Männer
brauchen eine Balance von Le-
ben und Arbeiten. Doch noch
zu wenige Betriebe engagie-

ren sich für familiengerechte Arbeitsbedingungen 
für Mütter und Väter. Wunsch und Wirklichkeit
klaffen weit auseinander. Gewerkschaften
müssen sich noch stärker für eine familienbewusste
Betriebs- und Tarifpolitik engagieren. Zwar gibt es 
eine ganze Reihe Tarifverträge und Betriebsverein-
barungen mit wegweisenden Regelungen zu famili-
enfreundlichen Arbeitszeiten oder zur Gleichstellung
der Geschlechter.Trotzdem bleiben erhebliche Defizite.
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände schöpfen
die Möglichkeiten einer gleichstellungsorientierten
Tarifpolitik bei weitem nicht aus.

Auch die Gewerkschaften müssen deshalb aus
dem Familienbericht Konsequenzen ziehen.Es reicht
nicht aus, den Bericht zustimmend zur
Kenntnis zu nehmen. Eine gleichstellungsorien-
tierte Familienpolitik muss auch in den eigenen Reihen
mehr thematisiert werden. Die Zukunftsfähigkeit der
Gewerkschaften hängt mit davon ab, ob es ihnen
gelingt, sich diesen Herausforderungen zu stellen. •

Folgt man den Empfehlungen des 7. Familienbe-
richtes der Bundesregierung, dann muss sich die
Familienpolitik schleunigst radikal ändern. Aber
auch die Gewerkschaften müssen Konsequenzen
ziehen. Meint Christina Stockfisch, Leiterin des
DGB-Projektes „Vorfahrt für Familien!“.

7 . F a m i l i e n b e r i c h t  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

Ein familienpolitischer Quantensprung

Dr. Christina
Stockfisch, 35,
leitet seit Januar
2005 das DGB-
Projekt „Vorfahrt
für Familien!“.
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GEW,Aktionswoche
der Globalen Bildungskampagne
unter dem Motto „Lehrer für alle“

ver.di, Kongress
„Zukunft der Rente“, Berlin

Girls’ Day, Schnup-
pertag für Schülerinnen in die Praxis
technischer und innovativer Berufe

Forum Zukunfts-
ökonomie, Podiumsdiskussion „Gu-
tes Geschäft oder gute Gesellschaft?
Unternehmensverantwortung in
Zeiten von Arbeitslosigkeit und 
Umweltzerstörung“, Berlin

D G B - B i l d u n g s -
werk, „Europäische Migrations-
gespräche: Arbeitsmärkte in der 
Europäischen Union – offen und
zugänglich für alle?“, Berlin

28.4.

27.4.

27.4.

25.4.

24.-30.4. DGB, zent ra le
1.-Mai-Kundgebung, „Deine Würde
ist unser Maß“,Wolfsburg

Eröffnung der Ruhr-
festspiele, Recklinghausen

Hans-Böckler-Stif-
tung und Europäisches Gewerk-
schaftsinstitut, Tagung „Minimum
Wages in Europe“, Brüssel

DGB Sachsen, Kon-
ferenz „Aufbau Ost“, Dresden

DGB Hessen-Thü-
ringen, wirtschafts- und sozialpo-
litische Tagung „Reformieren und
investieren oder privatisieren und
kaputtsanieren?“, Frankfurt/M.

GdP, Bundesju-
gendkonferenz „… wir bleiben am
Ball“, Potsdam

8.-10.5.

6.5.

3.5.

2./3.5.

1.5.

1.5.
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DIES&DAS

Buch: Werner G. Seifert
mit Hans-Joachim Voth, In-
vasion der Heuschrecken.
Intrigen – Machtkämpfe –
Marktmanipulationen: Wie
Hedge Fonds die Deutsch-
land AG attackieren, 
Econ Verlag, Berlin 2006,
266 Seiten, 19,95 Euro
Investmentbanken und Hedge
Fonds beschränken sich nicht auf
ein Objekt ihrer Begierde, sondern
„sind eine Bedrohung für viele
Unternehmen und sogar Staaten,
an deren üppigen Feldern sie sich
so lange schadlos halten, bis nur
noch ein paar abgenagte Halme
übrig sind“. Werner G. Seifert ist
kein Aktivist von Attac, sondern
er war mehr als zwei Jahrzehnte
Vorstandsvorsitzender der Deut-
schen Börse. Ein Insider der DAX-

Welt. Dann kamen die Heu-
schrecken: International agieren-
de Hedge Fonds zwangen Seifert
und den damaligen Aufsichtsrats-
vorsitzenden der Deutschen Börse
Rolf-E. Breuer zum Rücktritt. Die
geplante Übernahme der Londoner
Börse wurde abgeblasen, die Un-
ternehmenskasse der Deutschen
Börse durch Aktienrückkäufe aus-
geplündert.
„Help me if you can“ überschreibt
Seifert in Anspielung auf einen
Beatles-Song eines der Kapitel, in
denen er detailliert über ein er-
folgloses Meeting mit den Vertre-
tern der angreifenden Hegde
Fonds berichtet. Mit dabei war
auf Seite der Fonds auch CDU-
Wirtschaftsexperte Friedrich Merz,
der heute im Aufsichtsrat der
Deutschen Börse sitzt.

Tipp
.

Schlusspunkt●

ver.di-Vorsitzender Frank Bsirske in einer Pressemitteilung vom 12. April zu
den Vorschlägen des Fraktionsvorsitzenden der Union, Volker Kauder, zur
Gesundheitsreform

„Wir brauchen keinen dritten Weg in die Sackgasse“

STEUERPOLITIK: ArbeitnehmerInnen zahlen die Zeche
ArbeitnehmerInnen und ihre Familien
sind die Hauptleidtragenden der von
der großen Koalition im vergangenen
Jahr vereinbarten Maßnahmen zur 
Konsolidierung der Staatsfinanzen.
Darauf hat der DGB auf Grund der vom
Bundesfinanzministerium vorgelegten
Zahlen hingewiesen. Auf die Arbeit-
nehmerInnen entfallen mehr als 30 der
bereits beschlossenen bzw. geplanten
36 Milliarden Euro Mehrbelastung.
Dem stehen nur geringfügige Entlas-
tungen gegenüber, zum Beispiel bei
der Kinderbetreuung. Quelle: Bundesministerium für Finanzen

Abschaffung des Freibetrags
für Abfindungen

Abschaffung des Sonderausgaben-
abzugs für private Steuerberatung

Abschaffung der
Eigenheimzulage

Anhebung der
Mehrwertsteuer

Anhebung der
Versicherungssteuer

Reduzierung der
Entfernungspauschale

Reduzierung des Sparer-
freibetrages

Begrenzung des Kindergeld-
freibetrags auf das 25. Lebensjahr

2007
2010
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Belastung der ArbeitnehmerInnen durch die von der großen Koalition bereits beschlossenen
bzw. geplanten Änderungen bei den Steuern (in Millionen Euro)

19 405
23 385

310
400

beschlossen

geplant

300
600

1488
3713

1735
1635

1265
2530

635
750

370
420
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Anfang Juni wird es ernst. Dann
wollen die EU-Verkehrsminister die
Verordnung zum öffentlichen Per-
sonennahverkehr (ÖPNV) in der EU
abschließend beraten – mit weitrei-
chenden Folgen: Denn wenn sie ihr
Modell auch in der EU-Kommission
durchsetzen, gibt es in Zukunft für
Städte und Gemeinden keine Wahl-
freiheit mehr, ihren Bus- und Bahn-
verkehr selbst zu organisieren, statt
ihn europaweit auszuschreiben. Die
Folge: In Zukunft könnten europa-
weit agierende Konzerne entschei-
den, wann welcher Bus fährt.

Der öffentliche Nahverkehr ist
ein Zuschussgeschäft. „Viele im 
allgemeinen Interesse wichtigen
Verkehrsdienste können nicht kom-
merziell betrieben werden“, stellt
die EU in ihrem Entwurf für die 
geplante Verordnung fest. Die zu-
ständigen Behörden, das sind in
Deutschland die Kommunen und
Kreise, müssten deshalb die Mög-
lichkeit haben, in den ÖPNV ein-
zugreifen, zum Beispiel durch die
Vergabe von Rechten an einzelne
Betreiber und die Zahlung von 
Ausgleichsleistungen für defizitäre
Verbindungen. Ursprünglich sollte
die ÖPNV-Verordnung deshalb ein
Sonderrecht sein, das den Nahver-

kehr aus der Pflicht zur Ausschrei-
bung öffentlicher Dienstleistungen
herausnimmt.

Von dieser Zielsetzung ist fast
nichts übrig geblieben. Zwar räume
der Entwurf der Verkehrsminister den
Kommunen „formal ein Wahlrecht
ein, dessen Bedingungen sind aber
so eng gefasst, dass es faktisch 
entfällt“, kritisiert Stefan Heimlich,
Leiter der Fachgruppe Straßenper-
sonenverkehr bei ver.di und Vertre-
ter der European Transport Wor-
kers’ Federation (ETF). So können
zum Beispiel die Kommunen nur
dann auf eine Ausschreibung ver-
zichten, wenn ihre Linien an der

Stadtgrenze enden. Eine absurde
Vorstellung in Zeiten, in denen die
Qualität des öffentlichen Nahver-
kehrs maßgeblich von der Vernet-
zung benachbarter Räume abhängt.
Zudem kritisiert die ETF, dass sich
die Verkehrsminister über das Vo-
tum des EU-Parlaments hinwegge-
setzt haben, auch die Einhaltung
von Sozial- und Umweltstandards
bei der Ausschreibung verbindlich
vorzuschreiben. Das führe dazu,
dass bei Ausschreibungen nur der
Anbieter mit dem niedrigsten Tarif-
standard zum Zuge kommt.

Kritik kommt auch von den Ver-
kehrsbetrieben der großen Metro-
polen und vom Verband deutscher
Verkehrsunternehmen (VDV). „Die
Wahlfreiheit sehen wir noch nicht
hergestellt“, kritisiert Ralf Resch,
Vertreter der Berliner BVG im Netz
der Metropolenstädte. Auch das
zweite Ziel der EU-Verordnung,
Rechtssicherheit zu schaffen, welche
Gesetzesgrundlage für den ÖPNV
in Europa gilt, werde durch den
Entwurf „nicht erreicht“, meint 
Rainer Metz, Geschäftsführer Per-
sonenverkehr beim VDV. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.atmosfair.de
Emissionsrechner für 

Flugreisen: Spendenportal
zur Kompensation von 

Umweltschäden

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Resolution des DGB zur 

Gesundheitsreform

9/06gewerkschaftlicher Info-Service vom 08.05.2006

Justizministerin Brigitte
Zypries (SPD) hat einen

Kompromiss für das Antidiskri-
minierungsgesetz präsentiert,
das neben einem Verbot sexu-
eller Diskriminierung auch ein
Klagerecht für Betriebsräte
enthält. Beides hatte die 
Union bislang abgelehnt.

+ Hans-Christian Ströbele
(Grüne) hat sich für eine

offizielle türkische Version 
der deutschen Nationalhymne
ausgesprochen. Das singen
der dritten Strophe auf 
türkisch sei „ein Symbol für
die Vielsprachigkeit Deutsch-
lands“.

-
plusminusBERLIN
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Wahlfreiheit nur auf dem Papier
____________ ____

Die Guten ins Töpfchen
Langzeitarbeitslose gehören 

bei der Bundesagentur für 

Arbeit nicht zu den bevor-

zugten Kunden

____________ ____

Vernetzung geplant
Die Gewerkschaften wollen 

Tarif- und Betriebspolitik neu 

verknüpfen. Das eröffnet 

Chancen in einer dezentra-

lisierten Tariflandschaft

____________ ____

Gähnende Leere
Nachhaltige und soziale 

Unternehmenspolitik spielt 

in der betrieblichen Praxis 

keine Rolle – trotz interna-

tionaler Vereinbarungen 

zu CSR
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Steigende Produktivität Auch ohne den von
der EU geplanten
Zwang zu Ausschrei-
bungen haben die 
Verkehrsunternehmen
in den vergangenen
Jahren ihre Ertrags-
lage erheblich verbes-
sern können, auch 
auf Grund steigender
Fahrgastzahlen.
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stand zur Grundsicherung aufweist.
Statt der Heraufsetzung des Renten-
alters müsse sich die Politik zu-
nächst darauf konzentrieren, „das
tatsächliche Renteneintrittsalter auf
65 Jahre anzuheben und die Chan-
cen der älteren ArbeitnehmerInnen
auf dem Arbeitsmarkt zu verbes-
sern“, heißt es in den Eckpunkten
des Netzwerks.

Bundesarbeitsminister Franz
Müntefering (SPD) will trotz des
wachsenden Widerstands an der
Heraufsetzung des Rentenalters auf
67 Jahre festhalten.Auf dem ver.di-
Rentenkongress am 19./20.April in
Berlin verteidigte er die Rentenplä-
ne der Koalition mit dem Hinweis
auf die wachsende Lebenserwar-
tung der künftigen RentnerInnen.
Bis 2030 steige die durchschnitt-
liche Rentenbezugsdauer von heu-
te 17 auf 20 Jahre. Gleichzeitig
kündigte Müntefering Korrekturen
bei der Riesterrente an. Er halte es
für vorstellbar, auch den Erwerb ei-
nes Dauermietrechts – zum Beispiel
bei einer Wohnungsbaugenossen-
schaft – in die Förderung mit einzu-
beziehen. Diese Variante der Alters-
vorsorge sei wesentlich günstiger
als der Erwerb von Wohneigentum
und deshalb auch für Geringverdie-
nerInnen attraktiv. •
www.einblick.dgb.de
Eckpunkte des „Netzwerks für eine 
gerechte Rente“

I T - B r a n c h e

Projektarbeit
macht krank

Moderne Arbeitsformen wie
Projektarbeit sind ein besonderes
Merkmal der IT-Branche. Perma-
nenter Zeitdruck, hohe Flexibilität
und fehlende Arbeitspausen sind
dabei inzwischen zu einem erhebli-
chen Krankheitsrisiko geworden.
Laut einer Studie des Instituts Ar-
beit und Technik (IAT) leiden über
40 Prozent der Beschäftigten im IT-
Bereich unter einem Burnout-Syn-

drom, weitere 30 Prozent zeigen
bereits erste Symptome chronischer
Erschöpfung. Die vom Bundesfor-
schungsministerium geförderte Un-
tersuchung sieht die Gefahr, dass
sich diese Entwicklung auch auf an-
dere Branchen ausweiten könnte.
Die IT-Branche sei zu einer „Leit-
branche“ der Wissensgesellschaft
geworden. Die Empfehlung des IAT
gegen zu viel Stress: Die Unterneh-
men sollten vor Projektbeginn mit
dem Auftraggeber über die Rah-
menbedingungen der Arbeitsorga-
nisation verhandeln. •
www.iatge.de/iat-report

dass die Wohlfahrtsverbände die
Ein-Euro-Jobs „aufblasen müssten“.
Dazu gebe es aber gar keine An-
haltspunkte. Die Wohlfahrtsverbän-
de hätten vereinbart, Langzeitar-
beitslose nur auf freiwilliger Basis
in Ein-Euro-Jobs zu vermitteln. Wer
als Träger entsprechende Stellen
einrichten will, habe das längst ge-
macht. Schneider fürchtet zudem,
dass „die Arbeitsangebote auch
dazu dienen, die Arbeitswilligkeit
zu überprüfen und Sanktionen zu
verhängen bzw. das Arbeitslosen-
geld II drastisch zu senken.“ Dafür
ständen die Wohlfahrtsverbände
„nicht zur Verfügung“.

Um die Zahl der Alg II-Bezie-
herInnen zu reduzieren, will die
Bundesregierung auch Sanktionen
nutzen. In einem Beratungspapier
des Arbeitsministeriums wird vor-
geschlagen, die Leistungen für Alg II-
BezieherInnen um bis zu 60 Pro-
zent zu kürzen, wenn sie zweimal
innerhalb eines Jahres eine zumut-
bare Arbeit ablehnen. Zudem will
die Bundesregierung die Beweislast
bei der Unterstützungspflicht von
Lebenspartnern umkehren. Wer in
einer Wohnung mit einem Hartz-IV-
Empfänger lebt, muss künftig nach-
weisen, dass er nicht in einer Le-
bensgemeinschaft mit dem Arbeits-
losen lebt. •

Weil der Bundesregierung die
Kosten für das Arbeitslosengeld II
(Alg II) davonlaufen, hat Arbeits-
minister Franz Müntefering (SPD)
Anfang Mai den Entwurf für ein
Hartz-Optimierungsgesetz vorge-
legt. Kern des geplanten Gesetzes:
Durch die Einführung neuer Hürden
bei der Bewilligung des Arbeits-
losengeldes und durch die Bereit-
stellung von so genannten Sofort-
angeboten für Arbeitslose sollen
1,2 Milliarden Euro beim Alg II ein-
gespart werden.Woher die Arbeits-
plätze kommen sollen, damit jeder
Arbeitslose bereits bei der Antrag-
stellung ein Arbeitsangebot erhal-
ten kann, hat die Bundesregierung
bislang allerdings nicht erklärt. So-
zialverbände und Arbeitslosenini-
tiativen fürchten deshalb, dass es
der Koalition nicht um die Vermitt-
lung der Langzeitarbeitslosen in den
Arbeitsmarkt geht, sondern um 
Abschreckung. Eine mögliche Aus-
weitung von Ein-Euro-Jobs wollen
sie nicht mittragen.

Das Ziel, allen Alg II-Beziehern
bereits bei der Antragstellung ein
Arbeitsangebot zu machen, sei „il-
lusorisch“, so der Hauptgeschäfts-
führer des Paritätischen Wohlfahrts-
verbands, Ulrich Schneider, in einem
Gespräch mit der Nachrichtenagen-
tur epd. Es würde voraussetzen,

H a r t z - O p t i m i e r u n g s g e s e t z

Arbeitsangebote ohne Arbeit

R e n t e  m i t  6 7

Netzwerk 
gegründet

Drei Monate nach dem Be-
schluss des Bundeskabinetts, das
Rentenalter stufenweise auf 67
Jahre anzuheben, haben sich Ge-
werkschaften und Sozialverbände
zu einem „Netzwerk für eine ge-
rechte Rente“ zusammengeschlos-
sen. Das Bündnis, dem neben dem
DGB alle großen Sozialverbände –
der Sozialverband Deutschland, der
Sozialverband VdK, der Senioren-
verbund/Bund der Ruhestandsbe-
amten, Rentner und Hinterbliebe-
nen und die Volkssolidarität, der
Deutsche Frauenrat, die Katholische
Arbeitnehmerbewegung Deutsch-
lands und der Bundesverband
Evangelischer Arbeitnehmerorgani-
sationen – angehören, will gemein-
sam für Alternativen zur Rente mit
67 werben.

Gerade in Zeiten der großen Ko-
alition gelte es deutlich zu machen,
„dass die Rentenpläne der Bundes-
regierung nicht alternativlos sind“,
so DGB-Vize Ursula Engelen-Kefer
bei der Vorstellung des Netzwerks
am 19. April in Berlin. Das Bündnis
tritt für ein Rentensystem ein, das
ArbeitnehmerInnen mit einem durch-
schnittlichen Einkommen eine Ren-
te sichert, die einen deutlichen Ab-

Der gesellschaftliche Wert der sozialen Sicherungssysteme
und die Erwartungen an deren Leistung* (in Prozent)
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Quelle: WSI-Mitteilungen 4/2006

Sozialhilfe 40,7 positive Bedeutung
für die Gesellschaft

gesetzliche Kranken-
versicherung

*Fragen: 1. Wie gut oder schlecht sind die folgenden Bereiche der sozialen Sicherung für unsere
Gesellschaft? 2. Wie hoch sollten die Leistungen sein? Bitte beachten Sie, dass sich die Höhe der
Leistungen auch auf die Höhe der Beiträge auswirkt.

höhere Leistung
gewünscht

Arbeitslosen-
versicherung

47,0
40,9

53,5
48,3

66,3
37,2

71,4
gesetzliche Renten-

versicherung

Unterschätzte Sprengkraft Rente

Das Bedürfnis der Bevölkerung nach sozialer Sicherheit im Alter
ist wesentlich höher, als das von der Politik wahrgenommen wird. 
Das zeigt eine in den WSI-Mitteilungen veröffentlichte Untersuchung zur
Akzeptanz der sozialen Sicherungssysteme: Fast drei Viertel der Befragten
plädieren für höhere Renten im Alter, auch wenn damit höhere Renten-
zahlungen während der Erwerbsphase verbunden sind. Damit rangiert 
die Rente deutlich vor allen anderen Sozialsystemen.
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Ständig bergab

* Seit Februar fallen Ar-

beitslose in der Regel bereits

nach zwölf Monaten (bisher

18) unter Hartz IV (Arbeits-

losengeld II); ab dem 55. Le-

bensjahr besteht noch ein

Arbeitslosengeld I-Anspruch

für 18 Monate (bisher 32). 

* Zwei weitere Änderungen

sorgen dafür, dass noch 

weniger Arbeitslose Arbeits-

losengeld I erhalten: 

Erstens: Die Mindestversi-

cherungspflicht von zwölf

Monaten muss in den letzten

zwei (bisher drei) Jahren 

vor der Arbeitslosmeldung

erfüllt worden sein. 

Zweitens: Die Vorbeschäfti-

gungszeit für einen über

zwölf Monate hinausgehen-

den Arbeitslosengeld-

anspruch muss innerhalb 

der letzten drei (bisher 

sieben) Jahre erfolgt sein.

* Die einmal erreichte Höhe

des Arbeitslosengeldes

bleibt bei erneuter Arbeits-

losigkeit zwar erhalten, 

aber nur noch für zwei statt

drei Jahre. Arbeitgeber, die

langjährig Beschäftigte ab

55 entlassen, müssen der

Bundesagentur für Arbeit

keinen Cent Arbeitslosen-

geld mehr erstatten.

* Die Ich-AG wird nur 

noch bis 30. Juni gefördert. 

Diese Förderung und das

Überbrückungsgeld werden 

vereinheitlicht.

* Der Regelsatz für Alg II-

Empfänger wird zwar am 

1. Juli auf 345 Euro für 

Ost- und Westdeutschland

angehoben, ihr Rentenbei-

trag aber am 1. Januar 2007

von 78 auf 40 Euro pro 

Monat abgesenkt. 

B u n d e s a g e n t u r  f ü r  A r b e i t

Die Guten in Töpfchen
Die Reform der Bundesagentur für Arbeit (BA) zeitigt erste Erfolge. 
Doch der Schein trügt: Die BA kümmert sich vor allem um die leicht 
vermittelbaren Arbeitslosen, die Zahl der Langzeitarbeitslosen steigt.

oder fremde Hilfe einen neuen Job
finden; in „Beratungskunden“, die
gezielte Förderangebote benöti-
gen; und in „Betreuungskunden“,
sprich wirklich schwierige Fälle.

Die Arbeitsvermittler konzentrie-
ren sich auf die Arbeitslosen, die sie
am schnellsten und mit dem ge-

ringsten Aufwand in Lohn
und Brot bringen kön-
nen. Wer seinen Job ver-
loren hat, wird also noch
einmal gesiebt – wer am
dringendsten Hilfe benö-
tigt, muss sich hinten an-
stellen. Ursula Engelen-
Kefer, die stellvertreten-
de DGB-Vorsitzende und
alternierende Vorsitzen-
de des Verwaltungsrats
der BA, befürchtet gar,
die Agentur könne „zu
einem Durchlauferhitzer
für leicht vermittelbare
‚Marktkunden’ werden“.

Sie steht mit ihrer
Kritik nicht allein. Die
„Ökonomisierung“ der
BA führe dazu, dass 
bestimmte Arbeitslosen-
gruppen „quasi systema-
tisch“ von ihren Dienst-
leistungen ausgeschlos-
sen werden, sagte Hugh
Mosley vom Wissen-
schaftszentrum Berlin
(WZB) kürzlich auf einer
Tagung der Evangeli-
schen Akademie Loccum.
Helmut Schröder vom 
Institut für angewandte
Sozialwissenschaften
(infas), Bonn, definierte 
die „Verlierergruppe“:
Arbeitslose über 50,
die gesundheitlich ange-
schlagen sind und mit
Bildung nicht viel am
Hut haben.

WZB und infas bzw. Mosley und
Schröder zählen zu den rund 20 In-
stituten bzw. 100 Wissenschaftler-
Innen, die u.a. Hartz III, den Umbau
der BA, unter die Lupe genommen
haben. Die Ergebnisse ihres Zwi-
schenberichts sind zwar nur bedingt
belastbar, weil die verwendeten Da-
ten im wesentlichen aus den Jahren
2003 und 2004 stammen. Den-
noch verteilen die Wissenschaft-
lerInnen Vorschusslorbeeren: „Der
Umbau der BA geht in die richtige
Richtung. Effektivität und Effizienz
ihrer Leistung werden gesteigert.“ 

Bei der Bewerberaktivierung
und der frühzeitigen Job-to-Job-
Vermittlung konnten die erhofften
Effekte aber noch nicht nachgewie-
sen werden. Von der Verschärfung
der Zumutbarkeit wird keine Stei-
gerung der Vermittlung erwartet.
Auch der Verschärfung der Sperr-
zeiten komme insofern nur geringe
Bedeutung bei.

Die neuen Jobcenter, die als
Anlaufstellen für Arbeitslose dafür
sorgen sollen, den Zuständigkeits-
dschungel zwischen Arbeits- und
Sozialamt zu lichten, hätten für eine
Beschleunigung der Abgänge in re-
guläre Beschäftigung gesorgt. Die
Einteilung der Arbeitslosen in drei
Kundengruppen wird aber als zu
grob angesehen, zumal eine falsche
Einstufung schnell dazu führen
kann, dass notwendige Hilfen nicht
gewährt werden – und damit ist
das Überwechseln in die Langzeit-
arbeitslosigkeit programmiert.

Diese Tendenz zeichnet sich be-
reits ab: „Das Arbeitslosigkeitsvolu-
men verlagert sich stärker in den
Rechtskreis SGB II“, bilanziert die
BA, sprich die Zahl der Langzeitar-
beitslosen steigt, die der anderen
sinkt.

Unterm Strich ändert sich nicht
viel: Die Massenarbeitslosigkeit ver-
harrt auf hohem Niveau, und die
Dauer der Arbeitslosigkeit ist eben-
falls unverändert hoch; sie ist sogar
noch ein bisschen gestiegen – von
durchschnittlich 38,5 Wochen 2001
auf 39,5 Wochen 2005. •

Arbeitslose sind für die Bundes-
agentur für Arbeit, die sich von der
viel geschmähten Mammutbehörde
in einen modernen Dienstleister
verwandeln will, „Kunden“. Sie
werden in drei Gruppen eingeteilt:
in „Marktkunden“, d.h. qualifizier-
te Leute, die ohne große Probleme

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte und
Arbeitslose 2001 – 2005 (in Millionen)
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit

2001

27,8
Beschäftigte
Arbeitslose

2002 2003 2004 2005

27,6
27,0 26,5 26,2

3,9 4,1 4,4 4,4
4,9

Weniger Beschäftigte,
mehr Arbeitslose
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte und
Arbeitslose 2001 – 2005 (in Millionen)
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit

2001

27,8
Beschäftigte
Arbeitslose

2002 2003 2004 2005

27,6
27,0 26,5 26,2

3,9 4,1 4,4 4,4
4,9

Weniger Beschäftigte,
mehr Arbeitslose

Eine gefährliche Zuspitzung: Die Zahl der 
registrierten Arbeitslosen steigt seit Jahren,
während gleichzeitig die Zahl der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten sinkt.

Abgang an Arbeitslosen nach Abgangsgründen
2001 – 2005* (in Millionen)
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit

2001

2,3

in Beschäftigung darunter

2002 2003 2004 2005

durch Vermittlung

2,2
2,4 2,3

2,6

0,8

0,4
0,60,7

1,1

* ohne die 69 Kreise mit zugelassenem kommunalen Träger

Arbeitslosenvermittlung:
Nicht besser geworden

Der schöne Schein: Der sprunghafte Anstieg der
Vermittlungen im Jahr 2005 um mehr als 400 000
ist vor allem darauf zurückzuführen, dass seit 
In-Kraft-Treten von Hartz IV die Vermittlung 
in Ein-Euro-Jobs mitgezählt wird.
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F o r s c h u n g s j o u r n a l

Soziale
Bewegungen

Ob es um die Einführung von
Arbeitnehmerrechten oder das Frau-
enwahlrecht ging: Ohne soziale Be-
wegungen hätte es diese Errungen-
schaften wohl nie gegeben. Heute
spricht man von „Neuen sozialen
Bewegungen“ und denkt dabei an
die Umweltbewegung oder den
Einsatz für mehr Geschlechterge-
rechtigkeit. Einen fundierten Über-
blick über dieses Themenfeld gibt
unter dem Titel „Immer in Bewe-
gung – nie am Ziel“ die aktuelle Aus-
gabe des Forschungsjournal Neue
Soziale Bewegungen. Ob Frauenbe-
wegung oder Globalisierungskritik:
Die AutorInnen hinterfragen kritisch
die langfristige Wirkung des jewei-
ligen Engagements. •
Lucius & Lucius Verlagsges., Stuttgart 2006, 
148 S., Jahresabo 39 Euro.

B r o s c h ü r e

Dienstleistung
ausbaufähig

Gut 70 Prozent der bundes-
deutschen Wertschöpfung und Be-
schäftigung finden im „dritten Sek-
tor“ statt. Doch es gibt erheblichen
Entwicklungsbedarf. Den haben die
Friedrich-Ebert-Stiftung und ver.di
in einem gemeinsamen Arbeitskreis

Dienstleistungen ausgemacht. Eine
Zwischenbilanz ihrer bisherigen Ar-
beit ziehen sie in der Broschüre
„Dienstleistungen in Deutschland –
besser als ihr Ruf, dennoch stark
verbesserungsbedürftig“. Im Mit-
telpunkt stehen Ansätze für eine
zukunftsfähige Dienstleistungspoli-
tik, die Wettbewerbsfähigkeit und
mehr Beschäftigung zugleich er-
möglicht.
www.fes.de/wirtschaftspolitik

v e r . d i - J u g e n d

arena 
informiert

Welche Informationen brau-
chen frisch gewählte Jugend- und
AuszubildendenvertreterInnen
(JAV)? Wie funktioniert eigentlich
die gesetzliche Krankenversiche-
rung? Und was ist beim Einsatz von
Azubi-Fragebögen durch Ausbilder
zu beachten? Diese und viele ande-
re Fragen beantwortet arena, das
Infomagazin für ver.di-JAV’n in der
ersten Ausgabe dieses Jahres. Da die
Redaktion die Publikation weiter
verbessern will, sind die LeserInnen
gefragt, Vorschläge einzubringen.
Wer den Fragebogen im Mittelteil
des Magazins ausfüllt und einsen-
det, gewinnt mit etwas Glück eine
Mini-Maglite. arena kann kosten-
los beim ver.di-Bundesvorstand be-
stellt werden. •
jugend@verdi.de 

PROJEKTE UND PARTNER

verhältnisse gestaltet werden kön-
nen. Zentrale Frage wird dabei sein,
ob eine von Erwerbsarbeit unab-
hängige Existenzsicherung geschaf-
fen werden muss. Die Diskussion ist
Teil einer Veranstaltungsreihe zum
175-jährigen Bestehen der Univer-
sität Hannover.
Infos: www.koop-hg.de

••• Am 11. Mai lädt die Koope-
rationsstelle Hochschulen&
Gewerkschaften Hannover-
Hildesheim zur Diskussions-
veranstaltung „Zukunft der Ar-
beit – Arbeit der Zukunft“ ein. Ver-
treter der Sozialpartner überlegen
gemeinsam mit Wissenschaftlern
und Politikern, wie künftige Arbeits-

interregio
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Tarifsystem im
Umbruch

Die Tarifbindung geht seit

Mitte der 90er Jahre zurück.

Differenzierung und Dezen-

tralisierung verändern das

Tarifsystem grundlegend.

Und beide Trends stellen die

Gewerkschaften vor „grund-

legende Herausforderungen“,

sagt Reinhard Bispinck, der

Leiter des WSI-Tarifarchivs

der Hans-Böckler-Stiftung:

„Gefordert ist eine neue 

Verknüpfung von Tarif- und

Betriebspolitik.“ 

Das System der Flächentarif-

verträge, das mit verbind-

lichen Mindeststandards

branchenbezogen die Ar-

beits- und Einkommensbe-

dingungen aller Beschäftig-

ten regelt, gehört vielleicht

bald schon der Vergangen-

heit an. Laut WSI-Tarifarchiv

gilt die Tarifbindung nur

noch für 68 bzw. 53 Prozent

der Beschäftigten in West-

bzw. Ostdeutschland und nur

noch für 43 bzw. 23 Prozent

der Betriebe. Rund ein Drit-

tel der Arbeitgeberverbände

bietet Mitgliedschaften ohne

Tarifbindung (OT) an. 

Zur Restabilisierung des 

Tarifsystems sollte nach Auf-

fassung des WSI-Experten 

Bispinck auch der Gesetzge-

ber beitragen: Nützlich wäre

eine erleichterte Erklärung

der Allgemeinverbindlich-

keit von Tarifverträgen, ein

gesetzlicher Mindestlohn 

sowie ein Klagerecht der 

Gewerkschaften, um eine

bessere Durchsetzung 

vereinbarter Tarifverträge 

zu gewährleisten.

T a r i f p o l i t i k

Vernetzung geplant

„Der Gewinner ist – die IG Me-
tall“, kommentierte der Tagesspie-
gel überschwänglich den Pilotab-
schluss der NRW-Metaller vom 22.
April. Dabei ist das noch gar nicht
ausgemacht, denn die Tarifrunde in
Deutschlands wichtigster Industrie-
branche geht jetzt in die Verlänge-
rung – in die Betriebe.

Erstmals kann die Einmalzah-
lung von den Betriebsparteien be-
stimmt werden. Geht’s der Firma
gut, kann der Betrag von 310 Euro
auf 620 Euro verdoppelt werden;
ist die Ertragslage schlecht, kann die
Einmalzahlung bis auf Null redu-
ziert werden. Sowohl Geschäftsfüh-
rung als auch Betriebsrat können
die jeweils andere Seite zu Verhand-
lungen auffordern. Einigen sie sich
nicht, sind 310 Euro fällig.

Die IG Metall hätte dabei gern
ein Wörtchen mitgeredet, ist aber
am Widerstand der Arbeitgeber ge-
scheitert. Als Niederlage empfindet
sie das jedoch nicht, eher als Chan-
ce: null oder 620 Euro? Das wird
jetzt die beherrschende Frage in al-
len tarifgebundenen Metallunter-
nehmen – und die IG Metall will
dafür sorgen, dass die Antwort öfter
620 als null lautet. Oder dass der
Verzicht auf Geld durch Gegenleis-
tungen des Arbeitsgebers wie zum
Beispiel Standort- und Beschäfti-
gungsgarantien honoriert wird.

Die betriebliche Tarifpolitik hat
jetzt ein konkretes Thema – und die
IG Metall Aussicht auf neue Mit-
glieder: Gerade wenn Gewerk-
schaften im Betrieb spürbar sind,
treten viele Beschäftigte der Ge-
werkschaft bei.

Was für die IG Metall tarifpoliti-
sches Neuland ist, ist für die IG BCE
vertrautes Terrain: In der Chemie-In-
dustrie senkten von 2000 Betrieben
nicht einmal 20 die Einmalzahlung.

Ob der Arbeitgeberverband Gesamt-
metall die erstmals vereinbarte „ech-
te Öffnungsklausel“ auch morgen
noch bejubelt, bleibt deshalb abzu-
warten. Zumal es kaum ein besseres
Argument für die Gründung eines
Betriebsrats gibt: Mehr als 310 Euro

kann es nur per Betriebsvereinba-
rung geben – und dafür braucht’s
eine Arbeitnehmervertretung.

Ganz neue Dimensionen betrieb-
licher Tarifpolitik eröffnet der Tarif-
vertrag zur Qualifizierung (TV Q),
gegen den sich die Metallarbeitge-
ber bis zuletzt gewehrt haben: Er
verpflichtet sie, gemeinsam mit dem
Betriebsrat den betrieblichen Quali-
fizierungsbedarf festzustellen – und
mindestens einmal im Jahr mit 
jedem Beschäftigten über dessen
Qualifizierungsbedarf zu reden. Be-
steht ein Bedarf, werden Qualifizie-
rungsmaßnahmen vereinbart. Die
Beschäftigten können Vorschläge
machen und den Betriebsrat hinzu-
ziehen, der Betriebsrat seinerseits
Sachverständige.

Mit Weiterbildung per Tarifver-
trag hat die IG Metall bereits Erfah-
rung – allerdings nur in Baden-
Württemberg. Dort gibt es sie seit
2001. Und siehe da: Rund „zwei
Drittel der Betriebsräte und die

Die Flexibilisierung der Tariflandschaft ist weit vorangeschritten. Durch den Tarifabschluss in der Metall- und
Elektroindustrie dürfte sie sogar noch einen zusätzlichen Schub erhalten. Weil mit der Flexibilisierung aber auch
die Bindekraft von Tarifverträgen schwindet, wollen die Gewerkschaften aus der Not eine Tugend machen: 
Eine neue Verknüpfung von Tarif- und Betriebspolitik soll zur Restabilisierung des Tarifsystems führen.

Hälfte der Manager“ bestätigten,
dass das Thema plötzlich wichtiger
genommen wird, hat das Tübinger
Forschungsinstitut für Arbeit, Tech-
nik und Kultur festgestellt. Knapp
die Hälfte der Betriebsräte und fast
ein Drittel der Manager gaben an,

dass mittlerweile mehr betriebliche
Weiterbildung stattfindet.

Die Wirkung des neuen TV Q
dürfte folgenreicher sein: Der Düs-
seldorfer Pilotabschluss sieht vor,
dass die Beschäftigten ihren An-
spruch auf Weiterbildung im Kon-
fliktfall nicht selbst vor Gericht
durchsetzen müssen; das regeln
Betriebsrat oder Gewerkschaft.

Positive Erfahrungen mit tarif-
lich vereinbarter Weiterbildung
macht auch die westdeutsche Tex-
til- und Bekleidungsindustrie. Dort
existiert seit 1997 ein paritätisch
kontrollierter Weiterbildungsfonds.
Und 25 Prozent der Betriebe nut-
zen die Qualifizierungsangebote des
Fonds – Tendenz steigend.

Womöglich sind die Metallar-
beitgeber eines Tages für den – bis
zuletzt bekämpften – TV Q dank-
bar. Selbst sie bestreiten nicht, dass
Unternehmen, die in die Qualifizie-
rung ihrer Mitarbeiter investieren,
erfolgreich sind. •

Frei verfügbares Haushaltseinkommen
2005 (in Prozent)
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Wenig bis nichts 11,2 Millionen Bundesbürger
haben kein frei verfügbares
Nettoeinkommen, um zu 
sparen oder sich etwas zu 
gönnen – das sind 17,2 Prozent
aller Haushalte, denen nach
Abzug aller Kosten wie Miete,
Einkäufe und Versicherungen
nichts bleibt. Damit ist die 
Zahl derjenigen, die sich 
nichts mehr leisten können,
seit 2001 um rund eine 
Million gestiegen. Das ergibt
die Verbraucher-Analyse der
Verlage Bauer und Springer.
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GEWERKSCHAFTEN

(UFO) sowie drei Mitgliedsgewerk-
schaften des Christlichen Gewerk-
schaftsbundes (CGB) zu den Partnern
der Vereinbarung. In einem ständi-
gen Arbeitskreis wollen die Arbeit-
nehmerorganisationen „ungeachtet
bestehender Konkurrenzverhältnis-
se“ und „unterschiedlicher Zuge-
hörigkeit zu Dachverbänden“ ihre
gemeinsamen Ziele diskutieren. Für
dieses Jahr ist außerdem die Auf-
taktveranstaltung eines „Forums
für humane Mobilität“ geplant. •

In der Folgezeit soll eine unabhän-
gige Kommission im Einvernehmen
mit den Tarifparteien Vorschläge ma-
chen, wie er weiter erhöht werden
kann. Die endgültige Festsetzung
erfolgt durch die Bundesregierung.
Einen vergleichbaren Vorschlag
hatten NGG und ver.di bereits An-
fang März bei der Vorstellung ihrer
Mindestlohnkampagne gemacht
(einblick 5/2006). Sie argumentie-
ren, dass ein gesetzlicher Mindest-
lohn kein Eingriff in die Tarifautono-
mie sei, sondern lediglich Löhne
und Gehälter nach unten absichern
würde. Auch bei anderen gesetzli-
chen Mindeststandards, wie zum
Beispiel beim Urlaubsanspruch und
beim Arbeitszeitgesetz, lägen die
Tarifstandards höher. •

Die GEW hat vorge-
schlagen, einen Teil 
der staatlichen Leis-

tungen für Familien direkt
in Bildungseinrichtungen zu
investieren, um so Betreu-
ung und Bildung bis zum 
14. Lebensjahr gebührenfrei
zu halten. „Wer 150 Euro
Kindergeld bekommt, aber
300 Euro Kita-Gebühren“
bezahlt, habe wenig vom
bisherigen System.

Die IG BAU fordert ein 
deutsches „Urwald-
schutzgesetz“, das 

Unternehmen verpflichtet,
die legale Herkunft ihres
Holzes nachzuweisen. Allein
bei Holzimporten aus Brasi-
lien läge der Anteil illegal
geschlagener Hölzer bei 
etwa 80 Prozent. Auch aus
Indonesien und Russland
werde Holz im Wert von
hunderten Millionen Euro
unkontrolliert eingeführt.

Mit einer Vereinba-
rung über „Faire 
Betriebsratswahlen“

und der Einrichtung einer
Clearing-Stelle will ver.di
die Wahl von Arbeitnehmer-
vertretungen in den 2600 
Filialen des Discounters Lidl
erleichtern. Die Clearing-
Stelle soll mit zwei „Persön-
lichkeiten aus dem öffentli-
chen Leben“ besetzt werden.

Die IG Metall hat den 
Otto-Brenner-Preis 
zum zweiten Mal un-

ter dem Motto „Kritischer 
Journalismus – Gründliche
Recherche statt bestellter
Wahrheiten“ ausgelobt. 
Bis zum 31. Juli können 
Medienbeiträge eingereicht
werden, die ab August 2005
veröffentlicht wurden.
www.otto-brenner-preis.de

kurz&bündig M i n d e s t l o h n  

DGB beschließt
Eckpunkte

Bis zum Herbst will die Bundes-
regierung ein Konzept vorlegen,
wie der Niedriglohnbereich neu ge-
ordnet werden kann. Spätestens
dann fällt die Entscheidung, ob es
auch in Deutschland einen Mindest-
lohn geben wird, um im Niedrig-
lohnbereich die Spirale nach unten
zu beenden, und ob es zur Ein-
führung von Kombilöhnen kommt.

Auch auf dem DGB-Bundeskon-
gress Ende Mai in Berlin wird das
Thema eine Rolle spielen. NGG und
ver.di werben für einen gesetzli-
chen Mindestlohn, die IG BCE steht
Mindestlöhnen hingegen nach wir
vor skeptisch gegenüber.

Wie ein möglicher Kompromiss
aussehen kann, geht aus den „Eck-
punkten zur Sicherung im unteren
Einkommensbereich“ hervor, die
der DGB-Bundesvorstand am 2.
Mai beschlossen hat. Sie sind die
Grundlage für einen Initiativantrag,
den der DGB-Bundesvorstand dem
Kongress vorlegen wird. In den 
Eckpunkten lehnt der DGB eine
flächendeckende Einführung von
Kombilöhnen als „beschäftigungs-
politisches Instrument zur Aus-
weitung des Niedriglohnsektors“
ausdrücklich ab. „Spezifische Kom-
binationen von Arbeits- und Trans-
fereinkommen“, die Langzeitar-
beitslose und Personengruppen mit

Problemen in den Arbeitsmarkt in-
tegrieren sollen, will der DGB hin-
gegen unterstützen.

Bei der Bekämpfung von Armuts-
löhnen sind nach Meinung des DGB
„tarifvertragliche Lösungen vorzu-
ziehen“. Die Möglichkeit, Tarifver-
träge für allgemeinverbindlich zu
erklären, müsste erleichtert, das Ar-
beitnehmerentsendegesetz auf alle
Tarifbereiche ausgedehnt werden.
Zudem fordert der DGB einen „ein-
heitlichen gesetzlichen Mindest-
lohn“, der vor allem in den Bran-
chen, in denen es keine Tarifverträ-
ge gibt, oder diese nicht greifen, ein
Sinken der Löhne unter die Armuts-
schwelle verhindern soll.

In einem ersten Schritt soll der
Mindestlohn bei 7,50 Euro liegen.

TRANSNET und fünf weitere Ge-
werkschaften des Verkehrssektors
wollen künftig enger zusammenar-
beiten. Ein gemeinsames Positions-
papier stellt die Bekämpfung von
Lohn- und Sozialdumping und die
sozialverträgliche Ausgestaltung
„prekärer Arbeitsverhältnisse“ in den
Mittelpunkt der Kooperation. Neben
TRANSNET zählen die zum Deut-
schen Beamtenbund gehörende Ver-
kehrsgewerkschaft GDBA, die Unab-
hängige Flugbegleiter Organisation

Am 18. Mai startet der
vom DGB präsentierte
Dokumentarfilm
„Workingman´s Death“ 
in den deutschen Kinos.
Der Film des Österrei-
chers Michael Glawogger
zeigt in fünf Episoden,
dass Arbeitsbedingungen
wie im 19. Jahrhundert 
in vielen Ländern immer
noch zum Alltag gehören:
ob in ukrainischen Minen
oder in nigerianischen
Schlachthöfen.

V e r k e h r s b r a n c h e

Verbandsübergreifend 
gegen Lohndumping
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MEINUNG Verpflichtung 
der Konzerne

Die zwischen 1998 und 2000

aktualisierten Leitsätze der

OECD für multinationale 

Unternehmen sind die wich-

tigste Vereinbarung auf in-

ternationaler Ebene, wenn

es um die Durchsetzung so-

zialer und ökologischer Stan-

dards im weltweiten Handel

geht. Die Leitsätze verpflich-

ten die Unternehmen und

die Regierungen der OECD-

Länder nicht nur zur Einhal-

tung der Menschenrechte,

zur Bekämpfung der Kinder-

arbeit und zur Beseitigung

von Zwangsarbeit, sondern

auch zum Schutz der Arbeit-

nehmerrechte. Dazu zählt

auch das Recht zur Grün-

dung von Gewerkschaften

und zum Abschluss von Tarif-

vereinbarungen. Bei der Um-

setzung der OECD-Leitsätze

in die Praxis gibt es jedoch

zum Teil erhebliche Defizite. 

Vorbilder gesucht

Noch gibt es keine verbind-

lichen Richtlinien, die Unter-

nehmen auch auf der natio-

nalen Ebene zur Einhaltung

von CSR-Grundsätzen ver-

pflichten. Im Herbst wird das

„Forum Zukunftsökonomie“

zu deren Initiatoren auch der

einblick gehört, deshalb

erstmals Unternehmen aus-

zeichnen, die ihrer gesell-

schaftlichen Verantwortung

in besonderer Weise gerecht

werden (einblick 8/2006). 

Dazu können auch die ein-

blick-LeserInnen Vorschläge

machen. Infos: 

www.preis-der-arbeit.de

Ende März hat die Europäische Kommission ihre
lang erwartete Mitteilung zu Corporate Social Res-
ponsibility (CSR), der sozialen Verantwortung von
Unternehmen, vorgelegt. Ihr Titel „Umsetzung der
Partnerschaft für Wachstum und Beschäftigung: Eine
europäische Führungsposition im Feld der sozialen
Verantwortung der Unternehmen“ signalisiert einen
hohen Anspruch – doch der Rhetorik des Titels
werden die vorgeschlagenen Maßnahmen
nicht gerecht. Sie knüpfen weder an die vorange-
gangenen Debatten im Rahmen des Grünbuches
zum Thema CSR aus dem Jahre 2001 an, noch neh-
men sie Bezug auf die noch immer unzureichende
Praxis der sozialen Verantwortung global operieren-
der Unternehmen. Existierende Instrumente zur För-
derung von CSR und die damit gemachten Erfahrun-
gen, darunter die im Jahre 2000 neu gefassten und
von 18 Regierungen der heutigen EU-Länder mit-
beschlossenen OECD-Leitsätze für multinationale
Unternehmen, waren der Kommission nicht einmal
eine Fußnote wert.

Mit ihrem CSR-Konzept, das auf Freiwilligkeit
und die Unterstützung der Unternehmen für eine
„Europäische Allianz für wettbewerbsfähige und
nachhaltige Unternehmenspolitik“ zielt, setzt sich
die Kommission nicht nur in einen Gegensatz zu 
den Forderungen von Gewerkschaften und NGOs.
Sie missachtet auch die enttäuschenden
Erfahrungen, die mit CSR auf der Grundlage von
Freiwilligkeit und unternehmerischer Selbstregu-
lierung gemacht wurden. Diese lassen, wie selbst
Untersuchungen wirtschaftsfreundlicher Organisa-
tionen wie der OECD belegen, nur einen Schluss zu:
Eine wirksame Praxis der sozialen Verantwortung
von Unternehmen erfordert einen verbindlichen und
detaillierten Rahmen mit Verhaltensempfehlungen
unter Einschluss von globalen Zulieferketten und
Produktionssystemen.Auch am Anfang des 21. Jahr-
hunderts ist es keineswegs selbstverständlich, dass
Unternehmen Menschen- und Gewerkschaftsrechte
respektieren, dem Umwelt- und Verbraucherschutz
Rechnung tragen und auf Erlangung von Wettbe-
werbsvorteilen durch Bestechung oder Korruption
verzichten.

Die Politik kann jedoch bei der Vorgabe von Ver-
haltensempfehlungen und Appellen an die Unter-
nehmen, sich stärker für CSR zu engagieren, nicht

stehenbleiben. Notwendig sind, unabhängig vom
Grad der Verbindlichkeit der Verhaltensempfeh-
lungen, Mechanismen und Instrumente zu ihrer Um-
setzung und zur Kontrolle ihrer Anwendung. Ein 
Beispiel dafür sind die OECD-Leitsätze, die alle
OECD-Länder zur Einhaltung genau definierter Min-

deststandards verpflichten.Allerdings: Fortschritte in
der CSR-Praxis hängen trotz der Verpflichtung der
Regierungen maßgeblich davon ab, ob es gelingt,
eine gesellschaftliche Erwartungshaltung
in politisch-moralischen Druck umzuset-
zen und auf das Verhalten der Unternehmen einzu-
wirken. Dies ist bisher nur unzureichend gelungen.

Trotz der mit der Annahme der OECD-Leitsätze
eingegangenen Verpflichtungen haben sich bisher
nur wenige Regierungen zugunsten ernsthafter CSR-
Förderung engagiert. Passivität und Inaktivität hin-
sichtlich der Förderung von CSR, mangelnde Trans-
parenz und fehlende Zeitvorgaben, bürokratische
Handhabung der Lösung von Konfliktfällen sowie re-
striktive Interpretation der OECD-Leitsätze charakte-
risieren das Regierungshandeln. Dieser Sachverhalt
erfordert eine engagierte und zielgerich-
tete gewerkschaftliche Antwort: Sie müssen
das Instrument CSR mehr als bislang für die Stär-
kung von Gewerkschaftsrechten nutzen. Ausbaube-
dürftig sind vor allem das gewerkschaftliche Enga-
gement zugunsten von CSR-Konzepten und deren
Umsetzung in der betrieblichen Praxis, u. a. durch
Seminare mit Gewerkschaftsvertretern aus Entwick-
lungsländern und Europäischen Betriebsräten. Und
nicht zuletzt ist ein anhaltender Druck auf die Regie-
rungen wie auf die Europäische Kommission erfor-
derlich, um Fortschritte im Feld der CSR-Praxis zu 
erzielen. Und um dem Anliegen der Kommission 
gerecht zu werden, nämlich bei der Umsetzung von
CSR eine Führungsposition für Europa zu erzielen. •

Wenn es um Corporate Social Responsibility (CSR) geht, zu deutsch um die soziale Verantwortung
von Unternehmen, haben fast alle international agierenden Konzerne Defizite. Auch die EU 
kommt ihrer Verpflichtung, CSR-Konzepte zu unterstützen, nur unzureichend nach.

S o z i a l e  V e r a n t w o r t u n g  d e r  U n t e r n e h m e n

Gähnende Leere bei betrieblicher Praxis

Roland Schneider, 56,
ist politischer 
Sekretär beim 
gewerkschaftlichen
Beratungsgremium
(TUAC) der OECD 
in Paris.
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DGB,Tagung „Zwi-
schen Beruf und Familie ist kein
Platz für ein ‚oder‘“, Berlin

DGB und Gewerk-
schaften „Politik spaltet – Brücken
verbinden“, Demonstrationszug
über die Rheinbrücke von Wiesba-
den (Hessen) nach Mainz (Rhein-
land-Pfalz) 

Kooperationsstelle
Hochschulen und Gewerkschaften
Hannover – Hildesheim, Vortrag
„Zukunft der Arbeit – Arbeit der
Zukunft“, Hannover

DGB Niedersach-
sen – Bremen – Sachsen-Anhalt,
Workshop „Betriebsverlagerungen
in die EU-Erweiterungsländer – ein
Dilemma?“, Osnabrück

Hans-Böckler-Stif-16.5.

12.5.

11.5.

10.5.

9.5. tung und DGB, Workshop „Kapital
in Mitarbeiterhand: Hemmschuh
oder Motor für die Mitbestim-
mung?“, Berlin

IG Metall, Fach-
konferenz „Automobilindustrie am
Scheideweg – Haben Taylorismus
und Miniberufe Zukunft?“, Leipzig

ver.di, Diskussions-
reihe sicht.weisen „Föderalismus-
reform und Bildung:Von der Koope-
ration zum (ruinösen) Wettbewerb“,
Berlin

DGB Bremen, Ar-
beitsschutzkonferenz „Eingliede-
rungsmanagement in Betrieben und
Dienststellen“, Bremen

DBG-Bundeskon-
gress „Die Würde des Menschen ist
unser Maßstab“, Berlin

22.-26.5.

17.5.

17.5.

16./17.5.
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DIES&DAS

Buch: Arbeitsgruppe Alter-
native Wirtschaftspolitik, 
Memorandum 2006. Mehr
Beschäftigung braucht 
eine andere Verteilung, 
Papy Rossa Verlag, Köln
2006, 300 S., 17,50 Euro
Das seit 1977 jährlich erschei-
nende „Memorandum für eine
alternative Wirtschaftspolitik“ ist
keine wissenschaftliche Expertise
über die Wirtschaftsentwicklung
der kommenden zwölf Monate,
sondern eine Gegenposition zum
Gutachten der fünf Weisen. Eine
gut lesbare, fachlich fundierte 
Kritik an den Grundannahmen
der in Wirtschaftswissenschaft,
Öffentlichkeit und Politik domi-
nierenden Thesen einer angebots-
orientierten Ökonomie.

Gegliedert ist das Memorandum
2006 in zehn Kapitel, vom Ziel
gute Bildung für alle über das
Konzept einer auf Steuergerech-
tigkeit basierenden nachhaltigen
Finanzpolitik bis zur Forderung
nach einem neuen Solidarpakt III
für Ostdeutschland. Viele der im
Memorandum vertretenen Posi-
tionen sind ein Spiegelbild der
auch in Gewerkschaftskreisen ver-
tretenen Grundüberzeugungen,
etwa wenn es um die Kritik an
den Hartz-Reformen oder um den
Kombilohn geht. Ihn halten die
AutorInnen des Memorandums
nur zeitlich und auf einzelne Ziel-
gruppen begrenzt für tauglich. Zu
den Empfehlungen des Memo-
randums gehört auch ein Grund-
einkommen.

Tipp
.

Schlusspunkt●

Die Süddeutsche Zeitung vom 27. April über die Feststellung des aktuellen
Familienberichts der Bundesregierung, deutsche Mütter würden ihre „ge-
wonnene Zeit nicht in Hausarbeit investieren, sondern in persönliche Freizeit.“

„Cappuccino-Luder“

KRANKENVERSICHERUNG: Deutliche Mehrheit gegen Privatisierung
87 Prozent der Bundesbürger lehnen 
einen Systemwechsel in der Kranken-
versicherung ab: 28 Prozent wollen das
Modell der solidarischen Finanzierung
der Krankenversicherung unverändert
beibehalten, 59 Prozent lediglich 
behutsam reformieren. Das hat das
Meinungsforschungsinstitut Forsa im
Auftrag der Deutschen Angestellten
Krankenkasse (DAK) ermittelt. Auch
Überlegungen, den Beitrag der Arbeit-
geber einzufrieren, beurteilt die Mehr-
heit kritisch. Dadurch würden keine
neuen Arbeitsplätze entstehen. Quelle: DAK, Gesundheitsbarometer 2006

Soll das Solidarprinzip in der gesetzlichen
Krankenversicherung beibehalten werden?
(in Prozent)

Das bestehende
System ist gerecht
und soll erhalten
bleiben

nichts davon/
keine Angaben

... sollte reformiert,
aber nicht zerschlagen
werden

... hat sich
überholt

und sollte
abgeschafft

werden

Dadurch würden keine neuen
Arbeitsplätze entstehen

... würden die Kostensteigerungen
einseitig auf die Arbeit-

nehmerInnen verlagert werden

... würde der private Konsum der
Versicherten weiter gebremst werden

... würde das Interesse der Arbeitgeber
begrenzt werden, die Kosten im

Gesundheitswesen niedrig zu halten

... könnten neue
Arbeitsplätze entstehen

nichts davon/
keine Angaben

Soll der Arbeitgeberbeitrag eingefroren werden?
(in Prozent*)

*Mehrfachnennungen möglich ©
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Erwartungen der Bevölkerung an die Gesundheitsreform
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„Die Würde des Menschen ist
unser Maßstab“, unter diesem pro-
grammatischen Titel werden vom
22. bis 26. Mai 400 Delegierte des
DGB-Bundeskongresses in Berlin
nicht nur den Geschäftsführenden
Bundesvorstand (GBV) neu wählen,
sondern auch über die politischen
Ziele des DGB für die kommenden
vier Jahre entscheiden. Eine zentra-
le Rolle spielt neben den Themen
Mindestlohn, neue Finanzarchitek-
tur des Sozialstaates sowie der
Trendwende bei der Mitgliederent-
wicklung auch das Thema Europa.
Ihm ist auf dem Kongress eigens
ein zweiter Leitantrag vorbehalten.

In dem Antrag bekennt sich der
DGB ausdrücklich zum Ziel der eu-
ropäischen Integration. Die Erwei-
terung der EU um die osteuropäi-
schen Staaten diene nicht nur der
Sicherung von Frieden, Demokratie
und Bürgerrechten in ganz Europa,
sondern sie eröffne den neuen wie
den alten EU-Ländern auch neue
Perspektiven.

Gleichzeitig mahnt der DGB die
fehlende soziale Dimension Euro-
pas an. Die europäische Wirtschafts-
politik sei einseitig auf angebotsori-
entierte Maßnahmen ausgerichtet.
Unter Strukturreformen verstehe die

EU nur Deregulierung und Abbau
sozialer Sicherheit. Viele Bürger-
Innen, insbesondere in den alten
EU-Ländern, fühlten sich durch die-
se Form der europäischen Integra-
tion verunsichert, warnt der DGB.
Er fordert deshalb eine Ausrichtung
der europäischen Politik auf ein
qualitatives Wachstum, das eine
ökologisch und sozial nachhaltige
Entwicklung Europas ermögliche.
Um dieses Ziel zu erreichen, sei
auch eine Neuorientierung des 
europäischen Sozialdialogs not-
wendig, die Rolle der Sozialpartner
auf europäischer Ebene müsse 
gestärkt werden.

Zudem fordert der Leitantrag 
eine stärkere Europäisierung der
Gewerkschaften selbst. Die Wahr-
nehmbarkeit des Europäischen Ge-
werkschaftsbundes (EGB) auf der
Brüsseler Bühne müsse „erhöht
werden“. Der EGB müsse in die 
Lage versetzt werden, die Interes-
sen der europäischen Arbeitnehme-
rInnen „effektiv zu benennen und
stärker präsent zu sein“, heißt es 
in dem vom DGB-Bundesvorstand
vorgelegten Antrag.Weitere Schwer-
punkte der Beratung unter den
mehr als 130 vorliegenden Anträ-
gen sind die Themen Wirtschafts-
und Beschäftigungspolitik, soziale
Sicherungssysteme und die Bil-
dungspolitik.

Für den DGB-Kongress haben
sich zahlreiche SpitzenpolitikerIn-
nen angesagt, darunter Bundes-
präsident Horst Köhler, Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU), Vi-
zekanzler Franz Müntefering (SPD),
Berlins Bürgermeister Klaus Wowe-
reit (SPD) und die Fraktionsvorsit-
zenden Renate Künast (Grüne) und
Oskar Lafontaine (Linkspartei). •
www.bundeskongress2006.dgb.de

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.demokratie24.de
Plattform für „interaktive

Demokratie“: online 
politisch engagieren

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
GEW-Kommentar zur 

PISA-Sonderauswertung
Migration
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Bundespräsident Horst 
Köhler hat sich in der

Debatte um die Verlängerung
der Lebensarbeitszeit für fle-
xible tarifrechtliche Lösungen
ausgesprochen. Er wünsche
sich in dieser Frage „möglichst
viel Freiheit für jeden Einzel-
nen und für die Tarifpartner“.

+ FDP-Vorsitzender Guido 
Westerwelle hat die

Länder aufgefordert, das
schwarz-rote Gleichbehand-
lungsgesetz im Bundesrat 
abzulehnen. Es entspreche
dem rot-grünen Antidiskrimi-
nierungsgesetz, sei „Unfug“
und führe zu mehr Bürokratie.

-
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Delegierte des DGB-Bundeskongresses
vom 22. bis 26. Mai 2006 in Berlin

Zwei Drittel von ver.di
und IG Metall

ver.di

IG Metall

IG BCE

TRANSNET

GEW

NGG

IG BAU

GdP 137

133
45

25

17

16
15

12

400 Delegierte sind beim
DGB-Bundeskongress
stimmberechtigt. ver.di
stellt 137 Delegierte,
knapp gefolgt von der
IG Metall mit 133 Dele-
gierten. Das entspricht
zusammen 67,5 Prozent.
An dritter Stelle liegt
mit 45 Delegierten
(11,25 Prozent) die 
IG BCE, gefolgt von der
IG BAU mit 25 Delegier-
ten (6,25 Prozent). Auf
die übrigen vier DGB-
Gewerkschaften, TRANS-
NET, GEW, NGG und GdP,
entfallen zusammen 60
Delegierte (15 Prozent).



die Einführung der betrieblichen Altersvorsorge

ihre Anpassung an neue gesetzliche Regelungen

Die Einrichtung von Langzeitarbeitskonten

die Vorbereitung von Info-Veranstaltungen und
Betriebsversammlungen

Wir bieten entsprechende Seminare und
Qualifizierungsmaßnahmen an und stehen als

Weitere Zukunftsthemen sind:
Arbeitszeitorganisation
Betriebsklima und Anti-Mobbing-Strategien
Organisationsentwicklung

Bei uns sind eure
Belange sofort:

Als gewerkschaftliche Informations-
und Beratungseinrichtung unterstützen wir:

Betriebsräte: Achtung!
Einige Arbeitgeber versuchen die betriebliche
Altersversorgung zu verschlechtern.
Informiert euch! Ruft uns an!

.Uns ist wichtig, dass
Zukunftsplanung
auf den P u n k t
genau sitzt.

.

.

.

in.Arbeit GmbH
Ulf Imiela
Roßstr. 94
40476 Düsseldorf

Telefax 0211.43 83 79 22

www.in-arbeit.com

Verhandlungen über Betriebsvereinbarungen

Nachdenken. Vorsorgen. Zukunft sichern.

Sachverständige gem. BetrVG zur Verfügung.

Telefon 0211.43 83 79 0
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Baustelle DGB
Für eine erfolgreiche Trendwende bei der Mitgliederentwicklung muss
auch die Organisationsstruktur des DGB weiterentwickelt werden. Auf
dem DGB-Bundeskongress beraten die Delegierten über einen entspre-
chenden organisationspolitischen Antrag des DGB-Bundesvorstandes.

Eine enge Orientierung an den
Interessen der Mitglieder soll die
Leitlinie für die Weiterentwicklung
der Organisationsstruktur des DGB
sein. Der Antrag will einen Orientie-
rungsrahmen dafür bieten, schlägt
aber noch keine konkreten Maß-
nahmen vor.Vielmehr ist geplant, in
den nächsten Monaten neue Formen
der Zusammenarbeit von DGB und
Gewerkschaften zu entwickeln und
sie anhand von Pilotprojekten in
zehn bis fünfzehn DGB-Regionen zu
erproben.Überprüft werden soll auch,
wie sich Synergien zwischen DGB
und Gewerkschaften stärker nutzen
lassen. Die Erkenntnisse, die auf der
„Baustelle DGB“ in den nächsten
Monaten gewonnen werden, sollen
in ein „Konzept der Weiterentwick-
lung des DGB“ einfließen, das bis
Ende 2007 vorliegen soll. Flankiert
wird der organisationspolitische
Antrag auf dem Kongress von ver-
schiedenen Satzungsanträgen.

Ziel ist, dass auch in Zeiten knap-
per finanzieller und personeller
Möglichkeiten die Gewerkschaften
vor Ort erreichbar bleiben. So sind
bundesweit DGB und Gewerkschaf-
ten zwar in über 300 Orten präsent,
aber nicht jede Gewerkschaft ist für
ihre Mitglieder in ausreichender Nähe
erreichbar. Mithilfe von gemein-
samen Anlaufstellen könnte
die Erreichbarkeit gesichert werden
– vor allem in ländlichen Regionen.
Die Aufgaben in den DGB-Regio-
nen sind vielfältig und häufig kaum
noch von den wenigen Beschäftig-
ten dort zu leisten. Eine Entlastung
könnten neue Formen der Koope-
rationen zwischen Regionen bie-
ten. Andere Projekte beschäftigen
sich mit der gewerkschaftlichen
Vorfeldarbeit in Schulen und
Hochschulen. Erprobt werden auch
ortsunabhängige Kompetenz-

center etwa zur Bildungsarbeit,
zur Verkehrspolitik oder zur Koordi-
nation der frauenpolitischen Gleich-
stellungsarbeit. Sie sollen helfen,
Synergien zu nutzen und die Qua-
lität der DGB-Angebote trotz knap-
per personeller Ressourcen zu ver-
bessern. Einen hohen Stellenwert

räumt der Antrag deshalb auch der
Personalentwicklung und der Qua-
lifizierung von Haupt- und Ehren-
amtlichen ein.

„Baustelle DGB“ ist der Titel ei-
ner Ausstellung, die erstmals auf
dem DGB-Kongress präsentiert
wird. Sie zeigt anhand von Beispie-
len guter Praxis aus DGB-Regionen
und -Bezirken, dass es für viele der
geplanten Pilotvorhaben schon
jetzt Vorbilder gibt – von Koopera-
tionsprojekten in der Region Em-
scher-Lippe und DGB-Informations-
büros in der südhessischen Region
Starkenburg über Campus Offices
als gewerkschaftliche Anlaufstellen
für Studierende in etlichen Hoch-
schulorten bis zur Unterstützung
der Gewerkschaften durch den
DGB bei der grenzüberschreitenden
Gewerkschaftsarbeit, etwa in Bay-
ern. Weitere Beispiele werden auf
der Intranet-Seite www.initiative-
trendwende.de vorgestellt, auf die
alle Beschäftigten von DGB und
Gewerkschaften Zugriff haben. •

In einer Reihe von 
DGB-Regionen werden 
bereits 
neue 
Formen 
der 
Koope-
ration 
erprobt.
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Gemeinsames
Vorhaben

Die Initiative Trendwende 

ist ein gemeinsames Vor-

haben von DGB und Gewerk-

schaften. Eine Steuerungs-

gruppe unter der Leitung

des DGB-Vorsitzenden 

Michael Sommer, der alle 

Gewerkschaftsvorsitzenden

angehören, gibt den Takt an.

Ein Kernteam, das von 

Dietmar Hexel, Mitglied des

Geschäftsführenden DGB-

Bundesvorstands geleitet

wird, koordiniert die Arbeit

im Rahmen der Initiative. 

Nach der Bewilligung der

Projektmittel im März 2006

durch den DGB-Bundesvor-

stand und den DGB-Bun-

desausschuss nimmt die

Trendwende nun Fahrt auf. 

So können sich seit Mitte

April alle Beschäftigten von

DGB und Gewerkschaften

auf der Intranet-Seite

www.initiative-trendwende.de

über die Initiative und die

einzelnen Projekte informie-

ren und Stellung beziehen.

Eine Internetseite ist in

Vorbereitung. Künftig wird

auch der einblick regelmäßig

über die Trendwende-Projek-

te berichten.

Als Anlaufstelle für alle 

Fragen zur Trendwende 

wurde beim DGB-Bundes-

vorstand ein Projektbüro

eingerichtet.

Trendwende.bvv@dgb.de

030 / 240 60 680

I n i t i a t i v e  T r e n d w e n d e

Näher ran an die Menschen
Mit der „Initiative Trendwende“ wollen DGB und Gewerkschaften mit
dafür sorgen, den Negativtrend bei den Mitgliederzahlen umzukehren.
Auf dem DGB-Bundeskongress werden die im Rahmen der Initiative 
entwickelten Projekte erstmals öffentlich vorgestellt.

Die Lage ist ernst: „Abnehmen-
de Mitgliederzahlen stellen Ge-
werkschaften und DGB vor große
Herausforderungen. Mit der Initia-
tive Trendwende stellen wir uns 
gemeinsam den Ursachen dieser
Entwicklung, um sie umzukehren“,
sagt der DGB-Vorsitzende Michael
Sommer.

Mit rund 6,8 Millionen Mitglie-
dern hat der Mitgliederstand der
DGB-Gewerkschaften Ende 2005
einen Tiefstand erreicht. Zwar hat
sich im letzten Jahr der Mitglie-
derschwund mit einem Minus von
3,3 Prozent gegenüber 2004 (Mi-
nus 4,8 Prozent) deutlich abge-
schwächt. Auch konnten die Ge-
werkschaften mit über 280 000
Neueintritten insgesamt mehr Mit-
glieder gewinnen als jeweils in
2003 und 2004. Erfreulich: Ein 
Drittel der neu Eingetretenen sind
junge Menschen.

Attraktiver werden

Doch die Trendwende ist noch lange
nicht erreicht. Deshalb haben der
DGB-Vorsitzende und die acht Vor-
sitzenden der Mitgliedsgewerkschaf-
ten die im letzten Jahr gestartete
„Initiative Trendwende“ zur Chef-
sache erklärt. Dabei geht es nicht
einfach darum, die Mitgliederwerbe-
aktivitäten zu verstärken. Vielmehr
sollen gewerkschaftliche Angebote
und Organisationsstrukturen so
weiter entwickelt und ergänzt wer-
den, dass sie mit dafür sorgen, die
Gewerkschaften wieder für mehr
Menschen attraktiv zu machen.

Dafür suchen die Gewerkschaf-
ten nach neuen Wegen, ihre Ange-
bote stärker als bisher an den Inter-
essen der Mitglieder, auch der po-
tenziellen, auszurichten.Auch sollen
Kooperationen zwischen DGB und

Gewerkschaften ausgebaut und
das Profil der Gewerkschaften ge-
schärft werden.

Im Rahmen der Initiative wer-
den entsprechend Projekte geför-
dert, die die Leistungsfähigkeit und
die Attraktivität von DGB und Ge-
werkschaften stärken. Zurzeit gibt es
sechs Pilotprojekte, weitere, etwa
zur Europapolitik, sollen folgen. Die
Bandbreite der Projekte ist groß:
■ Mit einem eigenen Modell für
eine neue Finanzarchitektur des
Sozialstaates will sich der DGB
in die Diskussion um die Zukunft
des Sozialstaates einmischen.
Infos: hans-joachim.schabedoth@dgb.de

■ Mithilfe einer Potenzialana-
lyse sollen die Erwartungen von
Mitgliedern und Nichtmitglie-
dern an die Gewerkschaften stär-
ker ins Blickfeld rücken. Dafür
werden im Rahmen des Projektes
zum Beispiel Umfragen entwi-
ckelt und eingesetzt.
Infos: christiane.zerfass@dgb.de

■ Mit der Etablierung eines DGB-
Index „Gute Arbeit“, der ähn-
lich dem Geschäftsklima-Index
zur konjunkturellen Entwicklung
regelmäßig über die Qualität der
Arbeitsplätze in deutschen Un-
ternehmen informiert, soll dieser
Aspekt von Arbeit stärker ins
öffentliche Bewusstsein gerückt
werden und gleichzeitig die ge-
werkschaftliche Kompetenz auf
diesem Feld gezeigt werden.
Infos: hans-joachim.schulz@verdi.de

■ Eine gemeinsame IT-Kommu-
nikationsplattform aller Gewerk-
schaften soll dafür sorgen, dass
künftig gemeinsame IT-Projekte
und Kampagnen kostengünsti-
ger, schneller und besser organi-
siert werden können.
Infos: wolfgang.kienle@igmetall.de

■ Damit angesichts knapper
werdender Ressourcen die Ge-
werkschaften auch künftig als
Ansprechpartner vor Ort präsent
sind, sollen bei der Weiterent-
wicklung der DGB-Organisati-
onsstruktur neue Kooperationen
erprobt und Synergien besser
genutzt werden.
Infos: jupp.bergmann@dgb.de

■ Mitbestimmung und Teilhabe
als gewerkschaftliche Zukunfts-
projekte auszubauen und wei-
terzuentwickeln, das ist das Ziel
des sechsten Projektes. In einer
ersten Phase wurden im Rah-
men der Begleitkampagne zu
den Betriebsratswahlen 2006
mit Erfolg neue Formen der An-
sprache der Beschäftigten und
der Kooperation zwischen DGB
und Gewerkschaften erprobt.
Infos: gunter.barnbeck@dgb.de

Lang angelegter Prozess

„Den Trend in der Mitglieder-
entwicklung umzukehren, ist ein
lang angelegter Prozess. Und er ist
keinesfalls allein mit den bisher im
Rahmen der „Initiative Trendwen-
de“ beschlossenen Projekten zu
erreichen“, so der DGB-Vorsitzende
Michael Sommer.

Vielmehr müsse der „Geist der
Trendwende“ überall in DGB und
Gewerkschaften bei der Bewäl-
tigung der alltäglichen Aufgaben 
Einzug halten. Das dauerhafte, ge-
meinsame Engagement der Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter
sei für den Erfolg notwendig.

Michael Sommer ist überzeugt:
„Wir brauchen einen langen Atem,
aber wir können die Trendwende
schaffen: Wir sind eine starke Ge-
meinschaft. Unsere Idee hat Zu-
kunft.“   •
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der Vorsitzender der Deutschen
Postgewerkschaft (DPG) maßgeblich
an der Gründung der Dienstleis-
tungsgewerkschaft ver.di beteiligt,
bei deren Gründung im März 2001

wurde er zu einem der vier stellver-
tretenden ver.di-Vorsitzenden ge-
wählt. Neue stellvertretende DGB-
Vorsitzende soll Ingrid Sehrbrock,
57, werden. Sehrbrock gehört dem
GBV seit Dezem-
ber 1999 an und
ist dort bislang
für die Bereiche
Bildung und
Qualifizierung,
Jugend sowie
Ö f f e n t l i c h e r
Dienst/Beamte zuständig. Seit 1987
ist Sehrbrock zudem stellvertretende

Bundesvorsitzende der Christlich 
Demokratischen Arbeitnehmerschaft
(CDA). Wiedergewählt werden in
den GBV soll außerdem Dietmar
Hexel, 56, der vor seiner Wahl im
Mai 2002 in den
DGB-Vorstand
Leiter der Abtei-
lung Organisati-
on/Organisati-
onsentwicklung
der IG Metall war.
Im DGB-Vorstand
ist Hexel für die Bereiche Organisa-
tion und Kommunikationssysteme,

Der bisherige DGB-Vorsitzende
Michael Sommer, 54, soll auch der
neue Vorsitzende sein. Sommer war
vor seiner Wahl an die Spitze des
DGB im Mai 2002 als stellvertreten-

Die KandidatInnen für den GBV
DGB-Bundeskongresse sind auch Wahlkongresse: Alle vier 
Jahre muss der fünfköpfige Geschäftsführende Bundesvorstand
(GBV) neu gewählt werden. Nach dem Wahlvorschlag, den der
DGB-Bundesvorstand Ende Januar gemacht hat, sollen dem 
neuen Vorstand mit dem DGB-Vorsitzenden Michael Sommer 
sowie mit Ingrid Sehrbrock und Dietmar Hexel drei Mitglieder 
angehören, die bereits Mitglied des GBV sind. Die beiden 
übrigen Vorstandsfunktionen sollen neu besetzt werden. 
Der Vorschlag im Einzelnen: 

M i c h a e l  S o m m e r  i m  I n t e r v i e w

Sieben Millionen sind eine magische Grenze

■ Bei deiner Wahl 2002 bist du
mit dem Anspruch angetreten,
das Gewicht des DGB gegenüber
der Politik zu stärken. Wie sieht
deine persönliche Bilanz aus?
■ Einer der wichtigsten Erfolge ist
für mich, dass der DGB in der
Fläche wieder erfahrbar ist und auch
mehr Außenwirkung entfaltet. Die
organisationspolitische Kraft des DGB
in den Regionen und in den Bezir-
ken ist heute deutlich stärker als vor
vier Jahren – auch dank der vielen
offenen Diskussionen, die wir mit-
einander zum Beispiel auf den Re-
gionaltagungen geführt haben. 
■ Und auf der politischen Ebene?
■ Bei meiner Wahl hatte ich die
Hoffnung, gemeinsam mit einer

Der DGB-Vorsitzende Michael Sommer zieht eine persönliche Bilanz der vergangenen vier Jahre.

rot-grünen Bundesregierung Impul-
se für eine Modernisierung dieses
Landes geben zu können, die nicht
auf Kosten der Beschäftigten und
sozial Schwachen geht. Dieses Ziel
habe ich nicht erreicht. Die Agenda
2010, die Arbeitsmarkt- und die
Sozialreformen sind gegen die 
Gewerkschaften gemacht worden.
Für diese Politik ist Rot-Grün abge-
wählt worden, ohne dass Schwarz-
Gelb eine Mehrheit bekommen
hat. Die Menschen wollen, dass die
Krise des Arbeitsmarktes und der
Sozialsysteme bewältigt wird, aber
sie wollen auch sozial gerechte Re-
formen.
■ 2002 wolltest du für die 
Gewerkschaften wieder 

die Meinungsführerschaft 
zurückgewinnen.
■ Die Gewerkschaften haben die
gesellschaftspolitische Stimmung
noch nicht vollständig drehen kön-
nen. Das war angesichts der
schwierigen Ausgangslage auch
nicht zu erwarten. Dennoch ist der
DGB heute wieder ein Akteur auf
der politischen Bühne, an dem kei-
ner vorbeikommt. Bei zwei Themen
haben wir sogar richtige Erfolge
hingelegt: beim Niedriglohn und
bei der Dienstleistungsrichtlinie.
Noch vor zwei oder drei Jahren wa-
ren sich viele Wirtschaftswissen-
schaftler mit Politikern einig, dass
wir mindestens zwei Millionen
mehr Niedriglohnjobs brauchen.
Diese Vorstellung ist heute passé –
dank unserer erfolgreichen Über-
zeugungsarbeit. Niemand sollte
außerdem unterschätzen, was wir
bei der Dienstleistungsrichtlinie er-
reicht haben. Es ist uns gelungen,
das zentrale Projekt des Kapitals 
in Europa in sein Gegenteil zu ver-
kehren. Darauf bin ich auch per-
sönlich stolz.
■ Was steht noch auf der 
Habenseite?
■ Wir haben mit Tarifverträgen die

Zeitarbeit aus der Schmuddelecke
geholt. Und wir haben die Tarif-
autonomie und die Mitbestim-
mung gegen härteste Angriffe des
Kapitals, von Union und FDP unbe-
schadet über die Zeit gebracht.
■ Welche Rolle spielt im Rück-
blick die Agenda 2010?
■ Dass sich die Gewerkschaften
nach heftigen Auseinandersetzun-
gen über die Agenda 2010 wieder
zusammengerauft haben, hat un-
sere politische Gestaltungskraft ge-
stärkt. Und im Wahlkampf hat der
DGB seine parteipolitische Unab-
hängigkeit bewiesen. Deshalb ha-
ben wir heute wesentlich bessere
Kommunikationsmöglichkeiten mit
Politikern aus beiden Lagern. Das
heißt natürlich nicht, dass wir sie
auch inhaltlich durchweg auf un-
serer Seite haben. Aber wir haben
eine andere Basis als vorher. 
■ War der Regierungswechsel
ein Segen für den DGB?
■ Ich habe den Regierungswech-
sel nicht gewollt. Ich habe immer
gedacht, dass das rot-grüne Projekt
eine Chance haben muss. Aller-
dings eine Chance, die mit den Ge-
werkschaften zusammen gestaltet
wird. Als sich Rot-Grün entschlos-
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Personal sowie Mitbestimmung und
Rechtspolitik zuständig.

Für die beiden übrigen Positio-
nen hat der DGB-Bundesvorstand
Annelie Buntenbach, 51, und
Claus Matecki,
57, vorgeschla-
gen. Bunten-
bach war von
1994 bis 2002
Bundestagsab-
geordnete in
der Fraktion von
Bündnis 90/Grüne, seit 2002 ist sie
Leiterin der Abteilung Sozialpolitik

der IG Bauen – Agrar – Umwelt (IG
BAU). Claus Matecki, 57, ist seit
Dezember 2003 Leiter des Funktions-
bereichs Koordination der Vorstands-
aufgaben/Büro 1. Vorsitzender der
IG Metall. Zuvor
war Matecki
von 2002 bis
2003 Leiter des
Funkt ionsbe-
reichs Organisa-
tion sowie von
1991 bis 2002
1. Bevollmächtiger der IG Metall-
Verwaltungsstelle Magdeburg.

sen hat, den Weg eher gemeinsam
mit der anderen Seite zu gehen
statt mit uns, war klar, dass wir in
ganz schweres Fahrwasser kom-
men. Ob wir heute wirklich besser
dastehen als am Ende von Rot-
Grün, ist eine andere Frage. Vom
Klima her ist das so. Aber unsere
Mitglieder wollen von uns nicht
wissen, wie wir klimatisch mit der
Regierung klarkommen, sondern
welche Politik am Ende heraus-
kommt. Was Schwarz-Rot zum Bei-
spiel im Bereich aktiver Wirtschafts-
politik anstrebt, ist ohne Frage
noch etwas zögerlich, aber richtig,
doch in vielen anderen Bereichen
macht die Koalition eine gegen uns
gerichtete Politik – ob in der Steuer-
politik oder bei der Rente mit 67. 
■ Die Bundesregierung will in
den kommenden Monaten eine
Reihe von Reformen auf den Weg
bringen. Was sind für dich dabei
die zentralen Themen?
■ Das ist zum einen die Frage, wie
wir mit der älter werdenden Gesell-
schaft umgehen. Und zweitens:
Wie können wir Armut verhindern,
und zwar sowohl Alters- als auch
Arbeitsarmut? Wenn immer mehr
Beschäftigte in den Niedriglohnsek-
tor gedrängt werden, wirkt sich das
auf alle aus. Deshalb ist eine Kam-
pagne für einen Mindestlohn auch
eine Kampagne für gute Löhne. Für
alle, die ihn gerne behalten wollen.

■ Über das Thema Mindestlohn
gibt es im Moment einen Streit
unter den Gewerkschaften.
■ Ich würde das nicht überinterpre-
tieren, ohne den Konflikt damit unter
den Teppich kehren zu wollen. Alle
Gewerkschaften sind sich einig,
dass es bei den Löhnen eine Grenze
nach unten geben muss. Uneinig-
keit gibt es über die Methode. Sie-
ben Gewerkschaften plädieren für
einen gesetzlichen Mindestlohn. Die
IG BCE lehnt ihn ab, weil sie Zweifel
hat, ob Tarifautonomie und Mindest-
lohn miteinander vereinbar sind.
■ Siehst du Chancen, den Kon-
flikt auf dem Kongress zu lösen?
■ Ich hoffe, dass wir zusammen-
kommen. Aber selbst wenn das
nicht gelingt, werde ich auf dem
Kongress deutlich machen, dass wir
eine Grenze nach unten einziehen
müssen. Wir können über den Weg
streiten, aber nicht über das Ziel.
Beide Seiten haben gute Argumen-
te, die es wert sind, dass die Dele-
gierten sie noch einmal diskutieren.
Und dann müssen wir entscheiden.
■ Der DGB fordert eine neue 
Finanzarchitektur des Sozialstaa-
tes – was beinhaltet das?
■ Unser Konzept geht von der
Überzeugung aus, dass der Sozial-
staat die zentrale Errungenschaft
des 19. und des 20. Jahrhunderts
war und er auch die Antwort auf
die soziale Frage des 21. Jahrhun-

derts sein wird, wenn es uns ge-
lingt, ihn zu modernisieren. Im Kern
geht es darum, dass der Staat vor-
sorgende Sozial- und Bildungspoli-
tik macht, damit Menschen erst gar
nicht in Not geraten. Das darf nicht
als Ersatz für ein stabiles soziales
Netz missverstanden werden – wir
brauchen beides. Das geht aber nur,
wenn der Staat besser finanziert
wird. Mit den jetzigen Mitteln, mit
einer Politik der immer stärkeren
Steuersenkung, werden wir die Pro-
bleme nicht lösen können. Deswe-
gen sagen wir, dieser Staat braucht
eine neue Finanzarchitektur, damit
der Staat mehr Geld bekommt, und
zwar von denjenigen, die sich das
leisten können. 
■ Was heißt das konkret?
■ Wir müssen darüber nachden-
ken, welche Konsequenzen wir in
der Steuerpolitik daraus ziehen,
dass die Wertschöpfung in vielen
Sektoren immer kapitalintensiver
wird. Konkret heißt die Frage, wie
wir diejenigen, die durch Geld an
Geld kommen, wieder stärker an
der Finanzierung des Sozialstaates
beteiligen. Dabei geht es dann
auch um klassische Fragen wie die
Wiedereinführung einer Vermö-
genssteuer, eine deutliche Auswei-
tung der Erbschaftssteuer, aber
auch um neue Ansätze wie die Ein-
führung einer Börsenumsatzsteuer.
■ Geht es dabei vorrangig um die
Erschließung neuer Finanzquellen
oder auch um Gerechtigkeit?
■ Das ist auch eine Frage der Ge-
rechtigkeit. Es ist nicht einzusehen,
dass ich, wenn ich ein Pfund Butter
kaufe, Mehrwertsteuer bezahle,
aber wenn ich eine Aktie kaufe,
nicht. Dabei geht es übrigens um
riesige Summen: Für die Londoner
Börse gibt es eine Börsenumsatz-
steuer. Sie hat im vergangenen Jahr
27 Milliarden Pfund erlöst. 
■ Wie willst du verhindern, dass
es dadurch zu einer Kapital- und
Unternehmensflucht kommt? 
■ Wenn wir nicht vor den Verwer-
fungen des Kapitalismus im 21.
Jahrhundert kapitulieren wollen,
brauchen wir bei all diesen Fragen

eine europäische Perspektive. Das
zeigt sich übrigens auch bei der De-
batte über die Senkung der Unter-
nehmenssteuer, um wettbewerbs-
fähig zu bleiben. Wir können den
Steuerwettbewerb mit Litauen nicht
gewinnen. Sonst landen wir näm-
lich bei Null, und dann gibt es auch
keinen Sozialstaat mehr. Folgerichtig
müssen wir alles tun, damit wir in
Europa zu vergleichbaren Verhältnis-
sen kommen. Außerdem brauchen
wir eine Regulierung der internatio-
nalen Finanzmärkte und Kapitalver-
kehrskontrollen. Und wir müssen
darüber nachdenken, ob wir von den
Käufern von Aktien bestimmte Halte-
fristen und ein längerfristiges Enga-
gement verlangen, damit die Un-
ternehmen nicht von Heuschrecken
ausgeplündert werden. 
■ Die Gewerkschaften reden 
immer davon, dass Europa eine
soziale Dimension haben muss.
Aber im Moment ist die Kommis-
sion kaum bereit, die Beschlüsse
des EU-Parlaments in Sachen
Dienstleistungsrichtlinie zu ak-
zeptieren. Und es sieht auch nicht
so aus, dass es in Europa zu einer
Steuerharmonisierung kommt.
■ Ja. Aber wenn mich vor einem
halben Jahr jemand gefragt hätte,
ob wir uns bei der Dienstleistungs-
richtlinie durchsetzen, hätte ich
pflichtschuldigst ja gesagt und
doch meine Zweifel gehabt. Der 
Erfolg bei der Dienstleistungsricht-
linie zeigt, dass wir etwas bewegen
können. Positiv ist auch, dass das
EU-Parlament sich bislang ganz an-
ders verhält, als wir das nach den
Europawahlen befürchten mussten.
Das Parlament befindet sich offen-
bar mitten in seiner politischen
Emanzipation, und das sollten die
Gewerkschaften fördern.
■ Zurück zum DGB: 2005 
haben die Gewerkschaften 
den Mitgliederrückgang nicht
stoppen können.
■ Aber wir haben den Rückgang
deutlich abgeschwächt. Die Ge-
werkschaften finden wieder viel
mehr Zuspruch bei jungen Men-
schen. Wir haben gute Organisati-
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KONGRESS
onserfolge in Industriebereichen.
Und wir haben in einigen Regionen
und Branchen auch im Saldo mehr
Mitglieder. Dass uns das gelungen
ist, liegt daran, dass die Gewerk-
schaften die Bedeutung von Mit-
gliederwerbung wieder erkannt 
haben. Und es hat etwas damit zu
tun, dass wir wieder stärker die 
Gemeinsamkeit zwischen den Ge-
werkschaften suchen. Für die Mit-

glieder gibt es keinen gedanklichen
Bruch zwischen der Gewerkschaft
X und der Gewerkschaft Y, sondern
sie sehen ihre Gewerkschaft als Teil
einer gemeinsamen Bewegung.
Um diese Entwicklung zu verstär-
ken, haben wir im Rahmen der Ini-
tiative Trendwende eine Reihe von
Projekten aufgelegt. Das wird uns
neuen Schub bringen.
■ Haben die Gewerkschaften 
eine Chance, in absehbarer Zeit
wieder sieben Millionen Mitglie-
der zu organisieren?
■ Für mich sind die sieben Millio-
nen eine magische Grenze. Eine
Grenze, die wir so schnell wie mög-
lich wieder erreichen müssen. Wir
dürfen uns nicht damit abfinden,
dass wir jährlich so und so viele Mit-
glieder verlieren, und wir tun das
auch nicht. Wir haben organisati-
onsintern viele Voraussetzungen
dafür geschaffen, dass es wieder
aufwärts geht. Und wenn wir
außerdem im Kampf gegen die

Massenarbeitslosigkeit den einen
oder anderen Erfolg erringen kön-
nen, zum Beispiel zu Gunsten der
Niedriglöhnerinnen, das sind ja
zum größten Teil Frauen, wenn wir
mit dazu beitragen, Beruf und 
Familie in Balance zu bringen, und
wenn die Menschen erleben, dass
sie in den Gewerkschaften einen
guten Anwalt haben, dann dürfte
es keine Schwierigkeit sein, die
Trendwende bei der Mitgliederent-
wicklung zu schaffen. 
■ Reicht das Tempo?
■ Ich wünschte mir manchmal
mehr Veränderung, aber man darf
auch nicht voluntaristisch Politik
machen. Wir müssen zum Beispiel
den Mut haben, die Frage von
Frauenbeschäftigung zu einem
Schwerpunkt in den Gewerkschaf-
ten zu machen. Und wir müssen
mit dazu beitragen, dass wir wieder
zu mehr sozialversicherter Arbeit
kommen, damit unsere Kinder 
wieder eine Chance haben, einen

Beruf zu ergreifen. Das ist auch 
ein moralischer Anspruch: Das
Recht auf Arbeit, das Recht auf
Ausbildung, das Recht, auch als
Langzeitarbeitsloser nicht in Armut
zu fallen. All das sind Punkte, für
die wir als Gewerkschafter stehen.
Wir müssen hier klare Positionen
beziehen, und dann haben wir
auch eine Chance.
■ Trendwende heißt also mehr,
als nur die sechs Projekte voran-
zubringen, die der DGB bisher auf
den Weg gebracht hat?
■ Um mit Helmut Kohl zu ant-
worten, das meint auch eine „geis-
tig-moralische Wende“. Wir müs-
sen zum Teil auch unser Denken
ändern, wenn wir den Trend um-
kehren wollen. Wir müssen deut-
lich machen, dass wir nicht zu den
Verlierern der Geschichte zählen,
sondern zu den Gewinnern. Die
Projekte sind dafür eher ein Vehi-
kel, entscheidend ist die Einstel-
lungsänderung.   •

www.einblick.dgb.de
Langfassung des Interviews:
Michael Sommer über die Ren-
te mit 67, die Chancen einer
europäischen Verfassung, die
Erwartungen an die deutsche
EU-Ratspräsidentschaft, die
Präsenz des DGB in der Fläche,
organisationspolitische Konse-
quenzen, den hohen Stellen-
wert der Gleichstellungspolitik
und die Alleinstellungsmerk-
male von Gewerkschaften
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de Regelungen beschließen kön-
nen. Das gilt zum Beispiel für das
Umweltrecht.

Der DGB ist wie alle anderen
Verbände zu den Anhörungen nicht
geladen, hat aber im Vorfeld seine
Position noch einmal im Detail un-
termauert.Dass die Bereiche Bildung
und Dienstrecht in die alleinige
Kompetenz der Länder übergehen,
führe zu erheblichen Nachteilen für
die BürgerInnen. Der DGB befürch-
tet ein weiteres Auseinanderdriften
reicher und armer Bundesländer bei
den Bildungschancen. Beim Dienst-
recht gehe es den Ländern nicht
darum, eigene Kompetenzbereiche
zu bekommen, sondern „um die
Möglichkeit, die Landeshaushalte
über abgesenkte Besoldungs- und
Versorgungsansprüche ihrer Beam-
ten zu sanieren“, so DGB-Vorstand
Ingrid Sehrbrock. •
www.einblick.dgb.de
Stellungnahme des DGB zur 
Föderalismusreform

beitslose zur Gesetzlichen Kranken-
versicherung sowie durch Änderun-
gen bei der Beitragsbemessungs-
grundlage würden die Krankenkas-
sen jährlich mit 7,7 Milliarden Euro
belastet. •

F ö d e r a l i s m u s r e f o r m

Experten fordern
Korrekturen

Bei der Mitte März begonnenen
Anhörung von Bundestag und Bun-
desrat haben Experten die geplante
Föderalismusreform grundsätzlich
positiv bewertet, die Verlagerung
einzelner Kompetenzbereiche auf
die Länder allerdings scharf kriti-
siert. Die Reform dürfe „auf kei-
nen Fall ohne Korrekturen durchge-
hen“, so der Berliner Staatsrechtler
Hans Meyer. Die Experten kritisie-
ren zudem, dass vom Bundestag
verabschiedete Gesetze künftig erst
mit einem halben Jahr Zeitverzug

Rechtskraft erlangen sollen, wenn
die Länder in dem entsprechenden
Bereich im Rahmen der konkurrie-
renden Gesetzgebung abweichen-

G e s u n d h e i t s r e f o r m

Integrierte
Versorgung

Der DGB setzt in der Debatte
um die Reform des Gesundheitssys-
tems auf eine stärkere Vernetzung
von ambulanten und stationären
Einrichtungen. Die Patienten müs-
sten sich zu oft „durch ein Gewirr
von Diensten quälen, deren Leis-
tungen nicht aufeinander abge-
stimmt sind“, so DGB-Vize Ursula
Engeln-Kefer Mitte Mai bei der 
Vorstellung der gewerkschaftlichen
Reformperspektiven für das Gesund-
heitssystem. Statt des bestehenden
Nebeneinanders der einzelnen Ge-
sundheitseinrichtungen müsse eine
integrierte Versorgung die Regel
werden. Zudem fordert der DGB
von der Bundesregierung ein Ende
der Verschiebebahnhöfe zu Las-
ten der BeitragszahlerInnen. Durch
die Absenkung der Beiträge für Ar-
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Quelle: Wissenschaftlicher Dienst
des Deutschen Bundestages

Wie hoch wäre der Anteil der zustim-
mungspflichtigen Gesetze des Bundes
in der Vergangenheit gewesen, wenn
die Föderalismusreform bereits
gegolten hätte? (in Prozent)

Glatt halbiert

14. Wahlperiode

55,2

15. Wahlperiode

bisher zustimmungspflichtig
künftig zustimmungspflichtig

25,8

51,0

24,0

Durch die Föderalismusreform 
sinkt die Zahl der zustimmungs-
pflichten Gesetze des Bundes 
um die Hälfte, von über 
50 auf 25 Prozent.
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N e u e r s c h e i n u n g

Medien und
Migration

Die Massenmedien in der Bun-
desrepublik berichten am liebsten
über MigrantInnen, wenn es Nega-
tives zu vermelden gibt. Zu diesem
Ergebnis kommen die AutorInnen
des Bandes „Massenmedien, Mi-
gration und Integration“, den die
Politologieprofessoren Christoph
Butterwegge (Köln) und Gudrun
Hentges (Fulda) herausgegeben
haben. Das Themenspektrum ist
weit: Die Sozialwissenschaftlerin
Schahrzad Farrokhzad etwa zeich-
net Konstruktionen der „fremden
Frau“ in den deutschen Medien
nach, der Medienwissenschaftler
Bernd Scheffer befasst sich mit of-
fener Fremdenfeindlichkeit in Medi-
en und der Erziehungswissen-
schaftler Seref Ates zeichnet nach,
wie sich das Islambild seit den An-
schlägen vom 11. September 2001
verändert hat. VS Verlag für Sozial-
wissenschaften, Wiesbaden 2006,
260 S., 19,90 Euro. •

B r o s c h ü r e n r e i h e

Fair statt prekär

Immer mehr Menschen können
von ihrem Arbeitslohn nicht leben –
seien es MinijobberInnen oder Dau-
erpraktikantInnen. Die Kooperati-
onsstelle Wissenschaft – Arbeits-
welt (Kowa) in Dortmund hat des-
halb eine neue Broschürenreihe 
unter dem Titel „fair statt prekär“
initiiert.

Als erste Ausgabe ist das Heft
„Praktikum als prekäre Beschäfti-

D G B - R a t g e b e r

Steuer 
verstehen

Keine Lohn- und Einkommen-
steuererklärung ist wie die andere.
Der DGB hat in seiner Reihe Infor-
mationen zur Wirtschafts- und
Strukturpolitik ein benutzerfreund-
liches „ABC von 43 Lohnsteuer-
Grundbegriffen 2006“ veröffent-
licht. In der Broschüre werden vor
allem Neuregelungen, u.a. zur
Steuerpflicht für Abfindungen, zur
Rentenbesteuerung, zu Minijobs
sowie zu Aus- und Fortbildungskos-
ten ausführlich beschrieben. •
carina.ortmann@dgb.de

H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Europa sozial

Erstmals aufgetaucht ist der Be-
griff „europäisches Sozialmodell“
Ende der achtziger Jahre. Doch eine
exakte Definition dieses Modells
gibt es nicht. Joachim Schuster,
Geschäftsführer des Institutes für
angewandte Sozial- und Politikwis-
senschaften in Bremen, hat für die
Hans-Böckler-Stiftung eine Literatur-
studie „Die deutsche Diskussion
über ein Europäisches Sozialmo-
dell“ (Arbeitspapier 116) angefer-
tigt, die die Herausforderungen für
die sozialen Sicherungssysteme in
Europa benennt. Die 64-seitige
Broschüre gibt es zum Preis von 10
Euro (Bestellnummer 11116). •
www.boeckler.de 

e i n b l i c k M A G A Z I N

Die Würde des
Menschen

Das einblickMAGAZIN 15 „Die
Würde des Menschen“ greift das
Motto des DGB-Bundeskongresses
vom 22. bis 26. Mai in Berlin auf.
Im Mittelpunkt des Heftes stehen
Prominente, GewerkschafterInnen,
Beschäftigte und Unternehmer, die
sich für Menschenwürde und für

entsprechende Arbeits- und Le-
bensverhältnisse einsetzen. So for-
dert der DGB-Vorsitzende Michael
Sommer im Interview: „Die Würde
des Einzelnen muss wieder Maß-
stab der Politik werden“. Personen-
und Firmenporträts, Themen wie
„Gute Arbeit“, soziales Europa und
aktuelle Gesetzgebungsverfahren
bieten reichlich Lesestoff.

Das einblickMAGAZIN 15 ist
kostenlos bei den DGB-Regionen
erhältlich. •

gung – Ausbeutung oder Chance
zur Integration?“ der Hans-Böckler-
Stipendiatin Melanie Mörchen er-
schienen. Sie räumt dabei mit dem
in den Medien transportierten ein-
seitigen Bild der „Generation Prak-
tikum“ auf. Gleichwohl kommt
auch Mörchen in ihrer Studie zu
dem Ergebnis, dass viele Praktika
sich zu prekären Beschäftigungs-
verhältnissen entwickeln. Die Bro-
schüre kann unter Tel. 0231/
85 96 140 bestellt oder unter
www.werkstadt-dortmund.de her-
untergeladen werden. •

PROJEKTE UND PARTNER

Osten“ vom 7. bis 30. Juni im Ge-
werkschaftshaus am Berliner Wit-
tenbergplatz Werke verschiedener
KünstlerInnen und deren Eindrücke
urbaner Landschaften in West- und
Osteuropa: Ein bunter Mix unter-
schiedlicher Kunstformen, von Ins-
tallationen bis zu Dokumentarfil-
men, führt die BesucherInnen von
Berlin bis nach Moskau. Die Aus-
stellung ist montags bis freitags
von 9 bis 20 Uhr geöffnet. Der Ein-
tritt ist frei.
••• Die DGB-Region Frank-
furt-Rhein-Main will mit einer
Ringvorlesung ihr Engagement
an den Frankfurter Hochschulen in-
tensivieren. Die Vorlesungsreihe zur
Rolle der Gewerkschaften im 21.
Jahrhundert wird von Angehörigen
der Frankfurter Universität, der
Frankfurter Fachhochschule und
dem DGB gemeinsam gestaltet. Der

DGB Frankfurt-Rhein-Main hatte
Anfang des Jahres gemeinsam mit
ver.di und der GEW bereits einen
„Beirat Hochschule/Gewerkschaf-
ten“ ins Leben gerufen. E-Mail:
Jan.Schlemmermeyer@dgb.de
••• Die DGB-Regionen Lands-
hut und Donau-Wald laden am
23. Mai zum Vortrag „Das Mär-
chen vom Hochsteuerland Deutsch-
land“ in die Fachhochschule Lands-
hut ein. Der Ökonom Lorenz Jarass
will dabei Möglichkeiten einer „fairen
und sachgerechten“ Besteuerung
aufzeigen.Der Vortrag ist Teil der Ver-
anstaltungsreihe „Bayern gestalten“,
mit der der DGB Bayern „Fachleute,
Betroffene, Organisationen und Ver-
bände aus allen gesellschaftlichen
Bereichen“ in Diskussionen um zu-
kunftsweisende Konzepte für den
Freistaat einbinden will.
Infos: www.bayern-gestalten.de

••• Der DGB Baden-Württem-
berg hat der Landesregierung
sechs Vorschläge zur Verbesse-
rung der Ausbildungssituation ge-
macht. Neben einer gesetzlichen
Meldepflicht von Ausbildungsplät-
zen fordert der DGB auch finanziel-
le Unterstützung von Klein- und
Mittelbetrieben zur Förderung von
Verbundausbildungen und eine
„integrierte duale berufliche
Grundbildung“ im letzten Jahr der
Sekundarstufe I an weiterführen-
den Schulen. Außerdem sollen
Handwerkskammern sowie Indus-
trie- und Handelskammern Betrie-
be in einem „Netzwerk der Neuen“
speziell betreuen, wenn sie erst-
mals ausbilden. Infos:Thomas Gies-
sler, Tel. 0711 / 20 28 206.
••• Der DGB Berlin-Branden-
burg präsentiert in der Ausstel-
lung „Plätze im Westen/Plätze im

interregio
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GEWERKSCHAFTEN
Die GEW hat sich 
gegen öffentliche 
Schulrankings ausge-

sprochen: Statt individuel-
ler Förderung würden die
SchülerInnen sonst nur
noch auf die Vergleichstests
„gedrillt“, so die stellver-
tretende GEW-Vorsitzende
Marianne Demmer.

Der IG BCE-Vorsitzen-
de Hubertus Schmoldt 
hat die Bundesregie-

rung aufgefordert, den
größten Teil der Einnahmen
der geplanten Mehrwert-
steuererhöhung in die 
Senkung der Beiträge zur
Arbeitslosenversicherung
zu investieren. Der Beitrag
könne so ab 2007 um drei,
statt wie geplant um zwei
Prozentpunkte sinken. 
Der positive Effekt der Bei-
tragssenkung würde sonst
durch voraussichtliche
Mehrbelastungen in Folge
der Gesundheitsreform
„verpuffen“.

ver.di hat auf einem 
Treffen mit dem Bun-
desverkehrsministeri-

um einen Masterplan vor-
gestellt, um Deutschland
zum Logistik-Zentrum Euro-
pas zu machen. Das Konzept
fordert stärkere Investitio-
nen in die Vernetzung der
verschiedenen Verkehrs-
träger und in die Aus- und
Weiterbildung der Beschäf-
tigten.

Die IG BAU bietet im 
„Spargelmonat Mai“ 
auf elf Seiten Hinter-

grundinfos zum Thema 
„Saisonarbeit“: von der 
aktuellen Entwicklung der
Beschäftigtenzahlen bis zu
historischen Hintergründen.
www.igbau.de

kurz&bündig

Damit die Fußball-
WM in Deutschland ein
großes Fußballfest wird,
müssen zehntausende
Menschen arbeiten: ob
als „Volunteer“ der FIFA,
als PolizistIn, BusfahrerIn
oder VerkäuferIn. Der DGB
hat deshalb am 15. Mai un-
ter dem Motto „Unschlag-
bar: Die Menschen dahin-
ter“ seine Service- und Informati-
onsangebote im Rahmen der Kam-
pagne „WM-Helfer 2006“ gestar-
tet. Eine Hotline (01801 / 44 22 88)
berät Beschäftigte werktags von 7
bis 22 Uhr bundesweit zum Ortsta-
rif rund um das Thema Fußball-
Weltmeisterschaft. Schließlich wirft
die WM für viele HelferInnen und
ArbeitnehmerInnen ganz spezielle
Fragen auf: Sind die ehrenamtli-
chen Freiwilligen bei ihrer Tätigkeit
versichert? Müssen während der
WM Überstunden geleistet wer-
den? Und wie lassen sich Arbeits-
zeiten so regeln, dass möglichst
viele KollegInnen bei den Spielen
mitfiebern können?

Informationen, die auch die
WM-Homepage des DGB bereit-
hält. Unter www.wm.dgb.de bietet
der DGB neben Beratungsangebo-
ten für Beschäftigte viele bunte In-
formationen für Fußball-Interessier-
te: 32 Porträts der teilnehmenden
Länder informieren über Arbeitneh-
mer- und Menschenrechte, die Ru-
brik „WM laola“ präsentiert alter-
native Fußball-Projekte. Beiträge
über die Gewerkschaft sports-uni-
on in ver.di oder den Betriebsrat bei
Borussia Dortmund zeigen außer-
dem, dass die Gewerkschaften
nicht nur während der WM „sport-
lich aktiv“ sind. Für Bezirke und Re-
gionen, die für die Zeit des Turniers
Aktionen vor Ort planen, bietet der
DGB zur WM-Helfer-Kampagne
verschiedene Infomaterialien: vom
WM-Planer bis zur WM-Broschüre.

Die Abteilung Gleichstellungs-
und Frauenpolitik des DGB-Bun-

desvorstands be-
teiligt sich anläss-
lich der Weltmeis-
terschaft an der
Kampagne „Ab-
pfiff – Schluss
mit Zwangspros-
titution“ des
D e u t s c h e n
Frauenrats. Ne-

ben Berlins Bürgermeister
Klaus Wowereit hat auch der Präsi-
dent des Deutschen Fußballbunds
(DFB) Theo Zwanziger die Schirm-
herrschaft übernommen. Der Hin-
tergrund: Frauen- und Menschen-

B a h n r e f o r m

ver.di stellt Börsengang in Frage

rechtsorganisationen befürchten,
dass Menschenhandel und Zwangs-
prostitution während der WM
enorm ansteigen werden. „Abpfiff“
will deshalb eine breite Öffentlich-
keit im In- und Ausland auf die Pro-
blematik aufmerksam machen.

Auch verschiedene Gewerk-
schaften haben Projekte zur Fuß-
ball-WM gestartet. Unter dem Mot-
to „Wir arbeiten, damit die ganze
Welt feiern kann“ will die NGG auf
Ausbeutung und Schwarzarbeit im
Hotel- und Gaststättengewerbe
aufmerksam machen. Die GdP hat
ein Betreuungskonzept für Polizi-
stInnen im WM-Einsatz entwickelt,
auf ihrer Homepage (www.gdp.de)
gibt es das WM-Special „Mit Si-
cherheit am Ball“. •

ver.di hat im Vorfeld der Bun-
destags-Anhörung Bedenken ge-
gen einen Börsengang der Bahn AG
angemeldet. Sie stützt ihre Kritik
auf ein Gutachten des Bundesver-
kehrsministeriums, nach dem durch
die Privatisierung der Bahn ledig-
lich ein Erlös zwischen acht und 23
Milliarden Euro zu erwarten sei.
Das entspricht vier bis elf Prozent
des Betrages, der in den letzten
zehn Jahren in das Bahnsystem ge-
flossen sei. Zudem sei die Bahn AG
unterfinanziert. Weil der Bund bei
einem integrierten Börsengang der
DB, bei dem mit der Bahn auch das

Schienennetz privatisiert wird, we-
gen seiner in der Verfassung festge-
schriebenen Verantwortung für die
Infrastruktur Mitgesellschafter der
Bahn bleibt, müsse er den Ver-
kaufserlös zudem in das Unterneh-
men reinvestieren.

Die Gewerkschaft TRANSNET,
die die Bahnbeschäftigten organi-
siert, warnt hingegen vor einer
Trennung von Netz und Schiene.
Bei einer Zerschlagung des Unter-
nehmens könnten Investoren die
lukrativen Bereiche herauslösen. Da-
durch seien bis zu 50 000 Arbeits-
plätze bedroht (einblick 4/2006).  •

B u n d e s w e h r - E i n s a t z

Terror kein Verteidigungsfall

Die Gewerkschaft der Polizei
(GdP) hat Überlegungen von Vertei-
digungsminister Franz Josef Jung
(CDU) zurückgewiesen, bei einem
Terroranschlag den Verteidigungs-
fall auszurufen. Der GdP-Vorsitzen-
de Konrad Freiberg verweist auf das
Bundesverfassungsgericht, das ein-
deutig verboten habe, „von Terrori-

sten gekaperte Passagiermaschi-
nen abschießen zu lassen“. Außer
bei Katastrophenfällen lasse das
Grundgesetz den Einsatz der Bun-
deswehr im Innern nicht zu. Jungs
Pläne gehen aus dem Entwurf für
ein neues Bundeswehr-Weißbuch
hervor, das von der Bundesregie-
rung noch nicht beschlossen ist. •

D G B  a l s  W M - H e l f e r

Unschlagbar: Die Menschen dahinter
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MEINUNG Kritik von links

Wer das Rentenalter erreicht

hat oder erwerbsgemindert

ist, hat einen Rechtsan-

spruch auf eine soziale

Grundsicherung. Seit den

Hartz-Reformen gilt das auch

für Arbeitssuchende. Das 

Niveau ist allerdings niedrig:

Der Regelsatz liegt bei 345

Euro im Monat (ab 1. Juli in

West- und Ostdeutschland). 

Zu wenig, damit Arbeitslose

und RentnerInnen mit ehe-

mals niedrigem Einkommen

nicht unter die Armuts-

schwelle rutschen. In der 

politischen Debatte hat 

deshalb die Forderung, die

bedarfsabhängige Grundsi-

cherung durch ein vorausset-

zungsloses Grundeinkommen

abzulösen, an Bedeutung ge-

wonnen. Deren Befürworter

argumentieren, dass mit

dem Ende der Vollbeschäfti-

gung auch der „Zwang zur

Erwerbsarbeit“ aufgehoben

werden müsse. 

Ob ein Grundeinkommen für

alle finanzierbar wäre, ist 

allerdings selbst unter lin-

ken Ökonomen umstritten.

Dessen Kosten betrügen – je

nach Höhe des Grundein-

kommens – bis zu 1000 Milli-

arden Euro jährlich. Zudem

würde ein voraussetzungs-

loses Grundeinkommen von

der Verpflichtung der Unter-

nehmen und des Staates 

ablenken, dafür zu sorgen,

dass für alle Menschen eine

existenzsichernde Beschäf

tigung entsteht, kritisiert

zum Beispiel die Arbeits-

gruppe Alternative 

Wirtschaftspolitik.

Das Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes ist das
Fundament unseres Sozialsystems. Es verpflichtet
den Staat zur Gewährleistung eines Existenz-
minimums für jeden Bürger. Wie kann ein sol-
ches Existenzminimum aussehen? 

Die geringsten Anspruchsvoraussetzungen sind
beim unbedingten Grundeinkommen für alle zu er-
füllen. Geburtsschein und Wohnsitz in Deutschland
genügen, um – gewissermaßen von der Wiege bis
zur Bahre – eine Sozialleistung zu erhalten, die das
Existenzminimum abdeckt. Drei Hauptprobleme gibt
es dabei: Der enorme Finanzaufwand, der die Steu-
erzahler extrem belasten würde, die Auswirkun-
gen auf die Arbeitsbereitschaft der Erwerbs-
fähigen und die Sogwirkung auf Bürger der
EU und anderer Länder, die sich durch Einwande-
rung nach Deutschland ein Existenzminimum ohne
Gegenleistung beschaffen könnten.

Bei einer unterstellten durchschnittlichen Leis-
tung von 500 Euro pro Monat kommt ein Betrag von
ca. 495 Milliarden Euro zusammen. Das entspricht
der Summe aller im Sozialbudget erfassten Ein-
kommensleistungen. Würden diese Beträge hinzu-
kommen, so stiege die Sozialleistungsquote von 
33 Prozent auf 56 Prozent. Selbst wenn man alle
monetären steuerfinanzierten Sozialleistungen ab-
schaffen und die Rentenzahlungen halbieren würde,
verbliebe noch eine Steigerung der Sozialleistungs-
quote von acht bis zehn Prozent. Die Reduzierung
der beitragsfinanzierten Rentenansprüche, die ei-
gentumsähnlichen Schutz genießen, würde überdies
mindestens 50 Jahre dauern. Innerhalb der Europäi-
schen Union hätte Deutschland die höchste Belas-
tung mit Sozialausgaben, mit schweren negati-
ven Auswirkungen auf das wirtschaftliche
Wachstum.

Eine Möglichkeit, die drei Hauptprobleme we-
sentlich zu reduzieren, bestünde in einer Beschrän-
kung des Grundeinkommens auf Kinder
und Alte mit einer betragsmäßigen Differenzierung 
(z. B. für Kinder auf 300 Euro pro Monat, für Alte über
65 Jahre auf 700 Euro pro Monat). Dies wäre einer-
seits ein das Existenzminimum sicherndes Kinder-

geld und andererseits eine Volksrente, die überdies
entsprechend der Dauer des Wohnsitzes in Deutsch-
land gestaffelt werden könnte. Das Niveau der bis-
herigen Renten der Gesetzlichen Rentenversiche-
rung müsste bei diesem altersmäßig beschränkten
Grundeinkommen ebenfalls wesentlich gesenkt wer-

den. Die finanzielle Größenordnung der zusätzlichen
Belastung wäre zwar wesentlich geringer; aber es
könnten auch nicht alle sonstigen Sozialleistungen
abgeschafft werden, da sie auf bestimmte Bedarfssi-
tuationen, z. B.Arbeitslosigkeit, zugeschnitten sind.

Die drei Hauptprobleme eines Grundeinkommens
können weiter verringert werden, wenn man eine
Anrechnung des sonstigen Einkommens
der Begünstigten einführt. Diese Anrechnung
kann auf das individuelle Einkommen und Vermögen
beschränkt sein oder die gesamte Bedarfsgemein-
schaft, in der Regel die Kleinfamilie, einbeziehen. Bei
einer Beschränkung auf die individuellen Einkom-
men werden die familienrechtlichen Unterhaltsver-
pflichtungen ignoriert.

Viele nicht erwerbstätige Personen, die mit gut
verdienenden Partnern verheiratet sind, würden ein
Zusatzeinkommen erhalten, das sie weit über das
Existenzminimum hinaus begünstigen würde. Damit
bleibt lediglich die Form eines Mindesteinkommens,
das zwar den existenzminimalen Bedarf der Kern-
familie deckt, aber das gesamte übrige Einkommen
und Vermögen aller Mitglieder anrechnet. Eine der-
artige Regelung besteht in Deutschland durch die
flächendeckenden Regelungen des Arbeitslosen-
geldes II mit dem zusätzlichen Sozialgeld für nicht
erwerbsfähige Familienmitglieder, der bedarfsorien-
tierten Grundsicherung für dauerhaft Erwerbsun-
fähige und Alte sowie der Hilfe zum Lebensunterhalt
im Rahmen der Sozialhilfe. Zwar sind auch hier Ver-
besserungen denkbar, aber ein völliger Systemwech-
sel hin zu einem Grundeinkommen für jeden ist aus
den genannten Gründen abzulehnen.

Anstreben könnte man aber ein Grundein-
kommen für alle Kinder in Form eines das Exis-
tenzminimum deckenden Kindergeldes. •

Weil es kaum Jobs für Geringqualifizierte gibt und
die Renten in den kommenden Jahren dramatisch
sinken, wächst die Zahl der Befürworter eines
Grundeinkommens für alle. Der Armutsforscher
Richard Hauser hält dagegen: Ein Grundein-
kommen für alle sei weder finanzierbar noch 
ökonomisch sinnvoll. 

G r u n d e i n k o m m e n  f ü r  a l l e

Nur für Kinder sinnvoll

Prof. Dr. Richard Hauser,
69, ist Armutsforscher
und ehemaliger 
Hochschullehrer für 
Sozialpolitik an der 
Universität Frankfurt/M.
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DGB-Bundeskon-
gress „Die Würde des Menschen 
ist unser Maßstab“, Berlin

GEW, Mai-Mee-
ting 2006, Bad Herrenalb

Hans-Böck le r-
Stiftung, Tagung „Bildungskontext.
Zur politischen Verfasstheit des 
Medialen“, Mülheim/Ruhr

Arbeit und Leben
Niedersachsen-Nord und DGB Nie-
dersachsen – Bremen – Sachsen-
Anhalt, Tagung „ Arbeit und Wohl-
stand im erweiterten Europa – ein
Projekt mit Folgen!“, Hannover

DGB Hessen-
Thüringen, Tagung „Chancen zur
Integration von Menschen mit 
Behinderungen und Handicaps“,
Hessisch Lichtenau

29.5.

29.5.

26.-28.5.

25.-28.5.

22.-26.5. Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin,
Tagung „Mitarbeiterorientierte Un-
ternehmenskultur – Vision oder 
Erfolgsstory?“, Dortmund

DGB Hessen –
Thüringen, Tagung „Wandel ar-
beitsbedingter Belastungen und
neues Gefahrstoffrecht – Heraus-
forderungen für den Arbeits- 
und Gesundheitsschutz“, Hessisch
Lichtenau

DGB Bildungs-
werk und Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin
„Arbeitsfähigkeit bis 67? – Innova-
tionen für die Betriebe“, Berlin

ver.di, Hans-Böck-
ler-Stiftung und Bertelsmann-Stif-
tung, Potsdamer Forum „Die pro-

30./31.5.

30.5.

30.5.

29./30.5. duktive Verwaltung – Konzepte für
einen wettbewerbsfähigen öffent-
lichen Dienst“, Potsdam

Hans-Böck le r-
Stiftung, internationale Konferenz
„Mitbestimmung in einem moder-
nen Europa“, Bratislava/Slowakei

DGB Baden-Würt-
temberg, Action-Camp der DGB-
Jugend, Markelfingen/Bodensee

2.-5.6.

31.5./1.6.
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DIES&DAS

••• Horst Mund, 47, bis April
2003 Referatsleiter in der Abteilung
Internationale und europäische Ge-
werkschaftspolitik des DGB, seitdem
Koordinator für Gewerkschaftspro-
jekte bei der Friedrich-Ebert-Stif-
tung in Berlin, ist seit dem 1. Mai
Leiter des Funktionsbereichs Inter-
nationales/Europa der IG Metall.

personalien

Buch: Jürgen Roth, 
Der Deutschland-Clan,
Das skrupellose Netzwerk
aus Politikern, Top-Mana-
gern und Justiz, Eichborn
Verlag, 256 S., 19,90 Euro
Mit dem Einzug neoliberaler
Ideen hat sich in Deutschlands
Elite ein neuer Egoismus breit ge-
macht, in dem Moral durch das
Anhäufen von möglichst viel Ka-
pital ersetzt wird und gesellschaft-
liche Verantwortung keine Rolle
spielt. Jürgen Roth stellt die Ak-
teure des Deutschland-Clans vor,
in dem mafiose Strukturen in Tei-
len von Politik,Wirtschaft und Jus-
tiz keine Einzelfälle sind, und ein
Bundeskanzler nach seiner Ab-
wahl bruchlos zu einem schillern-
den Gasproduzenten wechselt.

Tipp
.

Schlusspunkt●

Der Fernsehentertainer Harald Schmidt am 14. Mai in der ARD-Sendung
Sabine Christiansen. Schmidt soll nach den Plänen der SPD als Selbststän-
diger von der Reichensteuer nicht erfasst werden.

„Ich fürchte, ich muss nach Karlsruhe, denn ich bin 
von der Reichensteuer nicht betroffen.“

JUSTIZAUSGABEN: Nicht höher als anderswo
Das deutsche Justizsystem ist nicht 

teurer als das anderer europäischer

Länder. Das zeigt eine in der Zeitschrift

Soziale Sicherheit veröffentlichte Ana-

lyse des DGB über eine vom Europarat

in Auftrag gegebene Untersuchung zur

Effizienz der Justizsysteme in Europa.

Die Studie steht im Widerspruch zur 

Argumentation des Bundesrats, der

den Bundesländern aus Kostengrün-

den die Möglichkeit einräumen will,

Verwaltungs-, Sozial- und Finanzge-

richte zusammenzulegen.
Quelle: Europäische Kommission für die Effizienz
der Justiz; Soziale Sicherheit 4/2006

Öffentliche Ausgaben für Gerichte und Prozesskostenhilfe je Einwohner in Deutschland
und in anderen europäischen Ländern (in Euro)

Schweiz

Österreich

Großbritannien*

Belgien

 Deutschland

Norwegen

Schweden

Niederlande

Finnland

Portugal

Italien

Dänemark

Irland

Frankreich

109,66102,66 7,00

71,3069,63 1,67

70,6916,89 53,80

68,3164,41 3,90

58,7453,15 5,59

57,3639,33 18,03

56,0344,44 11,59

53,6741,01 12,66

51,0341,05 9,98

49,9246,98 2,94

46,7645,98 0,78

37,057,25

36,1722,21 13,96

32,9928,35 4,64

29,80

gesamt

Ausgaben des Gerichts
Prozesskostenhilfe

* nur England und Wales
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Für die Frankfurter Allgemeine
(FAZ) war’s „die alte Leier“, für die
Delegierten hingegen immer wieder
Anlass zu Beifall: Der wiedergewähl-
te DGB-Vorsitzende Michael Sommer
hat in seiner Grundsatzrede auf dem
DGB-Bundeskongress in Berlin Ge-
setze „gegen das ungehemmte Trei-
ben der internationalen Finanzmärk-
te“ gefordert. Über „Heuschrecken“
dürfe nicht nur lamentiert werden,
sagte Sommer. „Wir müssen auch
etwas gegen sie tun.“ Selbst in den
USA genieße das Kapital „bei wei-
tem nicht solche Freiheiten wie in
Deutschland und Europa“.

Sommer präsentierte dazu neun
Vorschläge: Notwendig sei unter an-
derem eine Börsenumsatzsteuer. Sie
würde kurzfristige Kapitalbewegun-
gen verteuern und so die Investoren
zu einem langfristigen Engagement
mit realistischen Renditevorstellun-
gen ermutigen. Das Stimmrecht von
Aktionären, die sich in Unterneh-
men nur einkaufen, um schnellen
Profit zu machen, solle beschränkt
werden. Zudem müsse der Gesetz-
geber verhindern, dass der Kauf-
preis einer Firma als Schulden auf
die übernommene Firma übertrage
werden kann, was ausschließlich zu
Lasten der Belegschaft gehe.

In seiner Grundsatzrede bekräf-
tigte Sommer zudem die tags zuvor
vom Kongress beschlossene Forde-
rung nach einem gesetzlichen Min-
destlohn von 7,50 Euro. Auf die 
Kritik von Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU), 7,50 Euro seien zu
viel, reagierte Sommer so: „Dann
reden wir doch mal über 7,55 Eu-
ro.“ Ein Mindestlohn unterhalb von
7,50 Euro mache keinen Sinn,
„denn wir wollen Armutslöhne in
Deutschland abschaffen“. Sommer

griff auch einen Vorschlag
von Bundespräsident Horst
Köhler auf, der während der
Kongresseröffnung „eine po-
litische Vorfahrtsregel für Ar-
beit“ gefordert hatte: „Alles,
was die Zerstörung sozial ver-
sicherter Arbeit bewirkt, muss
fallen“, sagte der DGB-Vorsit-
zende – und nannte als Bei-
spiele Ein-Euro- und Minijobs.

Um die Idee eines sozia-
len Europas zu beleben, schlug
Sommer erstmals vor, die Eu-
ropawahl 2009 „zugleich als
Wahl zu einer Verfassung ge-
benden Versammlung (zu) 
organisieren“. Dann wüssten
die Menschen auch, warum
sie zur Europa-Wahl gehen

sollen. Wahlbeteiligungen von un-
ter 50 Prozent seien auf Dauer 
keine Legitimationsbasis für eine
europäische Volksvertretung.

Der DGB-Vorsitzende sprach sich
außerdem erneut für eine „vernünf-
tige Finanzarchitektur“ des Sozial-
staats aus:„Wir brauchen mehr,nicht
weniger Sozialstaat, und an dessen
Finanzierung müssen sich die Rei-
chen und Besitzenden wesentlich
stärker beteiligen als heute.“ 

Vor den Delegierten machte
Sommer auch „einige Bemerkun-
gen zu uns selbst“: Dass es in den
Gewerkschaften unterschiedliche
Auffassung gebe, beispielsweise zur
Agenda 2010 oder zum Mindest-
lohn, ehre sie. Denn die Gewerk-
schaften seien diskussionsfreudige
Organisationen, kein monolithi-
scher Block. Am Ende gelte jedoch
der alte demokratische Grundsatz,
„dass Minderheiten geachtet,
Mehrheiten aber respektiert wer-
den müssen“. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.bundeskongress2006.
dgb.de

Reden, Beschlüsse und 
Tagesprotokolle im 

Wortlaut

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Die „extrablicke“ der 

einblick-Redaktion zum 
DGB-Bundeskongress
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Rainder Steenblock
(Grüne) meint, dass

Schiffe umweltfreundlicher
werden müssen, um eine Alter-
native zum Straßenverkehr 
zu bleiben. In Hafenstädten 
kämen bis zu 90 Prozent der
Stick- und Schwefeloxidemis-
sionen vom Schiffsverkehr.

+ FDP-Fraktionsvize 
Rainer Brüderle hat die

Mitglieder des CDU-Wirt-
schaftsrats zum Übertritt in
die FDP aufgefordert. Wer den
„Kampf gegen die Staatsgläu-
bigen“ gewinnen wolle, müs-
se „die marktwirtschaftlichen
Kräfte bündeln“.

-
plusminusBERLIN
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Der neue Geschäftsführende DGB-
Vorstand (v.l.): Annelie Buntenbach,
Dietmar Hexel, Ingrid Sehrbrock (stell-
vertretende Vorsitzende), Michael 
Sommer (Vorsitzender), Claus Matecki
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KONGRESS

Die Initiative Trendwende
(einblick 10/06), mit der DGB und
Gewerkschaften den Negativtrend
bei den Mitgliederzahlen umkehren
wollen, kommt in Fahrt. Einen Tag
vor Eröffnung des Bundeskongres-
ses unterstrich der DGB-Bundesvor-
stand in einer Erklärung, dass er die
Arbeit auf diesem Feld intensivieren und über die bereits gestarteten
Projekte hinaus verbreitern wolle. Zahlreiche Redebeiträge während
des Kongresses beschäftigten sich mit der Initiative. So stellte DGB-Vor-
stand Dietmar Hexel noch einmal die wichtigsten „drei Hebel“ heraus,
mit denen die Gewerkschaften an Attraktivität gewinnen wollen: ers-
tens Gemeinsinn, Gemeinschaft und attraktive Kampfziele neu erfinden,
zweitens den politischen Nutzen der Gewerkschaften erhöhen, drittens
den Mitglieder-Service verbessern. Trendwende geht alle etwas an: Des-
halb konnte jede/r während des Kongresses an einer Litfaßsäule ihr/sein
persönliches Statement zur Initiative abgeben (Foto). Michael Sommers
Kommentar: „Werben, werben, werben und immer an den DGB denken.“

le Empfehlungen der Antragsbera-
tungskommission: Der DGB-Bun-
desvorstand kann künftig Regionen
einrichten. Er – nicht mehr der
DGB-Bundesausschuss – bestätigt
die Gehalts- und Anstellungsbedin-
gungen seiner Angestellten. Und
die Organisationsbereiche der Ge-
werkschaften können nur mit sei-
ner Zustimmung geändert werden
– erst wenn im DGB-Bundesvor-
stand keine Einstimmigkeit erzielt
wird, ist die Zustimmung des Bun-
desausschusses einzuholen.Außer-
dem sollen unter den Delegierten
zu den Kongressen des DGB wie
auch in den Gremien auf allen Ebe-
nen Frauen und Jugendliche „ent-
sprechend ihres Mitgliederanteils in
der jeweiligen Gewerkschaft“ ver-
treten sein. •

Erstmals wurde auf dem Kongress
die Ausstellung „Baustelle DGB“
präsentiert. Sie zeigt anhand von
Beispielen guter Praxis aus DGB-
Regionen und -Bezirken, dass es
für viele der geplanten Pilotvorha-
ben schon jetzt Vorbilder gibt.

Mit der Annahme des organisa-
tionspolitischen Antrages des DGB-
Bundesvorstandes (einblick 10/06)
hat der Bundeskongress den Orien-
tierungsrahmen für die Weiterent-
wicklung der Organisationsstruktur
des DGB gesteckt. Eine enge Orien-
tierung an den Interessen der Mit-
glieder soll danach die Leitlinie
sein. Geplant ist, in den nächsten
Monaten neue Formen der Zusam-
menarbeit von DGB und Gewerk-
schaften zu entwickeln und sie an-
hand von Pilotprojekten in zehn bis
fünfzehn DGB-Regionen zu erpro-
ben. Überprüft werden soll auch,
wie sich Synergien zwischen DGB
und Gewerkschaften stärker nutzen
lassen. Die Erkenntnisse, die in den
Pilotprojekten gewonnen werden,
sollen in ein Konzept der Weiterent-
wicklung des DGB einfließen, das
bis Ende 2007 vorliegen soll.

Flankiert wurde der organisati-
onspolitische Antrag auf dem Kon-
gress von verschiedenen Satzungs-
anträgen, die mit Ausnahme des
Antrags S 007 alle die erforderliche
Zweidrittel-Mehrheit erhielten. Des-
halb werden auch weiterhin die
DGB-Bezirks- und Regionalkonfe-
renzen vor dem Bundeskongress
stattfinden. Der Bundesvorstand
hatte im S 007 vorgeschlagen, die-
se Reihenfolge zu ändern. Ansons-
ten akzeptierten die Delegierten al-

O r g a n i s a t i o n s p o l i t i k

Orientierungsrahmen beschlossen

die Einführung der betrieblichen Altersvorsorge

ihre Anpassung an neue gesetzliche Regelungen

Die Einrichtung von Langzeitarbeitskonten

die Vorbereitung von Info-Veranstaltungen und
Betriebsversammlungen

Wir bieten entsprechende Seminare und
Qualifizierungsmaßnahmen an und stehen als

Weitere Zukunftsthemen sind:
Arbeitszeitorganisation
Betriebsklima und Anti-Mobbing-Strategien
Organisationsentwicklung

Bei uns sind eure
Belange sofort:

Als gewerkschaftliche Informations-
und Beratungseinrichtung unterstützen wir:

Betriebsräte: Achtung!
Einige Arbeitgeber versuchen die betriebliche
Altersversorgung zu verschlechtern.
Informiert euch! Ruft uns an!

.Uns ist wichtig, dass
Zukunftsplanung
auf den P u n k t
genau sitzt.

.

.

.

in.Arbeit GmbH
Ulf Imiela
Roßstr. 94
40476 Düsseldorf

Telefax 0211.43 83 79 22

www.in-arbeit.com

Verhandlungen über Betriebsvereinbarungen

Nachdenken. Vorsorgen. Zukunft sichern.

Sachverständige gem. BetrVG zur Verfügung.

Telefon 0211.43 83 79 0
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Mammutprogramm
bewältigt

419 Seiten stark ist das 

Antragspaket, über das die

Delegierten des DGB-Bun-

deskongresses zu entschei-

den hatten. 120 der 137 

Anträge beziehen sich auf

zentrale politische Themen-

felder der Gewerkschaften,

die übrigen 17 auf Satzungs-

fragen. Zudem mussten die

Delegierten über 15 Initiativ-

anträge entscheiden. 

Um das Mammutprogramm

bewältigen zu können, hat

der Kongress über einen

Großteil der Anträge im

Block abgestimmt. Möglich

war dieses Abstimmungsver-

fahren, weil die Antragsbe-

ratungskommission bereits

im Vorfeld die eingegange-

nen Anträge in 15 Themen-

blöcke gegliedert hatte. 

Jedem Block war ein Antrag

des DGB-Bundesvorstands

vorangestellt, der die Ziele

der vorliegenden Anträge

gebündelt hat. Kampfab-

stimmungen waren beim

Berliner DGB-Kongress die

Ausnahme.

einblick stellt auf den Seiten 

2, 3 und 6 einen Teil der in Berlin

beschlossenen Anträge vor. 

Alle Anträge im Wortlaut und 

das Tagungsprotokoll mit den 

Redebeiträgen und den 

Abstimmungsergebnissen: 

www.bundeskongress2006.dgb.de

L e i t a n t r a g  z u r  W ü r d e  d e s  M e n s c h e n

Erneuerung des sozialen Konsenses

S o z i a l e  S i c h e r u n g s s y s t e m e

Konzepte für eine solidarische Finanzierung

schaftlichen und wirtschaftlichen
Leben teilzuhaben“, heißt es im
einstimmig beschlossenen Leitan-
trag. Das schließt nach Überzeu-
gung des DGB das Recht auf Teil-
habe an Arbeit ein.Arbeitslosigkeit,
prekäre Beschäftigung, schlechte
Arbeitsbedingungen oder Bezah-
lungen unter dem Existenzmini-
mum seien „Angriffe auf die Würde
des Menschen“.

In seinem Beschluss warnt der
DGB zudem vor weiteren Einschnit-
ten in die Sozialsysteme. „Die fort-
dauernden Versuche, die Finanzkrise
des Sozialstaates durch Mittelkür-
zungen zu beheben“, hätten „die
sozialen Probleme nur verschoben

M i n d e s t l o h n

Nur wenige
Gegenstimmen

Jahrelang haben die Gewerk-
schaften intern um ihre Position
zum gesetzlichen Mindestlohn ge-
rungen. Noch kurz vor dem Kon-
gressbeginn hatte die IG BCE ge-
warnt, er könne die Tarifautonomie
unterlaufen. Aber auf dem Kon-
gress selbst hat das Thema, anders
als erwartet, keine große Debatte

ausgelöst: Mit nur wenigen Gegen-
stimmen haben die Delegierten ei-
nen Initiativantrag des Bundesvor-
stands angenommen, in dem ein
gesetzlicher Mindestlohn von 7,50
Euro gefordert wird. Er soll in Bran-
chen greifen, in denen die tarif-
vertraglichen Löhne niedriger sind
oder Tarifverträge nicht greifen.
Zudem müsse die Möglichkeit er-
leichtert werden, Tarifverträge für
allgemeinverbindlich zu erklären,und
das Entsendegesetz müsse auf alle
Branchen ausgedehnt werden. •

bei den Leistungen und eine Ver-
zahnung der Anbieter zu einem 
integrierten Gesundheitssystem.
Zudem fordert er eine Stärkung 

der Einnahmeseite. Die gesetzliche
Krankenversicherung müsse zu ei-
ner solidarischen Bürgerversiche-
rung weiterentwickelt werden. •

Für die ArbeitnehmerInnen und
die Arbeitslosen steht in den kom-
menden Monaten viel auf dem
Spiel, nicht nur wegen der von Tei-
len der CDU/CSU geforderten wei-
teren Einschnitte bei Hartz IV, son-
dern vor allem wegen der bereits
vom Kabinett beschlossenen Anhe-
bung des Rentenalters auf 67 Jahre
und der angekündigten Gesund-
heitsreform.Welche Alternativen es
zu weiteren Einschnitten zu Lasten
der Versicherten gibt, hat der DGB-
Kongress in einem eigenen An-
tragsblock diskutiert.

Die gesetzliche Rentenversiche-
rung müsse „stärkste Säule der Al-
tersversicherung bleiben“. Die Ver-
sicherten brauchten ein „definier-
tes Sicherungsniveau, auf das sie
sich verlassen können“. Zudem for-
dert der DGB, dass der soziale Aus-
gleich innerhalb der gesetzlichen
Rentenversicherung „steuerfinan-
ziert zu Gunsten von sozial Schutz-
bedürftigen ausgebaut wird“.

Bei der Krankenversicherung
setzt der DGB auf eine Reduzierung
der Kosten durch mehr Transparenz

oder verschärft“. Notwendig sei eine
vorausschauende Politik, „die das
Entstehen sozialer Notlagen verhin-
dert“. Zudem fordert der DGB eine
neue Finanzarchitektur des Sozial-
staates. Hohe Einkommen, Erb-
schaften, Unternehmensgewinne
und Vermögen müssten „wesent-
lich höher besteuert werden“.

In Berlin wurde über den Leit-
antrag nicht ausführlich inhaltlich
diskutiert. Dennoch enthält er eine
der Kernbotschaften des Kongres-
ses: Er stelle die Forderung, „den
sozialen Grundkonsens in unserer
Gesellschaft zu erneuern“, in das
Zentrum der Politik, so Marianne
Demmer, Sprecherin der Antrags-
beratungskommission, zu Beginn
der Debatte über die politischen
Kongressanträge. •

Gewerkschaftskongresse die-
nen der Überprüfung und Weiter-
entwicklung der eigenen Politik
und Programmatik. Wie kaum ein
anderer Antrag hat diese Funktion
auf dem DGB-Kongress der Leitan-
trag 1 „Die Würde des Menschen
ist unser Maßstab“ übernommen,
der das Motto des Kongresses auf-
greift und inhaltlich unterfüttert.
Er beschreibt, wie der Staat auch
unter den Bedingungen der Globa-
lisierung und des beschleunigten
ökonomischen Wandels die Würde
des Menschen in das Zentrum der
Politik stellen kann. „Würde ist 
untrennbar verknüpft mit der Mög-
lichkeit des Einzelnen, am gesell-
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„Ich wünsche euch eine gute
Zukunft.“ Mit diesem Satz verab-
schiedete sich Ursula Engelen-Kefer
am dritten Kongresstag vom DGB.
Die Delegierten applaudierten ste-
hend – länger als drei Minuten. 16
Jahre war Engelen-Kefer stellver-
tretende Vorsitzende gewesen. Sie
war „die Stimme des DGB in der
Arbeitsmarktpolitik“, hatte DGB-
Vorsitzender Michael Sommer zu-
vor gesagt. Er hatte sie eine „streit-
bare Kämpferin“ für den Sozial-
staat genannt. Und ihr – kaum 
bekanntes – Engagement für die
Gewerkschaftsrechte in Weißruss-
land und Kolumbien gelobt. „Ursu-
la, du hast dich um die deutschen
Gewerkschaften, ja um Deutsch-
land, verdient gemacht.“

Engelen-Kefer war von Som-
mers Worten „ganz gerührt“. Sie

selbst bezeichnete es als ihr Mar-
kenzeichen, nie ein Blatt vor den
Mund genommen zu haben, wenn
es um Arbeitnehmerinteressen ge-
gangen sei. Sie dankte den Ge-
werkschaften, dass es ihr vergönnt
gewesen sei, „als Frau einen un-
gewöhnlichen Weg zu gehen“.
Dafür, dass sie tags zuvor – bei der
Wahl der stellvertretenden DGB-
Vorsitzenden – mit ihrer Kandidatur
gegen Ingrid Sehrbrock Irritationen
ausgelöst hatte, bat sie um Ver-
ständnis.

Vor der Presse hatte sie nach 
ihrer Wahlniederlage erklärt, sie sei
von der Unterstützung vieler Dele-
gierter überwältigt gewesen; und
um diese Delegierten nicht bitter zu
enttäuschen, habe sie – entgegen
eigener Ankündigungen – doch
kandidiert. Sie sei aber mit sich im

Reinen, ihr Abgang sei selbst ge-
wählt. Die 62-Jährige war aus Al-
tersgründen nicht mehr für den
DGB-Vorstand nominiert worden.

Ebenso wie Heinz Putzhammer,
der – schwer erkrankt – in Abwe-
senheit von Michael Sommer ver-
abschiedet wurde. Putzhammer,
seit 1998 im DGB-Vorstand für die
Wirtschaftspolitik verantwortlich,
sei anfangs als Volksschullehrer

Die Vorsitzen-
den Frank 
Bsirske (ver.di),
Konrad Freiberg
(GdP) und
Franz-Josef Möl-
lenberg (NGG)
bei der Verab-
schiedung von
DGB-Vize Ursula
Engelen-Kefer

belächelt worden. Doch er habe
„allen bewiesen, was er drauf hat“,
sagte Sommer. Putzhammer habe
sich „gegen den Mainstream des
Neoliberalen“ gestellt, sei für eine
vernünftige, nachhaltige Wirtschafts-
politik eingetreten. Und er sei der
„Mann für besondere Fälle“ gewe-
sen, habe den DGB beispielsweise
im Ethikrat „würdig und einfluss-
reich vertreten“. •

E n g e l e n - K e f e r  u n d  P u t z h a m m e r  v e r a b s c h i e d e t

„Nie ein Blatt vor den Mund genommen“

KONGRESS-IMPULSE
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KONGRESS-SPLITTERKONGRESS-SPLITTER
■ ■ ■ Schon am Sonnabend vor
Kongressbeginn „brummt“ es im
Hotel Estrel im Berliner Bezirk Neu-
kölln. Die Vorbereitungen für den

Kongress sind in vollem Gange.
■ ■ ■ In seinem mündlichen Ge-
schäftsbericht kritisiert der DGB-
Vorsitzende Michael Sommer
die Habgier der Unternehmer.
Während es ihnen in den letzten
vier Jahren so gut wie selten ge-
gangen sei, hätten die Arbeitneh-
merInnen davon nichts gemerkt.
„Dabei wartet dieses Land darauf,
dass es endlich spürbar besser
wird.“ ■■■ „Nach der jahrelangen
Hetze gegen die Gewerkschaften
haben wir die Stimmung gedreht.
Der Durchmarsch der Neoliberalen
zum Abriss des Sozialstaates ist 
gestoppt“, ist sich die scheidende
DGB-Vize Ursula Engelen-Kefer si-
cher und fordert, dass sich zukünf-
tig alle – Unternehmer,Vermögende
und Besitzer großer Kapitaleinkom-
men – nach ihrer wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit an der Finanzie-
rung des Gesundheitssystems be-
teiligen. ■ ■ ■ Die mündlichen Er-
gänzungen zum Geschäftsbericht
des schwer erkrankten Heinz Putz-
hammer tragen an seiner Stelle die
vier anderen Mitglieder des Ge-
schäftsführenden Bundesvorstands
vor. So sei die Umstrukturierung der
Beteiligungsgesellschaft der Ge-
werkschaften (BGAG) „weitgehend
umgesetzt“ und größtenteils „zu
einem guten Ende gebracht“, be-
richtet Michael Sommer. Und
Dietmar Hexel fügt zur Wirt-
schaftspolitik hinzu, dass
weder die Deregulierung des
Arbeitsmarktes noch die 
vielen Steuergeschenke an
die Unternehmer mehr
Arbeitsplatzsicherheit oder

18. Ordentlicher DGB-Bundeskongress
neue Arbeitsplätze gebracht hät-
ten. Wie man es besser machen
könne, zeigten die
skandinavischen
Länder. ■ ■ ■ Anja
Penßler-Beyer (Fo-
to), mit 21 Jahren
jüngste Delegierte
des Kongresses, stellt mit Er-
schrecken fest, dass es „nur wenige
junge Delegierte“ gibt. „Dabei war
gerade die Eröffnungsveranstal-
tung eher was für Jugendliche.“ 
■ ■ ■ 170 internationale Gäste ver-
folgen den Bundeskongress. Die
meisten von ihnen sind gespannt
auf die Weichenstellungen für die
europäische und die globale Arbeit
des DGB. ■ ■ ■ „Arm trotz Arbeit“
hieß das Motto der Aktion, mit dem

ver.di- und NGG-Mitglieder wäh-
rend der Mittagspause des ersten
Tages den Kongress überraschen.
Überlebensgroße Puppen, die Be-
rufsgruppen mit häufig extrem
niedrigen Löhnen darstellen, zie-
hen durch den Restaurantbereich
des Hotels und machen auf die
Mindestlohnkampagne der beiden
Gewerkschaften aufmerksam.
■■■ Ganz im Zeichen des Fußballs
steht das DGB-Fest am Eröffnungs-
tag in der Arena Berlin. Begrüßt
werden die Gäste von FußballerIn-
nen auf Stelzen. Im lebensgroßen
Kickerspiel treten Frauen gegen

Männer an – und zu später Stunde
geht es in die Verlängerung. Es wird
getanzt bis spät in die Nacht.
■ ■ ■ Ein Saftladen ist das: Am
Stand der AOK werden kostenlos
vier Sorten Saft ausgeschenkt. Ge-
heimtipp der AOK-MitarbeiterIn-
nen: Tomatensaft mit Pfeffer und
Tobasco. Die Delegierten greifen
trotzdem lieber zu Erdbeer-Joghurt.
Allein 45 Liter gehen bereits am
ersten Kongresstag über die Theke.
■ ■ ■ Als einen internationalen
„Weichensteller“ bezeichnet Guy
Ryder, Generalsekretär des Inter-
nationalen Bundes Freier Gewerk-
schaften, den DGB. Menschen-
würdige Arbeit müsse zum inter-
nationalen Standard werden. Ein
erster Schritt dazu sei die „Vereini-
gung des IBFG mit dem Christli-
chen Weltverband für Arbeit, die 
für November 2006 geplant ist“.
■ ■ ■ John Monks, Generalsekretär
des Europäischen Gewerkschafts-
bundes, sieht Europa am Scheide-
weg. Der europäische Gewerk-
schafter spricht sich für eine eu-
ropäische Verfassung mit „mensch-
lichem Antlitz“ aus, die die wirt-
schaftliche Dimension mit sozialem
Fortschritt verbinde. ■ ■ ■ Vom
Hobbyfotografen bis zur Künstlerin
haben sich über 200 TeilnehmerIn-

nen am Fotowettbewerb des DGB
zu der Frage beteiligt, wie Würde
aussieht. Über 600 Aufnahmen
wurden ausgewertet, die Jury
nahm schließlich 27 in die engere
Wahl. Am Ende gewinnen zwei:
Helmut Ölschlegel mit einem Por-
trät des Jazzposaunisten Albert
Mangelsdorf und Inge Besgen mit
ihrem Foto eines älteren Paares in
Krankenhaushemden teilen sich
den ersten Preis. •

Konstruktiver
Dialog

Bundeskanzlerin Angela

Merkel (CDU) warnte auf

dem DGB-Bundeskongress

vor der Spaltung der Gesell-

schaft und erntete dafür 

Applaus. „Sie alle“, betonte

Merkel, „tragen eine große

Verantwortung für unser

Land“. Die soziale Markt-

wirtschaft sei ohne vernünf-

tige Alternative, die Proble-

me des Landes dürften aber

nicht einfach hingenommen

werden. Die Massenarbeits-

losigkeit spalte die Gesell-

schaft. „Damit dürfen wir

uns nicht abfinden!“

Merkel betonte, dass für den

Veränderungsprozess starke

Gewerkschaften erforderlich

seien. „Ich will starke Ge-

werkschaften. Ich will einen

starken DGB.“ Aber die Posi-

tion des DGB zum Mindest-

lohn und zu den Kombilohn-

modellen mochte Merkel so

nicht teilen. Zwar räumte sie

ein: „Einer Diskussion über

den Mindestlohn stehe ich

offen gegenüber.“ Flächen-

deckend aber will sie den

Mindestlohn nicht. Merkel

ergänzte: „Und nicht in Höhe

von 7,50 Euro.“ 

Dem DGB bot Merkel einen

konstruktiven Dialog an.

„Aber wir müssen aufpas-

sen, ob die Antworten, die

wir in der Vergangenheit 

gegeben haben, heute noch

gültig sind.“

Die Rede im Wortlaut: 

www.bundeskongress2006.dgb.de
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GEWERKSCHAFTEN

N e u e r  D G B - V o r s t a n d

Wahlergebnisse

Drei bisherige und zwei neue
Mitglieder wählten die Delegierten
in den GBV: Michael Sommer wur-
de mit 298 Stimmen oder 78,4 Pro-
zent als DGB-Vorsitzender bestätigt
(2002: 94,1 Prozent). Ingrid Sehr-
brock setzte sich in einer Kampfab-
stimmung gegen die bisherige
DGB-Vize Ursula Engelen-Kefer
durch. Sehrbrock wurde mit 212
oder 56,8 Prozent der abgegebe-

In der Diskussion um 
die Bahnreform hat 
sich nach der Gewerk-

schaft TRANSNET auch die
IG Metall gegen eine Tren-
nung von Netz und Schiene
ausgesprochen. In einer En-
de Mai veröffentlichten ge-
meinsamen Erklärung for-
dern beide Gewerkschaf-
ten, die Bahn „als Gesamt-
system“ zu erhalten. 

Die GEW fordert, die 
geplante Föderalis-
musreform im Bil-

dungsbereich an fünf Punk-
ten noch einmal „aufzu-
schnüren“. So solle der
Hochschulbau als Gemein-
schaftsaufgabe erhalten
bleiben. Außerdem müsse
der Bund auch künftig den
Ländern Geld für Schulen
und Hochschulen zur Verfü-
gung stellen dürfen.

Die GdP hat die Ent-
scheidung des Bundes-
verfassungsgerichts

kritisiert, die polizeiliche
Rasterfahndung nur noch
bei „konkreter Gefahr“ zu-
zulassen. Angesichts der
„akuten weltweiten“ Be-
drohungslage sei es fahrläs-
sig, der Polizei dieses In-
strument zur Terrorismus-
bekämpfung aus der Hand
zu schlagen.

Die mit drei Monaten 
längste Tarifauseinan-
dersetzung der ver-

gangenen Jahre im öffentli-
chen Dienst ist beigelegt.
83 Prozent der ver.di-Mit-
glieder billigten in einer 
Urabstimmung das Ergebnis
der Tarifverhandlungen 
mit den Ländern. Bei der
GdP und der GEW liegt die
Zustimmung bei 90 bzw. 
95 Prozent.

kurz&bündig

Unmittelbar nach dem DGB-
Bundeskongress hat der neu ge-
wählte Geschäftsführende DGB-
Bundesvorstand (GBV) in einer zwei-
tägigen Klausurtagung die Zustän-
digkeiten der Vorstandsmitglieder
neu geordnet. So wird künftig die
politische Lobbyarbeit beim Vorsit-
zenden koordiniert, außerdem wird
ein neuer Bereich Europa gebildet,
um das europapolitische Profil des
DGB zu stärken.

Die Verteilung der Zuständigkei-
ten im Einzelnen:
■ Der DGB-Vorsitzende Michael
Sommer ist zuständig für die 

N a c h  d e r  W a h l

Aufgaben neu verteilt

Bereiche Grundsatz und Gesell-
schaftspolitik, Europa, Internatio-
nales, Öffentlichkeitsarbeit sowie
das Verbindungsbüro zu Regierung,
Bundestag, Bundesrat und Parteien.
■ DGB-Vize Ingrid Sehrbrock
ist zuständig für die Bereiche Jugend,
Bildung, Beamte und Öffentlicher
Dienst, Frauenpolitik, Arbeits- und
Sozialrecht sowie die Ruhrfestspiele.
■ GBV-Mitglied Dietmar Hexel
ist zuständig für die Bereiche Organi-
sation, Personal, DGB-Rechtsschutz,
Revision,Gewerkschaftliche Bildung,
Mitbestimmung, Innenservice, IT,
Energie und Umwelt sowie Unter-

nen Stimmen zur neuen stellvertre-
tenden DGB-Vorsitzenden gewählt
(ihr Wahlergebnis 2002: 64,1 Pro-
zent). Ebenfalls in den GBV wieder
gewählt wurde Dietmar Hexel mit
273 bzw. 69,6 Prozent der Stim-
men (2002: 93,6 Prozent). Neu zur
Wahl stellten sich Annelie Bunten-
bach (IG BAU) und Claus Matecki
(IG Metall). Buntenbach erzielte 
mit 309 bzw. 78,8 Prozent der
Stimmen das beste Ergebnis. Für
Claus Matecki stimmten im zweiten
Wahlgang 218 der Delegierten
(62,6 Prozent). •

nen höherer Einkommen. Um das
zu ändern, hat der DGB-Kongress
zehn „Eckpunkte für eine gerechte,
ergiebige und wettbewerbsfähige
Steuerpolitik“ verabschiedet. Ge-
fordert werden neben einer leis-
tungsgerechten Besteuerung aller
Steuerpflichtigen auch eine stärke-
re Heranziehung der Unternehmen.
Alle in Deutschland erwirtschafte-
ten Gewinne müssten grundsätz-
lich auch in Deutschland versteuert
werden.

Zudem fordert der DGB eine
konsequente Förderung von Familien
mit Kindern. Auch das Ehegatten-
splitting gehöre auf den Prüfstand.
Es begünstige Alleinverdienende

unabhängig vom Vorhandensein
von Kindern und bevorteile Bezie-
her höherer Einkommen. •

nehmenspolitik, Corporate Gover-
nance und Managementsysteme.
■ GBV-Mitglied Annelie Bun-
tenbach ist zuständig für die Be-
reiche Arbeitsmarkt,Alterssicherung,
Arbeitsschutz, Gesundheit, Pflege,
Antirassismus, Schwerbehinderte
sowie Senioren.
■ GBV-Mitglied Claus Matecki
ist zuständig für die Bereiche Struk-
tur- und Regionalpolitik, Wirt-
schaftspolitik, Finanzpolitik, Hand-
werk, kleine und mittelständische
Unternehmen (KMU), Koordination
der Tarifpolitik sowie Finanzen und
Vermögen des DGB. •

B i l d u n g s p o l i t i k  

Debatten über
die Detailfragen

Das deutsche Bildungssystem
ist reformbedürftig. In dieser Analyse
sind sich die Gewerkschaften einig.
Statt Chancengleichheit herzustel-
len, führe Bildung in Deutschland zu
sozialer Selektion wie in keinem an-
deren Industrieland. Die Bildungs-
politik gehörte zu den Themen,
über die auf dem DGB-Bundeskon-
gress intensiv diskutiert wurde.
Umstritten unter den 16 Anträgen
zur Bildungspolitik war vor allem
ein Antrag der DGB-Jugend, ein 
individuelles Grundrecht auf eine
Berufsausbildung in die Verfassung
aufzunehmen, sowie ein von den
Studierenden von ver.di und GEW
eingebrachter Änderungsantrag,
allen Studierenden eine Studienför-
derung (BAföG) zur Verfügung zu
stellen, und nicht nur denen, die
aus einem finanzschwachen Eltern-
haus kommen. Beide Anträge fan-
den entgegen der Empfehlung der
Antragsberatungskommission bei
den Delegierten eine Mehrheit. •

S t e u e r p o l i t i k  

Gerechte
Lastenverteilung

Das Steueraufkommen ist nach
Berechnungen des Finanzministeri-
ums durch die in den vergangenen
Jahren beschlossenen Reformen im
Vergleich zu 1998 um 60 Milliar-
den Euro gesunken. Folge davon ist
nicht nur ein wachsendes staatli-
ches Defizit, sondern auch eine zu-
nehmende soziale Schieflage bei
der Finanzierung öffentlicher Auf-
gaben. Denn profitiert haben von
den Steuersenkungen vor allem die
Unternehmen und die BezieherIn-
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MEINUNG Vorrang für Arbeit

In seiner Rede bei der Eröff-

nungsveranstaltung des

DGB-Kongresses kritisierte

Bundespräsident Horst

Köhler die Steuerpolitik der

großen Koalition und mahn-

te größere Anstrengungen

im Kampf gegen die Arbeits-

losigkeit an. Er sprach sich

dafür aus, die Erhöhung der

Mehrwertsteuer „hauptsäch-

lich zur Senkung der Lohn-

nebenkosten“ zu nutzen. 

Köhler beklagte, dass die 

Arbeitslosigkeit unsere Ge-

sellschaft „mehr und mehr“

spalte. Was Arbeitsplätze

schaffe, solle deshalb „Vor-

rang vor allem anderen“ 

haben. Der Bundespräsident

hält einen „geordneten

Niedriglohnsektor“ für 

erforderlich, ebenso „mehr

Respekt vor den Menschen,

die einfache Arbeit leisten“. 

Köhler stellte die Verdienste

der Gewerkschaften für den

sozialen Frieden heraus. Ta-

rifautonomie, Flächentarife

und Einheitsgewerkschaften

seien „konstitutive Teile der

sozialen Marktwirtschaft“.

Köhler lobte die „verantwor-

tungsvolle Lohnpolitik“ der

Gewerkschaften, während 

er die Maßlosigkeit einiger

Unternehmensvorstände

verurteilte. „Ganz verquer

wird es, wenn immense 

Vorstandsgehälter mit einem

gestiegenen Shareholder 

Value begründet werden,

der auf Lohnzurückhaltung

und Entlassungen beruht.“

Die Rede im Wortlaut: 

www.bundeskongress2006.dgb.de

Harald Voigt, 39, der als externer Berater die
„Initiative Trendwende“ von DGB und Gewerk-
schaften unterstützt, schilderte am dritten Tag
seine Eindrücke vom Kongress.

Ich nehme den Kongress als
eine Art Multifunktionsver-
anstaltung wahr, die gleich-
zeitig ganz unterschiedli-
chen Zwecken dienen muss.
Und ich bin gespannt, ob er
tatsächlich allen Funktionen
gerecht werden kann. So
müssen natürlich zum einen

Detlef Esslinger, 42, seit dem 1. Mai zuständig
für „Arbeitsmarkt und Tarifparteien“ bei 
der „Süddeutschen Zeitung“, kommentierte
den zweiten Kongresstag, an dem die 
Wahlen zum neuen Geschäftsführenden 
DGB-Bundesvorstand stattfanden.

Ich denke, fast alle haben erst während des Kon-
gresses den Eindruck gewonnen, dass eine
Kampfkandidatur bevorsteht. Alle, bis auf zwei:
Klaus Engelen und Ursula Engelen-Kefer. Er sei ge-
kommen in der Erwartung, dass sie nicht antritt, hat
er am Dienstagmorgen noch erklärt. Sie erklärte
zunächst dem Präsidium ihren Verzicht. Ich nehme
ihr die innere Zerrissenheit sogar ab.

Insgesamt ist auf diesem Kongress das Bemühen
des DGB offensichtlich, in die politische Debatte

Ana Bell Jaras, 52, Vizepräsidentin der 
chilenischen Gewerkschaft Central Unitaria 
de Trabajadores (CUT), beobachtete den 
Kongressauftakt am 22. Mai.

Die deutschen Gewerkschaften haben eine große
Bedeutung über Deutschland hinaus. Sie sind gut
darin, Herausforderungen zu bewältigen. Die Diskus-
sion und Beschlussfassung auf diesem Bundeskon-
gress bieten uns in Südamerika Anregungen, denn
wir stehen vor ähnlichen Aufgaben. Dieser Bundes-
kongress greift die größte Herausforderung für die
Gewerkschaften mit seinem Motto „Die Würde des
Menschen ist unser Maßstab“ auf: Die Globalisierung
braucht notwendigerweise eine soziale Dimension.

von den Wahlen bis zu Satzungsänderungen zahlrei-
che Dinge geregelt werden. Zum anderen sollte ein
solcher Kongress aber auch die Gelegenheit für die
gesamte Organisation sein, Erfahrungen auszutau-
schen, sich selbst zu bestärken und aus den Erfolgen
der vergangenen Jahre Kraft zu schöpfen. Ich be-
fürchte, dass das ein wenig zu kurz kommt. Das ist
schade – schließlich hat jede Organisation ja auch so
eine Art Seele, und die muss gepflegt werden. Was
mich sehr gefreut hat, ist, wie oft in den Reden die
Initiative Trendwende erwähnt wurde. Ich hoffe, dass
dem Kongress nun eine breite inhaltliche Auseinan-
dersetzung mit den Zielen der Trendwende im ge-
werkschaftlichen Alltag folgt.

Menschenwürdige Arbeit für alle muss nicht nur
erhalten, sondern auch neu geschaffen werden. In
Chile ist die Integration in die Weltwirtschaft oft auf
Kosten der ArbeitnehmerInnen gegangen. Dies hat
dazu geführt, dass menschenwürdige Beschäftigung

verschwindet zugunsten von
prekärer. Die chilenischen
Gewerkschaften befinden
sich nach der Pinochet-Dik-
tatur immer noch in einer
Phase des Aufbaus und des
Übergangs; die neue Regie-
rung macht uns aber Mut,
sie baut auf die Gewerk-
schaften.

zurückzukehren, wieder ein politischer Player zu
werden. Und möglicherweise ist das in der schwarz-
roten Koalition sogar einfacher als in der Regierung
unter Schröder: Das Verhältnis ist wieder rationaler.

Was die Erhöhung der Mitgliederzahlen betrifft:
Der DGB muss den Spagat meistern, die interne Öf-
fentlichkeit ebenso anzusprechen wie die externe.
Die aktiven Gewerkschaf-
ter haben Jahre ihres Le-
bens für die Arbeitszeitver-
kürzung hergegeben – sie
wollen dafür gerühmt wer-
den. Vielen Menschen hin-
gegen, die als Mitglieder
gewonnen werden sollen,
ist das Thema möglicher-
weise gar nicht so wichtig.

Außenansichten
Tagesaktuell berichtete die einblick-Redaktion während des Kongresses in drei Ausgaben des „extrablick“. 
Unverzichtbarer Bestandteil: die Sicht eines/einer der vielen KongressbeobachterInnen auf das Geschehen. 
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DGB Berlin-Bran-
denburg, Ausstellung „Machen Sie
sich Ihr eigenes Bild“, Berlin

DGB Niedersach-
sen – Bremen – Sachsen-Anhalt,
Konferenz „Metropolregion Bremen/
Oldenburg – Motor für Beschäfti-
gung oder leere Hülle?“, Bremen

Beratungsstelle
für Technologiefolgen und Qualifi-
zierung (BTQ) im ver.di-Bildungs-
werk Niedersachsen, Datenschutz-
tagung 2006, Hannover

„In Würde leben
und arbeiten“, bundesweite Akti-
onswoche des DGB zur Zukunft der
sozialen Sicherung

DGB Niedersach-
sen – Bremen – Sachsen-Anhalt,Ver-
gabe des DGB-Filmpreises, Emden

11.6.

10.-17.6.

8.6.

7.6.

7.-30.6. D G B - R e g i o n
Schleswig-Holstein Nord, Konfe-
renz „Rente erst mit 67 – was soll
das?“, Flensburg

D G B - R e g i o n
Frankfurt-Rhein-Main, Diskussions-
veranstaltung „Stoppt Zwangspro-
stitution“, Frankfurt/M.

Hans-Böck le r-
Stiftung, Tagung „Schiffbau in Eu-
ropa – Zwischen Kooperation und
Wettbewerb“, Papenburg

DGB und Fried-
rich-Ebert-Stiftung, Konferenz „Ur-
sachen für rechte Orientierungen
bei Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern“, Berlin

DGB, Workshop
„Wir wollen,dass ihr bleibt.Ein starker
Osten braucht junge Familien“,Berlin

22.6.

19.6.

19.6.

14.6.

13.6.
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DIES&DAS

personalien

Buch: Hans Mundorf, 
Nur noch Markt, das ist zu
wenig, OBS-Schriftenreihe,
VSA-Verlag, Hamburg 2006,
214, Seiten, 14,80 Euro
Sind die anderen wirklich besser?
Hans Mundorf, ehemaliger Chef-
redakteur des Handelsblatts,
stellt dem Dauerlamento in Zei-
tungen und TV-Talkrunden die
ökonomische Realität entgegen.

Er erinnert an den deutschen Ex-
portboom – trotz angeblich zu
hoher Löhne. Und an die Erfolgs-
geschichte des Euro, die ohne ein
wirtschaftlich starkes EU-Kern-
land Deutschland gar nicht mög-
lich gewesen wäre. Seine Bot-
schaft: Auch in Zeiten der Globa-
lisierung darf die Politik ihre Ver-
antwortung für den Staat nicht
an die Märkte delegieren.

Tipp
.

Schlusspunkt●

Das Neue Deutschland am 26. Mai über die Ablehnung des vom DGB-
Bundesvorstand eingebrachten Satzungsantrags S 007

„Wie der DGB 007 stoppte“

DGB-KONGRESS: Ein Drittel der Delegierten weiblich
Im Vergleich zum letzten DGB-Bundes-
kongress 2002 ist das Durchschnitts-
alter der Delegierten 2006 um ein Jahr
gestiegen: von 50 auf 51 Jahre. 
Dennoch hat sich der Anteil der Dele-
gierten, die 30 Jahre oder jünger sind,
erhöht – von 7,3 Prozent 2002 auf zehn
Prozent 2006. Der Frauenanteil ist 
mit 34,0 Prozent fast gleich geblieben
(2002: 34,4 %). Am besten waren die
Frauen unter den ver.di-Delegierten
mit 57,9 Prozent vertreten, gefolgt 
von der Gewerkschaft NGG mit 
46,6 Prozent. Quelle: DGB, Bericht der Mandatsprüfungskommission, 22.5.2006

*Von 400 zum 18. DGB-Bundeskongress gemeldeten
Delegierten waren am ersten Kongresstag 382 anwesend. ©

 D
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Zusammensetzung der Delegierten nach Alter, Berufsstatus und Geschlecht*
bis 25 Jahre:
17 (4,5%)

bis 30 Jahre:
21 (5,5%)

31-40 Jahre:
23 (6,0%)

41-50 Jahre:
107 (28,1%)

51-60 Jahre:
176 (46,2%)

über
60 Jahre:

37 (9,7%)

Alters-
schnitt*

Berufs-
status

Angestellte/
ArbeiterInnen

29 BeamtInnen

2 StudentInnen

3 Freiberufliche

1 ohne Angabe
7 RentnerInnen

Frauen-
anteil

1990: 22,7%

1994: 24,7%

1998: 28,0%

2002: 34,4%

2006: 34,0%

340
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••• Dr. Wolfgang Schroeder,
45, Leiter des Funktionsbereichs
Sozialpolitik der IG Metall sowie
Privatdozent an der Universität
Frankfurt/M., ist seit dem 1. Mai
Professor für Politische Systeme der
Bundesrepublik Deutschland/Staat-

lichkeit im Wandel an der Univer-
sität Kassel.
••• Inge Michel, 57, Referentin
in der Abteilung Organisation und
Kommunikationssysteme des DGB-
Bundesvorstands, geht am 15. Juni
in Altersteilzeit.
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Mit der Einführung eines Elterngel-
des als Lohnersatzleistung will die
große Koalition einen Paradigmen-
wechsel in der Familienpolitik ein-
läuten. Leitbild soll künftig die 
Berufstätigkeit beider Eltern sein.
Mitte Mai hat die Bundesregierung
einen Referentenentwurf vorgelegt,
für den 3. Juli ist eine Anhörung im
Bundestag geplant. Der Entwurf
sieht vor, dass ab 2007 nach der
Geburt eines Kindes für 12 Monate
ein Elterngeld in Höhe von 67 Pro-
zent des letzten Nettogehaltes, ma-
ximal 1800 Euro, gezahlt wird.
Zwei Monate gibt es als Bonus
obendrauf, wenn sich beide Eltern-
teile die Erziehungsarbeit teilen.

Der Geschäftsführende DGB-
Bundesvorstand hat in seiner Stel-
lungnahme den Entwurf begrüßt.
„Die zentralen Punkte des Entwur-
fes decken sich weitgehend mit un-
seren langjährigen Forderungen“,
wertet DGB-Vize Ingrid Sehrbrock.
Problematisch bleibe aber aus Sicht
des DGB, dass vor allem die Situati-
on von gut verdienenden Elternpaa-
ren verbessert würde, sich jedoch
die finanzielle Unterstützung von
BezieherInnen von Arbeitslosengeld
verschlechtere. „Wir begrüßen,
dass die zunächst geplante Anrech-

nung des Elterngelds auf das Ar-
beitslosengeld (Alg) II zurückge-
nommen wurde. Kritisch sehen wir
aber, dass Alg II-BezieherInnen 
anders als berufstätige Eltern das
Elterngeld maximal 12 statt 14 
Monate erhalten sollen“, so Sehr-
brock. Das sei auch gegenüber der
geltenden Regelung eine Ver-

schlechterung, nach der Arbeitslose
bis zum 24. Lebensmonat des Kin-
des Leistungen in Höhe von 300
Euro erhalten. Änderungsbedarf be-
stehe außerdem bei den Regelun-
gen für Alleinerziehende. Sie haben
nur dann Anspruch auf 14 Monate
Elterngeld, wenn sie das alleinige
Sorgerecht haben. „Das läuft einer
partnerschaftlichen Erziehung trotz
Trennung zuwider“, meint Sehr-
brock. „Mit dem Elterngeld allein
lässt sich im Übrigen der Paradig-
menwechsel in der Familienpolitik
nicht erreichen. Ebenso notwendig
sind der flächendeckende Ausbau
der Ganztagsbetreuung auch für
unter Dreijährige sowie eine famili-
engerechte Arbeitswelt.“

Um die Arbeitswelt familienge-
recht zu gestalten, sind die Sozial-
partner gefordert. In einer Sozial-
partnervereinbarung für die chemi-
sche Industrie haben die IG BCE
und der Bundesarbeitgeberverband
Chemie (BAVC) die Förderung einer
„chancengleichen und familienbe-
wussten Personalpolitik“ zum ge-
meinsamen Anliegen erklärt. „Nun
kommt es darauf an, die formulier-
ten Grundsätze in der betrieblichen
Wirklichkeit mit Leben zu erfüllen“,
so IG BCE-Vorstandsmitglied Edel-
traud Glänzer. In der Umsetzung
wollen IG BCE und BAVC die Be-
triebsparteien mit Beratung, Hand-
lungshilfen, Checklisten, Beispielen
erfolgreicher Praxis und Erfahrungs-
austausch unterstützen. Kleinen
und mittelständischen Unterneh-
men steht der DGB mit einem 
Beratungsprojekt zur Vereinbarkeit
von Familie und Beruf zur Seite.
Erfahrene BeraterInnen helfen den
Betriebsparteien, passgenaue Lö-
sungen zu entwickeln. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.rechtsweg-
ausgeschlossen.de

Kampagne der DGB-Jugend
Mecklenburg-Vorpommern

zur Landtagswahl im 
September 

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Stellungnahme des DGB
zum Referentenentwurf

zur Einführung des 
Elterngeldes

„Für eine chancengleiche
und familienbewusste 

Personalpolitik“
Sozialpartnervereinbarung
für die chemische Industrie

12/06gewerkschaftlicher Info-Service vom 19.06.2006

Reinhard Schulz,
Steuerexperte der SPD-

Fraktion, hat sich gegen eine
dauerhafte Entlastung der 
Unternehmen in Milliarden-
höhe ausgesprochen. Allenfalls
könnten „Anlaufverluste“ bei
der Unternehmenssteuerreform
in Kauf genommen werden.

+ Michael Kauch, umwelt-
politischer Sprecher der

FDP-Fraktion, will die Tages-
grenzwerte bei der Feinstaub-
belastung kippen. Die Politik
müsse sich auf die ultra-feinen
Stäube konzentrieren. Es sei
aber zu früh, „verbindliche
Grenzwerte festzulegen“. 

-
plusminusBERLIN

V e r e i n b a r k e i t  v o n  F a m i l i e  u n d  B e r u f

Elterngeld allein reicht nicht
____________ ____

Viel Propaganda, 
wenig Missbrauch
Dass die Hartz-Kosten 

steigen, hat viele Gründe. 

Sie liegen kaum bei den 

Langzeitarbeitslosen

____________ ____

Mehr Raum für 
Diskussionen
Annelie Buntenbach, die 

neue Sozialpolitikerin im 

Geschäftsführenden DGB-

Bundesvorstand, im Interview

____________ ____

Mühsam, doch ohne 
Alternative
Die chinesischen Gewerk-

schaften sollten weiter 

unterstützt werden, meint 

Sozialattaché Claus Eilrich

Seite 7

Seite 5

Seite 3

inhalt

Ist die Familienfreundlichkeit der
Unternehmen in den letzten Jahren
gestiegen, gesunken oder gleich
geblieben? Ergebnis einer
repräsentativen Befragung von
16- bis 44-Jährigen (in Prozent)
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Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach
im Auftrag des BMFSFJ, Dezember 2005

gesamt

unentschieden/ keine Angabe

weniger familienfreundlich
Unternehmen familienfreundlicher

kaum Änderungen

West Ost

16

38

37

9

19

33

38

10

5

53

34

8

Familienfreundlichkeit
nimmt ab



2

12/06

POLITIK AKTUELL
E x i s t e n z g r ü n d u n g

Zwiespältige
Bilanz
Wer sich mit Hilfe der Arbeitsagen-
tur selbstständig macht, macht das
oft der Not gehorchend: um Arbeits-
losigkeit zu vermeiden oder um sie
zu beenden. Eine Befragung des In-
stituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB) unter 3000 von den
Arbeitsagenturen geförderten Exis-
tenzgründerInnen zeigt, dass nur für
einen Teil von ihnen der Schritt in die
Selbstständigkeit erfolgreich war.

Zwar sind rund eineinhalb Jahre
nach dem Start in die Selbststän-
digkeit noch drei von vier Existenz-
gründerInnen am Markt, aber mehr
als die Hälfte verdient weniger als
im letzten Arbeitsverhältnis. Beson-
ders hart trifft es diejenigen, die
ihren Schritt in die Selbstständigkeit
abgebrochen haben. Für ein Drittel
der ehemaligen BezieherInnen von

I T - B r a n c h e

Projektarbeit
macht krank

Moderne Arbeitsformen wie
Projektarbeit sind ein besonderes
Merkmal der IT-Branche. Perma-
nenter Zeitdruck, hohe Flexibilität
und fehlende Arbeitspausen sind
dabei inzwischen zu einem erhebli-
chen Krankheitsrisiko geworden.
Laut einer Studie des Instituts Ar-
beit und Technik (IAT) leiden über
40 Prozent der Beschäftigten im IT-
Bereich unter einem Burnout-Syn-

drom, weitere 30 Prozent zeigen
bereits erste Symptome chronischer
Erschöpfung. Die vom Bundesfor-
schungsministerium geförderte Un-
tersuchung sieht die Gefahr, dass
sich diese Entwicklung auch auf an-
dere Branchen ausweiten könnte.
Die IT-Branche sei zu einer „Leit-
branche“ der Wissensgesellschaft
geworden. Die Empfehlung des IAT
gegen zu viel Stress: Die Unterneh-
men sollten vor Projektbeginn mit
dem Auftraggeber über die Rah-
menbedingungen der Arbeitsorga-
nisation verhandeln. •
www.iatge.de/iat-report

K ü n d i g u n g s s c h u t z

Bildungsanreiz

Ein hoher Kündigungsschutz stärkt
das Interesse junger Menschen,mehr
Zeit in die eigene Bildung zu inves-
tieren. Das belegt eine Studie der
Universität Mainz. In Ländern mit
einem hohem Kündigungsschutz sei
der Anteil der Bevölkerung mit Hoch-
schulstudium überproportional hoch.
Der Grund: SchulabgängerInnen
würden sich eher für ein Studium
entscheiden,wenn sich die Bildungs-
investition später auszahlt – durch
ein höheres Einkommen und durch
die Senkung des individuellen Ent-
lassungsrisikos. Für Industrieländer
könne es deshalb interessant sein,
den „Kündigungsschutz als ein In-
strument zu betrachten, um das
Ausbildungsniveau zu erhöhen“.
Ob ein höherer Kündigungsschutz
insgesamt zu mehr Beschäftigung
führt, lässt die Studie offen. •

Überbrückungsgeld und zwei Fünf-
tel der GründerInnen einer Ich-AG
endete der Ausflug in die Selbst-
ständigkeit mit Schulden.

Als wichtigste Gründe für die
Aufgabe der Selbstständigkeit wer-
den in der in den WSI-Mitteilungen
veröffentlichten Studie „Auftrags-
mangel“, „Finanzierungsengpässe“
sowie „unterschätzte Kosten der
sozialen Absicherung“ genannt. •

Einkommen von den Arbeitsagenturen geförderter ExistenzgründerInnen
im Vergleich zur vorangegangenen abhängigen Beschäftigung (in Prozent)*
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Quelle: WSI-Mitteilungen 5/2006
* Befragung: Januar/Februar 2005, Beginn des Übergangsgeldes
bzw. des Existenzgründungszuschusses: 3. Quartal 2003

weiter selbstständig wieder abhängig beschäftigt

niedriger

genauso hoch
oder höher

TeilzeitTeilzeitVollzeit Vollzeit

45

55

31

69

34

66

27

73

Träume nur zum Teil in Erfüllung gegangen

Für die meisten der von den Arbeits-
agenturen geförderten Existenzgrün-
derInnen ist die Selbstständigkeit 
mit Einkommensverlust verbunden. 
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DGB fordert
Kurskorrektur

Das Grundproblem von 

Hartz IV ist, „dass nicht 

ausreichend Arbeitsplätze 

da sind“, kritisiert DGB-

Vorstandsmitglied Annelie

Buntenbach. Dafür dürften

die Arbeitslosen „nicht auch

noch bestraft werden“. 

Der DGB fordert, dass die

von Union und SPD gemein-

sam beschlossenen „Ge-

burtsfehler“ von Hartz IV

auch von beiden gemeinsam

behoben werden. So müsse

das „Kompetenzchaos“ zwi-

schen den Arbeitsagenturen

und den Kommunen, die mal

für Kurzzeitarbeitslose, mal

für Langzeitarbeitslose 

zuständig sind, schnellstens

beendet werden. Die Ver-

mittlung aller Arbeitslosen

solle den Arbeitsagenturen

übertragen werden. 

Die 500 000 allein erziehen-

den Alg II-EmpfängerInnen

bräuchten dringend bessere

Kinderbetreuungsangebote,

um überhaupt vermittelt

werden zu können.

Außerdem hat der DGB

grundsätzliche Bedenken 

gegen den so genannten

Aussteuerungsbetrag, den

die Bundesagentur für 

Arbeit nach zwölf Monaten

für nicht vermittelte Arbeits-

lose zahlen muss. Er sollte

beispielsweise nicht mehr

für ältere Arbeitslose 

gezahlt werden, die dem 

Arbeitsmarkt nicht mehr 

zur Verfügung stehen.

Mehr Infos: www.dgb.de

H a r t z  I V - R e f o r m

Viel Propaganda, wenig Missbrauch
Die Hartz IV-Kosten steigen, doch von einer Kostenexplosion kann keine
Rede sein. Dass sie steigen, hat viele Gründe. Und die sind vielerorts zu
finden – nur nicht bei den Langzeitarbeitslosen.

te sozialpolitische Flop der Nach-
kriegsgeschichte“. Dabei haben
CDU/CSU die rot-grünen Hartz-Ge-
setze Ende 2003 im Vermittlungs-
ausschuss von Bundestag und Bun-
desrat mit beschlossen. Trotzdem
fordern Rüttgers & Co eine „Gene-
ralrevision“ – und meinen Leistungs-
kürzungen. Da ist es nur nützlich,
wenn von ausufernden Kosten und
Leistungsmissbrauch die Rede ist.
Und alle Arbeitslosen „unter einen
generellen Missbrauchsverdacht
gestellt werden“, so DGB-Vorstand
Annelie Buntenbach.

Das so genannte Gesetz zur
Fortentwicklung von Hartz IV, das
der Bundestag Anfang Juni verab-
schiedet hat, sieht zwar ab Anfang
August schärfere Sanktionen gegen
Langzeitarbeitslose vor, die Job-

angebote ablehnen,
und es erschwert
auch den Bezug von
Arbeitslosengeld (Alg)
II. Doch direkte Leis-
tungskürzungen gibt
es nicht. Noch nicht.
Bundeskanzlerin An-
gela Merkel (CDU)
hat aber bereits eine
„grundlegende Über-
holung“ von Hartz IV
für den Herbst an-
gekündigt. Der Streit
geht also weiter. Zu
spät, erst Anfang Ju-
ni, hatte Arbeitsmi-
nister Franz Münte-
fering (SPD) die an-
gebliche Kostenex-
plosion dementiert:
„Die Ausgaben sind
unter Kontrolle.“ Tat-
sächlich sind sie nicht
explodiert (Grafik).
Dass sie gestiegen
sind, hat im Wesent-
lichen drei Gründe:

Erstens hat sich die Zahl der
Langzeitarbeitslosen dramatisch er-
höht. Sie betrug Ende 2005 weit
über 1,8 Millionen – 5,5 Prozent
mehr als ein Jahr zuvor. Das hat
auch damit zu tun, dass die Betrof-
fenen im Schnitt drei Monate auf
ein Vermittlungsgespräch warten
müssen, wie der Bundesrechnungs-
hof rügte. Zudem endeten 70 Pro-
zent der Gespräche ohne Vermitt-
lungsergebnis.

Zweitens ist mit Hartz IV, der
Zusammenlegung von Arbeitslosen-
und Sozialhilfe, aus verdeckter Ar-
beitslosigkeit offene Arbeitslosig-
keit geworden. Mitte 2005 waren
bereits 906 000 Erwerbstätige, dop-
pelt so viele wie vor der Reform,
arm trotz Arbeit – und stockten ihr
Einkommen mit Alg II auf.

Drittens kommt die politisch
gewollte Ausweitung des Niedrig-
lohnsektors den Steuerzahler teuer
zu stehen. Unter den Erwerbstäti-
gen mit Alg II-Anspruch sind allein
395 000 Mini-Jobber. Der Nied-
riglohnsektor hat zudem eine Sog-
wirkung auf die – noch – besser
bezahlte Arbeit. Outsourcing und
Leiharbeit nehmen zu.

Der Missbrauch von Alg II hin-
gegen ist ein „Mythos“ (taz). Laut
Bundesagentur für Arbeit (BA) sind
im ersten Quartal 26 Millionen Eu-
ro oder 0,4 Prozent der Gesamt-
summe zu viel gezahlt worden.
Aber das heißt „nicht automatisch,
dass Missbrauch dahinter steht“,
erklärte ein BA-Sprecher. Gründe
seien verspätete Meldungen über
neue Arbeit oder zusätzliche Ein-
künfte. Es seien sogar Fälle be-
kannt, wo die Empfänger selbst
darauf hingewiesen haben, nicht
mehr anspruchsberechtigt zu sein.

Kritikwürdig ist ein ganz ande-
rer Missstand: Den Sozialgerichten
liegen bereits mehr als 50 000 Kla-
gen gegen Alg II-Bescheide vor.
Nicht zu Unrecht: Jede dritte Klage
gegen Hartz IV ist erfolgreich. •

„Bei keinem Thema wird so viel 
Unsinn geredet wie hier“, sagte
Städtetagspräsident Christian Ude
(SPD) der Frankfurter Rundschau.
Ude meint die Hartz IV-Kosten. Ob
in der FAZ oder der ARD – fast 
überall ist zu lesen oder zu hören,
dass die Ausgaben für Langzeitar-
beitslose „aus dem Ruder laufen“.
Selbst die Deutsche Presse-Agentur
(dpa) schreibt von „Kostenexplosi-
on“ – ohne Gänsefüße.

Die Propaganda prominenter
Unionspolitiker trägt jetzt Früchte.
Für NRW-Ministerpräsident Jürgen
Rüttgers (CDU) ist Hartz IV „Pfusch“;
für seinen baden-württembergischen
Amtsbruder Günther Oettinger „ein
zusammengeschustertes Flickwerk“,
und für CSU-Landesgruppenchef
Peter Ramsauer schlicht der „größ-

Ausgaben für erwerbsfähige Hilfsbedürftige nach
altem und neuem Recht (in Milliarden Euro)
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altes Recht neues Recht
Ist 2005
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losenhilfe

Sozialhilfe

Wohngeld

Eingliederungs-
leistungen

Verwaltungs-
kosten

Arbeits-
losengeld II
(inkl. Kinder-
zuschlag und
einmalige
Leistungen)

Kosten der
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leistungen

Verwaltungs-
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2,5 3,5

5,5
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7,8
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4,2

8,4

22,9

3,6

12,1
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Keine Kostenexplosion

Ohne Hartz IV hätten die Kosten für Arbeitslosen-
und Sozialhilfe 2005 43,5 Milliarden Euro betragen,
die tatsächlichen Aufwendungen für das Arbeits-
losengeld II betrugen 44,4 Milliarden Euro. Das sind
900 Millionen Euro oder zwei Prozent mehr – viel
Geld, aber keine „Kostenexplosion“.
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V e r a n s t a l t u n g

Gefahr von
Rechts
Rechtsextremismus ist eine Gefahr
für Menschen, aber auch für die
Demokratie an sich. Über mögliche
„Ursachen für rechte Orientierun-
gen bei Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern“ werden die Teil-
nehmerInnen einer Konferenz dis-

Weiterbildung entwickelt. Im Mit-
telpunkt stand dabei die Früherken-
nung von Qualifikationserfordernis-
sen, der damit einhergehende Wan-
del der Arbeit und die Entwicklung
und Erprobung neuer Qualifizie-
rungsansätze im Bereich Beratung
und Coaching. Der DGB hat dieses
Projekt initiiert, um damit einen 
aktiven Beitrag zur Modernisierung
des Berufsbildungssystems zu leisten.
Inzwischen hat der DGB den Ab-
schlussbericht des Beratungs- und
Qualifizierungsprojektes vorgelegt,
zusammen mit einer begleitenden
CD-ROM mit dem idealtypischen
Bildungscoachingprozess. Dieser
Prozess zeigt den empfohlenen 
Ablauf des Bildungscoachings auf.
Materialien aus der Projektlaufzeit,
Zwischen- und Abschlussbericht
sind ebenfalls auf der CD-ROM zu
finden. •
http://www.dgb-lea.de

L e r n e n  u n d  A r b e i t e n

Auf einen Blick

Das Beratungs- und Qualifizie-
rungsprojekt LeA des DGB-Bundes-
vorstands hat ein neues Coaching-
konzept im Bereich der beruflichen

vember bei einer Tagung der IG Me-
tall und der Hans-Böckler-Stiftung
zum Thema „Führungsdialog – die
Konsequenzen des demografischen
Wandels vorausschauend gestal-
ten“. Jetzt ist die Dokumentation
dieser zweitägigen Veranstaltung
erschienen, die die Referate, Fo-

rumsdiskussionen und Unterneh-
menspräsentationen in gedruckter
Form und auf CD-Rom enthält. •
Bestellungen: hans.herzer@igmetall.de

kutieren, die der Gesprächskreis
Migration und Integration der Fried-
rich-Ebert-Stiftung mit dem DGB
gemeinsam am 19. Juni im Hotel
Aquino in Berlin veranstalten. Im
Mittelpunkt der Referate und Dis-
kussionen in Arbeitsgruppen werden
neben der Zustandsbeschreibung
konkrete Handlungsanleitungen im
Umgang mit Rechts stehen. Zu 
den ReferentInnen zählen der SPD-
Bundestagsabgeordnete Sebastian
Edathy, der Berliner Politologiepro-
fessor Richard Stöss sowie das neu
gewählte DGB-Vorstandsmitglied
Annelie Buntenbach. •
Tel. 0228/88 32 72
claudia.unkelbach@fes.de 

H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Ältere 
beschäftigen
Im internationalen Vergleich nimmt
die Bundesrepublik einen unteren
Rang ein, wenn es um die Beschäf-
tigung älterer ArbeitnehmerInnen
geht. Doch angesichts des demo-
grafischen Wandels und der Not lei-
denden Sozialversicherungen wird
deutlich, dass die Arbeitswelt in na-
her Zukunft von Älteren geprägt
sein wird. Über die „Chancen des
Paradigmenwechsels bei der Be-
schäftigung älterer Arbeitnehmer/
innen“ werden die Mitglieder des
Arbeitskreises „Zukunft des Sozial-
staates“ der Hans-Böckler-Stiftung
am 21. Juni in Frankfurt/M. disku-
tieren. •
Anmeldungen: Tel. 0211/77 78 109 
Fax 0211/77 78 283

D o k u m e n t a t i o n

Wandel 
gestalten
Den demografischen Wandel der
Gesellschaft haben Wissenschaft-
lerInnen und vorausschauende Poli-
tikerInnen schon vor mehr als zehn
Jahren beschrieben. Doch bisher ist
wenig geschehen, um den sich ver-
ändernden Altersaufbau als Chance
zu nutzen. Um Lösungsansätze auf
betrieblicher und tarifpolitischer
Ebene ging es im vergangenen No-

D G B - A k t i o n e n

Mit Witz

Tarifauseinandersetzungen sind ein
ernstes Geschäft – doch etwas
Auflockerung tut auch in Zeiten des
Streits um Prozente und Zuschläge
gut. Dachte man sich beim DGB
Berlin-Brandenburg und gab die
Gestaltung einer Postkarte in Auf-
trag, die während unterschiedlicher
Tarifrunden verteilt werden kann.
Der Berliner Karikaturist Tom (u.a.
bekannt aus der taz) stellte einen
Cartoon für die Karte zur Verfü-
gung, die kostenlos in Kneipen und
Restaurants ausliegt. •
www.Berlin-Brandenburg.DGB.de

PROJEKTE UND PARTNER

••• Ein von der DGB-Technolo-
gieberatung Berlin-Branden-
burg entwickeltes Internetpor-
tal bietet ab sofort Informationen
zur „Deutsch-Polnischen Koopera-
tion am Bau“. Die Website will 
vor allem kleinen und mittleren 
Betrieben beiderseits der Grenze
Kontakte vermitteln und über Ent-
wicklungs- und Beschäftigungs-
chancen einer grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit der Baubran-
che in der Grenzregion informieren.
Auf polnischer Seite arbeitet die
Gewerkschaft Solidarność am Pro-
jekt mit, in Deutschland unter-
stützen IG BAU und IG Metall die
Pflege des Online-Angebots. Infos:
www.bbl-baunet.de

••• Der DGB NRW hat von der
Landesregierung einen Notfonds
zur Reaktivierung geschlossener
überbetrieblicher Ausbildungswerk-
stätten gefordert. Mindestens 75
Millionen Euro müsse das Land
dafür zur Verfügung stellen, so der
DGB-Bezirksvorsitzende Guntram
Schneider. Von den öffentlichen
Geldern könnten dann auch die
AusbilderInnen in den Werkstätten
bezahlt werden. Angesichts der
dramatischen Lage auf dem Ausbil-
dungsmarkt dürfe NRW-Finanzmi-
nister Helmut Linssen (CDU) mit
den Mehreinnahmen des Landes in
Höhe von 300 Millionen Euro nicht
ausschließlich die Neuverschuldung
senken.

interregio

B i l d u n g s b e f r a g u n g

Länger 
gemeinsam
Nach dem Pisa-Schock ist die Be-
reitschaft, Strukturveränderungen
im Bildungssystem durchzusetzen
unter den direkt Beteiligten größer
als in der Politik. Das zeigt eine Be-
fragung des Instituts für Schulent-
wicklungsforschung (IFS) unter Leh-
rerInnen. Mit 56 Prozent spricht sich
zum ersten Mal eine Mehrheit dafür
aus, dass Kinder nach der Grund-
schule weiter gemeinsam lernen. In
den beiden vorangegangen Befra-
gungen, 1995 und 1998, war das
noch anders. In den östlichen Bun-
desländern befürworten sogar drei
Viertel der LehrerInnen eine gemein-
same Schule für alle. Selbst unter
den Real- und GymnasiallehrerInnen
sei die Quote der entschiedenen
Gegner einer gemeinsamen Schule
auf ein Drittel geschrumpft. •
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I n t e r v i e w  

Mehr Raum für Diskussionen

■ Du bist mit dem besten Wahler-
gebnis aller Kandidaten in den GBV
gewählt worden.Was sind deine Er-
wartungen für die nächsten Jahre?
■ Ich habe mich über die breite
Unterstützung sehr gefreut. Denn
was in nächster Zeit auf uns zu-
kommt, wird nicht einfach werden.
Dafür brauchen wir Kraft und Ge-
schlossenheit. Beim Umbau des 
Sozialstaates wird entscheidend
sein, dass ein ausreichender sozia-
ler Schutz für alle gewährleistet
wird. Dazu brauchen wir vor allem
eine energische Beschäftigungspo-
litik und eine gerechtere Verteilung
der Lasten. In den nächsten Jahren
wird es unsere Aufgabe sein, den
Blick der Politik stärker auf die 
Interessen der Beschäftigten, Er-
werbslosen und Rentner zu lenken.
■ Bei deiner Vorstellung auf dem
DGB-Kongress hast du an einen
Ausspruch von Margaret Thatcher
erinnert: „There is no alternative.“
■ Stimmt, der Ärger darüber hat
mich nachhaltig geprägt. Es ist wich-
tig, dass wir unsere Alternativen zur
Politik der großen Koalition noch
deutlicher machen. In den letzten
Jahren sind wir immer mehr in die

Defensive geraten. Dabei ist eine
Stimmung gemacht worden, der
Sozialstaat sei nur eine riesige Geld-
verbrennungsmaschine. Wir müssen
deutlicher machen, dass der Sozial-
staat das zentrale, unverzichtbare
Integrationselement unserer Gesell-
schaft ist. Was passiert, wenn er
wegbricht, sehen wir in anderen
Ländern: Die sozialen Konflikte neh-
men zu, immer mehr Menschen,
vor allem Teile der Jugend, fühlen
sich von vornherein ausgegrenzt.
Die Sozialpolitik muss deshalb mehr
sein als ein Reparaturbetrieb. Des-
halb werben wir beispielsweise für
die Bürgerversicherung als Zukunfts-
modell für eine Reform der Kran-
kenversicherung.
■ Was kann der DGB tun, um sei-
ne Alternativen nicht nur deutlich,
sondern auch durchsetzungsfähig
zu machen?
■ Zunächst gilt es, wieder mehr
Menschen für die Gewerkschaften
zu begeistern. Dazu gehören zum
Beispiel auch diejenigen, die zurzeit
aus der Sozialversicherung heraus
und in Scheinselbstständigkeit oder
Minijobs gedrängt werden, weil die
Arbeitgeber Kosten sparen wollen.
Zweitens müssen wir in der poli-
tischen Öffentlichkeit deutlicher
machen, dass eine gerechtere Ver-
teilung der Lasten wie auch des ge-
sellschaftlichen Reichtums nötig und

Annelie Buntenbach, die neue 
Sozialpolitikerin im Geschäfts-
führenden DGB-Bundesvorstand,
im einblick-Interview.

auch möglich ist. Wir brauchen dafür
ein breites gesellschaftliches Bünd-
nis, mit dem wir gemeinsam die
Fragen der sozialen Gerechtigkeit
stärker in den Mittelpunkt stellen. 
■ Als Vertreterin der IG BAU konn-
test du in vielen Fragen deutlicher
Position beziehen, als du das jetzt
im DGB-Vorstand kannst.
■ Das ist klar. Im DGB ist es meine
Aufgabe, mit den Gewerkschaften
gemeinsam Positionen zu entwick-
eln, die wir dann zusammen nach
außen vertreten. Das ist eine ver-
antwortungsvolle Aufgabe, auf die
ich mich freue – auch wenn sie
nicht immer einfach sein wird. Aber
ich bin mir sicher, dass es uns auch in
Zukunft gelingen wird, uns auf eine
gemeinsame Linie zu verständigen.
Im Übrigen ist es kein Schaden,
wenn es innerhalb der Gewerk-
schaften auch mal unterschiedliche
Auffassungen gibt. Ich glaube, dass
es uns im Gegenteil gut tut, den
DGB als einen Ort der gesellschaft-
lichen Diskussion über zentrale Fra-
gen zu profilieren. Damit meine ich
nicht eine Beliebigkeit in den Ant-
worten, sondern eine Diskussion
über unterschiedliche Ansätze für
mehr soziale Gerechtigkeit, um da-
raus dann gemeinsame Perspekti-
ven zu entwickeln.
■ Der GBV wird keine 100 Tage
Schonfrist bekommen. In der Politik
stehen wichtige Grundsatzentschei-
dungen an – von der Gesundheits-
reform bis zur Rente mit 67. Wo
willst du die Schwerpunkte setzen?
■ In den nächsten Monaten setzen
sich die Schwerpunkte praktisch
von selbst. Die Pläne der großen
Koalition für einen Gesundheits-
fonds, die bislang durchgesickert
sind, geben Anlass zu großer Sor-
ge. Das sieht bislang nach einem
großen Umverteilungsprogramm zu
Lasten der Versicherten und Kran-
ken aus. Das ist völlig inakzeptabel.
Wir brauchen eine Gesundheitsre-
form, die auf Qualität und Effizienz
im System setzt und auf eine ge-
rechte, solidarische Finanzierungs-
grundlage baut. Zweitens werden
wir uns damit auseinandersetzen
müssen, dass insbesondere CDU-

regierte Länder für den Herbst eine
erneute Debatte über Hartz IV an-
gekündigt haben. Ich habe nichts
gegen eine grundlegende Reform
von Hartz IV, wenn sie in die richti-
ge Richtung geht. Dabei geht es
uns vor allem um Mindestlöhne
und darum, den Abbau sozialversi-
cherungspflichtiger Beschäftigung
zu stoppen. Es ist aber absehbar,
dass es Teilen der Union darum
geht, die Standards, die bei Hartz IV
jetzt schon schlecht genug sind,
weiter zu verschlechtern. Der dritte
Punkt ist die Rente. Die Koalition
hat ja bereits angekündigt, dass sie
das Renteneintrittsalter auf 67 an-
heben will. Zudem soll das Renten-
niveau mit Hilfe des so genannten
Nachholfaktors noch weiter abge-
senkt werden. Das ist die Fortset-
zung der phantasielosen Kürzungs-
politik der letzten Jahre, die nur 
dazu führt, dass für Millionen von
Menschen die Weichen in Richtung
Altersarmut gestellt werden. Damit
wird das Vertrauen in das Renten-
system unnötig zerstört.
■ Du bist die erste Grüne, die in
den GBV des DGB gewählt worden
ist.Welche Rolle spielt das für dich?
■ Ich habe mich darüber sehr ge-
freut und erhoffe mir fruchtbare
Diskussionen. Dabei geht es aber
nicht um die Farbe des Parteibuchs,
sondern darum, dass unterschiedli-
che politische Biographien und Ver-
netzungen im Vorstand vertreten
sind. Denn eines ist klar: Wir sind
alle als GewerkschafterInnen in den
Vorstand gewählt und nicht als Ver-
treter von Parteitagsbeschlüssen.
Dennoch spielt der politische, kultu-
relle und biographische Hintergrund
natürlich eine Rolle, bei Themen
wie Rentenpolitik, Hartz IV oder 
Migration. Ich denke, es kann nur
gut sein, wenn sich die Breite der
Sichtweisen unter den Mitgliedern
auch im DGB-Bundesvorstand wi-
derspiegelt. •

Annelie Buntenbach, 51, ist im neu gewählten
Geschäftsführenden DGB-Bundesvorstand (GBV) für die
Bereiche Arbeitsmarktpolitik, Alterssicherung, Arbeits-
schutz, Gesundheitspolitik, Schwerbehindertenrecht, 
Seniorenpolitik sowie Migration/Antirassismus zuständig.
Nach dem Studium der Geschichte und Philosophie und
einer Ausbildung als Lehrerin hat Buntenbach mehrere
Jahre als Setzerin gearbeitet. 

Politisch bei den Grünen engagiert, war sie von 1994 bis 2002 Mitglied des
Bundestags. In der Fraktion von Bündnis 90/Grüne hat sie die Fachkommission
Gewerkschaften geleitet, war für den Bereich Rechtsextremismus zuständig 
sowie Obfrau in der Enquetekommission zum Thema Globalisierung. 
Von 2002 bis zur Wahl in den GBV leitete Buntenbach die Abteilung Sozial-
politik der IG BAU. Seit 2002 ist sie Mitglied im wissenschaftlichen Beirat des
globalisierungskritischen Netzwerks attac.
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Auch Nichtmitglieder,Wissenschaft-
lerInnen und politisch Interessierte
sollen sich an der Diskussion betei-
ligen können. Beiträge gibt es auf
der Site bislang zu den Themen
Mindestsicherung,Weichenstellung
für die Wirtschaftspolitik, Chancen-
gerechtigkeit für Kinder, Demogra-
phie und Altersicherung sowie zur
Programmdebatte. •

D r u c k e r e i  g e r e t t e t

apm soll 
verkauft werden

IG Metall, ver.di, TRANSNET
und IG BAU investieren acht Millio-
nen Euro in die Darmstädter Alpha
Print Medien AG (apm), die frühere
gewerkschaftseigene Union Druck-
erei. Damit ist der Konkurs des Un-
ternehmens abgewendet worden.
Nach der Sanierung soll apm ver-
kauft werden, sagte die Betriebs-
ratsvorsitzende Petra Werkmann.

samtwirtschaft. 2004 galten nach
Angaben des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB)
bereits für rund 90 Prozent der
LeiharbeiterInnen „einschlägige Ta-
rifabkommen“. •

Die 183 Beschäftigten verzichten
auf Urlaubs- und Weihnachtsgeld
und müssen mit Abgruppierungen
rechnen. Bis Anfang 2007 sollen
zudem fünf betriebsbedingte Kün-
digungen ausgesprochen werden,
„obwohl wir jetzt schon am Limit
arbeiten“. Insgesamt werden 1,7
Millionen Euro Personalkosten ein-
gespart. Der Betriebsrat wirft apm-
Vorstandschef Dietmar Wrobel vor,
kein Sanierungskonzept zu haben.
Verhandlungen darüber fänden
nicht statt. Petra Werkmann: „Der
Vorstand redet nicht mit uns.“   •

Die IG BAU bezeichnet 
die neue Fassung der 
EU-Dienstleistungs-

richtlinie als „Mogel-
packung“. Die Anwendung
inländischer Arbeitsbedin-
gungen auf im Ausland 
registrierte Unternehmen
sei stark eingeschränkt. 
Klagen gegen in Deutsch-
land geltende Urlaubs- und
Mindestlohnvorschriften
seien bereits absehbar.

Die IG BCE informiert 
mit der Broschüre „Auf 
der Suche nach dem

Traumjob“ auf 83 Seiten 
angehende Ingenieure, Na-
tur- und Wirtschaftswissen-
schaftlerInnen über alles
Wissenswerte zum Berufs-
start: von Bewerbungstipps
über aktuelle Berufsbilder
bis zur Existenzgründung.
Download: www.igbce.de

Die GEW will das „sit-
zen bleiben“ abschaf-
fen. Es führe nicht zu

Leistungsverbesserungen,
sondern stemple Kinder
und Jugendliche „zu Versa-
gern“. Durch die Abschaf-
fung der Ehrenrunden wür-
de zudem Geld eingespart,
das den Schulen für Förder-
maßnahmen zur Verfügung
gestellt werden könnte.

Unter www.hunger-
loehner.de haben 
NGG und ver.di ein

neues Online-Projekt ihrer
gemeinsamen Mindestlohn-
kampagne gestartet: Drei
Mitglieder einer „realen
Hungerlohn-Familie“ schil-
dern ihre alltäglichen Erleb-
nisse in Gesellschaft und 
Arbeitswelt. Das Online-
Tagebuch kann als Weblog
von anderen Internet-Usern
kommentiert werden.

kurz&bündig Z e i t a r b e i t s b r a n c h e

Mindestlohn per
Tarifvertrag
Der DGB hat mit den Arbeitgeber-
verbänden Bundesverband Zeitar-
beit Personal-Dienstleistungen (BZA)
und Interessenverband Deutscher
Zeitarbeitsunternehmen (iGZ) einen
Tarifvertrag zur Regelung von Min-
destentgelten und -arbeitsbedin-
gungen in der Zeitarbeitsbranche
abgeschlossen. Er sieht vor, die be-
reits bestehenden Entgelttarifverträ-
ge um eine unterste Entgeltgruppe
mit einem Mindeststundenlohn von
sieben Euro (Ostdeutschland und
Berlin: 6,10 Euro) zu ergänzen. Bis
2008 soll der Mindestsatz in zwei
Stufen auf 7,31 Euro steigen (Ost:
6,36 Euro). Außerdem umfasst der
Tarifvertrag Regelungen zum Min-
destjahresurlaub und zum Urlaubs-
geld.

Die Sozialpartner hätten damit
für Tarif- und Sozialstandards in der
Branche „eine untere Haltelinie ein-
gezogen“, so DGB-Verhandlungs-
führer Reinhard Dombre. Wirksam
werden die neuen Mindeststan-
dards aber erst, wenn das Arbeit-
nehmerentsendegesetz auch auf
die Zeitarbeitsbranche ausgedehnt
und der neue Tarifvertrag für allge-
meinverbindlich erklärt wird. Mit 
einer entsprechenden gesetzlichen
Regelung rechnen die Tarifpartner
noch in diesem Jahr. Vertreter der
Regierungsparteien äußerten sich
bereits positiv zu dem Tarifab-
schluss. Die „Mindeststandards für
große Teile der Zeitarbeitsbranche“
seien „ein positives Signal im Inter-
esse eines fairen Wettbewerbs“, so

Klaus Brandner, ar-
beits- und sozialpoli-
tischer Sprecher der
SPD-Fraktion. Mit ei-
ner Ausweitung des
Arbeitnehmerentsen-
degesetzes würden
einheitliche Rahmen-
bedingungen für die
Zeitarbeit geschaf-
fen. Die entsprechen-
den Vorschläge der
Tarifpartner müssten
„diskutiert und auf-
gegriffen werden“.

Da für Leiharbei-
terInnen das Bran-
chenprinzip nicht
greift, tritt bei Ver-
handlungen der DGB
als Tarifpartner auf.
Vertragspartner des
aktuellen Abschlusses ist die Tarif-
gemeinschaft von IG BAU, IG BCE,
NGG, IG Metall, GEW, ver.di und
GdP. Die Tarifdeckung in der Zeitar-
beitsbranche liegt inzwischen weit
über dem Durchschnitt der Ge-

Wo gibt es bei ver.di spannende
politische Debatten? Was sind die
wichtigsten Positionen bei der Wei-
terentwicklung der Politik und Pro-
grammatik der Dienstleistungsge-
werkschaft? Die neue Internetsite

www.perspektiven.verdi.de fasst
programmatische Diskussionsbei-
träge, Analysen und Kontroversen
zusammen. Sie will bei der Orien-
tierung im Debattendschungel hel-
fen und Diskussionen anstoßen.

v e r . d i - P e r s p e k t i v e n

Orientierung im Debattendschungel

ArbeitnehmerInnen in Leiharbeit (in Tausend)
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Quelle: Statistisches Bundesamt; WSI
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Erneut gestiegen

Seit Mitte der 90er Jahre hat sich die Zahl der 
ZeitarbeiternehmerInnen mehr als verdoppelt. 
Weit über 50 000 Unternehmen stocken ihr 
Personal mit entliehenen ArbeitnehmerInnen auf.
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MEINUNG Wirtschaftsmacht
China
In der Volksrepublik China

leben 1,3 Milliarden Men-

schen. Von den 758 Millionen

Erwerbstätigen sind fast die

Hälfte in der Landwirtschaft

tätig, knapp ein Drittel im

Dienstleistungssektor und

nur ein Fünftel in der In-

dustrie. Offiziell sind nur 4,2

Prozent oder 8,4 Millionen

arbeitslos. Die Statistik er-

fasst aber nur die Arbeitslo-

sen in den Städten. Das For-

schungsbüro des Staatsrats

geht von 12 Prozent oder 89

Millionen Arbeitslosen aus.

Gleichzeitig gibt es einen

Mangel an Fachkräften. Ihr

Anteil an den Beschäftigten

beträgt 3,5 Prozent; in ent-

wickelten Ländern beträgt

er 40 Prozent.

Die Schätzungen zur Zahl der

WanderarbeiterInnen reichen

von 120 bis 200 Millionen.

Diese „Sklaven des Booms“

(Süddeutsche Zeitung) ver-

dienen monatlich nur 300 bis

800 Ren Min Bi (RMB), etwa

30 bis 80 Euro. Das durch-

schnittliche Pro-Kopf-Jahres-

einkommen der Landbevöl-

kerung liegt bei 3255 RMB,

das der Stadtbevölkerung

bei 10 500 RMB. 

Soziale Sicherung ist den

meisten Chinesen unbe-

kannt. Durchschnittlich 18

Prozent der Erwerbstätigen

sind arbeitslosen-, kranken-

und rentenversichert. Der

Arbeitsschutz ist unterent-

wickelt, allein im Bergbau

sterben täglich 16 Arbeiter.

Das Gesundheitswesen ist

katastrophal, dort gilt der

Grundsatz „kein Geld – keine

Behandlung“.

China fasziniert die Welt. Nachdem Deng Xiaoping
Ende der 70er Jahre eine Reform- und Öffnungspolitik
eingeleitet hat, gibt es im Reich der Mitte Jahr für Jahr
Wachstumsraten von acht bis zehn Prozent. China ist
nicht nur eines der erfolgreichsten Länder in Sachen
Armutsbekämpfung. Es ist heute auch die viertstärkste
Wirtschaftsnation der Welt. Wichtige Eckpfeiler die-
ser Erfolgsstory sind das Engagement ausländischer
Investoren und die Rahmenbedingungen, die Partei
und Regierung internationalen Unternehmen bieten.
China hat nicht nur an der boomenden Ostküste Mil-
liarden in die Verbesserung der Infrastruktur inves-
tiert. Es hat vor allem dem wirtschaftlichen
Aufschwung alles andere untergeordnet:
Umweltschutz, Energieeffizienz, Arbeitsschutz und
soziale Sicherheit blieben dabei auf der Strecke.

Zwar geht es heute allen Chinesen besser als zu
Maos Zeiten. Doch die Erfolge des wirtschaftlichen
Aufschwungs sind sehr ungleich verteilt. China ist
mit einem Gini-Koeffizient von 0,447 eines der Län-
der mit den größten Einkommensunterschie-
den auf der Welt. Die Bauern und die Landbevöl-
kerung in Zentral- und Westchina müssen mit einem
Jahreseinkommen von durchschnittlich 3255 RMB
(etwa 325 Euro) auskommen. Deutlich besser stehen
die in den wirtschaftlichen Zentren an der Ostküste
lebenden Chinesen da. In Peking, Shanghai, Guang-
zhou und Shenzhen kommen die Berufstätigen auf
Jahreseinkommen von durchschnittlich 25 000 bis
30 000 RMB (etwa 2500 bis 3000 Euro).

Die tief greifenden sozialen und wirtschaftlichen
Veränderungen in China stellen die chinesischen 
Gewerkschaften vor große Herausforderungen. In
den früher dominierenden Staatsbetrieben war die
Gewerkschaftsmitgliedschaft selbstverständlich. Die
Gewerkschaft fungierte als „Sozialstation“: Zusam-
men mit der Arbeitseinheit sorgte sie lebenslang für
einen Arbeitsplatz, soziale und medizinische Versor-
gung, die Wohnung, einen Ferienplatz und die Versor-
gung im Alter. Dieses alte Modell funktioniert
in der neuen „sozialistischen Marktwirt-
schaft“ nicht mehr. Ein Beleg dafür sind die über
80 000 Protestaktionen und Unruhen in China, an
denen sich im vergangenen Jahr mehrere Millionen
Menschen beteiligten. Auslöser dieser Proteste sind
in der Regel lokale Missstände, nicht gezahlte Ent-
schädigungen bei der Umwidmung von Ackerland in

Bauland, Unregelmäßigkeiten
und Korruption bei der Um-
wandlung von Staatsbetrie-
ben und dem damit verbunde-
nen Verlust von Arbeitsplätzen
und sozialer Sicherheit sowie
zu niedrige oder gar nicht aus-
gezahlte Löhne und Gehälter.

An diesen Auseinanderset-
zungen sind die in der All-Chi-
na Federation of Trade Unions
(ACFTU) vereinten Gewerk-
schaften mit ihren 137 Millio-
nen Mitgliedern und 465 000
hauptamtlich Beschäftigten
meist nicht beteiligt. Sie ha-

ben kein Streikrecht und folgen ebenso wie alle
anderen chinesischen Massenorganisationen den
Vorgaben der Partei- und Staatsführung. Dass das
an ihrer Glaubwürdigkeit nagt, wissen auch die 
Gewerkschaften. Sie müssen die Interessen der Ar-
beitnehmerInnen wirksamer als bisher vertreten.
„Trade unions should not only act as welfare giver
when celebrations come; they should stand out
when our labor rights have been violated“, zitierte
sogar die Zeitschrift des chinesischen Gewerk-
schaftsbundes einen 34-jährigen Arbeiter.

Die deutschen Gewerkschaften sollten im Rahmen
ihrer internationalen Zusammenarbeit auch künftig
den Aufbau starker und durchsetzungsfähiger Ge-
werkschaften unterstützen. Dazu gehört neben dem
regelmäßigen Austausch mit der Führungsspitze der
All-China Federation of Trade Unions natürlich auch
die Zusammenarbeit mit den mehr als 900 000 örtli-
chen und betrieblichen Gewerkschaftsvereinigungen.
Betriebsräte und Gewerkschafter aus der deutschen
Automobilindustrie und anderen Branchen arbeiten
auf betrieblicher Ebene seit Jahren mit ihren in 
Gemeinschaftsunternehmen tätigen chinesischen
Kolleginnen und Kollegen zusammen. Das ist vor
dem Hintergrund der unterschiedlichen Strukturen
ein manchmal mühsames Geschäft. Doch es ist ohne
Alternative. Denn verbesserte Arbeits- und Einkom-
mensbedingungen im Reich der Mitte sind nicht nur
für die 758 Millionen chinesischen ArbeitnehmerIn-
nen notwendig. Sie liegen im Interesse aller Ar-
beitnehmerInnen und Gewerkschaften. •

An den Protestaktionen in China sind die Gewerkschaften nicht beteiligt. Und das nagt an ihrer
Glaubwürdigkeit, berichtet Claus Eilrich aus Peking. Gleichwohl sollten die deutschen Gewerkschaf-
ten den Aufbau starker Gewerkschaften im Reich der Mitte weiterhin unterstützen.

Z u s a m m e n a r b e i t  m i t  c h i n e s i s c h e n  G e w e r k s c h a f t e n

Mühsam, doch ohne Alternative

Claus Eilrich, 57,
ist seit September
2004 Sozialrefe-
rent an der Deut-
schen Botschaft in
Peking. Davor war
er Pressesprecher
der IG Metall.
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DGB und Fried-
rich-Ebert-Stiftung, Konferenz „Un-
sichere Arbeit, Abstiegsängste und
kulturelle Vielfalt – Ursachen für
rechte Orientierungen bei Arbeit-
nehmerInnen?“, Berlin

IG Metall Nieder-
sachsen – Sachsen-Anhalt, Tagung
„Studierendenarbeit – gewerk-
schaftliches Handlungsfeld in Be-
trieb und Hochschule“, Braun-
schweig

DGB und Bun-
desarbeitskreis Arbeit und Leben,
„Politische Kultur und gesellschaft-
liche Teilhabe – zur Zukunft der po-
litischen Bildung“, Festveranstal-
tung zum 50-jährigen Bestehen
von Arbeit und Leben, Berlin

ver.di, Diskussi-21.6.

20./21.6.

20.6.

19.6. ••• Rainer Gröbel, 52, Leiter
des Funktionsbereichs Personal/Per-
sonalentwicklung der IG Metall, ist
seit dem 12. Juni Leiter des Funkti-
onsbereichs Koordination der Vor-
standsaufgaben/Büro 1. Vorsitzen-
der. Er folgt Claus Matecki, 57, der
am 23. Mai in den Geschäfts-

führenden DGB-Bundesvorstand
gewählt worden ist.
••• Martin Allenspach, 44, Se-
kretär der IG Metall-Bezirksleitung
Baden-Württemberg, ist seit dem
1. Juni Leiter des Funktionsbereichs
Gewerkschaftliche Bildungsarbeit/-
politik der IG Metall.

onsreihe sicht.weisen, „Unterneh-
menssteuerreform im Spannungs-
feld von internationalem Wettbe-
werb, Haushaltslöchern, Steuerver-
einfachung und Verteilungsgerech-
tigkeit“, Berlin

DGB, Experten-
workshop „Wir wollen, dass ihr
bleibt! Ein starker Osten braucht
die jungen Familien“, Berlin

DGB-Bildungs-
werk, Workshop „Eingliederung
statt Entlassung – ein betriebliches
Eingliederungsmanagement auf-
bauen“, Niederpöcking

DGB-Jugend Nie-
dersachsen – Bremen – Sachsen-
Anhalt, JAV-Konferenz „Das refor-
mierte Berufsbildungsgesetz in der
JAV-Arbeit“, Hustedt

30.6./1.7.

25.-28.6.

22.6.
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DIES&DAS

personalien

Buch: Dieter Scholz u. a.
(Hrsg.), Turnaround? Stra-
tegien für eine neue Poli-
tik der Arbeit, Westfälisches
Dampfboot, Münster 2006,
341 Seiten, 29,90 Euro
Die institutionell verfasste Ar-
beitsgesellschaft befindet sich zu-
nehmend in Auflösung. Neolibe-
rale Politikkonzepte zielen auf
Deregulierung und Flexiblisierung.
Vor diesem Hintergrund haben

2002 WissenschaftlerInnen und
GewerkschafterInnen ein Dialog-
forum (www.forum-neue-politik-
der-arbeit.de) begründet und
2005 in den zehn „Spandauer
Thesen“ Eckpunkte für eine neue
Politik der Arbeit formuliert. Im
Sammelband „Turnaround?“ set-
zen die AutorInnen dem Neolibe-
ralismus ein differenziertes Leitbild
einer nachhaltigen Entwicklung
entgegen.

Tipp
.

Schlusspunkt●

Ulrich Dalibor, Leiter der Bundesfachgruppe Einzelhandel der Gewerk-
schaft ver.di, am 7. Juni in der Tageszeitung „junge Welt“

„Kein Fan kauft um Mitternacht Einbauküchen“

ARBEITSKOSTEN: In Deutschland niedriger als oft behauptet
Deutschland liegt nach Berechnungen
des Instituts für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) bei den 
Arbeitskosten in der Privatwirtschaft 
im Mittelfeld der EU 15-Staaten. 2004
mussten die Arbeitgeber im verarbei-
tenden Gewerbe und im privaten Dienst-
leistungsbereich 26,22 Euro je Stunde
aufwenden. In sieben der fünfzehn 
alten EU-Länder lagen die Arbeitskosten
höher. Deutlich niedriger waren sie nur
in den drei südeuropäischen Altländern
der EU sowie in den neuen mittel- und
osteuropäischen EU-Staaten. Quelle: IMK-Report, Juni 2006 (IMK) ©
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Kosten je Arbeitsstunde im Verarbeitenden Gewerbe und im privaten Dienstleistungsbereich
2004 in Europa (in Euro)

30,7Dänemark
Schweden

Belgien
Luxemburg
Frankreich

Niederlande
Finnland

Deutschland
Österreich

Großbritannien
Italien

Spanien
Griechenland

Portugal
Tschechische Republik

Ungarn
Polen

30,4
30,0

28,3
28,2

27,4
26,8

26,2
25,3

24,7
21,4

14,8
13,4

9,6
5,9

5,5
4,7
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Die Regierungspläne zur Gesund-
heitsreform stoßen auf Widerstand.
Von einer langfristigen Sicherung
der solidarischen Krankenversiche-
rung kann aus Sicht der Gewerk-
schaften keine Rede sein.

Die von SPD und CDU verabre-
deten Maßnahmen versprechen
strukturell zunächst viel.Aber sie be-
lasten vor allem die Versicherten er-
neut mit steigenden Beiträgen. Sie
werden wegen des im nächsten Jahr
drohenden Finanzlochs um 0,5 Pro-
zentpunkte steigen. Wie schon bei
der Gesundheitsreform 2004 heißt
es: Später sollen die Beiträge wieder
sinken.

Nach den Plänen der Koalition
werden bis zu fünf Prozent der
künftigen Ausgabensteigerungen
nicht aus dem Gesundheitsfonds fi-
nanziert und müssen einseitig von
den Versicherten aufgebracht wer-
den. Zudem soll ein Zusatzbeitrag
der Versicherten eingeführt wer-
den, wenn die Mittel aus dem
Fonds nicht reichen.

Der Vorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP), Konrad
Freiberg, bezeichnete die Beschlüs-
se der Bundesregierung als „große
Allianz gegen Arbeitnehmer“. Die

infolge der steuerlichen Entlastung
der Unternehmen fehlenden Milli-
arden würden bei den kleinen Leu-
ten eingesammelt, um sie großen
Unternehmen zu schenken.

Die Strukturreformen seien zu
zögerlich, die Politik wolle an kos-
tentreibenden Strukturen nichts än-
dern, meint auch ver.di. Die solida-
rische Krankenversicherung werde
erheblich gefährdet, so ver.di-Ge-
sundheitsexpertin Ellen Paschke.
DGB-Vorstand Annelie Buntenbach

erklärte, das Grundproblem sei die
schwindende Finanzierungsbasis.
„Der GKV brechen immer mehr Ein-
nahmen weg, weil die sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung
seit Jahren zurückgeht.“ Die Grund-
anforderung des DGB sei deshalb,
dass die solidarische Finanzierung
von Gesundheit stabilisiert und
ausgeweitet wird. „Die große Ko-
alition macht genau das Gegenteil,
kürzt de facto den Steueranteil und
verlagert die Belastungen durch die
faktische Festschreibung des Ar-
beitgeberbeitrags auf die Versicher-
ten und Patienten.“

Buntenbach drängt auf grund-
legende Änderungen und forderte
die Koalition dazu auf, dass die Ar-
beitgeber in Zukunft gleichwertig
an den Kostensteigerungen betei-
ligt werden. Das gelte auch für die
private Krankenversicherungswirt-
schaft. „Es muss endlich Schluss da-
mit sein, dass die PKV ihre Geschäf-
te auf Kosten der Solidargemein-
schaft macht“, so Buntenbach. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.hier.geblieben.net
„Jugendliche ohne 

Grenzen“: Netzwerk gegen
Abschiebung junger 

Menschen ohne Bleibe-
recht in Deutschland

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Abschlussbericht des 
Hartz IV-Ombudsrats

13/06gewerkschaftlicher Info-Service vom 10.07.2006

Der CDA-Vorsitzende 
Karl-Josef Laumann hat

ein Konzept für eine Gewinn-
und Kapitalbeteiligung von
ArbeitnehmerInnen präsen-
tiert. Sie müssten „einen fairen
Anteil an den in den vergange-
nen Jahren deutlich gestiege-
nen“ Gewinnen haben.

+ Innenminister Wolfgang 
Schäuble (CDU) will 

MigrantInnen zur Ausweitung
des Niedriglohnsektors miss-
brauchen. Damit sie legal hier
bleiben können, müsse der 
Arbeitsmarkt „stärker deregu-
liert werden, als wir uns das
heute vorstellen können“.

-

plusminusBERLIN

G e s u n d h e i t s r e f o r m

Kompromiss mit Sprengkraft
____________ ____

Ausbildungspakt 
gescheitert
DGB und IG Metall bringen 

Ausbildungsplatzumlage 

wieder ins Gespräch

____________ ____

Arbeitnehmer sollen 
Zeche zahlen
Schwarz-Rot will die Unter-

nehmenssteuern senken – 

und gleichzeitig Arbeitneh-

merInnen stärker belasten

____________ ____

Solidarität ist mehr 
als ein Wort
Der Sozialpakt bei General 

Motors könnte Vorbild für 

andere Unternehmen sein, 

meint Klaus Franz, Vorsitzen-

der des Eurobetriebsrats 

bei GM
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Kostenzuwachs bei Krankenversicherungen (in Prozent je Versicherten nach
Leistungsart, Deutschland 1991 bis 2003)
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Quelle: Verband der Privaten KrankenversicherungStand 11.2004

Gesetzliche Krankenversicherung

Krankenhaus

Heil- und Hilfsmittel

Arzneien, Verbandmittel

Zahnbehandlung, -ersatz

Arztkosten

46,4
73,0

50,1
70,7

49,6
113,0

25,7
50,2

39,3
91,0

Private Krankenversicherung

Stetiger Anstieg

Der Anteil der ArbeitnehmerInnen an den Krankenversicherungskosten 
ist von 8,2 (1970) auf 14,0 Prozent (2004) gestiegen (2003: 14,3 %). 
Der Kostenzuwachs ist inzwischen bei den privaten Kassen sogar höher 
als bei den gesetzlichen.
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Projektarbeit
macht krank

Moderne Arbeitsformen wie
Projektarbeit sind ein besonderes
Merkmal der IT-Branche. Perma-
nenter Zeitdruck, hohe Flexibilität
und fehlende Arbeitspausen sind
dabei inzwischen zu einem erhebli-
chen Krankheitsrisiko geworden.
Laut einer Studie des Instituts Ar-
beit und Technik (IAT) leiden über
40 Prozent der Beschäftigten im IT-
Bereich unter einem Burnout-Syn-

drom, weitere 30 Prozent zeigen
bereits erste Symptome chronischer
Erschöpfung. Die vom Bundesfor-
schungsministerium geförderte Un-
tersuchung sieht die Gefahr, dass
sich diese Entwicklung auch auf an-
dere Branchen ausweiten könnte.
Die IT-Branche sei zu einer „Leit-
branche“ der Wissensgesellschaft
geworden. Die Empfehlung des IAT
gegen zu viel Stress: Die Unterneh-
men sollten vor Projektbeginn mit
dem Auftraggeber über die Rah-
menbedingungen der Arbeitsorga-
nisation verhandeln. •
www.iatge.de/iat-report

Mit tiefer Trauer hat der DGB
Abschied von Heinz Putzham-
mer genommen. Putzhammer
gehörte von Juni 1998 bis zum
DGB-Kongress im Mai 2006 dem
Geschäftsführenden Bundesvor-
stand des DGB an. Im Vorstand 
war er für Wirtschafts-, Struktur-
und Umweltpolitik, Tarifpolitik 
und Handwerkspolitik sowie den
Bereich Finanzen zuständig. Heinz
Putzhammer ist am 27. Juni im 
Alter von 65 Jahren einer langen,
schweren Krankheit erlegen.

Der DGB-Vorsitzende Michael
Sommer würdigte ihn mit den Wor-
ten „Es tut weh, Heinz Putzham-
mer so früh zu verlieren. Er war ein
bemerkenswert feiner Mensch. In
seiner unaufdringlichen Art hat er
die leisen Töne gepflegt und war
dabei doch sehr durchsetzungs-
fähig. Mit seinem enormen Fach-
wissen, das weit über das übliche

Maß hinausging, hat er stets be-
eindruckt. Heinz Putzhammer war
außerordentlich verlässlich und hat
sich nie geschont. Er hat sich weit
über Gewerkschaftskreise hinaus
hohe Anerkennung verdient. Wir
haben ihm viel zu verdanken.“ 

Putzhammer, von Beruf Lehrer,
trat 1968 in die Gewerkschaft Er-
ziehung und Wissenschaft (GEW)
ein. 1977 wurde er Vorsitzender
des Landesverbandes Bayern, 1980
Mitglied im Geschäftsführenden
GEW-Vorstand. Er war Mitglied im
Wirtschafts- und Sozialausschuss
der EU sowie in vielen hochrangi-
gen Kommissionen der Bundes-
regierung, darunter dem Rat für
Nachhaltige Entwicklung.

Als Wirtschaftsexperte stemmte
sich Putzhammer gegen den ange-
botsorientierten wirtschaftspoliti-
schen Mainstream in Politik und
Wissenschaft, der Lohnsenkungen

und den Abbau von Arbeitnehmer-
rechten propagiert. Stattdessen warb
er vehement für eine Renaissance
der Makroökonomie. Er setzte sich
für eine wachstums- und beschäfti-
gungsorientierte Koordinierung der
Geld-, Finanz- und Lohnpolitik ein,
um die Wirtschaft in Schwung zu
bringen.

Für Putzhammer stand stets der
Mensch im Vordergrund. Sein Fun-
dament für ökonomische Urteile
waren soziale und demokratische
Wertmaßstäbe. Ein besonderes An-

liegen waren für ihn Innovation und
Nachhaltigkeit.

„Wenn wir alle sagen, wir brau-
chen eine andere Politik, dann ist
damit vorrangig die Wirtschafts-
und die Finanzpolitik gemeint“,
hatte Heinz Putzhammer im Juni
1998 bei seiner ersten Kandidatur
für den DGB-Bundesvorstand er-
klärt. Auf seine Kandidatur bezo-
gen hat er damals gesagt: „Der
wichtigste Grund ist ganz einfach:
Mir gefällt der DGB mit seiner 
wieder spürbaren Offensivkraft, mit
seiner wieder wachsenden Bedeu-
tung für Politik und Gesellschaft.
Der DGB befindet sich in einer der
spannendsten Phasen seiner Ge-
schichte, und da will ich dabei sein
und mit Hand anlegen.“ Dass die
Gewerkschaften in den vergange-
nen Jahren an Offensivkraft gewon-
nen haben und zu einer wichtigen
politischen Stimme geworden sind,
daran hat Heinz Putzhammer einen
maßgeblichen Anteil. •

DGB trauert um Heinz Putzhammer
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Initiative für
Ausbildung

Der DGB-Bundesvorstand

fordert für jeden Jugendli-

chen eine qualifizierte Aus-

bildung. Wartezeiten sollen

verhindert, Ausbildungszei-

ten nicht verlängert werden.

Am Ausbildungspakt, einer

„Veranstaltung mit Appell-

charakter ohne Verbindlich-

keit“, beteiligen sich die 

Gewerkschaften nicht.

Die Gewerkschaften waren

und sind bereit, das Instru-

mentarium der Tarifpolitik

zur Verbesserung des Ange-

bots betrieblicher Ausbil-

dungsplätze zu nutzen.

DGB und Gewerkschaften

wenden sich an Arbeitnehmer-

vertreter in Aufsichtsräten

mit dem Ziel, die Unterneh-

mensleitungen aufzufordern,

die Ausbildungsaktivitäten

und die Zahl der Ausbil-

dungsplätze zu erhöhen.

Kammern sollten erstmals

ausbildende Betriebe besser

begleiten, auf besondere 

Gebühren im Zusammenhang

mit der Ausbildung sollte

verzichtet werden. Diese Kos-

ten sollten von allen Betrie-

ben mit den Kammerbeiträ-

gen übernommen werden.

Im Internet

www.einblick.dgb.de
Gewerkschaftliche 

Initiative zur Verbesserung
der Ausbildungsplatz-

situation

A u s b i l d u n g s p a k t

Misserfolg auf ganzer Linie
Als deutlichen Misserfolg haben die stellvertretende DGB-Vorsitzende Ingrid Sehrbrock 
und IG Metall-Vorstandsmitglied Regina Görner den Ausbildungspakt zwischen Politik und 
Wirtschaft kritisiert. Die neue alte Forderung der Gewerkschaften nach einer Umlage-
finanzierung der Ausbildung ist wieder auf dem Tisch.

berInnen nicht besetzen können.
Negativ auf die schlechte Ausbil-
dungsplatzbilanz wirkt sich über-
dies aus, dass die Zahl der Ausbil-
dungsplätze im öffentlichen Sektor
weiter sinkt. Absurd ist, dass die 
öffentliche Hand so Übergangs-
maßnahmen und Warteschleifen
statt Ausbildung finanziert.

Die Gewerkschaften im DGB
haben schon im März Vorschläge
zur Verbesserung der Ausbildungs-
situation vorgelegt (siehe „Initiati-
ve für Ausbildung“). Darunter auch
die erneute Forderung nach Reali-
sierung der Umlagefinanzierung.
Ingrid Sehrbrock: „Die Bereitschaft
der Betriebe, auszubilden – und
erst recht über Bedarf auszubilden
– wird erst dann zunehmen, wenn

die Kosten dafür gerecht verteilt
werden. Dafür brauchen wir Um-
lagesysteme.“ Zwar könne nur eine
gesetzliche Umlage das Problem
bei der Wurzel packen, „aber auch
jede Branchenumlage ist ein deut-
licher Fortschritt“, fügte Regina
Görner, IG Metall-Vorstandsmit-
glied und ehemalige saarländische
Arbeitsministerin, hinzu. DGB und
IG Metall fordern eine solche „klei-
ne Umlage“ bereits seit langem,
ein Funktionsbeispiel liefert die
Baubranche trotz sinkender Be-
schäftigtenzahlen mit nach wie vor
hohem Ausbildungsniveau.

Die von den Unternehmen be-
klagten Defizite der Schulabgänger-
Innen könnten nach den Vorstellun-
gen der Gewerkschaften künftig
unter Einbeziehung von Ausbildungs-
begleitenden Hilfen – kurz ABH – in
die Ausbildung in Angriff genommen
werden.Demnach sollen,ähnlich wie
schon heute in der Schweiz, nach
definierten Zeiträumen Berufsschu-
len, außerbetriebliche Ausbildungs-
einrichtungen oder -werkstätten
Defizite feststellen und mit entspre-
chenden Maßnahmen dagegen vor-
gehen. Sozialpädagogische Betreu-
ung und Begleitung soll für junge
Menschen mit besonderem Förder-
bedarf Normalität werden. Zurzeit
können ABH nur vom ausbildenden
Betrieb beantragt werden, ihr An-
sprechpartner ist die Agentur für
Arbeit. IG Metall-Vorstand Görner:
„Die duale Berufsausbildung hat
gerade für junge Menschen, die sich
mit dem Lernen schwer tun, einen
hohen pädagogischen Wert: Viele,
die in der Schule scheitern, entfal-
ten in der Berufsausbildung erstaun-
liches Potenzial. Statt über Defizite
zu klagen, sollten die Betriebe die-
sen jungen Menschen eine echte
Chance bieten.“   •

Einen neuerlichen Rückgang der
Ausbildungszahlen gab es im Mai.
Während die Zahl der angebotenen
Lehrstellen um 3,5 Prozent zurück-
gegangen ist, stieg gleichzeitig die
Zahl der BewerberInnen um 3,4
Prozent. Die rechnerische Lücke
zwischen Angebot und Nachfrage
beträgt derzeit 275 000 Ausbil-
dungsplätze. Und nur noch 23 Pro-
zent der Unternehmen bilden aus.
1980 waren es noch 35 Prozent.
Damit bedienen sich drei Viertel der
Unternehmen des ausgebildeten
Fachpersonals anderer.

DGB-Vize Ingrid Sehrbrock:
„Die Lage spitzt sich weiter zu. Die
Zahl derjenigen, die in Warteschlei-
fen landen, wird in diesem Jahr 
vermutlich höher sein als die Zahl
derer, die einen betrieblichen Aus-
bildungsplatz bekommen. Das ist
das Ergebnis des so genannten
Ausbildungspakts.“ 

Zwar gibt es sogar 30 000 neue
Ausbildungsplätze, weitere 25 000
Plätze für Einstiegsqualifikationen
sollen zudem das Schlimmste ab-
wenden. Die Ausbildungsverweige-
rung vieler Unternehmen ist jedoch
deutlich größer. Auf einen Ausbil-
dungsplatz bewerben sich statistisch
gesehen sechs BewerberInnen.

Keine Frage, dass die nicht aus-
bildenden Unternehmen die Schuld
für die Misere nicht bei sich suchen.
Für den Deutschen Industrie- und
Handelskammertag (DIHK) besteht
die Misere vor allem in der mangeln-
den Ausbildungsreife der jungen
SchulabgängerInnen. „Jeder zwei-
te Unternehmer kritisierte“, so hat
der DIHK in einer Studie ermittelt,
dass die Qualität der BewerberIn-
nen zu wünschen übrig lasse. Zwölf
Prozent der Unternehmen hätten
ihre Ausbildungsplätze wegen der
schlechten Vorbildung der Bewer-

Betriebliche und überwiegend
öffentlich finanzierte Ausbildungs-
verträge 1999 – 2005
(Schätzungen in Tausend, gerundet)
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Quellen: Bundesagentur für Arbeit,
BIBB-Erhebungen zum 30.9.

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005

631

Stand: 13.12.2005

621 614
573 557 573 550

81 57 57
60 60 54 45550 564 557
513 497 519 505

öffentlich finanzierte Verträge
betriebliche Verträge

Immer weniger Azubis

Die Hälfte aller arbeitslosen 
Jugendlichen hat keine Berufs-
ausbildung. Und die Zahl der 
Ausbildungsverträge nimmt 
immer weiter ab – sowohl 
die überwiegend öffentlich 
finanzierten wie auch die 
betrieblichen.
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gestaltete Pyramiden Zitate, die auf
würdige oder unwürdige Lebens-
und Arbeitsverhältnisse aufmerk-
sam machen. Ausgewählt wurden
die Zitate auf den „Pyramiden-
wächtern“ von den Sponsoren der
Kunstobjekte – neben dem DGB die
Deutsche Bank, zwei Krankenkas-
sen, die Sparkasse sowie die SPD
und die Linkspartei/PDS in Erfurt.
„Die breite Unterstützung für unser
Projekt hat uns beeindruckt“, so

der DGB-Landesvorsit-
zende Steffen Lemme.
Die Reaktionen aus der
Erfurter Bevölkerung sei-
en durchweg positiv ge-
wesen. Ursprünglich war
die Kunstaktion anläss-
lich des Tags der Arbeit
am 1. Mai gestartet wor-
den, wurde aber auf-
grund der großen Reso-
nanz verlängert. •
www.pyramidenwaechter.de

K u n s t a k t i o n

Pyramiden 
in Erfurt
Bis Ende Juni hat eine Kunstaktion
des DGB Thüringen PassantInnen in
der Erfurter Fußgängerzone mit
dem diesjährigen DGB-Motto „Dei-
ne Würde ist unser Maßstab“ kon-
frontiert: An sieben Standorten
zeigten vom Künstler Gunther Lerz

vorschlagen und zum anderen auch
einen Publikums-„Preis der Arbeit“
vergeben. Der Einsendeschluss für
Vorschläge wurde bis zum 31. Juli
verlängert. Die Preisverleihung findet
am 30. November in Berlin statt. •
Vorschläge an: forum@einblick.info
Infos: info@preis-der-arbeit.de
www.preis-der-arbeit.de

tionen rund um das Medium „Ein-
kaufstüte“. Mehr als 350 Teilneh-
merInnen reichten insgesamt 650
Arbeiten ein. Prämiert wurden da-
von sechs; den ersten Preis teilten
sich Ralph Burkhardt für „bye buy“
und Nils Grube für „You are what
you eat“. •
http://lidl.verdi.de/schwarz-buch/
schwarz-buch_europa 

P r e i s  d e r  A r b e i t

Frist verlängert

Unternehmen, die ihrer gesell-
schaftlichen Verantwortung beson-
ders gerecht werden, zeichnet das
„Forum Zukunftsökonomie“ mit dem
„Preis der Arbeit“ aus (einblick 8/06).
Erstmals soll der Preis in diesem
Herbst verliehen werden. Zu den 
Initiatoren gehören die Berliner ta-
geszeitung (taz), das BUNDmagazin
des Bundes für Umwelt und Natur-
schutz Deutschland, ver.di publik, die
ver.di-Mitgliederzeitung, das Organ
der Verbraucherinitiative Verbraucher
konkret, die SPD-Mitgliederzeitung
vorwärts und der einblick. Das Be-
sondere: Nicht eine Fachjury allein
entscheidet über die Auswahl der
preiswürdigen Unternehmen, son-
dern die über drei Millionen Leser-
Innen der beteiligten Medien können
zum einen vorbildliche Unternehmen

S c h w a r z - B u c h  E u r o p a

Lidl grenzenlos
billig
In Ungarn werden VerkäuferInnen
genötigt, vor ihrem Arbeitsantritt
beim Discounter Lidl aus der Ge-
werkschaft auszutreten. In Polen
erleben MitarbeiterInnen des ex-
pandierenden deutschen Handels-
unternehmens massives Mobbing
und Bespitzelung. Diese und viele
andere Beispiele aus mehr als zehn
europäischen Ländern enthält das
jetzt erschienene „Schwarz-Buch
Lidl Europa“, das Andreas Hamann
mit einer AutorInnengruppe im 
Auftrag der Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di geschrieben hat. Fazit
der Recherche: In die meisten Län-
der exportiert Lidl sein System „Bil-
lig auf Kosten der Beschäftigten“.
Allerdings enthält das 120 Seiten
starke Buch auch einige Mut ma-
chende Fälle, in denen sich Be-
schäftigte gemeinsam mit ihrer Ge-
werkschaft und anderen Gruppen
erfolgreich gegen die Lidl-Arbeits-
bedingungen gewehrt haben.

Wenige Tage vor Erscheinen des
zweiten Schwarz-Buches stellte ver.di
die Preisträger des Gestaltungs-
wettbewerbs „Voll auf die Tüte –
fair kaufen“ vor. Gefragt waren 
originelle und aussagekräftige Krea-

PROJEKTE UND PARTNER

se zur „aktiven Beteiligung am ge-
sellschaftlichen Leben anregen“.
Infos: Hüseyin Yilmaz,
Tel. 040 / 28 58 687

••• Der DGB Nord hat in diesem
Jahr zum zehnten Mal den Me-
dienpreis Mecklenburg-Vorpom-
mern verliehen – gemeinsam mit
der Heinrich-Böll-Stiftung und der
Landeszentrale für politische Bil-
dung. Ausgezeichnet wurden zwei
NDR-Fernsehproduktionen, der
Printpreis ging an die Berliner 
tageszeitung (taz): Die NDR-Repor-
tage „Bitte anschreiben“ von 
Monika Schäfer begleitet einen „fah-

renden Tante-Emma-Bus“ durch
Dörfer Ostvorpommerns. Till Leh-
manns auf ARTE ausgestrahlte fünf-
teilige TV-Dokumentation „Hoffen
zwischen Leben und Tod“ erzählt
die Geschichten von Patienten, die
auf ein Spenderorgan warten.
Astrid Geislers taz-Artikel „Das 
vergessene Land“ thematisiert das
Engagement der rechtsextremen
Szene in Ostdeutschland. Als Preis-
träger hätten sich die drei Beiträge
qualifiziert, weil sie „beispielhaft
die gesellschaftlichen und politi-
schen Probleme in Mecklenburg-
Vorpommern aufgreifen“, so die
Begründung.

••• Der DGB Hamburg reagiert
mit vier Forderungen zur Einbür-
gerungspraxis auf den Rückgang
der Einbürgerungszahlen in der
Hansestadt. Man müsse den Ein-
bürgerungswilligen signalisieren,
dass sie gewollt sind, so Migrati-
onsexperte Hüseyin Yilmaz vom
DGB Hamburg. Dazu fordert der
DGB unter anderem die Rücknah-
me der verschärften Sprachnach-
weise insbesondere für die „erste
Generation“ der MigrantInnen, die
Möglichkeit zur Mehrfachstaatsan-
gehörigkeit sowie bundeseinheitli-
che Einbürgerungsregeln.Außerdem
sollen freiwillige Einbürgerungskur-

interregio

L e r n e n d e s  F o r u m

Gute Arbeit

Dem Shareholder Value zum Trotz:
Es gibt sie – die Unternehmen, die
Wert auf gute Arbeitsbedingungen
und die Pflege der Ressource Ar-
beitskraft legen. Beim 2. Lernenden
Forum des DGB-Bildungswerks, das
am 7. September im Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales in
Bonn stattfindet, geht es um „Gute
produktive Unternehmen – gute
gesunde Arbeit“. Bei der Veranstal-
tung werden u.a. Firmen wie die
„SMA Technologie“ aus Niestetal
oder „Endress + Hauser Wetzer“
aus Nesselwang als nachahmens-
werte Beispiele für „Gute Arbeit“
vorgestellt. In drei Workshops soll
zudem zusammengetragen wer-
den, welche Kriterien Betriebe er-
füllen sollten, die ihre Beschäftigten
optimal fördern und einbeziehen
wollen.Die Teilnahmegebühr beträgt
250 Euro plus 20 Euro Tagungs-
pauschale. •
Tel. 0211 / 43 01 372
marianne.giesert@dgb-bildungswerk.de 
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Mythos
Hochsteuerland

Weil Kapital flüchtig ist,

müssten die Steuersätze für

die Unternehmen gesenkt

werden, sonst würden die

Arbeitsplätze abwandern. 

So lautet seit Jahren das 

Credo von Unternehmens-

verbänden und konservati-

ven Ökonomen. Die Realität

zeigt ein anderes Bild. Nach

Berechnung der EU-Kommis-

sion liegt die effektive Steu-

erlast von Kapitalgesell-

schaften in Deutschland bei

20,9 Prozent, im EU-Durch-

schnitt sind es 27,9 Prozent. 

Auch den Beweis, dass nied-

rige Unternehmenssteuern

zu mehr Investitionen und

damit zu mehr Arbeitsplät-

zen führen, sind deren 

Befürworter bislang schuldig

geblieben. Bei der letzten

umfassenden Steuerreform

sank der Körperschaftssteu-

ersatz für ausgeschüttete

Gewinne auf 25 Prozent.

Steuerausfälle von zwölf

Milliarden Euro waren die

Folge. Zudem wurden die

Unternehmer durch die Ab-

senkung des Spitzensteuer-

satzes um elf Prozent massiv

entlastet. Trotzdem gingen

die Bruttoanlageninvesti-

tionen in den vergangenen

vier Jahren um elf Prozent

zurück. Das Wachstum sank

im Fünf-Jahres-Schnitt auf

0,7 Prozent.

U n t e r n e h m e n s s t e u e r r e f o r m

Arbeitnehmer sollen Zeche zahlen

Der Druck, die Unternehmenssteu-
ern zu senken, ist enorm. Deutsch-
land sei ein Hochsteuerland, klagen
seit Jahren nicht nur Unterneh-
mensvertreter, sondern auch viele
Steuerexperten. Die Steuersätze
von bis zu 39 Prozent für Kapitalge-
sellschaften seien international nicht
wettbewerbsfähig. Eine effektive
Steuerbelastung der Unternehmen

von im Schnitt 36,7 Prozent sei zu
hoch, argumentiert das Zentrum für
Europäische Wirtschaftsforschung
(ZEW). Schwarz-Rot würde „die
entscheidenden Weichenstellungen
verzögern und Reformkonzepte nur
halbherzig angehen“, klagte Ende
Juni BDI-Präsident Jürgen Thumann.
„Worauf warten Sie eigentlich?“
warf er der Koalition vor. „Keine
wichtige Landtagswahl in Sicht, kei-
ne große Opposition im Bundestag,
keine Blockaden im Bundesrat. Jetzt
ist doch das Zeitfenster für die Bun-
desregierung, kraftvoll anzupacken“,

klagte Thumann und meinte damit,
Schwarz-Rot solle endlich weitere
Entlastungen zu Gunsten der Un-
ternehmen auf den Weg bringen.
Eckpunkte dafür liegen jetzt vor
und sollen am 12. Juli vom Kabinett
beschlossen werden.

Mit der Realität hat das Horror-
szenario von den angeblich zu ho-
hen Steuersätzen, die massenhaft

Arbeitsplätze ins Ausland vertrei-
ben, wenig zu tun. Nicht nur, weil
der Anteil der Unternehmenssteu-
ern an der Finanzierung staatlicher
Aufgaben seit Jahrzehnten rückläu-
fig ist. Auch die effektive Steuerlast
von Unternehmens- und Vermö-
genseinkommen ist kontinuierlich
gesunken, auf 18 Prozent 2004.

„Das zentrale Problem der deut-
schen Unternehmensbesteuerung
liegt nicht in den Steuersätzen, son-
dern darin, dass es trotz nominal
hoher Sätze nicht gelingt, ein hohes
Aufkommen zu erzielen“, so DGB-

Der Haushalt 2006, den der Bundestag Mitte Juni verabschiedet hat, 
ist verfassungswidrig. Erneut liegen die Investitionen unter der 
Neuverschuldung. Trotzdem will die Koalition die Unternehmenssteuern
weiter senken. Der DGB erwartet Steuerausfälle von zehn Milliarden 
Euro. Bezahlen werden die Steuergeschenke die ArbeitnehmerInnen 
und die kleinen Unternehmen, die ihre Gewinne nicht ins Ausland 
transferieren können, warnt der DGB. 

Vorstand Claus Matecki. Zudem
würden international tätige Kon-
zerne zu Lasten kleiner und mitt-
lerer inländischer Unternehmen 
privilegiert. Statt einer weiteren
Senkung der Steuersätze das Wort
zu reden, müsse sich die Politik vor
allem auf das Schließen von Schlupf-
löchern bei der Gewinnermittlung
konzentrieren, fordert der DGB. Die
Steuerfreiheit von Veräußerungs-
gewinnen müsse abgeschafft, die
Möglichkeit zur gegenseitigen Ver-
rechnung von Gewinnen und Verlus-
ten zwischen rechtlich selbststän-
digen Unternehmen eingeschränkt
werden. Zudem fordert der DGB 
eine Verschärfung der Mindestbe-
steuerung. Verlustvorträge sollten
nur eingeschränkt und zeitlich be-
grenzt geltend gemacht werden
können. Auch die steuerliche För-
derung der Verlagerung von Ar-
beitsplätzen ins Ausland müsse 
beendet werden. „Es ist nicht 
hinnehmbar, dass die Kosten für
Auslandsinvestitionen abgesetzt
werden können, die im Ausland er-
zielten Erträge jedoch nicht besteu-
ert werden.“ 

Die in den Eckpunkten der Ko-
alitionsspitzen ab 2008 geplanten
Entlastungen für Unternehmen
könnten dem Staat – und damit
den BürgerInnen – teuer zu stehen
kommen. Allein die Halbierung des
Körperschaftssteuersatzes von 25
auf 12,5 Prozent wird zu Steuer-
ausfällen von bis zu acht Milliarden
Euro führen. Insgesamt soll die
Steuerlast für Kapitalgesellschaften
von 38,7 Prozent auf unter 30 Pro-
zent sinken. Für den DGB sei eine
Unternehmenssteuerreform nur dann
akzeptabel, wenn sie „vollständig
von den begünstigten Unterneh-
men selbst gegenfinanziert wird“,
so DGB-Vorstand Claus Matecki.
Steuergeschenke an die Wirtschaft
bei gleichzeitiger Erhöhung der
Mehrwertsteuer seien den Arbeit-
nehmerInnen nicht zuzumuten. •

Anteil der Lohnsteuer und der Gewinn- und
Vermögenssteuer* am Steueraufkommen (in Prozent)

©
 D

GB
 e

in
bl

ick
 1

3/
06

Quelle:  DGB-Bundesvorstand, Abteilung Wirtschaftspolitik

* Körperschaftssteuer, Gewerbesteuer, veranlagte Einkommensteuer,
   Kapitalertragssteuer, Zinssteuer und Vermögenssteuer
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Gewinn- und
Vermögenssteuern*

Lohnsteuer

Marsch in den Lohnsteuerstaat Der Staat finanziert
einen immer größe-
ren Teil seiner Aus-
gaben zu Lasten
der Arbeitnehme-
rInnen. Während
der Anteil der
Lohnsteuern am 
gesamten Steuer-
aufkommen seit
1970 von 23,7 Pro-
zent auf 32,3 Pro-
zent gestiegen ist,
sank der Anteil 
der Gewinn- und
Vermögenssteuern
von 27,0 auf 
17,7 Prozent. 
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GEWERKSCHAFTEN

schung unter Mitgliedern der IG
Metall. Ausgangspunkt der Studie
war die Frage, warum Arbeitneh-
merInnen bereit sind, ein Prozent
ihres Bruttolohns an die Gewerk-
schaft zu zahlen, obwohl auch
Nichtmitglieder von der wichtigsten
Leistung der Gewerkschaft, den Ta-
rifabschlüssen, profitieren. Die Stu-
die widerspricht der häufig in der
sozialwissenschaftlichen Literatur
vertretenen These, dass vor allem
die familiäre Sozialisation, Streik-
erfahrung und Arbeiterstatus ent-
scheidend für die Mitgliedschaft in
der Gewerkschaft seien. •

liche Abstimmungsprozesse, die Ge-
schäftsführer der Arbeitsgemein-
schaften haben zu geringe Kompe-
tenzen“, so Ombudsrat-Mitglied
Christine Bergmann.

Zudem fordert der Rat einen
Ausbau „öffentlich geförderter Be-
schäftigung“. Für einen großen Teil
der Langzeitarbeitslosen sei auch
bei einer besseren Beschäftigungs-
lage eine Rückkehr in den ersten
Arbeitsmarkt in absehbarer Zeit
nicht realistisch. •
www.einblick.dgb.de
Schlussbericht des Hartz IV-Ombudsrats 

ver.di kritisiert die 
Auflagen der Bundes-
netzagentur für den

Stromversorger Vattenfall.
Die Regulierungsbehörde
zwinge das Unternehmen,
die Personalzusatzkosten
auf 25 Prozent der Lohnkos-
ten zu begrenzen. Damit
seien neben der Sozialversi-
cherung keine zusätzlichen
betrieblichen Sozialleistun-
gen mehr möglich.

Die NGG lehnt Vor-
schläge des Arbeit-
geberverbandes 

DEHOGA und der CDU/CSU
ab, den Jugendarbeits-
schutz zu liberalisieren. 
Die Argumentation, so
ließen sich im Gastgewerbe
mehr Lehrstellen schaffen,
zeuge von „völliger Un-
kenntnis“ der Branche: 
Bereits jetzt werde über 
Bedarf ausgebildet, immer
mehr versicherungspflichti-
ge Stellen würden durch
Azubis ersetzt.

Die GEW unterstützt 
den vom Grundschul-
verband geforderten

Verzicht auf Noten. Beson-
ders junge Kinder würden
äußerst sensibel auf „No-
tenschocks“ reagieren. Eine
sinnvollere Beurteilungs-
methode sei es, die indivi-
duellen Lernfortschritte zu
dokumentieren.

TRANSNET hat in 
einem Almanach 
Zeitzeugendoku-

mente zur Gewerkschafts-
geschichte veröffentlicht.
Schwerpunkt ist die Zusam-
menführung der Eisenbahn-
gewerkschaften von Ost
(GdE) und West (GdED).

www.transnet.org/.Kampagnen-
Texte/Zeitzeugen_neu

kurz&bündig

Der DGB sieht sich durch den Ende
Juni präsentierten Abschlussbericht
des Hartz IV-Ombudsrats in seiner
Kritik an der unzureichenden Ver-
mittlung von Langzeitarbeitslosen
bestätigt. In seinem Bericht hatte
der Ombudsrat zwar die Zusam-
menlegung von Arbeitslosen- und
Sozialhilfe verteidigt. Sie habe So-
zialhilfeempfänger „aus der dun-
keln Ecke geholt“, so der frühere IG
BCE-Vorsitzende und Mitglied des

H B S - S t u d i e

Alternative zum
Splitting

Das von CDU-PolitikerInnen ins
Gespräch gebrachte Familiensplit-
ting löst nach Meinung der Hans-
Böckler-Stiftung (HBS) nur einen
kleinen Teil der Probleme des Ehe-
gattensplittings. Auch bei der neu-
en Splitting-Variante hätten hohe
Einkommen größere Steuervorteile
als niedrige, unverheiratete Eltern
seien vom System weiterhin ausge-
schlossen. Auch gleichstellungspo-

litisch seien beide Systeme nachtei-
lig. „Die Steuerentlastung fließt di-
rekt nur der erwerbstätigen Person
zu, in der Regel dem Ehemann“, so
HBS-Geschäftsführerin Heide Pfarr.

Die Stiftung schlägt deshalb die
Abkehr von Splitting-Systemen zu-
gunsten einer Individualbesteue-
rung beider Ehepartner vor: Beide
Eheleute erhalten einen Grundfrei-
betrag, bei dem das Existenzmini-
mum steuerlich freigestellt wird.
Wird einer der beiden Freibeträge
nicht ausgeschöpft, kann er auf die
Partnerin oder den Partner übertra-
gen werden.

Diese Regelung sei mit der 
bisherigen Rechtssprechung des
Bundesverfassungsgerichts zur Be-
steuerung in der Ehe und zur Fami-
lienförderung vereinbar, so die Hans-
Böckler-Stiftung. •

Ombudsrats Hermann Rappe. Zu-
gleich hatte der Rat aber massive
Kritik am Kompetenzwirrwarr bei
der Betreuung und Vermittlung von
Langzeitarbeitslosen geübt.Die 2003
von der Union im Vermittlungsaus-
schuss durchgesetzte Regelung, die
Betreuung von Langzeitarbeitslosen
den Arbeitsgemeinschaften von
Kommunen und Arbeitsagenturen
zu übertragen, habe sich als un-
tauglich erwiesen. „Es gibt unend-

Das Image der Gewerkschaft in der
Öffentlichkeit und das Vorhanden-
sein eines Betriebsrats sind die bei-
den entscheidenden Motive, warum
ArbeitnehmerInnen ihrer Gewerk-
schaft die Treue halten. Andere Fak-
toren, wie die Größe des Betriebs,
der Organisationsgrad im Unterneh-
men, Streikerfahrung, die frühere
Zugehörigkeit des Vaters zur Ge-
werkschaft sowie eine parteipoliti-
sche Präferenz für die SPD, spielen
hingegen nur eine marginale Rolle.
Das belegt eine in den WSI-Mittei-
lungen veröffentlichte Studie des
Hamburger Instituts für Sozialfor-

M i t g l i e d e r b i n d u n g

Rolle des Betriebsrats entscheidend

H a r t z  I V - O m b u d s r a t

Öffentlicher Beschäftigungssektor 
für Langzeitarbeitslose

B u n d e s s o z i a l g e r i c h t

Rentenabschlag
rechtswidrig

Das Bundessozialgericht (BSG)
hat die Praxis der Rentenversiche-
rungen für rechtswidrig erklärt, bei
Erwerbsminderungsrenten, die vor
dem 60. Lebensjahr geleistet wer-
den, Rentenabschläge vorzuneh-
men. Seit 2001 müssen Versicherte,
die eine Erwerbsminderungsrente
vor dem 63. Lebensjahr beziehen,
einen Abschlag von 0,3 Prozent pro
Monat in Kauf nehmen. Das sind
10,8 Prozent, wenn die Rente mit
dem 60. Lebensjahr beginnt. Für
die Abschläge bei einem Rentenbe-
zug vor dem 60. Lebensjahr gebe
es keine Rechtsgrundlage, erklärte
das BSG (Aktenzeichen: B 4 RA
22/05 R).

Der DGB empfiehlt, gegen ent-
sprechende Rentenbescheide inner-
halb der Monatsfrist Widerspruch
einzulegen. Für bereits rechtskräf-
tige Bescheide solle beim Rentenver-
sicherungsträger eine Überprüfung
beantragt werden. Für beide Fälle
gibt es Musterschreiben beim DGB •



7 einblick 13/06

➜

MEINUNG
Dramatische
Aussichten

Die Politik von General 

Motors – weltgrößter Auto-

bauer mit Sitz in Detroit –

gewinnt in Europa eine neue

Qualität: die eines Bulldo-

zers. Komplette Standorte

stehen vor dem Aus. Diese

Politik praktizierte der US-

Konzern bislang nur in Nord-

amerika. Dort werden in den

nächsten Monaten zwölf

Werke geschlossen, 30 000

Beschäftigte verlieren ihren

Arbeitsplatz. So viele stehen

auch bei GM und seinen Zu-

lieferern in Westeuropa bis

2014 auf der Kippe, befürch-

tet der Eurobetriebsrat. 

Akut bedroht ist der Stand-

ort Azambuja in Portugal.

Dort bauen 1150 Beschäftig-

te den Opel-Kleintransporter

Combo. GM will das Werk

schließen. Das hat eine 

beispiellose Protestwelle

ausgelöst – nicht nur in 

Azambuja: In Rüsselsheim,

Kaiserslautern, Bochum und

Eisenach legten Tausende

Opelaner die Arbeit nieder,

Betriebsräte verweigerten

Zusatzschichten. Proteste 

liefen auch in Spanien,

Österreich und Ungarn.

Die Schließung von Azam-

buja hat Symbolwert – sie

wäre der Einstieg in den Aus-

stieg aus der Autoproduktion

in Westeuropa, warnen 

Gesamtbetriebsrat und IG

Metall. In Russland hat GM

bereits den Grundstein für

ein neues Werk gelegt. Und

plant den Kauf eines Werks

in Polen. GM goes East.

Die Konzernspitze von General Motors (GM) schickt
alle Werke in einen so genannten Schönheitswettbe-
werb – jedes Mal, wenn entschieden werden muss,
wo ein neues Modell gebaut werden soll. Dieser
Wettbewerb hat mit Schönheit natürlich herzlich we-
nig zu tun; es geht darum, den Wettbewerbsdruck
nach unten weiterzugeben, den Konkurrenzkampf

zwischen den Belegschaften stattfinden zu lassen.
Die Standorte sollen sich gegenseitig unterbieten –
zu Lasten der Löhne und Arbeitsbedingungen. Dras-
tischer ausgedrückt: Die Belegschaften sollen
sich kannibalisieren. Die Manager verschränken
die Arme, schauen zu – und geben dem Standort
den Zuschlag, der die kostengünstigste Produktion
anbietet. Das mag empörend sein, ist aber gängige
Praxis multinationaler Unternehmen in Zeiten der
Globalisierung.

Dem wollen wir einen Riegel vorschieben. Das
Zauberwort heißt Solidarität – das, was so
leicht über die Lippen geht, aber so schwer zu orga-
nisieren ist.

Anfang 2007 will GM entscheiden, wo ab 2010
der neue Astra gebaut wird. Fünf Werke müssen sich
um die Nachfolgeproduktion bewerben: Bochum,
Ellesmere Port (England),Antwerpen (Belgien),Troll-
hättan (Schweden) und Gliwice (Polen). Die Vorgabe
ist für alle gleich: Die Produktionszeit für ein Auto
soll von 27 auf 15 Stunden reduziert werden. Ge-
braucht werden dann laut GM nur noch drei dieser
fünf Werke.

Vor diesem Hintergrund haben sich das Euro-
päische Arbeitnehmerforum von GM und die GM-
Koordinierungsgruppe des Europäischen Metall-
gewerkschaftsbundes im Dezember 2005 ein 
„Europäisches Solidaritätsversprechen“
gegeben. Diesen 10 Punkte-Pakt haben die Arbeit-
nehmervertreter von Bochum, Ellesmere Port,
Antwerpen, Trollhättan und Gliwice unterschrieben.

Sie haben sich verpflichtet, bestimmte Grundsätze
und Spielregeln einzuhalten, vertrauensvoll und ver-
bindlich miteinander zu kooperieren.

Punkt 1 des Solidaritätsversprechens lautet, dass
die Tarifverträge nicht unterlaufen werden dürfen.
Die einzelnen Standorte sprechen zudem ihr Ange-
bot an die Konzernleitung ab. Die gegenseitige Infor-
mation und Konsultation läuft uneingeschränkt und
direkt. Es herrscht Transparenz. Und es muss ein
Konsens erzielt werden.

Damit nicht genug: Die Produktionsentwicklung
in den einzelnen Werken steht unter Dauerbeobach-
tung, wir haben ein Monitoring installiert. Wir kon-
trollieren, ob die Zusagen des Managements ein-
gehalten werden. Wir wollen dauerhaft eine faire
und gleiche Kapazitätsauslastung sicherstellen. An
oberster Stelle steht dieses Ziel: keine Werks-
schließung, keine betriebsbedingten Kün-
digungen! 

Wird ein Werk durch Schließung bedroht, fühlen
sich alle Standorte angegriffen – und leisten so lan-
ge Widerstand, bis die Gefahr abgewendet ist.

Das Versprechen, das wir uns gegeben haben, ist
schon mehr als blasse Theorie – die Solidaritätskund-
gebungen im Zusammenhang mit der geplanten
Schließung von Azambuja bei Lissabon zeigen es. Die
große Bewährungsprobe steht aber noch
aus. Ich verhehle auch nicht, dass „Solidarität“ leich-
ter gesagt als getan ist. Niemand sollte sich Illusionen
hingeben. Betriebsräte fühlen sich oftmals eher ihrer
Belegschaft verpflichtet, nicht anderen.

Solidarität ist keine Einbahnstraße. Sich darauf zu
verständigen, dabei vielleicht sogar auf einen kurzfris-
tigen Vorteil zu verzichten, erfordert viele Diskussionen.
Wir haben dafür zehn Jahre gebraucht. Denn es 
genügt ja nicht, wenn sich die Betriebsräte und 
Gewerkschafter etwas in die Hand versprechen. Die
Beschäftigten aller 18 Werke in allen zehn Ländern
müssen überzeugt werden. Sonst funktioniert’s
nicht. Aber diese europaweite Solidarität zu
organisieren ist zwingend notwendig. Die 
Alternative wäre: Wir liefern uns dem Management
aus – und würden garantiert alle verlieren.

Ich weiß nicht, ob Arbeitnehmervertreter in 
anderen international tätigen Unternehmen einen
Solidaritätspakt wie bei GM geschlossen haben.
Übertragbar ist er aber auf jeden Fall. •

Die Arbeitnehmervertreter von General Motors Europe haben einen einzigartigen Pakt geschlossen:
Sie wollen sich vom Management nicht gegeneinander ausspielen lassen. Das sei „leichter gesagt als
getan, aber zwingend notwendig“, erklärt Klaus Franz.

G M - B e t r i e b s r ä t e  s c h m i e d e n  P a k t

Solidarität ist mehr als ein Wort

Klaus Franz, 54, ist Gesamt-
betriebsratsvorsitzender 
der Adam Opel AG,
Betriebsratsvorsitzender 
im Stammwerk Rüsselsheim
und Vorsitzender des 
Europäischen Arbeitnehmer-
forums von General Motors 
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DIES&DAS

Buch: Petra Kodré u.a., 
Territoriale Beschäftigungs-
pakte, Erfolge und Erfolgs-
bedingungen regionaler 
Beschäftigungspakte im 
internationalen Vergleich, 
Schüren Verlag, Hamburg
2006, 367 Seiten 29,90 Euro
Welchen Beitrag können vor dem
Hintergrund der weltweit wachsen-
den Standortkonkurrenz regionale
Beschäftigungspakte beim Kampf
gegen die Arbeitslosigkeit leisten?
Diese Frage hat ein Forscherteam
der Universitäten Bremen und
Linz am Beispiel regionaler Ent-
wicklungspakte in Deutschland,
den Niederlanden und Österreich

untersucht. Das Fazit: Es gibt
nicht nur eine einzige, sondern
verschiedene Kombinationsmög-
lichkeiten für eine erfolgreiche
Partnerschaft in der Region.

Buch: Joachim Jahnke,
Falsch globalisiert, 30
Schlaglichter auf die neoli-
berale Wirtschaftskonzep-
tion, VSA-Verlag, Hamburg
2006, 229 Seiten, 14,80 Euro
Unter den Wirtschaftswissenschaft-
lerInnen sind Kritiker der neoli-
beralen Theorie noch immer die
Ausnahme. Aber auf dem Buch-
markt mehren sich die mahnenden
Stimmen unter denen, die selbst

lange Zeit als Manager in Banken
und Industrieunternehmen einen
tiefen Einblick in die Folgen der
Globalisierung gewonnen haben.
Joachim Jahnke, Jahrgang 1938,
langjähriger Vizepräsident der 
Europäischen Bank für Wieder-
aufbau und Entwicklung, ist kein
Gegner der Globalisierung. Aber
er ist ein entschiedener Kritiker
ihrer dominierenden neoliberalen
Ausprägung. Sie erzeuge mehr
Verlierer, als „nötig und zu ver-
antworten ist“. Was das für die
Menschen heißt, schildert Jahnke
in 30 Schlaglichtern, vom Kapitel
„Arbeitslosigkeit ohne Ende?“ bis
zum „Wirtschaftskrieg in Europa“.

Tipp
.

Schlusspunkt●

Kurt Biedenkopf, Vorsitzender des Hartz IV-Ombudsrats, am 19. Juni in der
Süddeutschen Zeitung zum Vorwurf, Hartz IV-Empfänger würden sich
durch die Gründung einer eigenen Wohnung Leistungen erschleichen. 

„Betriebe wählen für ihre Strukturen auch die
steuerrechtlich günstigste Form.“

GLOBALISIERUNG: Vorbehalte massiv gewachsen
In den vergangenen Jahren hat sich 
die Einstellung in der Bevölkerung 
gegenüber der Globalisierung grund-
legend gewandelt: Während 1998 eine
Mehrheit in der Globalisierung noch 
eine Chance zur Verbesserung der welt-
weiten Verständigung und der eigenen
beruflichen Entwicklung gesehen hat,
überwiegen heute die kritischen Stim-
men. Fast 80 Prozent machen die Globa-
lisierung für die Verlagerung von 
Arbeitsplätzen ins Ausland verantwort-
lich, 54 Prozent sehen durch sie das 
soziale Netz in Deutschland gefährdet. Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach; Frankfurter Allgemeine (FAZ) ©
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Was denken Sie, wenn Sie das Wort Globalisierung hören? (in Prozent)

negative Erwartungen

Arbeitsplätze werden
ins Ausland verlagert

Arbeitsplätze gehen
verloren

Unser soziales Netz
wird gefährdet

Nur Leute mit viel Kapital
haben einen Vorteil

Man verdient alles
in allem weniger

Die Umweltzerstörung
nimmt zu

positive Erwartungen

Es gibt mehr Kontakte
mit anderen Kulturen

Es wird leichter, sich
 weltweit zu verständigen

Die Chancen, sich beruflich
weiter zu entwickeln,

werden größer

Die Wirtschaft
wird angekurbelt

Die Sicherheit in der
Welt nimmt zu, es gibt

weniger Krieg

69
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61

43
54

32
49

27
37

31
37

57
53

70
48

52
45

42
28

28
17
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S o m m e r - A u f s c h w u n g

Trügerische Hoffnung
Die Freude ist berechtigt – der 
Aufschwung ist endlich am Ar-
beitsmarkt angekommen. Doch 
eine echte Trendwende ist nicht in 
Sicht: Kaum war das Medienecho 
auf das „Beschäftigungswunder 
im Nanoformat“ (Der Spiegel) An-
fang August verhallt, zogen wieder 
Wolken am Konjunkturhimmel auf. 
Der Jubel darüber, dass erstmals in 
einem Juli die Zahlen der Arbeitslo-
sen gesunken (-12000) und im Mai 
die der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten gestiegen ist 
(+54000 gegenüber dem Vorjahr), 
hat nicht lange angehalten. 

Die Nachrichtenlage wechselte 
wie das Wetter – auf Sonne folgte 
Regen: Die Produktion im Verarbei-
tenden Gewerbe ist im Juni überra-
schend um 0,4 Prozent gesunken, 
berichtete das Bundeswirtschafts-
ministerium in der zweiten August-
Woche – gerechnet worden war 
mit einem Produktionszuwachs. 
Zeitgleich hat der Export-Boom 
nachgelassen; der Außenhandels-
überschuss verringerte sich ge-
genüber dem Vorjahr um 3,4 auf 
13,3 Milliarden Euro, teilte das Sta-
tistische Bundesamt mit. Und die 
Industrie werde in den nächsten 
fünf bis zehn Jahren über 100000 

Arbeitsplätze streichen, heißt es in 
einer Studie der Managementbera-
tung A.T. Kearney.

Der Lichtblick am Arbeitsmarkt 
sei keine Trendwende, erklärte die 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 

Die Unternehmen bauen wieder 
Beschäftigung auf – doch viel zu 
zaghaft, um die Arbeitslosigkeit 
deutlich abzubauen.

in einem Flugblatt, sondern „das 
Ergebnis eines ganz normalen 
Konjunkturzyklus – nach fünf Jah-
ren Stagnation!“ 

In der Tat: Skepsis ist angebracht. 
Denn Beschäftigung aufgebaut 
haben vielfach Zeitarbeitsfirmen. 
Von 55500 angekündigten Neu-
einstellungen im ersten Halbjahr 
2006 entfielen 22600 auf diese 
Unternehmen. Besonders sichere 
Job-Perspektiven bieten sie nicht.

Nach Einschätzung des Ins-
tituts für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung (IMK) in der 
Hans-Böckler-Stiftung ist der Som-
mer-Aufschwung „nur von kurzer 
Dauer“. Für 2006 prognostiziert das 
Institut zwar ein Wirtschaftswachs-
tum von 1,9 Prozent, für 2007 aber 
nur noch ein Wachstum von 1,1 
Prozent – dank Gesundheitsreform 
und Mehrwertsteuererhöhung. 
Beides bremse den privaten Kon-
sum: „Ein Ende der hartnäckigen 
Konsumschwäche ist unter diesen 
Umständen nicht in Sicht.“ 

Zumal eine Kürzung der Pend-
lerpauschale und weiter Eingriffe 
bei den Hartz IV-Leistungen dro-
hen sowie Benzin, Gas und Strom 
teuer bleiben – wenn nicht sogar 
teurer werden. Außerdem hat die 
Europäische Zentralbank (EZB) den 
Leitzins von 2,75 auf 3 Prozent 
angehoben, was DGB-Vorstand 
Claus Matecki schlicht für „unver-
antwortlich“ hält. 

Die EZB will den Preisanstieg 
bremsen, denn die Inflationsra-
te in Euroland lag im Juli bei 2,5 
Prozent. Sie nimmt aber mit ihrer 
Zinserhöhung in Kauf, dass Inves-
titionen teurer werden, was sich 
wiederum negativ auf Wachstum 
und Beschäftigung auswirke, sagte 
Matecki. Doch die Zeit des billigen 
Geldes geht weltweit zu Ende. In 
den USA beträgt der Zinssatz schon 
5,25 Prozent.   •

+  CDU/CSU-Fraktionsvor-
sitzender Volker Kauder 

hat die Union vor noch tiefe-
ren Einschnitten beim Kündi-
gungsschutz gewarnt. Zunächst 
müssten die Erfahrungen mit 
der geplanten zweijährigen 
Probezeit bei Neueinstellungen 
abgewartet werden.

-  IHK-Präsident Ludwig 
Georg Braun weiß, wa-

rum ausländische Unterneh-
men in Deutschland zu wenig 
ausbilden: Sie würden sich da-
rüber wundern, „dass sie eine 
Lehrlingsvergütung zahlen 
sollen, die sie noch nicht ein-
mal selbst festlegen können“.

plusminusBERLIN
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fürs Internet

www.haendeweg.net.ms
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Gesundheitsreform
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Quelle: Statistisches Bundesamt, IMK,
Frühjahrsgutachten der Wirtschaftsforschungs-
institute, ifo, IG Metall
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POLITIK AKTUELL
?...nachgefragt

Schon heute hat Südafrikas Industrie mit zu-
nehmenden Importen aus anderen Ländern, 
vor allem aus China, zu kämpfen – trotz ho-
her Zölle. Allein in der Textilbranche sind in 
den letzten zwei Jahren bereits 60000 Stellen 
abgebaut worden. Wenn die Zölle auf Indus-
triegüter aus entwickelten Ländern gesenkt 
worden wären, wären die Beschäftigtenzahlen 
weiter dramatisch gesunken. Die Branchen, 
die das am stärksten getroffen hätte, wie die 
Kleidungs- und Textilbranche, sind außerdem 
die Bereiche, in denen hauptsächlich Frauen 
arbeiten. Die Zollsenkung hätte damit auch 

einen negativen Gender-Effekt auf Südafrika 
gehabt.
Die westlichen Staaten haben in den WTO-
Verhandlungen argumentiert, dass die ne-
gativen Auswirkungen, die die Zollsenkung 
für Schwellenländer wie Südafrika gehabt 
hätte, durch Vergünstigungen im Agrar-
bereich ausgeglichen werden könnten. Die 
Forderung der Schwellenländer war in die-
sem Punkt ganz klar: Auf Zollsenkungen 
für Industriegüter in den Schwellenländern 
müsste eine Öffnung der Agrarmärkte in den 
westlichen Staaten, zum Beispiel der EU, fol-

gen. Die westlichen Staaten schienen aber 
nicht wirklich bereit zu sein, ihren Teil dieser 
Abmachung einzuhalten.
Ein positiver Effekt der WTO-Verhandlungsrun-
de: Auch die Gewerkschaften der entwickel-
ten Länder bringen sich jetzt in die Diskussion 
um die Zollsenkungen für Industriegüter ein. 
Lange Zeit galten diese Verhandlungen als 
Problem der südlichen Staaten. Viele westli-
che Gewerkschaften haben jetzt erkannt, dass 
die Zollsenkungen in den Schwellenländern zu 
noch höherer Arbeitslosigkeit führen würden. 
Wir müssen verhindern, dass die Arbeitneh-
merInnen aus den entwickelten Ländern gegen 
ArbeitnehmerInnen aus den südlichen Ländern 
ausgespielt werden. An einem gemeinsamen 
Ziel zu arbeiten, ist schließlich auch ein Aus-
druck von Solidarität.

Die aktuelle Verhandlungsrunde der Welthandelsorganisation (WTO) ist 
Ende Juli ergebnislos gescheitert. Ein Verhandlungsziel der westlichen 
Staaten war die drastische Senkung der Einfuhrzölle auf Industriegüter in 
Entwicklungs- und Schwellenländern. Dadurch hätten Unternehmen aus 
den entwickelten Ländern einen besseren Zugang zu den Märkten in 
den Schwellenländern erhalten. einblick hat die südafrikanische 
Gewerkschafterin Neo Chabane gefragt, welche Folgen die 
Zollsenkung für Schwellenländer wie Südafrika gehabt hätte.
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Auf den ersten Blick sind die Zah-
len der Bundesagentur für Arbeit 
beeindruckend: Statt des üblichen 
Sommeranstiegs ist die Zahl der 
Arbeitslosen im Juli diesen Jahres 
erstmals leicht gesunken, um 12000. 
Saisonbereinigt ging die Zahl der re-
gistrierten Arbeitslosen um 84000 
zurück, im Vergleich zum Juli 2005 
sogar um 451000. „Die Lage am 
Arbeitsmarkt hat sich deutlich ver-
bessert“, erklärte daraufhin Wirt-
schaftsminister Michael Glos (CSU). 
Auch Arbeitsminister Franz Münte-
fering (SPD) sieht einen „positiven 
Trend“. Es gebe zwar „noch nichts 
zu feiern, aber einen Grund zur 
Freude“. Die anziehende Konjunk-
tur und die intensive Vermittlungs-
politik begännen zu wirken. 

Die meisten Wirtschaftswissen-
schaftler sehen die Entwicklung 
kritischer. Zwar gebe es auch bei 
den sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitsverhältnissen einen leichten 
Aufwärtstrend, aber „ich sehe die 
Trendwende noch nicht“, sagte 
zum Beispiel Udo Ludwig, Konjunk-
turchef des Instituts für Wirtschafts-
forschung Halle (IHW). Wegen der 
Fußball-WM im Juli seien zahlrei-
che Aushilfsjobs entstanden, diese 
würden den Arbeitsmarkt aber nur 
kurzfristig entlasten. Und selbst 
der sonst eher unternehmensnahe 
FDP-Wirtschaftsexperte Rainer Brü-
derle äußerte sich kritisch. „Noch 
immer sind weit über vier Millionen 
Menschen ohne Job“. Mit Aushilfs-
tätigkeiten in der Gastronomie und 
in der Tourismusbranche lasse sich 
die Arbeitslosigkeit nicht dauerhaft 
senken.

Auch der DGB sieht die Regie-
rung in der Pflicht. Weil die Politik 
sich bislang kaum um die Langzeit-

POLITIK AKTUELL

arbeitslosen gekümmert hat, beste-
he „die Gefahr einer Spaltung des 
Arbeitsmarktes in Arbeitslose erster 
und zweiter Klasse“, so DGB-Vor-
standsmitglied Annelie Buntenbach. 
Aus finanziellen Gründen setze die 

Bundesagentur den Schwerpunkt 
ihrer Vermittlungstätigkeit zu stark 
auf Arbeitslose, die leicht zu ver-
mitteln seien. Bereits Mitte Juli hat 
Buntenbach ein Positionspapier für 
einen öffentlich geförderten „ehr-
lichen zweiten Arbeitsmarkt“ vor-
gelegt. Er soll Arbeitslosen, die in 
den kommenden Jahren selbst bei 
einem Anspringen der Konjunktur 
keine Beschäftigungschance auf 
dem ersten Arbeitsmarkt haben, ei-
ne Zukunftsperspektive bieten. Um 
einen Verdrängungswettbewerb 
mit nicht geförderten Arbeitsplät-
zen zu verhindern, sollen die staat-
lich geförderten Beschäftigungsver-
hältnisse auf bestimmte Tätigkeiten 
konzentriert werden, zum Beispiel 
auf die Beaufsichtigung von Klein-

kindern, auf Einkaufshilfen für Äl-
tere und auf stadtteilbezogene Be-
schäftigungsprojekte. Ein öffentlich 
geförderter zweiter Arbeitsmarkt 
würde Langzeitarbeitslosen nicht 
nur eine neue Perspektive geben, 

„sondern er wäre auch kaum teurer 
als die meist kurzfristig angelegten, 
perspektivlosen Ein-Euro-Jobs“, so 
Buntenbach.

Bestätigt sieht sich der DGB 
in seiner Forderung nach einem 
zweiten Arbeitsmarkt für Langzeit-
arbeitslose durch eine Studie des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung (IAB). Danach haben 
von den rund 2,6 Millionen Bezie-
herInnen von Arbeitslosengeld II 
(ALG II) 750000 in den vergan-
genen sechs Jahren kein sozial-
versicherungspflichtiges Beschäf-
tigungsverhältnis gehabt. 300000 
davon waren noch nie berufstätig, 
320000 in den letzen sechs Jahren 
nicht, weitere 140000 waren ledig-
lich geringfügig beschäftigt.   • 

J o b s  f ü r  L a n g z e i t a r b e i t s l o s e

DGB fordert zweiten Arbeitsmarkt
Weil die Zahl der Arbeitslosen im Juli auf 4,4 Millionen gesunken ist, ist für die 
Bundesregierung die Trendwende am Arbeitsmarkt in Sicht. Für die Langzeit-
arbeitslosen hat der Aufschwung aber nichts gebracht. Ihre Zahl wird nach einer 
Prognose des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung sogar weiter 
steigen, auf 2,9 Millionen im Jahresschnitt. Von der Politik fordert der DGB 
deshalb den Einstieg in einen „ehrlichen zweiten Arbeitsmarkt“.

Radikale 
Reduzierung der 
Instrumente

2006 braucht die Bundes-

agentur für Arbeit (BA) 

keinen Zuschuss vom Bund, 

sondern erwirtschaftet zum 

ersten Mal seit 21 Jahren 

wieder einen Überschuss – 

trotz hoher Arbeitslosigkeit. 

Ermöglicht wird der Gewinn, 

weil die Ansprüche auf Ar-

beitslosengeld radikal redu-

ziert worden sind. Und weil 

sich viele Arbeitslose wegen 

der rigiden Anrechnungsre-

geln beim ALG II-Bezug auch 

ohne Job abmelden.

Gespart hat die BA aber 

auch bei der Weiterbildung. 

Sie gibt es fast nur noch für 

Arbeitslose, die vom Arbeits-

amt als „Beratungskunden“ 

eingestuft werden. Lang-

zeitarbeitslose bleiben 

außen vor. 

Für den Herbst plant die BA 

auch eine Neustrukturie-

rung ihrer arbeitsmarktpo-

litischen Instrumente. Sie 

sollen zu einem „wesentlich 

schlankeren, transparente-

ren System“ zusammenge-

fasst werden, so BA-Vor-

stand Heinrich Alt Ende Juli 

in der Berliner Zeitung. 

Dort hatte sich Alt auch für 

die Schaffung eines „dritten 

Arbeitsmarktes“ für 

Arbeitslose ausgesprochen, 

die nicht vermittelbar sind.

Im Internet

www.einblick.dgb.de
Positionspapier von 

DGB-Vorstand Annelie 
Buntenbach über 

„Öffentlich geförderte 
Beschäftigung“

Die Kosten für 
einen Arbeitsplatz 
in einem öffentlich 
geförderten 
zweiten Arbeits-
markt sind kaum 
höher als die von 
Ein-Euro-Jobs. 
Rechnet man die 
Einkommenssteuer 
und die Sozial-
abgaben der 
bislang Arbeits-
losen heraus, sind 
staatlich geförderte 
Beschäftigungs-
verhältnisse sogar 
günstiger. 

Kosten von staatlich geförderten Beschäftigungs-
verhältnissen im Vergleich zu Ein-Euro-Jobs (in Euro)
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Quelle:  DGB-
Bundesvorstand

1) 170 Stunden/Monat, 7,50 Euro/Stunde
2) Durchschnittswert der Bundesagentur für Arbeit

Sozialver-
sicherungsbeitrag
des Arbeitgebers

staatlich gefördertes
Beschäftigungsverhältnis

Ein-Euro-Job

Bruttolohn 1)

Sozialversicherungs-
beitrag der BA für
ALG II-Bezieher

Trägerpauschale 2)

Mehraufwands-
entschädigung 2)

Arbeitslosen-
geld II einschl.
Unterkunfts-
kosten

gesamt
gesamt

1543

268

1275

1419

208

695

353

163

Kaum teuerer, aber
wesentlich effektiver
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PROJEKTE UND PARTNER

H B S - T a g u n g

Familie fördern

Nicht erst der jüngste Familienbe-
richt belegt, dass in der Bundes-
republik – trotz aller Lippenbe-
kenntnisse – immer noch zu wenig 
getan wird, um Familien gezielt zu 
fördern. Wer Kinder bekommt oder 
hat, verliert nach wie vor massiv 
an Realeinkommen. Die Hans-
Böckler-Stiftung lädt gemeinsam 
mit DGB, IG Metall, IG BCE und 
weiteren Kooperationspartnern 
am 26. September zur Tagung 
„Familienpolitik konkret: Beruf 
und Familie vereinbar machen!“ 
nach Berlin. In Foren wird über 
den Bedarf an Infrastruktur, Zeit 

S c h w e r b e h i n d e r t e

Wahlen leicht 
gemacht
Nach den turnusmäßigen Betriebs-
ratswahlen im Frühjahr diesen Jah-
res stehen zwischen dem 1. Okto-
ber und dem 30. November nun die 
Wahlen der Schwerbehindertenver-
tretungen an. Gewählt wird alle vier 
Jahre in Betrieben, die mindestens 
fünf schwerbehinderte Arbeitneh-
merInnen beschäftigen. Zur Vorbe-
reitung und korrekten Abwicklung 
der Wahl hat der ran-Verlag eine 
Arbeitshilfe herausgegeben: Das 
Material besteht aus einer Broschü-
re mit Hintergrundinformationen 
zur Wahl, einer CD-ROM, die den 
individuellen Wahlkalender unter 
Wahrung aller Fristen berechnet, 

P r o  Q u a l i f i z i e r u n g

Kompaktes 
Programm

Welche Kon-
sequenzen ha-
ben die Hartz-
Gesetze auf 
MigrantInnen? 
Wie lassen sich 
die besonde-
ren Potenziale 
erkennen, die 
es in multi-
e t h n i s c h e n 
Gesellschaften 
gibt? Nur zwei 
von  v i e l en 
Fragen, d ie 

in Veranstaltungen des DGB-Bil-
dungswerks, Bereich Migration und 
Qualifizierung, in diesem Herbst 
beantwortet werden. Gemeinsam 
mit IQ Consult hat das Bildungs-
werk im Rahmen der Entwicklungs-
partnerschaft „Pro Qualifizierung“ 
ein Doppelprogramm herausgege-
ben, das sich zum einen an Multi-
plikatorInnen in der Weiterbildung 
von MigrantInnen, zum anderen an 
alle Interessierten wendet, die ihre 
interkulturelle Kompetenz in spezi-
ellen Trainings ausbauen wollen. •
www.pro-qualifizierung.de
www.equal.de

Z u k u n f t s t a g u n g

Arbeit und 
Lernen
Ohne berufsbegleitende Weiter-
bildung haben ArbeitnehmerInnen 
mittlerweile kaum noch Perspek-
tiven. Umso wichtiger, dass die 
Beschäftigten selbst Einfluss auf 
Qualifizierungsangebote nehmen. 
Diesen Ansatz fördert das Pro-
jekt „Kompetenzentwicklung in 
vernetzten Lernstrukturen – Ge-
staltung arbeitnehmerorientierter 
Arbeits-, Beratungs- und Weiter-
bildungskonzepte“ (KomNetz) der 
Gewerkschaften IG BCE, IG Metall 
und ver.di. Wissenschaftlich beglei-
tet wird das Vorhaben von der Hel-
mut-Schmidt-Universität/Universi-
tät der Bundeswehr in Hamburg. 
Auf dem dortigen Campus werden 
am 12. und 13. September die Er-
gebnisse der Entwicklungs- und 
Forschungsarbeit des Projektes 
vorgestellt und Perspektiven für 

den „Kompetenzerwerb in der Ar-
beit“ präsentiert. Anmeldungen bis 
zum 1. September 2006.   •
petra.pippow@hsu-hh.de
Fax 040/65413748

••• Der DGB-Bezirk West unter-
stützt grundsätzlich die Betriebs-
erlaubnis für die erste Filiale 
der niederländischen Apotheken-
Kette Doc Morris in Saarbrücken. 
Sofern Versorgungsqualität und 
Beratung durch qualifizierte Fach-
kräfte garantiert würden, sei es 
nicht plausibel, „warum ein Apo-
theker nur dann gut beraten kann, 
wenn er Eigentümer der Apothe-
ke ist“, so der Bezirksvorsitzende 
Dietmar Muscheid. Zudem hielten 
die konventionellen Apotheken 
ihr „Anbieterkartell zu Lasten der 
Versicherten“ aufrecht: Die seit 
der letzten Gesundheitsreform ge-
gebene Möglichkeit, Rabatte auf 
verschreibungsfreie Medikamente 

zu gewähren, hätte nicht zu einer 
Senkung der Arzneimittelpreise ge-
führt. Bisher konnten in Deutsch-
land nur natürliche Personen, nicht 
aber Gesellschaften eine Apotheke 
betreiben. Die Klage einer saarlän-
dischen Apothekerin gegen die Doc 
Morris-Filiale war Anfang August 
vom Landgericht Saarbrücken zu-
rückgewiesen worden. Doc Morris 
hatte sich auf die Niederlassungs-
freiheit innerhalb der EU berufen.
••• Die DGB-Region Emscher-
Lippe hat in Zusammenarbeit 
mit dem DGB-Bildungswerk NRW 
einen Ratgeber herausgegeben, 
der Eltern und Lehrer dabei unter-
stützt, Jugendliche beim Übergang 
ins Berufsleben zu beraten. Das 

Buch zeigt Praxisbeispiele aus der 
Region, stellt örtliche Institutionen 
vor und macht aktuelle Ergebnisse 
aus der Berufswahlforschung an-
schaulich. „Übergang Schule und 
Beruf. Aus der Praxis für die Pra-
xis“ ist in begrenzter Stückzahl er-
schienen und bei der DGB-Region 
erhältlich: DGB-Region Emscher-Lippe, 
Tel. 02361/106240

••• Die DGB-Region Mülheim-
Essen-Oberhausen sucht histo-
rische Dokumente, Unterlagen und 
Fotos zur Geschichte des 1. Mai in 
Essen. Für eine Dokumentation 
zu den Maikundgebungen am „Tag 
der Arbeit“ fehlen vor allem Materi-
alien aus den 40er und 50er Jahren. 
Infos: Christian Witt, Tel. 0201/632470

interregio

und Geld für Familien diskutiert; 
die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie ist ein weiteres wichtiges 
Thema der Veranstaltung. Eröffnet 
wird die Tagung von Bundesfamili-
enministerin Ursula von der Leyen 
(CDU) und dem DGB-Vorsitzenden 
Michael Sommer. Anmeldeschluss 
ist der 15. September.   •
martina.schulz@dgb.de
Tel. 030/24060578

sowie Formularen für das förmliche 
und das vereinfachte Wahlverfah-
ren. Die Mappe kann zum Preis von 
32,50 Euro (zzgl. Versandkosten) 
im Internet bestellt werden.   •
www.ranversand.de

N e u e r s c h e i n u n g

Rechte Szene 
global
Zu den entschiedenen Gegnern der 
Globalisierung gehören Rechtsex-
tremisten. Doch allem völkischen 
Streben zum Trotz, vernetzt sich 
die rechte Szene selbst zunehm-
end weltweit. Das belegen die Au-
torInnen des von Thomas Greven 
und Thomas Grumke herausge-
gebenen Bandes „Globalisierter 
Rechtsextremismus?“ (VS Verlag 
für Sozialwissenschaften, Wies-
baden 2006, 228 Seiten, 26,90 
Euro). Eine besondere Rolle spielt 
bei der Vernetzung das Internet. 
Längst werden in Deutschland 
verbotene Nazi-Inhalte via US-Pro-
vider ins World Wide Web gestellt. 
Die AutorInnen befassen sich mit 
den internationalen Verbindungen 
zwischen Rechtsextremismus und 
Islamismus sowie der transnatio-
nalen Infrastruktur der extremist-
ischen Rechten.   •
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Von der Wirklichkeit überholt

Eigentlich sind die Europäischen 
Betriebsräte eine Erfolgsgeschich-
te: 784 EBR sind nach aktuellen 
Zahlen des Europäischen Ge-
werkschaftsinstituts in Brüssel 
europaweit aktiv – in jedem drit-
ten Unternehmen, das unter die 
Bestimmungen der Richtlinie fällt. 
Die Gewerkschaften wollen künftig 
das Instrument der Europäischen 
Betriebsräte noch stärker nutzen, 
hatte im Mai der DGB-Bundeskon-
gress beschlossen. Dafür müssten 
aber ihre Arbeitsmöglichkeiten 
verbessert und ihre „Mitwirkungs-
rechte ausgebaut werden“, heißt 
es im europapolitischen Beschluss.

Der DGB fordert deshalb von 
der EU-Kommission, die seit 1999 
überfällige Revision der Richtlinie 
endlich anzugehen. Denn in eini-
gen Punkten bieten deren Rege-
lungen den Betriebsräten inzwi-
schen weit weniger Rechte, als in 
anderen, neueren Richtlinien: Seit 
Ende 2004 ermöglicht die EU die 
Gründung Europäischer Aktienge-
sellschaften, so genannter Societas 
Europaea (SE). Die Allianz hat als 
erstes DAX-Unternehmen die Um-
wandlung zur neuen Rechtsform 
bereits vollzogen. Bei den Bera-
tungen zur SE-Richtlinie war es den 
Gewerkschaften gelungen, weitge-
hende Rechte für SE-Betriebsräte 
durchzusetzen. Garantiert wird 
etwa das Recht auf Qualifizierung 
für BR-Mitglieder. Auch der Schutz 
der Betriebsräte ist in der SE-Richt-
linie eindeutig geregelt, ebenso wie 
das Recht, ein zweites Mal mit der 
Unternehmensleitung zusammen-

Seit 1994 existiert die EU-Richtli-
nie zur Einsetzung Europäischer 
Betriebsräte (EBR). Die für 1999 
vorgesehene Überarbeitung wird 
von der EU-Kommission seit 
Jahren verzögert. Dabei ist eine 
Anpassung an weitergehende 
europäische Regelungen wie die 
Richtlinie zur Europäischen Akti-
engesellschaft längst überfällig.

zukommen, wenn deren Beschlüs-
se einer ersten Stellungnahme des 
Betriebsrats widersprechen. Rege-
lungen, die in der EBR-Richtlinie 
bisher fehlen.

Es sei nicht einleuchtend, warum 
Betriebsräte in einer Europäischen 
Aktiengesellschaft Rechte hätten, 
die den Europäischen Betriebsräten 
bei anderen Unternehmensformen 
bis heute verwehrt würden, so DGB-
Vorstandsmitglied Dietmar Hexel.

In einem Positionspapier zur 
Revision der EBR-Richtlinie hat der 
DGB-Bundesvorstand eine Reihe 
von Punkten benannt, bei denen 
die Erfahrungen aus inzwischen 
über zehn Jahren praktischer EBR-

Tätigkeit Verbesserungsbedarf ge-
zeigt hätten. Die Unterrichtungs- 
und Anhörungsrechte seien zu 
schwach und müssten ausgebaut 
werden. Auch die Sitzungsfrequenz 
müsse erhöht werden. Bisher ist 
nur ein jährliches Treffen üblich.

Außerdem müssten Gewerk-
schaftsvertreterInnen an Verhand-
lungen mit der Unternehmenslei-
tung teilnehmen dürfen, um die 
EBR-Mitglieder zu beraten. „Stra-
tegische Unternehmensentschei-
dungen werden längst nicht mehr 

im nationalen Rahmen getroffen, 
sondern mit einer europa- und 
weltweiten Perspektive“, so Hexel. 
Deshalb sei eine kompetente Un-
terstützung der EBR seitens der 
Gewerkschaften unabdingbar, um 
Informationen des Managements 
eingehend beurteilen zu können. 
Zudem hätten die Europäischen 
Betriebsräte bislang lediglich Infor-
mations- und Konsultationsrechte.

Echte Verhandlungs- und Mit-
bestimmungsrechte sind für die 
Europäischen Betriebsräte nicht 
vorgesehen – auch wenn fast 90 
Prozent der aktiven EBR-Mitglieder 
diese Kompetenzen bei einer Revi-
sion der Richtlinie einfordern (siehe 

Grafik). Der DGB setzt zur Stärkung 
der Europäischen Betriebsräte auf 
eine Verbesserung der Arbeits-
strukturen – und auf eine Aus-
weitung des Geltungsbereichs der 
EBR-Richtlinie: EBR-Gründungen 
sollen schon in Unternehmen mit 
mindestens 500 statt bisher 1000 
Beschäftigten möglich sein, die in 
mindestens zwei EU-Staaten je 100 
Beschäftigte haben (bisher 150 Be-
schäftigte). Außerdem müsse die 
Richtlinie auf Unternehmen in öffent-
licher Hand ausgeweitet werden. •

Kommission 
verzögert

Mit der Entschließung 

„Mitbestimmung und Teil-

habe – Mitbestimmung 

für die Zukunft“ haben 

sich die Delegierten des 

DGB-Bundeskongresses im 

Mai diesen Jahres für eine 

Weiterentwicklung der EBR-

Richtlinie ausgesprochen: 

Bessere Qualifizierung der 

EBR-Mitglieder, Erweiterung 

des Geltungsbereichs der 

EBR-Richtlinie und ein Aus-

bau der Informations- und 

Konsultationsrechte. 

Der Beschluss kritisiert 

außerdem die EU-Kommissi-

on. Die von ihr im März 2005 

erneut angekündigte zweite 

Phase der Sozialpartnerkon-

sultationen zur Revision der 

Richtlinie würde „mangels 

konkreter Zeitvorgaben und 

Vorschläge für die Inhalte 

einer neuen EBR-Richtlinie“ 

abermals verzögert. 

Die Bundesregierung forder-

te der Bundeskongress auf, 

„ihre Einflussmöglichkeiten 

auf die EU-Kommission 

zu verstärken, um diesen 

Stillstand bei der dringend 

erforderlichen Überarbei-

tung der für die Arbeit von 

Europäischen Betriebsräten 

unzulänglichen Richtlinie zu 

beseitigen.“ Deutschland 

übernimmt im Frühjahr 2007 

die EU-Ratspräsidentschaft.

➜

Was erwarten Europäische Betriebsräte (EBR) von einer Revision der
EBR-Richtlinie der EU? (in Prozent)
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Quelle: Europäischer Gewerkschaftsbund, 2006

Konsultation des EBR vor
operativen Entscheidungen

mehr Rechte bei
Unternehmensfusionen

Recht auf Qualifizierung
von EBR-Mitgliedern

Fristen für Informationen
durch das Management

Verhandlungs- und
Mitbestimmungsrechte

79,0 96,117,1

55,0 94,439,4

48,0 92,644,6

48,1 89,241,1

55,4 88,633,2

starke Zustimmung Zustimmung gesamt

Europäische Betriebsräte: Deutschland als Vorbild

Mitglieder von Europäischen Betriebsräten (EBR) wünschen sich laut 
einer Umfrage des Europäischen Gewerkschaftsbundes eine Weiter-
entwicklung der europäischen Mitbestimmung nach deutschem Vorbild: 
Unter den fünf häufigsten Forderungen für die längst überfällige 
Überarbeitung der EBR-Richtlinie finden sich ausnahmslos Regelungen, 
die das deutsche Recht für Betriebsräte bereits vorsieht. Bisher haben 
EBR lediglich Informations- und Konsultationsrechte.
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Auf das Spendenkonto von „Ge-
werkschaften helfen“ sind bis An-
fang August mehr als eine Million 
Euro eingegangen. Der Verein ist 
von den DGB-Gewerkschaften 
nach der Elbeflut 2002 gegründet 
worden. Mit 750000 Euro wurden 

der Älteren zu verknüpfen, so der 
DGB. Die Generationen dürften 
sich nicht gegeneinander ausspie-
len lassen.
Beim Aktionstag gehe es nicht um 
eine „Fundamental-Opposition“, 
so der DGB-Vorsitzende Micha-
el Sommer. Die Gewerkschaften 
müssten aber die Interessen der 
ArbeitnehmerInnen auf die poli-
tische Agenda setzen und ihnen bei 
den anstehenden Gesetzgebungs-
verfahren den nötigen Nachdruck 
verleihen.   •

des Jahres ihre Vorstellungen zur 
Weiterentwicklung der Unterneh-
mensmitbestimmung präsentieren. 
Die schwarz-rote Bundesregierung 
hatte in ihrem Koalitionsvertrag 
vereinbart, die Ergebnisse der Kom-
mission aufzugreifen und „sofern 
geboten, Anpassungen der nati-
onalen Unternehmensmitbestim-
mung“ vorzunehmen.   •

Arbeitsstandards und im Bereich 
der Mitbestimmung auf etliche 
neue EU-Staaten eine „erhebliche 
Ausstrahlungskraft“ habe.

Die Gewerkschaften der ost- 
und mitteleuropäischen Staaten 
benötigten aber „mehr politische 
Flankierung auf EU-Ebene“, damit 
sie ihre Position in den industriel-
len Beziehungen ihrer Länder stär-
ken und höhere Arbeitsstandards 
durchsetzen könnten.   •

tungen deutlich weniger gefestigt 
als etwa in den west- und nordeu-
ropäischen Ländern der EU-15. Als 
Beispiele hierfür nennt die Studie 
eine stark fragmentierte Gewerk-
schaftslandschaft, eine geringe 
Tarifbindung sowie eine starke Zen-
trierung der Tarifverhandlungen auf 
die betriebliche Ebene.

Eine positive Entwicklung sehen 
die ForscherInnen darin, dass das 
„deutsche Modell“ inzwischen bei 

betroffene GewerkschafterInnen 
unterstützt. Seit der Tsunami-
Katastrophe 2004 finanziert der 
Verein zudem gewerkschaftliche 
Hilfsprojekte in Thailand, Sri Lanka 
und Indonesien.   •
www.gewerkschaften-helfen.de

Die Planungen für einen Aktionstag 
des DGB und der Gewerkschaften 
gegen die schwarz-roten Reformen 
werden konkret. Nicht nur das Da-
tum steht (21. Oktober), auch die 
fünf zentralen Aktionsorte sind jetzt 
klar: In Berlin, München, Dortmund, 
Stuttgart und Wiesbaden wird der 
DGB für die „Zukunft der sozialen 
Sicherung“ mobilisieren.

A k t i o n s t a g

Zukunft der Sozialen Sicherung

Bestimmende Themen des Akti-
onstages werden unter anderem die 
Zukunft des Gesundheitssystems 
und die Rente mit 67 sein. Gleich-
zeitig wollen die Gewerkschaften 
aber auch die prekäre Situation auf 
dem Ausbildungsmarkt aufgreifen. 
Es sei wichtig, die Ausbildungssi-
tuation und Arbeitsmarktlage der 
Jungen mit den Erwerbschancen 

M i t b e s t i m m u n g s g e s e t z

Bilanz zum 
30. Geburtstag
Mehr Demokratie in der Wirtschaft 
lautet das Motto der Jubiläums-
veranstaltung von Hans-Böckler-
Stiftung und DGB zum 30-jährigen 
Bestehen des Mitbestimmungsge-
setzes am 30. August in Berlin. Im 
Zentrum der Veranstaltung wird 
die Weiterentwicklung der Unter-
nehmensmitbestimmung stehen. 
Dazu werden, ausgehend von 
Unternehmensbeispielen, die un-
terschiedlichsten Facetten dieser 
Zukunftsaufgabe zur Diskussion 
stehen.

Als gewerkschaftliche Redner 
werden der DGB-Vorsitzende Mi-
chael Sommer, der Vorsitzende 
der IG Metall Jürgen Peters sowie 

EGB-Generalsekretär John Monks 
erwartet. Auch Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (CDU) wird sich 
in einer Festrede zur Zukunft der 
Mitbestimmung äußern. Eine noch 
von der rot-grünen Bundesregie-
rung eingesetzte Kommission un-
ter der Leitung des früheren säch-
sischen Ministerpräsidenten Kurt 
Biedenkopf (CDU) soll bis Ende 

Die Verankerung von Sozial- und 
Arbeitsstandards hat in den neu-
en ost- und mitteleuropäischen 
EU-Staaten mit der Erweiterung 
des europäischen Binnenmarktes 
nicht Schritt gehalten. Zu diesem 
Ergebnis kommt eine aktuelle Un-
tersuchung des Instituts Arbeit und 
Technik in Gelsenkirchen (IAT).
In den meisten neuen Mitglieds-
staaten seien die industriellen Be-
ziehungen der Arbeitnehmervertre-

E U - O s t e r w e i t e r u n g

Starkes Gefälle bei Arbeitsstandards

GEWERKSCHAFTEN
ver.di protestiert 
gegen die von der 
Evangelischen Kirche 

(EKD) geplanten Verschlech-
terungen für Kirchenbe-
schäftigte in Ostdeutschland. 
Vorgesehen sind eine Absen-
kung des Gehalts von 92,5 
auf 90 Prozent des Westni-
veaus und eine Verlängerung 
der Wochenarbeitszeit auf 
43 Stunden ohne Lohnaus-
gleich. Gerade von den Kir-
chen erwarte man „bundes-
weite Solidarität“, so 
ver.di-Kirchenexpertin 
Renate Richter.

BeamtInnen 
würden durch die 
Föderalismusre-

form zunehmend immobil, 
so der DGB. Grund dafür 
seien unterschiedliche 
Ausbildungs- und Einstel-
lungsvoraussetzungen in 
den Bundesländern. Durch 
uneinheitliche Regelungen 
zur Altersversorgung liefen 
die BeamtInnen bei einem 
Wechsel in ein anderes Land 
zudem Gefahr, Versorgungs-
ansprüche zu verlieren.

Die IG BCE Hamburg 
wirbt seit Beginn der 
aktuellen Fußballsai-

son als Sponsor im Stadion 
des FC St. Pauli. „Erfolg 
durch Fairplay in Sport- und 
Arbeitswelt“ ist der Slogan 
der Werbefl äche am Hambur-
ger Millerntor.

Die Initiative Min-
destlohn von NGG 
und ver.di bietet auf 

ihrer Homepage einen „MdB-
Check“. Die User können 
unter www.mindestlohn.de 
prüfen, wie die Bundestags-
abgeordneten ihres Wahl-
kreises zu einem gesetz-
lichen Mindestlohn stehen.

kurz&bündig

G e w e r k s c h a f t e n  h e l f e n

Über eine Million gespendet
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MEINUNG
Heftige 
Auseinander-
setzung

Was lange währte, ist seit 

Mitte August endlich Ge-

setz: Mit dem Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetz 

(AGG) werden vier europä-

ische Antidiskriminierungs-

richtlinien in deutsches 

Recht umgesetzt. Die 

Umsetzung ist seit langem 

überfällig – bei zwei der 

Richtlinien ist Deutschland 

so sehr in Verzug, dass die 

EU bereits 2003 ein Ver-

tragsverletzungsverfahren 

einleitete und hohe Strafen 

drohten.

Seitdem Rot-Grün 2004 

einen ersten Entwurf für ein 

Gesetz präsentierte, schlug 

die Auseinandersetzung um 

die Umsetzung der Richtli-

nien hohe Wellen (einblick 

1/05). Zu bürokratisch, zu 

teuer kritisierten Arbeitge-

ber und Teile der Union auch 

den Entwurf für ein AGG, 

den Justizministerin Brigitte 

Zypries (SPD) im April 2006 

vorlegte. Am 29. Juni ver-

abschiedete der Bundestag 

schließlich das Gesetz, am 

7. Juli stimmte auch der 

Bundesrat zu.

Mehr Infos:
Eine gerade erschienene 
Broschüre des DGB erläutert 
die gesetzlichen Regelungen 
und gibt mit Checklisten 
Hilfestellung bei der Anwen-
dung. Sie kostet 1 Euro plus 
Versand.

Bestellungen: bestellservice@
toennes-bestellservice.de

➜

Nicht nur, weil ein Vertragsverletzungsverfahren mit 
erheblichen Strafzahlungen drohte, ist es notwendig 
und richtig, dass das Allgemeine Gleichbehandlungs-
gesetz in Deutschland nun endlich in Kraft ist. Denn 
Benachteiligungen aufgrund von Vorurtei-
len sind Realität. Auch wenn es schwer fällt, 
dies einzugestehen: Menschen wird der Aufenthalt 
in einem Hotel verwehrt, weil sie behindert sind 
oder weil sie eine „falsche“ Hautfarbe haben. Frau-
en werden schlechter bezahlt als Männer und bei 
einer Beförderung übergangen, Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer werden als Bewerber um einen 
Arbeitsplatz abgelehnt, nur weil sie über 50 sind. 
Dies sind Missstände, die sich eine moder-
ne, weltoffene Gesellschaft nicht leisten 
kann. Auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
ist es zwingend geboten, Strukturen, die Menschen 
aufgrund von Vorurteilen benachteiligen, zu verhin-
dern und ihre Folgen zu beseitigen.

Dazu kann das Allgemeine Gleichbehandlungs-
gesetz einen wichtigen Beitrag leisten, und zwar 
sowohl für das Arbeitsleben als auch für den allge-
meinen Geschäftsverkehr. 

Das Gesetz ist ein Schritt in die richtige Richtung. 
Mit der Definition, was Benachteiligung überhaupt 
ist, mit klaren Pflichten des Arbeitgebers und vor 
allem mit konkreten Rechten für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer bereitet es den Weg, Benachteili-
gungen wirksam zu verhindern und ihre Folgen be-
seitigen zu können. Über die Regelungen des 
Grundgesetzes hinaus wird mit dem Gleichbe-
handlungsgesetz ein Rechtsrahmen geschaffen, der 
dazu beitragen kann, Vorurteile im Arbeitsleben und 
in der gesamten Gesellschaft abzubauen.

Vor allem den präventiven Ansatz des Gesetzes, 
Diskriminierungen erst gar nicht entstehen zu las-
sen, begrüßen wir sehr. Die Pflicht des Arbeitgebers, 
vorbeugende Maßnahmen zu treffen, über das Ge-
setz zu informieren und Schulungen zum Abbau von 
Vorurteilen durchzuführen, wird die Sensibili-
sierung für das Problem deutlich erhöhen. 
Ebenso kann der einklagbare Anspruch auf Scha-
densersatz und Entschädigung das Selbstbewusst-
sein von Betroffenen stärken und dazu führen, dass 
sie sich gegen ihre Benachteiligung offensiv zu Wehr 
setzen.

Der in der Koalition gefundene Kompromiss ist 
der richtige Ansatz, auch wenn wir uns gewünscht 
hätten, dass von dem grundsätzlichen Verbot der 
Benachteiligung nicht eine ganze Reihe von Aus-
nahmen zugelassen worden wären. Genauso hätten 
wir begrüßt, wenn die Rechte von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern noch wirk-
samer ausgestaltet wären, insbesondere was 
den Anspruch auf Abschluss eines Arbeitsvertrags 
oder auf eine Beförderung bei Benachteiligung be-
trifft.

Insbesondere das Klagerecht von Betriebsräten 
und Gewerkschaften wird aber dazu beitragen, dass 
in einer Vielzahl von gleich gelagerten Fällen nicht 
jeder Einzelne gegen die Benachteiligung vorge-
hen muss. Ohne Angst der Betroffenen vor 

A l l g e m e i n e s  G l e i c h b e h a n d l u n g s g e s e t z

Ein Schritt in die richtige Richtung
Das Gesetz ist der erste Schritt. Damit eine diskriminierungsfreie 
Arbeitswelt tatsächlich Realität wird, sind jetzt vor allem die 
Betriebsparteien gefordert. Meint Ingrid Sehrbrock, stellvertretende 
DGB-Vorsitzende.

Nachteilen, wenn sie ihre Rechte einfordern, 
können so benachteiligende Strukturen, die sich 
negativ auf Motivation und Kreativität von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern auswirken, besei-
tigt werden.

Das Gesetz allein reicht allerdings nicht aus, 
um einen Wandel in Gesellschaft und Arbeitswelt 
herbeizuführen. Vor allem die betrieblichen 
Akteure sind gefordert, dafür zu sorgen, dass 
die Regelungen in die Praxis umgesetzt werden. 
Ohne ihre Aktivitäten wird die Wirkung der neuen 
Bestimmungen weit hinter den Erwartungen zurück-
bleiben. Mit ihrer Unterstützung kann aber erreicht 
werden, dass in Zukunft im Arbeitsverhältnis bei 
der Beurteilung und Behandlung von Beschäftigten 
deren Kenntnisse und Fähigkeiten und nicht ihre 
Hautfarbe, ihr Alter oder das Geschlecht ausschlag-
gebend sind.   •

Ingrid Sehrbrock, 57, seit 
1987 stellvertretende 
Bundesvorsitzende der 
Christlich-Demokra-
tischen Arbeitnehmer-
schaft (CDA), ist seit Mai 
2006 auch DGB-Vize.
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DIES &DAS

25.8.  DGB Hessen-Thü-
ringen, Festakt „60 Jahre DGB 
Hessen“, Frankfurt/M.

28.8.-1.9  Hans-Böckler-Stif-
tung und GEW, Tagung „Die Zu-
kunft der Hochschulen in einer fö-
deralisierten Bildungslandschaft“, 
Tabarz/Thüringen

30.8.  Hans-Böckler-Stif-
tung und DGB, Jubiläumsveranstal-
tung „30 Jahre Mitbestimmungs-
gesetz 1976 – Mehr Demokratie in 
der Wirtschaft“, Berlin

31.8.  IG Metall und Bun-
desumweltministerium, Konferenz 
„Ressourceneffizienz – Innovation 
für Umwelt und Arbeitsplätze“, 
Berlin

31.8.  Hans-Böckler-Stif-
tung und DGB Nordrhein-West-
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„Frechdachs nach Schröders Vorbild“

falen, „Heinrich Heine und die 
Arbeitswelt“, Düsseldorf

31.8.-2.9.  Institut Arbeit und 
Technik, Tagung „Altes und Neues 
Europa: Strukturwandel der Arbeit 
zwischen EU-Erweiterung und demo-
graphischem Wandel“, Duisburg

1.9.  H a n s - B ö c k l e r -
Stiftung, Konferenz „Zwischen 
Bürgerversicherung und Kopfpau-
schale: Wie sieht ein sinnvoller 
Kompromiss aus?“, Berlin

1.9.  DGB Frank fur t-
Rhein-Main, „Brandherd Nahost. 
Frieden – eine Fata Morgana?, 
Frankfurt/M.

4.-8.9.  DGB, Hans-Böckler-
Stiftung und Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Kasseler Sommerakademie 
zur Gestaltung der Weltwirtschaft

Die Süddeutsche Zeitung am 10. August über den Vorschlag von Um-
weltminister Sigmar Gabriel (SPD), den SPD-Vorsitzenden Kurt Beck zum 
Kanzlerkandidaten auszurufen. Scheitert Beck, würden die Chancen von 
Gabriel steigen. 

••• Stephanie Laux, 30, Aus-
bildung als Krankenschwester, 
Studium der Politikwissenschaften, 
vom November 2004 bis Juni 2006 
freiberufliche Mitarbeiterin des 
DGB-Bundesvorstands im Projekt 
students at work, in der Grundsatz-
abteilung sowie im Vorstandsbe-
reich Hexel, ist seit dem 15. August 
persönliche Referentin von DGB-
Vorstandsmitglied Dietmar Hexel.
••• Dr. Hans Pauli, Studium 
der Rechtswissenschaft, Tätigkeit 
als Rechtsanwalt, vom Mai 2005 
bis Mai 2006 politischer Referent 
in der Abteilung Arbeits- und So-
zialpolitik des DGB, ist seit dem 
1. August politischer Referent für 
Arbeitsschutz des DGB, mit dem 
Schwerpunkt staatliche Arbeits-
schutzausschüsse.
••• Matthias Jena, 45, Leiter 

der Abteilung Personal und Orga-
nisation beim DGB Bayern, ist seit 
dem 1. August Sekretär für Öffent-
lichkeitsarbeit, Organisation und 
Osteuropa der IG Metall Bayern. 
••• Jupp Legrand, 47, Referent 
für Sozialpolitik beim IG Metall-
Vorstand, ist seit dem 11. Juli Leiter 
des Funktionsbereichs Sozialpolitik 
der IG Metall.
••• DGB-Vo r s t andsm i tg l i ed 
Annelie Buntenbach, 51, ist 
am 30. Juni zur stellvertretenden 
Vorsitzenden des Verwaltungs-
rats der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) gewählt worden. Sie folgt der 
früheren stellvertretenden DGB-
Vorsitzenden Ursula Engelen-
Kefer, die 22 Jahre als Vertreterin 
der ArbeitnehmerInnen Mitglied 
der Selbstverwaltung der BA ge-
wesen ist. 

In keinem anderen Land der alten EU 
werden Frauen im Vergleich zu ihren 
männlichen Kollegen schlechter ent-
lohnt, als in Deutschland. Selbst in 
den zehn neuen EU-Staaten sind 
weibliche Beschäftigte nur in Estland, 
der Slowakei und Zypern mit 75 bis 76 
Prozent der Männerlöhne noch stärker 
benachteiligt. Auch in den für ihr 
Engagement in der Gleichstellungs-
politik bekannten skandinavischen 
Ländern liegt der Verdienst der Frauen 
mit 83 Prozent unter dem Durchschnitt 
aller 25 EU-Staaten (85 Prozent). Quelle: EUROSTAT 2006; Basisjahr 2004*Für Finnland liegen keine Zahlen vor ©
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M i n d e s t l o h n  i n  D e u t s c h l a n d

Entscheidung erst nach den Wahlen
„Für die 850000 Beschäftigten im 
Gebäudereinigerhandwerk war es 
ein guter Tag.“ So kommentiert 
der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer die Ende August getrof-
fene Entscheidung des Bundes-
kabinetts, das bislang nur in der 
Bauwirtschaft geltende Arbeitneh-
merentsendegesetz auf ihre Bran-
che auszuweiten. Seitdem gilt für 
Fensterputzer ein Mindestlohn von 
7,87 Euro im Westen und von 6,36 
Euro pro Stunde im Osten. 

Die Entscheidung, ob auch für 
die Zeitarbeitsbranche ein Mindest-
lohn eingeführt werden soll, haben 
die Koalitionsparteien hingegen auf 
die Zeit nach den Landtagswahlen 
in Berlin und in Mecklenburg-Vor-
pommern verschoben. Denn hinter 
den Kulissen gibt es eine heftige 
Kontroverse über die Arbeitsbedin-
gungen für die 450000 Beschäf-
tigten der Branche. 

Während der Bundesverband 
Zeitarbeit, die Interessensgemein-
schaft Zeitarbeit und der DGB sich in 
Tarifverhandlungen auf einen Min-
destlohn von 7,00 Euro im Westen 
und von 6,10 Euro je Stunde im Os-
ten verständigt haben, und diesen 
Tarifvertrag für allgemeinverbind-
lich erklären lassen wollen, läuft 

der Bundesverband der Deutschen 
Arbeitgeberverbände (BDA) Sturm 
dagegen. Er will in der Branche die 
niedrigeren Löhne durchsetzen, 
auf die sich der Arbeitgeberver-
band Mittelständischer Personal-
dienstleister und der Christliche 
Gewerkschaftsbund verständigt 
haben. Unterstützung erhält der 

BDA dabei von Teilen der 
Union. In der Zeitarbeit 
gebe es „nicht die Notwen-
digkeit, sich vor Dumping-
löhnen aus dem Ausland 
zu schützen“, so der Vor-
sitzende der Mittelstands-
vereinigung der Union, 
Josef Schlarmann. 

Auch Wirtschaftsmi-
nister Michael Glos (CSU) 
lehnt die Überlegungen 
von Arbeitsminister Franz 
Müntefering (SPD) ab, den 
Mindestlohn auf andere 
Branchen auszudehnen. 
„Schon jetzt haben wir 
das Problem, dass Lohn-
ersatzleistungen de facto 
eine Art Mindestlohn dar-
stellen“, so Glos in der 
Süddeutschen Zeitung. 
Ein Mindestlohn oberhalb 
dieses Niveaus würde nur 

„die Chancen für Arbeitslose wei-
ter verschlechtern“. Müntefering hat 
hingegen mehrfach erklärt, dass 
er mit Hilfe des Entsendegesetzes 
auch in anderen Branchen einen 
Mindestlohn einführen will. Man 
müsse versuchen, „das Feld Zug 
um Zug aufzurollen“. Einen einheit-
lichen Mindestlohn hingegen lehnt 
auch Müntefering bislang ab.

Um das Koalitionshickhack auf-
zulösen, hat der Arbeitsminister in-
zwischen eine hochrangig besetzte 
Arbeitsgruppe eingesetzt. Ihr gehö-
ren auch Vertreter des Finanz- und 
des Wirtschaftsministeriums, des 
Kanzleramts, der Koalitionsfrakti-
onen und der Länder an. Ende Ok-
tober soll die Arbeitsgruppe erste 
Eckpunkte präsentieren, wie der 
Niedriglohnsektor insgesamt neu 
geordnet werden kann.   •

+  Alois Glück, Leiter der 
Grundsatzkommission 

der CSU, ist gegen die 
Privatisierung staatlicher 
Leistungen um jeden Preis. 
Private Dienstleistungen 
seien „keinesfalls immer 
besser“ und „für den Bürger 
nicht automatisch billiger“. 

-  Verkehrsminister 
Wolfgang Tiefensee 

(SPD) hält an seinen Plänen 
fest, Hartz IV-Empfänger im 
Nahverkehr einzusetzen. 
Als Ersatz für fest angestellte 
MitarbeiterInnen sollen sie 
Auskünfte geben und 
Vandalismus verhindern. 

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.boeckler.de/pdf/p_ta_
elemente_ausbildungs

foerderung_2005.pdf
Tarifl iche Regelungen 

zur Schaffung von 
Ausbildungsplätzen

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Positionspapier von DGB 

und BDA zur geplanten 
Gesundheitsreform
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„Das geht besser! Aber nicht von allein. 
DGB“: So lautet das Motto der Herbstakti-
vitäten von DGB und Gewerkschaften zur 
Zukunft der sozialen Sicherung. Höhepunkt 
ist der Aktionstag am 21. Oktober mit De-
monstrationen in Berlin, Dortmund, Mün-
chen, Stuttgart und Wiesbaden. (Seite 6)
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Versorgung 
sicherstellen
Die Dienstleistungsgewerkschaft 
ver.di hat die Bundesregierung 
aufgefordert, bei der geplanten 
Regulierung der Netzentgelte für 
die Durchleitung von Strom und 
Gas der Versorgungssicherheit „ein 
mindestens ebenso großes Ge-
wicht“ einzuräumen wie dem Ziel 
der Kostensenkung. ver.di stützt 
sich bei seiner Forderung auf ein 
Gutachten des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung (DIW) und 
der Saarbrücker E&R Consult. Nach 
Ansicht der Gutachter könnten mit 
einer Liberalisierung und Regulie-
rung der Energiemärkte die ge-
samtwirtschaftlichen Bedingungen 
für Wachstum und Beschäftigung 
verbessert werden. Im Energiesek-
tor gehen die Forscher hingegen 
von einem Beschäftigungsrück-

gang aus. Dieser könne aber 
durch Anreize zur Erhöhung der 
Versorgungssicherheit gemindert 
werden.

Mitte August hatten sich bereits 
der DGB und der Bundesverband 
der Deutschen Industrie (BDI) in 
einer gemeinsamen Erklärung zur 
Zukunft der Energieversorgung 
geäußert. „Versorgungssicherheit 
zu akzeptablen Kosten, Wirtschaft-
lichkeit und Umweltverträglichkeit“ 
müssten in Einklang gebracht wer-
den, heißt es dort.   •

kommen auf die Universitäten und 
Fachhochschulen deshalb Mehraus-
gaben von 3,4 Milliarden Euro jähr-
lich zu. Diese Belastung könnten 
die Hochschulen nicht tragen. Sie 
hätten bereits in den vergangenen 
Jahren „jede freie Ressource ak-
tiviert“, sagte HRK-Präsidentin 
Margret Wintermantel. Zudem 
seien die Hochschulen durch die 
Umstellung der Studienabschlüsse 
auf das Bachelor/Master-System 
belastet. 

Parallel zur HRK-Studie hat die 
Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft (GEW) erneut davor ge-
warnt, die strukturelle Unterfinan-
zierung der Hochschulen durch die 
Einführung von Studiengebühren 
zu lösen. Auch ohne die Studien-
gebühren müssten heute bereits 
70 Prozent der Studierenden ne-
benher jobben. Den Vollzeitstu-
denten, auf den das Hochschul-
system abgestellt sei, gebe es bald 
nicht mehr.   •

S t u d e n t e n b o o m

Rektoren sehen 
Milliarden-Loch
Die Zahl der Schulabgänger, die 
studieren wollen, wird in den kom-
menden fünf Jahren rasant steigen, 
von heute 350000 auf 440000 im 
Jahr 2010. Nach Berechungen der 
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) 

Höhere Unternehmensge-
winne führen von selbst weder 
zu mehr Investitionen noch zu 
höheren Einnahmen des Staates. 
Darauf hat die Gewerkschaft 
ver.di vor dem Hintergrund der 
geplanten Unternehmenssteuer-
reform aufmerksam gemacht. 

Gewinne, Investitionen und
Einkommenssteuer der Unternehmen
2000 – 2005 (in Milliarden Euro)
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Quelle: Berechnungen der Gewerkschaft
ver.di auf der Basis der volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung
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Wer heute aus einem sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäfti-
gungsverhältnis in die Altersrente 
wechselt, gehört zu einer Minder-
heit. Nur auf ein Fünftel aller Zu-
gänge trifft das noch zu, stellt das 
Institut Arbeit und Technik (IAT) in 
seinem aktuellen Altersübergangs-
Report fest. Fast genauso viele, rund 
20 Prozent, wechseln aus dem Be-
zug von Leistungen wegen Arbeits-
losigkeit in die Rente. 24 Prozent 
aller NeurentnerInnen nehmen da-
bei sogar Rentenabschläge in Kauf 
(2004). Der Grund: Wer heute ab 
50 seinen Job verliert, hat in vie-
len Branchen keine Chance, noch 
einmal ein sozialversicherungs-
pflichtiges Beschäftigungsverhält-
nis zu finden. Die Folge: Anders als 
zum Beispiel in Dänemark oder in 
Schweden, wo über 60 bzw. fast 70 
Prozent der über 55-Jährigen be-
rufstätig sind, liegt deren Erwerbs-
beteiligung in Deutschland gerade 
einmal bei 45 Prozent. 

Abhängig ist die Chance, im 
Alter noch einen Job zu finden, vor 
allem von der beruflichen Qua-
lifikation und vom Geschlecht. 
Während 61,4 Prozent der über 
55-jährigen Männer mit hoher Qua-
lifikation berufstätig sind, gilt das 
nur für ein Drittel (35,5 Prozent) der 
gering qualifizierten Männer. Bei 
den Frauen liegt die Beschäftigungs-
quote Älterer noch niedriger, zwi-
schen 50,7 (hohe) und 23,7 Pro-
zent (geringe Qualifikation). 

„Die Rente mit 67 ist deshalb 
der falsche Ansatz“, stellt der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer 
fest. „Sie führt nicht zu mehr Be-
schäftigung, sondern nur zu nied-
rigeren Renten und wachsender 
Altersarmut.“ Anstatt das gesetz-
liche Renteneintrittsalter weiter 
heraufzusetzen, müsse die Politik 

POLITIK AKTUELL

dazu beitragen, „dass Ältere nicht 
weiter ausgegrenzt werden und bis 
65, dem derzeit geltenden Renten-
eintrittsalter, arbeiten können“. 
Erforderlich ist aus Sicht der Ge-
werkschaften ein Perspektivwech-
sel in der betrieblichen Personal-

politik – hin zu alternsgerechten 
Arbeitsbedingungen. Das reicht 
von der betrieblichen Gesund-
heitsvorsorge über die Förderung 
des lebenslangen Lernens bis zu 
einer arbeitnehmergerechten Fle-
xibilisierung der Arbeitszeit.

Vorschläge, wie die Arbeitsbe-
dingungen alterns gerecht gestal-
tet werden können, hat der DGB 
in einem bereits 2004 gestarteten 
Projekt entwickelt. Dessen Ergeb-
nisse liegen auch in gedruckter Form 
vor (siehe Randspalte). Sie zeigen, 
dass auch die Unternehmen vom 
verbesserten Gesundheitsschutz 
und alternsgerechten Arbeitsbe-
dingungen profitieren. Die Alterung 
der Erwerbsbevölkerung hat auch 
einen positiven Effekt: „Sie bietet 
die Chance, den Faktor Arbeit aufzu-

B e s c h ä f t i g u n g s c h a n c e n  ä l t e r e r  A r b e i t n e h m e r I n n e n

Betriebe müssen umdenken
Wenn die Rente mit 67 kommt, bedeutet das für viele Arbeitneh-
merInnen schlicht die Rückkehr der Altersarmut – weil Jobs für Ältere 
fehlen. Statt das Rentenalter heraufzusetzen, fordert der DGB 
von Politik und Wirtschaft alternsgerechte Arbeitsplätze.

Altensgerechte 
Gestaltung 
der Arbeitswelt

Wie sieht ein alternsge-

rechter Arbeitsplatz aus? 

Wie muss ein das Leben be-

gleitendes Weiterbildungs-

konzept angelegt sein? Was 

können Arbeitsschutz und 

Gesundheitsprävention 

leisten, damit Beschäftigte 

ihre Aufgabe auch im Alter 

noch wahrnehmen kön-

nen? Das sind einige der 

Fragen, denen der DGB im 

Projekt „Demografischer 

Wandel und alternsgerechte 

Gestaltung der Arbeitswelt“ 

nachgeht.

In bislang sieben Broschü-

ren werden die wichtigsten 

Ergebnisse vorgestellt:

* 50plus – was nun? 

Wege in den Job

* Demografischer Wandel. 

Schritte zu einer alternsge-

rechten Arbeitswelt

* Umdenken erforderlich! 

Vorbeugen sichert Beschäfti-

gung bis zum Rentenalter

* Alternsgerechtes Ar-

beiten für Frauen – Anre-

gungen für die Praxis

* Arbeitsbedingte 

Gesundheitsrisiken und 

demografischer Wandel

* Arbeitsmarkt und Ge-

sundheitsrisiken in ausge-

wählten Berufsgruppen

* Demografischer Wandel 

und Erwerbstätigkeit von 

Frauen

Einzelexemplare 3,50 Euro 

(einschl. Versand) 

ab 20 Exemplare 1 Euro/Exempl. 

(plus Versand)

bestellservice@toennes-

bestellservice.de

➜

werten und die Bereitschaft in den 
Unternehmen zu erhöhen, mehr in 
die Qualifizierung der Beschäftigten 
und in deren Gesundheitsförderung 
zu investieren“, sagt Wilhelm Ada-
my, Bereichsleiter Arbeitsmarkt-
politik des DGB. Entscheidend 
sei, ob die Rahmenbedingungen 
so verändert werden, „dass mehr 
Menschen den Altersruhestand in 
qualifizierter Erwerbstätigkeit und 
bei guter Gesundheit erreichen“. 

Bislang läuft die Entwicklung in 
eine andere Richtung. Zwar ist in 
den vergangenen Jahren nicht nur 
das Renteneintrittsalter deutlich 
gestiegen, von 62,1 (1996) auf 
63,1 Jahre (2004), sondern auch 
die Erwerbstätigenquote Älterer. 
Aber gleichzeitig stieg die Zahl der 
geringfügig Beschäftigten unter 
den Älteren. Wer wegen Arbeitslo-
sigkeit oder aus gesundheitlichen 
Gründen vorzeitig in Rente geht, 
muss zudem hohe Abschläge in 
Kauf nehmen. Damit sich das än-
dert, müssen von den Betrieben 
auch Ältere wieder eingestellt wer-
den. Schließlich, so das IAT, würden 
auch viele ältere Beschäftige nicht 
„über stabile Betriebsbedingungen 
verfügen, die man einfach nur ver-
längern bräuchte“.   • 

Qualitätsbewusstsein, Arbeitsmoral und Erfahrungswissen 
zählen zu den Fähigkeiten, die die Unternehmen eher bei älteren 
ArbeitnehmerInnen sehen als bei den Jüngeren.

Anforderungen der Betriebe an ArbeitnehmerInnen/Erwartungen an
ältere und jüngere Beschäftigte (in Prozent)

©
 D

GB
 e

in
bl

ick
 1

5/
06

Quelle: IAB-Betriebspanel 2002, Bundesagentur für Arbeit

Lernfähigkeit
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psychische Belastbarkeit
theoretisches Wissen

Loyalität
Qualitätsbewusstsein

Arbeitsmoral, -disziplin
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eher bei Jüngeren eher bei Älteren

Ältere haben Erfahrungswissen
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PROJEKTE UND PARTNER

F a c h t a g u n g

Schatten-
wirtschaft
Die Umsätze sind gewaltig, eine 
Menge Menschen leben davon, und 
doch werden ihre Erträge nicht auf 
der Habenseite des Bruttoinlands-
produktes gebucht: Schwarzarbeit, 
Drogenhandel oder Schutzgelder-
pressung sind zwar illegal, sie 
zählen aber auch zur „informellen 

A k t i o n s t a g e

Arm trotz 
Arbeit?
Mit zwei landesweiten Aktionsta-
gen wollen der DGB Thüringen, die 
Gewerkschaften NGG, ver.di, IG 
BAU und weitere Organisationen 
der Forderung nach einem gesetz-
lichen Mindestlohn Nachdruck ver-
leihen. Am 28. und 29. September 
werden in verschiedenen Städten 
Thüringens Veranstaltungen unter 
dem Motto „Arm trotz Arbeit?“ 
stattfinden, etwa eine Diskussi-
onsrunde am 27.9. um 18.30 Uhr 
in Erfurt, eine Ballonfahrt am 28.9. 
um 6 Uhr in Gotha und eine Ab-
schlussdemonstration am 28.9. um 
17 Uhr in Erfurt.   •
www.dgb-thueringen.de 

Mit speziellen Angeboten will der 
Reiseveranstalter DGB-Reisen künf-
tig die Kommunikation zwischen 
Mitgliedern der verschiedenen 
DGB-Gewerkschaften fördern. An-
gelehnt an das Trendwende-Projekt 
sollen sowohl Tagesveranstaltun-
gen als auch mehrtägige Bus- und 
Flugreisen Möglichkeiten zum ge-
genseitigen Austausch bieten.

An fünf Tagen im November 
macht DGB-Reisen mit dem „Rei-
setreff der Gewerkschaften“ in 
Dresden (13.11.), Kassel (14.11.), 
Ludwigshafen (15.11.), Bottrop 

T a g u n g

Umstrittene 
Reform
Die Pläne zur Gesundheitsreform 
finden bei der Mehrzahl der Bür-
gerInnen keine Gegenliebe. Bei 
einer Fachtagung „Sackgasse Ge-
sundheitsfonds: Höhere Beiträge 
– schlechtere Versorgung?“ am 
16. September wollen ExpertInnen 
aus Wissenschaft, Krankenkassen 
und Gewerkschaften mögliche 
Alternativen zu dem geplanten 
Modell diskutieren. Die vom DGB 
Nordrhein-Westfalen organisierte 
Veranstaltung findet im Sparkas-
sen-Forum Düsseldorf statt.   •
www.dgb.nrw.de, Tel. 0211/3683122

Ökonomie“. Ebenso wie Ehrenamt, 
Selbsthilfe oder bürgerschaftliches 
Engagement. Mit diesem für die 
Gesamtwirtschaft nicht unwich-
tigen Thema werden sich die Teil-
nehmerInnen einer Fachtagung 
befassen, zu der die Hans-Böckler-
Stiftung für den 28. und 29. Sep-
tember nach Berlin einlädt. Dabei 
sollen schwerpunktmäßig Bereiche 
der informellen Ökonomie be-
leuchtet werden, die der formellen 
Wirtschaft nahe stehen, wie etwa 
Schwarzarbeit. Die Tagungsgebühr 
beträgt 50 Euro (für StudentInnen 
25 Euro). Anmeldeschluss ist der 
8. September.   •
www.boeckler.de

Fax: 0211/77784123 

S a c h b u c h

Schuldenfalle

Was dem Einzelnen der Dispositions-
kredit, das ist Bund, Ländern und Ge-
meinden der Kassenkredit. Eigentlich 
für Notsituationen gedacht, ist es in 
den meisten Gebietskörperschaften 
längst üblich, auf diese Weise den 
Haushalt aufzustocken. Der Berliner 
Finanz- und Haushaltsexperte Hans 
Willi Weinzen hat in dem kürzlich er-
schienenen Band „Vom Notgroschen 
zum Dispositionskredit“ die Ent-
wicklung des Kassenkredits seit dem 
Kaiserreich nachgezeichnet. Berliner 
Wissenschafts-Verlag, Berlin 2006, 
80 Seiten, 12,80 Euro.   •

(16.11) und Celle (17.11.) Halt. 
Vor dem jeweils mehrstündigen 
Showprogramm mit Musik und 
Comedy gibt ein „Infomarkt“ den 
BesucherInnen die Möglichkeit, 
mehr über Projekte und Angebote 
der Gewerkschaften vor Ort zu er-
fahren.

Intensivere Möglichkeiten zum 
Gedankenaustausch unter Kol-
legInnen der einzelnen Gewerk-
schaften bieten die „Frühjahrs- und 
Herbsttreffen“. Mehrtägige Reisen 
an attraktive Ferienorte verbinden 
Erholungs- und Kulturprogramme 
mit gewerkschaftlichen Themen-
workshops auf freiwilliger Basis. 
Reiseziel des ersten Herbsttreffens 
im September dieses Jahres sind 
die Kitzbüheler Alpen. Das Früh-
jahrstreffen 2007 führt die Teil-
nehmerInnen nach Ägypten und 
für das Herbsttreffen 2007 steht 
das Allgäu im Reiseplan.   •
Infos zu allen Angeboten von 
DGB-Reisen unter der Hotline 
01805/ 29 36 62 (12 ct./Minute).

••• Der DGB Thüringen veran-
staltet in Kooperation mit dem Bil-
dungswerk und der Friedrich-Ebert-
Stiftung Thüringen am 13. Oktober 
die Fachtagung „Alternde Beleg-
schaft – Handlungsmöglichkeiten 
für Betriebs- und Personalräte“ in 
Erfurt. Die Veranstaltung soll auf 
das Problem des demografischen 
Wandels in Betrieben aufmerksam 
machen und Maßnahmen zur Er-
haltung von Qualifikation, Motiva-
tion und Gesundheit der gesamten 

Belegschaft erarbeiten. Betriebs- 
und Personalräte erhalten außer-
dem Infos, wie sie ihre Mitbestim-
mungsrechte einsetzen können, 
um alternsgerechte Arbeits- und 
Organisationsgestaltung zu entwi-
ckeln. Teilnehmerbeitrag 15 Euro. 
www.thueringen.dgb.de/
qualifizierungsberater/Aktuelles

••• Der DGB Sachsen lädt ge-
meinsam mit der Friedrich-Ebert-
Stiftung zur Konferenz „Die 

interregio
Reformen – Baustellen oder Bau-
ruinen?“ am 11. September nach 
Dresden ein. Rund um Themen wie 
Altersarmut oder die Einstellung 
der Krankenkassen zur geplanten 
Gesundheitsreform diskutieren 
ReferentInnen aus Politik und Ge-
werkschaften soziale Alternativen 
für die Gestaltung von Gesundheit 
und Rente. Die Teilnahme ist kos-
tenlos. Infos: Werner Schuh 
Tel. 0351/8633110 
Werner.Schuh@dgb.de

D G B - R e i s e n

Reisetreff der Gewerkschaften
G e s u n d h e i t s b i l a n z

„Frau geht vor“

Vor fünf Jahren förderte der Frauen-
gesundheitsbericht Beunruhigen-
des zur gesundheitlichen Situation 
von Frauen zu Tage. Es folgten vielerlei 
Modellvorhaben – ohne erkennbare 
Konsequenzen. Jetzt zieht der neue 
Info-Brief „Frau geht vor“ Bilanz, 
spricht mit Gesundheitsbericht-Au-
torin Ulrike Maschewsky-Schneider 
und fragt nach Konsequenzen der 
nächsten Gesundheitsreform.   •
Einzelheft (frankierter Rückumschlag 
DIN C4, 77 Cent) bei: DGB, Abteilung 
Gleichstellungs- und Frauenpolitik, 
Postfach 110372, 10833 Berlin.
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Heuschrecken an der Wohnungstür

Der Koalitionsvertrag hatte es 
bereits in Aussicht gestellt, jetzt 
macht Schwarz-Rot Ernst in Sachen 
REITs: Im beschleunigten Gesetzge-
bungsverfahren will Bundesfinanz-
minister Peer Steinbrück (SPD) bis 
zum Jahreswechsel den Weg für die 
börsennotierten Immobilienfonds 
freimachen. Das Konzept: REITs 
firmieren als Aktiengesellschaften, 
sind von der Gewerbe- und Körper-
schaftssteuer befreit, müssen dafür 
aber 90 Prozent ihrer Gewinne an 
die Aktionäre ausschütten. Die wie-
derum versteuern die Gewinne – 
mit einem doppelt so hohen Steu-
ersatz wie bei regulären Aktienge-
sellschaften. Die Befürworter von 
REITs hoffen auf zusätzliche Steu-
ereinnahmen in Milliardenhöhe.

In den letzten Jahren haben 
mehrere internationale „Private-
Equity-Fonds“ bereits fast 750000 
Wohnungen am deutschen Im-
mobilienmarkt aufgekauft – allen 
voran die Deutsche Annington/Ter-
ra (Großbritannien), Fortress und 
Cerberus (beide USA). Werden 
die Pläne des Finanzministeriums 
realisiert, können diese Investoren 
umgehend mit ersten REITs-Fonds 
am deutschen Markt präsent sein – 
und werden ihren Wohnungsbe-
stand weiter ausbauen. Auch wenn 
die Pläne des Finanzministeriums 
darauf abzielen, dass vor allem deut-
sche Konzerne ihren Immobilienbe-
stand an die neuen Fonds veräu-
ßern, werden auch viele Kommunen 
und einige Bundesländer mit wei-
teren Privatisierungen öffentlichen 
Wohnungsbesitzes – darunter auch 
Sozialwohnungen – versuchen, ih-
re Haushalte zu sanieren.

Rund zwei Drittel des Woh-
nungsbestandes der großen Fonds-
unternehmen stammen bereits jetzt 

Die Einführung von Real Estate Investment Trusts (REITs) soll nach dem 
Willen der Bundesregierung den deutschen Wohnungsmarkt für inter-
nationale Finanzspekulanten noch attraktiver machen. Kommunen und 
Länder veräußern schon jetzt öffentlichen Wohnungsbesitz an private 
Fondsunternehmen.

aus ursprünglich öffentlicher Hand. 
„Der Sozialstaat gibt durch die Pri-
vatisierung von Wohnbeständen 
zunehmend die Möglichkeit aus 
der Hand, den sozialen und gesell-
schaftlichen Frieden zu steuern“, 
meint Franz-Georg Rips, Direk-
tor des Deutschen Mieterbundes 

(DMB). Nach Schätzungen seines 
Verbandes befindet sich bereits ein 
Viertel aller deutschen Wohnungen 
mit „sozialer Funktion“ im Besitz von 
internationalen Großinvestoren, bis 
2010 könne es die Hälfte sein.

Das Management von börsen-
notierten REITs-Unternehmen un-
terliege einem „überdurchschnitt-
lichen Renditedruck“, heißt es in 
einem Positionspapier des DMB, 
das im Falle der Einführung von 
REITs etliche Negativeffekte auf 
den deutschen Wohnungsmarkt 
voraussagt: Vernachlässigung des 
Sozialcharakters von Wohnungen, 
eine höhere Belastung der Mieter-
Innen durch steigende Wohnkosten 
und eine noch stärkere Diskriminie-
rung zahlungsschwächerer Bevöl-
kerungsgruppen beim Abschluss 
neuer Mietverträge.

Eine Sorge, die auch DGB-Vor-
standsmitglied Claus Matecki teilt. 

Der soziale Wohnungsbau habe in 
Deutschland stets bezahlbare Mie-
ten und Zugang zu Wohnraum für 
alle garantiert – auch für Alleiner-
ziehende, Arbeitssuchende, Ältere 
oder Schwerbehinderte. „Eine ge-
mischte Wohnbevölkerung ist die 
Grundlage für sichere und friedliche 
Städte. Bisher hat die soziale Woh-
nungspolitik bei uns diese Aufgabe 

erfüllt. Diese Errungenschaft sollte 
nicht in Frage gestellt und aufgege-
ben werden“, so Matecki.

Auch aus den eigenen Reihen 
erfahren Steinbrücks Pläne Gegen-
wind. In einem Diskussionspapier 
mit dem Titel „Heuschrecken vor 
der Wohnungstür?“ warnen die 
beiden SPD-Bundestagsabgeord-
neten Ortwin Runde und Florian 
Pronold vor der Einführung von 
REITs in Deutschland. Die Erfah-
rungen mit den Immobilienfonds 
in anderen europäischen Ländern 
wie Frankreich oder Großbritannien 
hätten dort „von der ursprüng-
lichen Euphorie“ bezüglich der Ein-
führung von REITs „nicht mehr viel 
übrig“ gelassen. Auch die erhoff-
ten Steuermehreinnahmen seien 
ein Trugschluss. Unter dem Strich 
hätten REITs sogar negative Effekte 
für die öffentlichen Haushalte, so 
die beiden Abgeordneten.   •

Weitere 
Privatisierungen 
geplant

Noch in diesem Jahr 

könnten weitere Priva-

tisierungen öffentlichen 

Wohnungsbesitzes anste-

hen. Die Stadt Freiburg 

hält trotz Protesten von 

MieterInnen und Verbänden 

am geplanten Verkauf ihrer 

Beteiligung an der Freibur-

ger Stadtbau GmbH sowie 

von rund 1000 städtischen 

Wohnungen fest.

Auch in Nordrhein-Westfa-

len steht die Privatisierung 

von über 100000 Woh-

nungen der Landesentwick-

lungsgesellschaft (LEG) 

an. Mit der Volksinitiative 

„Sichere Wohnungen und 

Arbeitsplätze“ versuchen 

der Mieterbund NRW und 

die Landesarbeitsgemein-

schaft der LEG-Mieterbeiräte 

den Verkauf an private In-

vestoren zu verhindern. Die 

„öffentliche Verantwortung 

in der Wohnungspolitik“ 

müsse erhalten bleiben, so 

die Initiatoren. 

Auch der DGB-Bezirk NRW 

sowie die Fachgruppe „Be-

sondere Dienstleistungen“ 

von ver.di NRW gehören zu 

den Unterstützern.

www.volksinitiative-leg.de

➜

Vollzogene und unmittelbar bevorstehende
Wohnungsverkäufe an Private-Equity-Unternehmen
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Quelle: eigene Recherche Bund

Länder

Kommunen Privatunter-
nehmen74 500

(10,0%)

247 000
(33,1%)

146 000
(19,6%)

278 000
(37,3%)

Zwei Drittel vom Staat Fast 750000 Mietwoh-
nungen 
haben private Großin-
vestoren seit 2000 in 
Deutschland bereits 
aufgekauft 
oder deren Erwerb 
noch für dieses Jahr 
geplant. Rund zwei 
Drittel der Bestände 
stammen aus 
Verkäufen der öffent-
lichen Hand.
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Auch die zweite Diskussion 
beschäftigt sich mit Widersprüch-
lichem: Einerseits können die 
Unternehmen Rekordgewinne 

verbuchen, andererseits 
reißen die Meldungen über 
Massenentlassungen nicht 
ab. „Wer zahlt die Zeche?“ 
– das ist die zentrale Frage 
auf dem Podium.

Am Nachmittag diskutiert 
der DGB-Vorsitzende Micha-
el Sommer mit PolitikerInnen 
über die Auswirkungen der 
geplanten Gesundheitsre-
form. An der Gesprächsrunde 
unter dem Titel „Gesundheit 
nur noch für die, die sich’s 
leisten können?“ nehmen 
teil: der CDU-Generalsekre-
tär Ronald Pofalla, der SPD-
Generalsekretär Hubertus 

Heil, Fritz Kuhn, Vorsitzender der 
Bundestagsfraktion von Bündnis 
90 / Die Grünen, Gregor Gysi, Frak-
tionsvorsitzender der Linkspartei 
im Bundestag, sowie Dirk Niebel, 
Generalsekretär der FDP.   •
Anmeldungen zur Konferenz: DGB-Bun-
desvorstand, Bereich Veranstaltungs- und 
Innenservice, Henriette-Herz-Platz 2, 
10178 Berlin, Fax: 030 / 240 60 286, 
karl.ehmke@dgb.de

lionen Gewerkschaftsmitgliedern 
und die Gewerkschaften des 20 
Millionen Mitglieder umfassenden 
christlichen Gewerkschaftsdach-
verbands WVA, sondern auch Ge-
werkschaften wie zum Beispiel die 
französische CGT, die weder dem 
ICFTU noch dem WVA angehören. 

Mit dem Zusammenschluss zu 
einem gemeinsamen Dachverband 
wollen die Gewerkschaften ihre Po-
sition als weltweit agierende poli-
tische Akteure nachhaltig stärken, 
um mehr Einfluss auf die Gestaltung 
der Globalisierung zu nehmen. Als 
Vertreter der deutschen Gewerk-
schaften soll der DGB-Vorsitzende 
Michael Sommer Vorsitzender des 
Lenkungsausschusses der ITUC 
werden. Generalsekretär soll der 
Brite Guy Ryder werden, bislang 
Generalsekretär des IBFG.   •

beiden nach dem Ende der Sys-
temkonkurrenz noch verbliebenen 
bedeutenden internationalen Ge-
werkschaftsbünde, der IBFG und 
der 1968 von den christlichen 
Gewerkschaften gegründete Welt-
verband der Arbeit (WVA; World 
Confederation of Labour/WCL) 
auflösen und einen gemeinsamen 
Dachverband gründen: die Interna-
tional Trade Union Confederation 
(ITUC). 

Die ITUC soll die Kräfte aller 
Gewerkschaften weltweit bündeln. 
Beitreten wollen ihr nicht nur die 
236 Mitgliedsgewerkschaften des 
IBFG mit ihren mehr als 156 Mil-

Gesundheitsreform, Rente mit 67, 
Unternehmenssteuerreform, Min-
dest- oder Kombilöhne und die 
Novellierung von Hartz IV: Von 
Herbst 2006 bis Frühjahr 2007 
plant die schwarz-rote Koalition 
weitreichende gesetzliche Ände-
rungen mit Auswirkungen für alle 
ArbeitnehmerInnen. Um deren 
Interessen im Gesetzgebungsver-
fahren deutlich mehr Gewicht zu 
verleihen, mobilisieren DGB und 
Gewerkschaften ab September 
mit zahlreichen Aktivitäten für die 
Zukunft der sozialen Sicherung. 
Höhepunkt soll ein Aktionstag am 
21. Oktober mit Demonstrationen 
in Berlin, Dortmund, München, 
Stuttgart und Wiesbaden sein. 

Auftakt der Herbstaktivitäten 
ist eine Betriebs- und Personal-
rätekonferenz am 20. September 
im Berliner Congress Centrum am 
Alexanderplatz. Ihr Motto: „Das 
geht besser! DGB. Faire Reformen 
braucht das Land.“ Von 9.30 Uhr 
bis 16.30 Uhr diskutieren Betriebs- 
und Personalräte in verschiedenen 
Gesprächsrunden mit Gewerkschaf-

B e t r i e b s -  u n d  P e r s o n a l r ä t e k o n f e r e n z

Faire Reformen braucht das Land

terInnen, VerbandsvertreterInnen, 
ExpertInnen, WissenschaftlerInnen 
und PolitikerInnen. Im Mittelpunkt 
der ersten Runde am Vormittag 
steht die Generationensolidarität. 
Während künftig alle bis 67 arbei-
ten sollen, bietet der Ausbildungs-
markt immer weniger Chancen für 
Jugendliche: „Malochen bis zum 
Umfallen – und keine Arbeit für 
die Jugend“.

Mehr als fünfzig Jahre nach dem 
Zerfall der gemeinsamen Gewerk-
schaftsinternationalen in den inzwi-
schen in die Bedeutungslosigkeit 
versunkenen kommunistisch ori-
entierten Weltgewerkschaftsbund 
(WGB; World Federation of Trade 
Unions/WFTU) und den 1949 von 
den westlichen Gewerkschaften 
gegründeten Internationalen Bund 
Freier Gewerkschaften (IBFG; In-
ternational Confederation of Free 
Trade Unions/ICFTU) wollen die 
Gewerkschaften international en-
ger zusammenrücken. 

Zwischen dem 30. Oktober und 
dem 3. November wollen sich die 

N e u e  G e w e r k s c h a f t s i n t e r n a t i o n a l e

Stärkeres Gewicht in einer 
globalisierten Arbeitswelt

GEWERKSCHAFTEN
Die GdP befürwortet 
eine intensivere Kon-
trolle des Internets, 

um Extremisten aufzuspüren. 
Dem Internet käme eine 
wachsende Bedeutung in 
der Kommunikation terro-
ristischer Vereinigungen 
zu. Deshalb müsse die Zahl 
von Internet-Experten mit 
Arabischkenntnissen bei der 
Polizei erhöht werden.

Die Gewerkschaft 
NGG beteiligt sich 
am Projekt CAFE des 

internationalen Gewerk-
schaftsverbandes für den 
Gastronomiebereich IUL. 
Ziel ist, den gewerkschaft-
lichen Einfl uss bei den 
drei weltgrößten Catering-
Unternehmen Aramark, 
Sodexho und Compass zu 
stärken. CAFE koordiniert 
die gewerkschaftliche Arbeit 
in sechs Staaten auf drei 
Kontinenten.

Die IG BAU hat den 
Fotowettbewerb 
„Lass dich nicht ver-

brennen!“ ausgeschrieben. 
Bis zum 3. November können 
Motive zu Positiv- und Nega-
tivbeispielen aus dem Bereich 
Arbeits- und Gesundheits-
schutz eingesendet werden.
E-Mail: foto@igbau.de

Die GEW unterstützt 
als Mitglied der Bil-
dungsinternationale 

(BI) deren Solidaritäts- und 
Spendenaufruf für Lehrer-
Innen im Libanon, die vom 
aktuellen Konfl ikt mit Israel 
betroffen sind.
Spendenkonto: 

ING Bank Brüssel 

Konto 310-100 6170-75 B 

SWIFT-Code: BB RUBE BB 100 

„Contributions to the EI Solidarity 

Fund for Lebanese Teachers”

kurz&bündig
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MEINUNG Von den Ärzten 
lernen

Die Pilotenvereinigung 

Cockpit machte 2001 den 

Anfang und setzte per Streik 

eine Gehaltserhöhung von 

30 Prozent durch. Mitte 

August folgten die Ärzte an 

den kommunalen Kranken-

häusern mit Einkommens-

steigerungen zwischen 10 

und 13 Prozent. 2007 will 

die Gewerkschaft Deutscher 

Lokomotivführer (GDL) erst-

mals getrennt von TRANSNET 

Tarifverhandlungen führen. 

Der DGB-Vorsitzende 

Michael Sommer warnt vor 

den Konsequenzen: „Diese 

Zersplitterung wird zu einer 

Radikalisierung und Ent-

solidarisierung der Beleg-

schaft führen“, sagte er der 

„Frankfurter Allgemeinen 

Zeitung“. 

Der ver.di-Vorsitzende Frank 

Bsirske befürchtet, dass 

letztlich alle Beschäftigten 

verlieren, wenn sich der 

Egoismus einzelner Berufs-

gruppen durchsetze: „Wenn 

die einen aufhören zu strei-

ken, fangen die anderen 

an“, sagte er der „Berliner 

Zeitung“. Das werde diejeni-

gen auf den Plan rufen, die 

das Streikrecht einschrän-

ken wollen. 

„Aber eines können wir aus 

dem Ärztestreik lernen“, 

schreibt ver.di in seiner 

„infopost“ für die Kran-

kenhausbeschäftigten: „Ein 

hoher Organisationsgrad 

und entschlossenes Handeln 

können zum Erfolg führen.“ 

➜

Die neuen Kampftruppen führen lange Streiks und 
setzten Lohnsteigerungen durch, von denen die 
DGB-Gewerkschaften nur träumen können. Dass 
dies gegenwärtig in Deutschland mit Beifall bedacht 
wird, wo doch die Forderung nach Lohnzurückhal-
tung zum Mantra der offiziellen Politik zählt, ist nur 
eine von vielen Besonderheiten. Und bestätigt den 
Spruch: Wenn zwei das Gleiche tun, ist es noch lan-
ge nicht dasselbe. 

Die Faszination für diese neue kämpferische Be-
weglichkeit reicht bis in die DGB-Gewerkschaften 
hinein; es dominieren dort aber Skepsis, Zurückhal-
tung und Ablehnung. Nur zu verständlich, schließ-
lich steht viel auf dem Spiel: Es geht um die 
Einheitsgewerkschaft und um die Zukunft solida-
rischer Politik; nicht zuletzt stellt sich die Frage, wer 
die Kosten exklusiver Tarifverträge zahlt. 

Der Grundsatz „ein Betrieb, eine Gewerkschaft“ 
war 50 Jahre lang ein zentrales Prinzip der deut-
schen Gewerkschaften. Tatsächlich vertreten sie 
alle Berufsgruppen einer Branche. Sicher, es gab die 
DAG, und es gibt die Christlichen Gewerkschaften 
und den Beamtenbund. Aber auch sie waren und 
sind keine Berufsgewerkschaften, auch sie orga-
nisieren alle Beschäftigten. Jetzt aber haben sich 
verhandlungs- und durchsetzungsstarke Gruppen 
als Tarifakteure etabliert, indem sie bestehende 
Berufsorganisationen veränderten. Ist dies die Wie-
derkehr des berufsständischen Prinzips in der Tarif-
politik? Oder gar das Ende der solidarischen 
Gewerkschaftspolitik? Und sind wir damit der 
Gruppenkonkurrenz angelsächsischen Musters ein 
Stück näher gekommen? 

Viele in den Gewerkschaften haben gehofft, dass 
mit der Bewegung gegen die Hartz-Gesetze die or-
ganisationspolitische Stunde der Unterprivilegierten 
schlage. Tatsächlich erleben wir etwas anderes: entwe-
der den Vormarsch der Privilegierten oder lediglich 
eine nachholende – mithin vorübergehende – An-
passung, mit der diese Gruppen drastische Vertei-
lungsverluste der Vergangenheit kompensieren.

Bislang spielen sich Etablierung, Aktivierung und 
Organisierung durchsetzungsstarker Gruppen im 
öffentlichen Dienst ab. Im verarbeitenden Gewerbe 
herrscht Funkstille, jedenfalls noch.  Eingebunden ist 
die Transformation bestehender Berufsverbände in 

eigenständig verhandelnde Tariforganisationen in 
zwei miteinander verwobene Prozesse: einerseits 
in den Umbau des öffentlichen Sektors, der dem 
Prinzip der Wettbewerbsorientierung folgt, ande-
rerseits in den der Fusionen von Gewerkschaften. 
Beides befördert die Chancen kleiner, durch-
setzungsstarker Gruppen, die dabei ihre In-
teressen vernachlässigt sehen. Diese Art der allein 
auf Lohnmaximierung orientierten Gruppenpolitik 
wird in der Soziologie als „business unionism“ 
bezeichnet. Man kann eine solch rein ökonomisch 
orientierte Politik aber auch als Antwort der starken 
Arbeitnehmergruppen auf den wettbewerbsorien-
tierten Umbau der öffentlichen und privaten Unter-
nehmen deuten. 

Wie reagieren Politik und DGB darauf? Der Po-
litik dämmert langsam, was sie an den Einheitsge-
werkschaften hat, und was es bedeutet, sich mit 
einer Vielzahl kleiner Gruppen, die hohen Druck 
ausüben, herumschlagen zu müssen. Einige haben 
jetzt vielleicht sogar eine Ahnung davon, was Ein-
heitsgewerkschaft für den sozialen Frie-
den bedeutet. Die DGB-Gewerkschaften sollten 
nicht darauf hoffen, dass sie es mit einem vorüber-
gehenden Phänomen zu tun haben, das auf den 
öffentlichen Dienst beschränkt ist. Vielmehr sollten 
sie darauf setzen, ihr „Management der Vielfalt“ 
weiterzuentwickeln, den stärkeren Beschäftigten-
gruppen zielgruppenspezifische, differenzierte An-
gebote zu machen. In der Tarifpolitik besitzen sie 
dafür alle Instrumente, sie müssen sie nur offensiver 
anwenden. Die „Starken“ müssen wieder ih-
ren Platz in den Einheitsgewerkschaften 
finden. Denn eine solidarische Politik für die 
„schwachen“ Interessen lässt sich ohne sie nicht 
machen. Den Schlüssel für eine neue Politik der So-
lidarität besitzen nicht die Beschäftigten im Niedrig-
lohnsektor, sondern die „Privilegierten“.   •

D G B - G e w e r k s c h a f t e n  e r h a l t e n  K o n k u r r e n z

Solidarität neu organisieren
Gestern die Piloten. Heute die Ärzte. Morgen die Lokführer? Kleine, gut organisierte Gruppen ziehen 
erfolgreich in den Kampf mit den Arbeitgebern – und das sogar in Konkurrenz zu den etablierten 
DGB-Gewerkschaften. Auf diese Herausforderung sollten die DGB-Gewerkschaften offensiv reagieren, 
meint der Politologe Wolfgang Schroeder.

Prof. Dr. Wolfgang 
Schroeder, 46, 
ist Politikwissen-
schaftler an der 
Uni Kassel. Von 2003 
bis 2006 leitete er 
die Abteilung Sozial-
politik beim 
IG Metall-Vorstand 
in Frankfurt/M.
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7.9.  DGB Berlin-Bran-
denburg, Ausstellungseröffnung 
„Permanent Moving“, Berlin

9.9.  Friedrich-Ebert-Stif-
tung und DGB Hamburg, Konferenz 
„Zukunft Demokratie – Wie direkt 
darf es sein?“, Hamburg

11.9.  DGB Sachsen und 
Friedrich-Ebert-Stiftung, Konferenz 
„Die Reformen – Baustellen oder 
Bauruinen?“, Dresden

11.9.  DGB und Friedrich-
Ebert-Stiftung, Tagung „Gleich am 
Ziel? Chancengleichheit in der Pri-
vatwirtschaft durch die freiwillige 
Vereinbarung und das AGG“, Berlin

12./13.9.  IG BCE, IG Metall 
und ver.di, Tagung „Kompetenz-
erwerb in der Arbeit – Konzepte 
und Perspektiven“, Ergebnisse des 
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„Kuranwendung nach Autourlaub sinnvoll“

Projektes KomNetz, Hamburg
13.9.  DGB Sachsen, Ta-

gung „Gesetzlicher Mindestlohn“, 
Dresden

13./14.9.  IG Metall, Kon-
ferenz „Mittelstandspolitik – ar-
beitsorientiert und innovativ. Für 
ein soziales Europa“, Berlin

14.9.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Tagung „Dienstleistungen im 
Netzwerk – Flughafen Frankfurt“, 
Frankfurt/M.

16.9.  DGB Nordrhein- 
Westfalen, Tagung „Sackgasse Ge-
sundheitsfonds: Höhere Beiträge – 
schlechtere Versorgung?“, Düsseldorf

20.9.  DGB-Bundesvor-
stand, Betriebs- und Personalräte-
konferenz „Das geht besser! Faire 
Reformen braucht das Land“, Berlin

Überschrift einer Pressemitteilung des gewerkschaftlichen Auto Club 
Europa (ACE) vom 24. August

••• Dr. Eva-Maria Stange, 49, 
bis zum April 2005 Vorsitzende 
der GEW, ist als Ministerin für Wis-
senschaft und Kunst des Landes 
Sachsen nominiert worden. Sie soll 
ihr Amt Mitte September antreten, 
sobald die bisherige Wissenschafts-
ministerin Barbara Ludwig, 44, 
vom Rat der Stadt Chemnitz als 
Amtsverweserin für die Aufgaben 
des Stadtoberhauptes gewählt 
worden ist. Ludwig war Ende Juni 
als Oberbürgermeisterin gewählt 
worden, kann ihr Amt aber wegen 
einer laufenden Wahlanfechtungs-
klage bislang nicht antreten.
••• André Plüschke, 32, Studi-
um der Sozialwissenschaften, bis 
Dezember 2005 wissenschaftlicher 
Mitarbeiter des DGB-Bildungswerks 
Berlin – Brandenburg, ist seit dem 
1. September Projektkoordinator 
beim DGB-Bundesvorstand für 

den Aufbau einer gewerkschafts-
übergreifenden Internetplattform 
für Aktionen und Termine.
••• Jörg Heinel, 37, Jugend-
bildungsreferent der IG BAU in 
Hessen, ist seit dem 1. September 
Leiter der Abteilung Sozialpolitik 
der IG BAU. Er folgt Annelie Bun-
tenbach, 51, die im Mai in den 
Geschäftsführenden DGB-Bundes-
vorstand gewählt worden ist.
••• Armin Lauer, 39, Bereichs-
leiter Personenverkehr, seit Oktober 
2005 Prokurist der Vermögensver-
waltung GmbH von TRANSNET, ist 
seit dem 1. August deren Geschäfts-
führer. Er folgt Anton Hoffmann, 
56, der am 31. August nach lang-
jähriger Tätigkeit als Abteilungslei-
ter Finanzen und Mitgliederverwal-
tung, dann als Geschäftsführer der 
TRANSNET-Vermögensverwaltung 
in den Ruhestand gegangen ist.
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FAMILIEN: Ausgaben rennen dem Einkommen davon

dieDGBgrafik

In den vergangenen Jahren sind die 
Kosten von Familien erheblich stärker 
gestiegen als deren Einkommen. Die 
Folge: In den alten Bundesländern 
gibt es bereits mehr als eine halbe 
Millionen Haushalte mit Kindern, in 
denen die Kosten des täglichen Bedarfs 
nicht durch die laufenden Einnahmen 
gedeckt werden können. In den neuen 
Bundesländern gilt das für 130000 
Familien. Betroffen sind vor allem 
die unteren Einkommensgruppen. 
Als Ausweg bleibt vielen Familien oft 
nur die Aufnahme von Schulden. Quelle: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 6/2006

* Nettoeinkommen je Haushalt; Ausgaben ohne Aufwendungen für Nichtkonsumzwecke (Kreditkosten, Kraftfahrzeugsteuer, Hausratsversicherung etc.)
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Verfügbares Einkommen und private Konsumausgaben von Familien und Alleinerziehenden mit Kindern
(in Euro)*

untere zehn Prozent
Paare

ein Kind

zwei Kinder

ein Kind

zwei Kinder

Alleinerziehende

1998

2003

1998

2003

1998

2003

1998

2003

1265
1365
1357

1555

1603
1715

1866
1844

799
831
831

1043

964
1017
1072

1365

obere zehn Prozent
Paare

Alleinerziehende

1998

2003

1998

2003

1998

2003

1998

2003

6429
3877

7268
4086

7180
4294

8108
4527

3589
2464

3755
2619

4096
2817

4724
2992

Einkommen Ausgaben

personalien

Schlusspunkt●

14TAGE
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R e f o r m p o l i t i k

Bessere Reformen sind möglich
Unter dem Motto „Das geht besser. 
Aber nicht von allein!“ begleiten 
DGB und Gewerkschaften die Re-
formpolitik der großen Koalition in 
den nächsten Monaten. Erster Höhe-
punkt der vielfältigen Aktivitäten ist 
ein Aktionstag am 21.Oktober mit 
Kundgebungen in Berlin, Dortmund, 
Frankfurt/Main, München und Stutt-
gart. Ziel des DGB sei es, die große 
Koalition zu einer „sozial gerechten 
Politik“ zu bewegen, so der DGB-
Vorsitzende Michael Sommer. 

Viele der bereits beschlossenen 
oder in Eckpunkten bekannten 
Reformvorhaben würden einer 
sozialen Politik nicht gerecht. So 
bedeuteten die beschlossenen 
Steuer- und Abgabenerhöhungen 
für die ArbeitnehmerInnen und die 
VerbraucherInnen eine Mehrbelas-
tung von rund 30 Milliarden Euro. 
Gleichzeitig sollen durch die Unter-
nehmenssteuerreform die Konzerne 
um mindestens fünf Millarden Euro 
entlastet werden. Auch die geplan te 
Gesundheitsreform belaste einsei-
tig die Versicherten, und die Rente 
mit 67 sei „faktisch ein Programm 
zur schleichenden, aber drastischen 
Rentenkürzung“.

„Bessere Reformen sind mög-
lich“, das ist die wichtigste Bot-

schaft der Herbstaktivitäten an 
die große Koalition. Es gehe nicht 
darum, der Regierung zu schaden 
oder eine andere Koalition herbei-
zuführen, stellt Sommer klar. Ziel 
der Gewerkschaften ist vielmehr, 
im Sinne der ArbeitnehmerInnen 
auf die Ausgestaltung der Reform-
politik Einfluss zu nehmen, sowohl 
auf der Straße wie auch im Dialog 
mit der Politik. An Vorschlägen der 
Gewerkschaften, wie das Sozialsys-
tem und die Steuerpolitik gerecht 

gestaltet werden können, fehle 
es nicht, so der DGB-Vorsitzende. 
So fordern die Gewerkschaften 
beispielsweise aktuell, aus den 
Überschüssen der Bundesagentur 
für Arbeit ein Sonderprogramm für 
50 000 außerbetriebliche Ausbil-
dungsplätze zu finanzieren.

Mit Anhörungen und zahlrei-
chen Veranstaltungen wollen die 
Gewerkschaften im Herbst Einfluss 
auf die politische Agenda nehmen 
und für ihre Alternativkonzepte 
werben. Für das Frühjahr 2007 
ist außerdem eine internationale 
Konferenz in Berlin zur Zukunft des 
Sozialstaates geplant.

Derweil laufen die Vorberei-
tungen für die Kundgebungen am 
21. Oktober auf Hochtouren. Der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer 
wird in Stuttgart sprechen, der ver.di-
Vorsitzende Frank Bsirske in Berlin 
und der Vorsitzende der IG Metall, 
Jürgen Peters, in Dortmund. Haupt-
redner sind in München der NGG-
Vorsitzende Franz-Josef Möllenberg 
sowie in Frankfurt/Main die Vor-
sitzenden von GEW, Ulrich Thöne, und 
IG BAU, Klaus Wiesehügel. Zur Mo-
bilisierung erscheint Anfang Oktober 
eine Aktionszeitung. Erstmals bei 
einer Kampagne wurde außerdem 
eine gewerkschaftsübergreifende 
Online-Plattform für Beschäftigte 
von DGB und Gewerkschaften einge-
richtet. Ziel ist es, die Akteure schnell 
und umfassend zu informieren und 
die gewerkschaftsübergreifende 
„Kampagnenlogis tik“ noch besser 
zu vernetzen. Ehrenamtlich Aktive er-
halten bei DGB und Gewerkschaften 
vor Ort Auskunft über die Zugriffs-
möglichkeiten auf dieses passwort-
geschützte Extra-Net.   •
www.das-geht-besser.dgb.de

+  Julia Klöckner, Spreche-
rin der Verbraucher in 

der CDU/CSU-Fraktion, fordert, 
dass Bahnkunden bei Verspä-
tungen einen Rechtsanspruch 
auf Entschädigung erhalten. 
Bei einer Stunde Verspätung 
sollen sie den halben Fahr-
preis erstattet bekommen.

-  Hans-Dieter Petram, 
Brief-Vorstand der 

Deutschen Post AG, will die 
Postämter in den Dörfern 
schließen. Die gesetzliche 
Vorschrift, auch auf dem 
Land Postfi lialen zu betrei-
ben, sei ein „Anachronismus 
aus vergangenen Zeiten“.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.frauenlohnspiegel.de
Der schnelle Internet-
zugriff auf die Daten 

des WSI-Tarifarchivs zum 
Thema „Frau und Beruf“

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Anforderungen des DGB 

an die deutsche EU-
Ratspräsidentschaft 2007
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Die Eva in uns
GewerkschafterInnen werden 

das Buch von Ex-Tagesschau-

sprecherin Eva Herman wohl 

kaum kaufen. Die IG Metalle-

rin Christiane Wilke weiß 

wieso

Verteilungsgerechtigkeit ist einer 
der thematischen Schwerpunkte 
der gewerkschaftlichen Aktivitä-
ten für eine soziale Reformpolitik 
im Herbst.

Umverteilung 2005 und 2006
(in Milliarden Euro)

©
 D

GB
 e

in
bl

ick
 1

6/
06

Quelle: 2005: Statistisches Bundesamt; Prognose
für 2006: Jahreswirtschaftsbericht 2006

2005
2006

Volks-
einkommen

+26

Arbeit-
nehmer-
entgelte

Gewinn- u.
Vermögens-
einkommen

+42

+32

+40

-6

+2

Löhne sinken,
Profite steigen
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POLITIK AKTUELL
G e w i n n -  u n d  K a p i t a l b e t e i l i g u n g

Deutschland hat Nachholbedarf

Deutsche Unternehmen landen 
bei der Beteiligung von Arbeit-
nehmerInnen an Ertrag und Kapi-
tal im europäischen Vergleich nur 
im Mittelfeld. Zu diesem Ergebnis 
kommt eine aktuelle Analyse des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung der Bundesagentur 
für Arbeit (IAB).

Während in Deutschland jeder 
zehnte Betrieb ein Modell zur Ge-
winnbeteiligung der Belegschaft 
hat, gilt das im Durchschnitt der 
EU-15-Staaten für rund ein Viertel 
aller Unternehmen. Gesetzliche 
Verpflichtungen und steuerliche 
Anreize hätten in anderen Staaten 
zu einer größeren Verbreitung von 
Beteiligungsmodellen geführt, so 
die Analyse des IAB.

Auch die große Koalition hat das 
Thema inzwischen aufgegriffen: In 

den vergangenen Wochen hatte es 
wiederholt Vorschläge aus SPD und 
CDU zur Gewinnbeteiligung von 
Beschäftigten gegeben. Der SPD-
Vorsitzende Kurt Beck hatte ange-
kündigt, die Forderung nach Ge-
winnbeteiligungen zum Bestandteil 
des neuen Grundsatzprogramms 
seiner Partei zu machen. Beck sieht 
die Einkünfte der Beschäftigten aus 
Ertragsbeteiligungen allerdings als 
Alternative zu tariflichen Lohnerhö-
hungen. Diese seien „im globalen 
Wettbewerb immer schwieriger 
durchzusetzen“, so Beck gegen-
über dem stern. Dem widersprach 
der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer. Mit Gewinnbeteiligungen 
Lohnerhöhungen zu ersetzen, sei 
für den DGB nicht akzeptabel und 
werde „hoffentlich auch nicht die 
Politik der SPD“, so Sommer.   •

Sozialforschungsstelle im Auftrag 
der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Arbeitsmedizin. Allerdings spiel-
ten betrieblicher Arbeitsschutz und 
Prävention in der Branche bis heute 
praktisch keine Rolle. Das Fazit der 
AutorInnen: Die Arbeitssituation der 
FahrerInnen müsse dringend verbes-
sert werden, der Arbeitsschutz im 
Speditionsgewerbe stärker in den 
Fokus der Politik rücken.   •

S p e d i t i o n s g e w e r b e

Defizite beim 
Arbeitsschutz
Gesundheit und Sicherheit der rund 
700000 FahrerInnen im Speditions-
gewerbe sind „entscheidende Fak-
toren für die Wettbewerbsfähigkeit“ 
von Fuhrunternehmen. So ein Er-
gebnis einer Studie der Hamburger 

In Westdeutschland wächst 
der Anteil der Betriebe, 
die ihre Beschäftigten am 
Gewinn beteiligen, 
mit der Betriebsgröße. 
Im Osten steigt die Quote 
ebenfalls mit der Zahl 
der Beschäftigten. In Unter-
nehmen mit mindestens 
50 Beschäftigten liegt sie 
bei 20 Prozent, bleibt dann 
aber nahezu konstant.

Betriebe mit Gewinnbeteiligung
der Beschäftigten (in Prozent)
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Quelle: IAB-Betriebspanel 2005

Beschäftigte

bis 49

50 – 249

250 – 499

ab 500

West
Ost8

8

24
20

30
22

36
21

Im Westen häufiger
beteiligt
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Dass der Gesundheitsfonds, das 
Herzstück der Reformpläne der 
Bundesregierung, nicht zu Kosten-
einsparungen im Gesundheitssys-
tem führt, sondern „nur ein neues 
bürokratisches Monster hervor-
bringt“ (DGB-Vorsitzender Michael 
Sommer), wird auch von den Unter-
händlern der Regierungsparteien 
nicht bestritten. Auch dem zweiten 
Vorwurf der Gewerkschaften, dass 
die Gesundheitsreform „zu einer 
einseitigen Belastung der Versi-
cherten führt“, hat die Koalition 
nichts entgegenzusetzen. Im Ge-
genteil: Die BürgerInnen müssten 
sich darauf einstellen, „dass es für 
sie teurer wird“, hatte Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU) bereits 
frühzeitig erklärt. Für die Versicher-
ten dürfte der Beitragssatz von jetzt 
im Schnitt 14,3 Prozent bis 2008 
„auf mindestens 15,5 Prozent“ 
steigen, ergänzte der SPD-Gesund-
heitsexperte Karl Lauterbach. Hinzu 
komme, dass auch das Versprechen 
der Bundesregierung, dass mindes-
tens 95 Prozent der Ausgaben der 
Krankenversicherungen durch den 
Fonds gedeckt würden, nicht zu 
halten sei. Der Teil der Ausgaben, 
den die Versicherten als Pauschale 
oder Zusatzbeitrag bezahlen müs-
sen, werde auf Dauer deutlich stei-
gen. „Das ist ungerecht und trifft 
die Schwachen“, kritisiert Lauter-
bach. „Schon eine monatliche 
Pauschale von 30 Euro bedeutet 
für Rentner eine Beitragserhöhung 
um drei Prozent.“

Kritik am geplanten Gesund-
heitsfonds kommt auch von den 
Krankenkassen und den Wirt-
schaftsforschungsinstituten. „Der 
Fonds wäre interessant, wenn die 
Beitragsbemessungsgrundlage ver-
ändert und die Privatversicherten 
einbezogen würden.“ Aber genau 

POLITIK AKTUELL
G e s u n d h e i t s r e f o r m

Ausstieg aus dem Solidarprinzip
Drei Monate Bedenkzeit wollen sich Union und SPD geben, um aus den bereits vor 
der Sommerpause vereinbarten Eckpunkten zur Gesundheitsreform ein Gesetzespaket 
zu schnüren. Grundsätzliche Korrekturen am Reformkonzept will die Koalition 
dennoch vermeiden. Trotz massiver Kritik, auch aus den eigenen Reihen.

Arme haben 
das Nachsehen

Mit der Einführung des 

Gesundheitsfonds will die 

Koalition auch den Risiko-

strukturausgleich abschaf-

fen, der bislang dafür 

sorgt, dass Krankenkassen 

mit einem höheren Anteil 

chronisch Kranker, einen 

Ausgleich erhalten. Künf-

tig bekommen die Kassen 

für jeden Versicherten den 

gleichen Betrag. Zum Aus-

gleich der unterschiedlichen 

Versichertenstruktur ist 

zwar die Einführung eines 

risikoabhängigen Zuschlags 

geplant; ob er reicht, die 

höheren Kosten zu decken, 

ist aber zweifelhaft. 

Krankenkassen, die ihre 

Ausgaben nicht mit den Pau-

schalbeiträgen finanzieren 

können, müssen von ihren 

Versicherten Zusatzbeiträge 

erheben. Gesundheitsexper-

ten rechnen damit, dass vor 

allem die Allgemeinen Orts-

krankenkassen (AOK), die 

traditionell mehr Menschen 

mit Gesundheitsrisiken 

versichern, in Schwierig-

keiten kommen können. Sie 

müssen entweder Zusatz-

beiträge erheben – wodurch 

sie einen Teil ihrer besser 

verdienenden, gesünderen 

Mitglieder an andere Kassen 

verlieren – oder ihre Leistun-

gen einschränken. Oder sie 

entscheiden sich für einen 

Mix aus beidem. Die Folge: 

Krankenkassen mit vielen  

Rentner Innen, Geringver-

dienenden und Arbeitslosen 

sind in Zukunft teurer als 

andere – bei schlechterer 

Leistung.

➜

daran fehle es im Koalitionskon-
zept, kritisiert Gerd Wagner, Ge-
sundheitsexperte des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung 
(DIW). Ein Vorwurf, der auch von 
den Gewerkschaften geteilt wird. 
Bereits Anfang Juni hat DGB-Vor-
stand Annelie Buntenbach in einem 
Brief an Gesundheitsministerin Ulla 
Schmidt (SPD) darauf aufmerksam 
gemacht, dass der Fonds nicht 
geeignet sei, die strukturellen Pro-
bleme im Gesundheitssystem zu 
lösen. Er setze nur das Solidarprin-
zip außer Kraft und wälze künftige 
Belastungen einseitig auf die Ver-
sicherten ab. 

Aber um eine Stabilisierung 
des gesetzlichen Krankenversiche-
rungssystems geht es der Koaliti-
on eher nicht. Die Reform müsse 
gelingen, „damit die Koalition bis 
2009 hält“, hat Mitte September 
SPD-Fraktionsvorsitzender Peter 
Struck in der Süddeutschen Zeitung 
unmissverständlich erklärt. Eine 
nochmalige Verschiebung „könne 
und dürfe“ sich die Koalition nicht 
leisten. Auch Bundeskanzlerin 
Merkel denkt bei der Gesundheits-
reform eher an die Zeit nach 2009, 
wenn der Bundestag neu gewählt 
wird. Die Einführung der Gesund-
heitsprämie verschaffe der Union 
den strategischen Vorteil, alle or-
ganisatorischen und praktischen 
Hemmnisse für die spätere Einfüh-
rung einer Kopfpauschale schon 
jetzt aus dem Weg zu räumen, 
analysierte der DAK-Vorstandsvor-
sitzende Herbert Rebscher in der 
Frankfurter Rundschau. Der dafür 
notwendige Umstellungsaufwand 
des Beitragseinzugs für die Renten-, 
Arbeitslosen- und Pflegeversiche-
rung sei enorm und brauche viel Zeit. 
„Dazu braucht sie den Fonds – und 
zwar jetzt“.   • 

Auch ohne die zusätzliche Belas-
tung der Versicherten durch die 
geplante Gesundheitsreform hat 
sich die Finanzierung des Gesund-
heitssystems in den letzten zehn 
Jahren massiv zu ihren Lasten ver-
ändert. Während Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer 1995 mit 40 bzw. 42 
Prozent noch einen in etwa gleich 
großen Teil aufgebracht haben, 
müssen die Versicherten heute 
bereits 47 Prozent der Ausgaben 
finanzieren, die Arbeitgeber nur 
noch 36 Prozent.

Anteil des Staats, der Arbeitgeber und
Arbeitnehmer an der Finanzierung des
Gesundheitssystems (in Prozent)
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Quelle:  Statistisches Bundesamt, 2006

öffentliche Haushalte
1995
2004

18,0
16,9

Arbeitgeber
1995
2004

40,1
36,0

Arbeitnehmer/private Haushalte
1995
2004

41,9
47,1

Kostenverlagerung hat
längst begonnen

Mit dem Alter steigen die Krank-
heitskosten. Die Gewerkschaften 
fordern von der Bundesregierung, 
auf den geplanten Gesundheits-
fonds zu verzichten und mehr in 
die Prävention zu investieren. 
Dadurch könnte der Kostenanstieg 
im Gesundheitswesen trotz der Al-
terung der Gesellschaft nachhaltig 
begrenzt werden.

Anteil der Altersgruppen an der
Bevölkerung und den Krankheitskosten
(in Prozent)
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Quelle:  Statistisches Bundesamt, 2006

Jahre
bis 14

15 – 29

30 – 44

45 – 64

Bevölkerung
Krankheits-
kosten

65 – 84

85 und älter

14,6
6,0

17,4
7,4

23,7
13,4

26,0
27,8

16,6
36,3

1,7
9,1

Ältere kosten mehr
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PROJEKTE UND PARTNER

Das bundesweite Bündnis für De-
mokratie und Toleranz führt 2006 
zum sechsten Mal seinen Wettbe-
werb „Aktiv für Demokratie und 
Toleranz“ durch. Es sammelt damit 
vorbildliche zivilgesellschaftliche 
Aktivitäten, die sich gegen Intole-
ranz und Ausländerfeindlichkeit so-
wie für den gegenseitigen Respekt 

verschiedener Kulturen einsetzen. 
Dabei werden Preise zwischen 
1000 und 5000 Euro (Gesamt-
betrag 100 000 Euro) vergeben. 
Einsendeschluss des diesjährigen 
Wettbewerbs ist der 10. Oktober 
2006, nähere Informationen ent-
hält der Ausschreibungsflyer.   •
www.buendnis-toleranz.de

••• Die DGB-Region Köln hat 
einen Ratgeber für Existenz-
gründerInnen herausgegeben. 
Der Ratgeber soll der erste Schritt 
zum Aufbau eines Netzwerks sein. 
Download: www.region-koeln.dgb.de/

netzwerk_selbststaendige/Checkliste/pdf_

datei

••• Die DGB-Jugend Berlin-
Brandenburg und die DGB-

Jugend Nord haben eine ge-
meinsame „Rückruf-Aktion“ 
für rechtsextremes Propagandama-
terial gestartet: Wer Neonazi-CDs 
einschickt, nimmt an der Ver losung 
einer Sony Playstation II teil. Einsen-
deschluss ist der 30. September.
DGB Jugend Berlin-Brandenburg
Keithstraße 1/3, 10787 Berlin
Stichwort „Hau weg den Scheiß“ 

interregio

W e t t b e w e r b 

Aktiv für Demokratie und Toleranz
K i n o f i l m

The Take – Die 
Übernahme
Argentinien 2004 – ein Land ächzt 
unter den Folgen der Globalisie-
rung. Eine ganze Volkswirtschaft 
bricht zusammen, die Menschen 
stürzen in Armut.

„Besetzen, Widerstand leisten, 
produzieren“ lautet das Motto 
einer alternativen, immer stärker 
werdenden Arbeiterbewegung in 
Buenos Aires. Die Arbeiter kämp-
fen für die Zwangsenteignung 
ihrer stillgelegten Fabrik und müs-
sen dabei Tag für Tag erleben, was 
es heißt, sich mit den „Großen“ 
dieses Landes anzulegen.

„The Take – Die Übernahme“von 
den Regisseuren Naomi Klein und 
Avi Lewis ist eine bewegende Do-
kumentation über den Überlebens-
kampf kleiner Leute. Und über die 
Folgen der Globalisierung. Kino-
start: 28. September.   •

I n f o - F a l t b l a t t

Tipps für 
Arbeitslose
Treffen kann es jede und jeden: 
Der Verlust des Arbeitsplatzes ist 
zur täglichen Realität geworden – 
sei es durch Stellenabbau oder durch 
Insolvenz des Betriebes. So groß 
der Schock über die Arbeitslosigkeit 
ist, so wichtig sind die richtigen 
ersten Schritte. Der „Förderver-
ein gewerkschaftliche Arbeitslo-
senarbeit“ hat einen Flyer unter 
dem Titel „Arbeitslos – was nun? 
Rechte kennen, Rechte nutzen“ 
herausgegeben. Darin wird über 
den Anspruch auf Arbeitslosen-
geld I ebenso informiert wie über 
die „richtige“ Arbeitslosenmel-
dung. Außerdem enthält das Info-
blatt Hinweise, wo es weiterführen-
de Infos und Beratung gibt.   •
Förderverein gewerkschaftlicher 
Arbeitslosenarbeit, Märkisches Ufer 28, 
10179 Berlin, www.erwerbslos.de

erfahren · sicher · günstig

Ihr kompetenter und 
leistungsstarker Partner 
für den Rundum-Schutz 
der privaten Haushalte.

Wir sichern Ihre Sach- 
und Vermögenswerte.

Vertrauen Sie auf 
unsere Erfahrung.

Sie möchten mehr wissen?
Wir informieren Sie gerne !

Bestnote
 „langjährig 

hervorragende Leistungen“

Vergleich von Hausrat- und

Wohngebäudeversicherung

Juli 2005
map-repor

t

25 JAHRE ALLGEMEINE VERSICHERUNG AG

Hauptverwaltung: Ferdinand-Sauerbruch-Straße 18, 56058 Koblenz
Telefon (0261) 498-1399, Telefax (0261) 41402

w
w

w
.d
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ek
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POLITIK AKTUELL
F i n a n z k a p i t a l i s m u s

 „Politik muss Kontrolle zurückgewinnen“

In der öffentlichen Debatte ist die 
Kritik an Finanzinvestoren wie 
Hedge- und Private-Equity-Fonds 
verhallt. Dass sie im Frühjahr 2005 
der damalige SPD-Vorsitzende 
Franz Müntefering als Heuschre-
cken attackierte, ist nur noch eine 
Fußnote. Passiert ist nichts. Und 
„Münte“ schweigt. Dafür reden 
andere. Und ganz anders: Bundes-
wirtschaftsminister Michael Glos 
(CSU) lobt die Finanzinvestoren 
und nennt ihr Engagement „se-
gensreich“. Auch das Bundesfi-
nanzministerium (BMF) bricht eine 
Lanze für sie. „Wir sehen mehr 
Chancen als Risiken“, sagte der 
Ministerialdirektor für Finanzmarkt- 
und Währungspolitik im BMF, Jörg 
Asmussen, Anfang September auf 
einer Konferenz der Financial Times 
Deutschland im hessischen König-
stein. Das Land brauche mehr Pri-
vate-Equity-Investionen. 

Finanzinvestoren beschäftigen 
mittlerweile bundesweit 800 000 
Menschen und erwirtschaften 
sieben Prozent des Bruttosozial-
produkts. Sie erhöhten ihre Inves-
titionen im ersten Halbjahr 2006 
um 24 Prozent, auf 846 Millionen 
Euro. Ihren Schrecken haben sie 
inzwischen verloren, stellte Die 
Zeit Mitte Mai fest: „Finanzinves-
toren werden zunehmend als das 
erkannt, was sie sind: legitime Ak-
teure des Kapitalmarkts.“ 

Sehr viel kritischer sieht das der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer. 
Finanzmarktakteure behinderten 
nicht selten Wachstum und Innova-
tion. Denn an langfristigen Investi-
tionen seien sie nicht interessiert. 
Der Anteil der Bruttoinvestitionen 
an der gesamtwirtschaftlichen 
Wertschöpfung läge bereits auf 
historisch niedrigem Niveau. Was 
zähle, sei der kurzfristige Profit. 
Beispielsweise durch Aktienrück-

Der DGB-Vorsitzende Michael Sommer kritisiert die Finanzinvestoren 
massiv: Sie behinderten Wachstum und Innovation. Die Politik müsse 
die Kontrolle über die Kapitalmärkte zurückgewinnen.

käufe, die den Aktienkurs in die 
Höhe treiben. Sommer: „An der 
Substanz der Unternehmen ändert 
sich dadurch natürlich nichts.“ Die 
Finanzinvestoren hätten die alte 
Oligarchie der Deutschland AG 
nicht beseitigt, sondern lediglich 
ersetzt.

Kurzfristige, spekulative Inves-
titionen müssten „mit Nachteilen 

für die Investoren einhergehen“, 
forderte Sommer deshalb auf einer 
Veranstaltung des Arbeitgeberver-
bands Baustoffe und Zement Ende 
August in Beckum bei Münster. 

Kurzfristige Kapitalbewegungen 
müssten weniger attraktiv gemacht 
werden. Beispielsweise durch eine 
Börsenumsatzsteuer, die auf Europas 
größtem Finanzplatz, in London, 
längst obligatorisch ist. Diskutiert 
werden solle, die Steuerbefreiung 
für Veräußerungsgewinne wieder 
zurückzunehmen. Sinnvoll sei es, 
das Stimmrecht von Aktionären mit 
der Haltedauer von Aktien zu ver-
knüpfen; das halte die Investoren 
außen vor, die sich nur einkaufen, 
um schnellen Profit zu machen. 
„Ich kann mir auch gut ein Verbot 
der Übertragung des Kaufpreises 
als Schulden auf das übernom-

mene Unternehmen vorstellen“, 
sagte der DGB-Vorsitzende.

Die Bundesregierung plant ein 
Private-Equity-Gesetz. Das hat sie 
bereits im Koalitionsvertrag vom 
November 2005 angekündigt. 
Die bisherigen Vorarbeiten lassen 
allerdings nichts Gutes ahnen. 
Grundlage der Gesetzesinitiative 
soll ein Gutachten des Mannhei-

mer Zentrums für Europäische 
Wirtschaftsforschung (ZEW) sein. 
Dessen Quintessenz: Die Rahmen-
bedingungen fürs Private-Equity-
Geschäft in Deutschland sind zwar 
gut, könnten aber besser sein.

„Hindernisse für eine stärkere 
Verbreitung der Private-Equity-Fi-
nanzierung“ sollten deshalb aus 
dem Weg geräumt werden. 

Wie Schwarz-Rot die Rahmen-
bedingungen für die Beteiligungs-
branche verbessern will, hat die 
Regierung noch nicht verraten. 
Nur, dass es im Rahmen der Un-
ternehmenssteuerreform gesche-
hen soll. Und dass es steuerliche 
Verbesserungen nur für Wagniska-
pital-Gesellschaften geben könne, 
die in junge Unternehmen investie-
ren. Nur hier sei „ein potenzielles 
Marktversagen“ erkennbar.   •

Ungerechte 
Steuerpolitik

Der DGB lehnt die von 

Schwarz-Rot Mitte Juli 

beschlossenen Eckpunkte 

zur Unternehmenssteuer-

reform als ungerecht ab. 

Wesentlicher Bestandteil 

der Reform, die zum 1. 

Januar 2008 in Kraft treten 

soll, ist die Halbierung der 

Körperschaftssteuer von 

Kapitalgesellschaften (AGs 

und GmbHs) von 25 auf 12,5 

Prozent. Die Steuerausfälle 

betragen – je nach Berech-

nung – 5 Milliarden Euro 

(Bundesfinanzministerium) 

bis 16 Milliarden Euro pro 

Jahr (Finanzministerium 

NRW).

Während die Unternehmen 

mit Steuergeschenken über-

häuft werden, bittet die 

Bundesregierung Beschäf-

tigte, Sozialleistungsemp-

fängerInnen und Verbrau-

cherInnen kräftig zur Kasse: 

Allein die Erhöhung der 

Mehrwertsteuer am 1. Januar 

2007 kostet sie 21,1 Milli-

arden Euro. Hinzu kommen 

höhere Krankenversiche-

rungsbeiträge sowie Ein-

schränkungen bei der Pendler-

pauschale, beim Kindergeld 

und beim Sparerfreibetrag. 

Der Gesetzentwurf zur 

Unternehmenssteuerreform 

soll im Dezember vorliegen 

und Mitte 2007 beschlossen 

werden.

➜

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Stellungnahme des DGB 

zu den Eckpunkten der 
Unternehmenssteuer-

reform

Gewinne und Steuern von Kapitalgesellschaften
in Deutschland 1998 – 2004 (in Milliarden Euro)
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Quelle: WSI-Mitteilungen 11/2005

1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004

225,0

200,1199,0193,3188,7
179,7185,0

26,7 30,2
34,6

12,3 12,5
16,2

20,8

Unternehmensgewinne (brutto)
Steuern

Außerordentlich niedrig Die effektive 
Steuerbelastung 
der Kapitalge-
sellschaften 
in Deutsch-
land liegt seit 
2001 trotz des 
inzwischen er-
folgten leichten 
Wiederanstiegs 
konstant unter 
zehn Prozent – 
und damit auf 
einem histo-
risch nie drigen 
Niveau.
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tischen ReferentInnen und einer 
Sekretariatsmitarbeiterin besetztes 
Hauptstadtbüro. Leiter der Berliner 
Außenstelle des NGG-Vorstands 
ist Micha Heilmann, der paral-
lel zu seiner neuen Funktion die 
Rechtsabteilung der NGG leitet. 
Zudem hat Pressesprecherin Karin 
Vladimirov ihr Büro von Hamburg 
nach Berlin verlegt. Untergebracht 
ist das neue Hauptstadtbüro der 
NGG im Gebäude der IG BAU in 
der Luisenstraße in Berlin-Mitte. 
Die unmittelbare Nähe des Büros 
zu Regierung und Parlament soll 
dazu beitragen, auch bei der Ab-
stimmung in politischen Sachfra-
gen kurze Wege herzustellen. 
Neben der NGG und der IG BAU un-
terhalten auch die Gewerkschaften 
IG Metall, IG BCE, TRANSNET und 
GEW eigene Vorstandsbüros in 
Berlin. Der DGB, die Dienstleis-
tungsgewerkschaft ver.di und die 
Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
haben hier ihren Sitz.   •

I G  M e t a l l

Rohstoffe besser 
nutzen
Die IG Metall und das Bundesum-
weltministerium wollen sich ge-
meinsam dafür einsetzen, dass 
Energie und Rohstoffe künftig wir-
kungsvoller genutzt werden. Dazu 
seien regelmäßige Beratungen 
zwischen der Unternehmenslei-
tung und dem Betriebsrat über 
die betriebliche Materialbilanz 
notwendig, erklärte der IG Metall-
Vorsitzende Jürgen Peters auf einer 
Konferenz seiner Gewerkschaft En-
de August in Berlin. Bislang werde 

die Steigerung der Ressourcenef-
fizienz in den Unternehmen zu 
wenig beachtet, kritisierte Peters. 
Dabei biete sie ein enormes Ein-
sparpotenzial. 

So könnten beispielsweise in 
der Metallbranche bei einem Ma-
terialeinsatz im Wert von 18,6 
Milliarden Euro (2002) Kosten zwi-
schen 0,8 und 1,5 Milliarden Euro 
eingespart werden. Voraussetzung 
seien entsprechende Produkt- und 
Prozessinnovationen. Die Arbeits-
produktivität hat sich laut IG Me-
tall seit 1960 mehr als verdreifacht. 
Material- und Energieproduktivität 
seien hingegen nur um 50 Prozent 
gestiegen.   •

N G G - H a u p t s t a d t b ü r o

Direkter Zugang 
zur Politik
Seit dem 1. September unterhält 
die Gewerkschaft Nahrung – 
Genuss – Gaststätten (NGG) in 
Berlin ein eigenes, mit zwei poli-

GEWERKSCHAFTEN

Der DGB Bayern hat den zweiten 
Deutschlandbesuch von Papst 
Benedikt XVI. genutzt, um 
gemeinsam mit der Katholischen 
Arbeitnehmerbewegung (KAB) 
und der Katholischen Betriebs-
seelsorge in Bayern für Tarif-
autonomie, Arbeitnehmerrechte 
und Mitbestimmung zu werben. 
Auf Plakaten, die in Betrieben 
und Kirchengemeinden ausge-
hängt sind, erinnern die drei 
Organisationen mit Hilfe von 
Papst-Zitaten an die Aktualität 
sozialethischer Positionen der 
katholischen Kirche.

Die GdP fordert von 
der Bundesregierung 
eine breit angelegte 

mehrsprachige Informati-
onskampagne über Ziele, 
Strukturen und Hintergründe 
des Djihad-Terrorismus. 
Wie im Kampf gegen den 
Rechtsextremismus müsse 
außerdem auch an Schulen 
über islamistischen Terro-
rismus aufgeklärt werden, 
so der GdP-Vorsitzende 
Konrad Freiberg.

Der IG BCE-Vorsitzen-
de Hubertus Schmoldt 
hat die Einrichtung 

einer Expertenkommission 
durch die Bundesregierung 
vorgeschlagen, die sich mit 
den rechtlichen Grundlagen 
einer möglichen Gewinn-
beteiligung von Arbeitneh-
merInnen am Produktivver-
mögen ihrer Unternehmen 
beschäftigt. Entsprechenden 
Konzepten werde man aber 
nur zustimmen, wenn die 
Gewinn- oder Kapitalbeteili-
gung nicht mit Einschnitten 
bei tarifl ichen Regelungen 
einhergeht. 

ver.di hat 120000 
Unterschriften für 
den Erhalt des 

Namensschutzes der Sparkas-
se an Bundesfi nanzminister 
Steinbrück (SPD) übergeben. 
Hintergrund ist eine Forde-
rung der EU-Kommission, 
auch privaten Banken die 
Bezeichnung „Sparkasse“ 
zu erlauben. ver.di vermutet 
dahinter den Versuch, das 
deutsche Drei-Säulen-Modell 
mit privaten Geldinstituten, 
Genossenschaftsbanken 
und Sparkassen als öffent-
lichem Bankensektor zu 
zerschlagen.

kurz&bündig

S t i f t u n g  S o l i d a r i t ä t

Ausgezeichnet
Den mit 20000 Euro dotierten 

„Regine-Hildebrandt-Preis für So-
lidarität bei Arbeitslosigkeit und 
Armut“ teilen sich in diesem Jahr 
zwei Projekte: der „Förderverein 
gewerkschaftliche Arbeitslosen-
arbeit“ in Berlin und die „Neue 
Arbeit Chemnitz e.V.“. Beide Ver-
eine haben einen gewerkschaft-
lichen Hintergrund. Der Berliner 
Förderverein wurde 1986 von ar-
beitslosen GewerkschafterInnen 
gegründet, die „Neue Arbeit“ geht 
auf eine IG Metall-Initiative Anfang 
der 90er Jahre zurück. Verliehen wird 
der Preis seit 1997 von der Stiftung 

Solidarität, um herausragendes so-
ziales Engagement von Einzelper-
sonen sowie beispielhafte Projekte 
gegen Armut und Arbeitslosigkeit 
zu fördern. Die öffentliche Preis-
verleihung findet am 6. Oktober 
im Großen Sitzungssaal des Neuen 
Bielefelder Rathauses statt.   •
www.stiftung-solidaritaet.de 

Stimmen Sie den folgenden Aussagen zur
Mitbestimmung zu? (in Prozent)
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Quelle: TNS Emnid/Hans-Böckler-Stiftung

ja
Mitbestimmung …

nein

89
9

88
10

80
17

69
29

… trägt zu einer mündigen und
selbstbewussten Belegschaft bei

… steigert die Motivation und
Identifikation der Mitarbeiter

… fördert die Entwicklung
von Unternehmen positiv

… schützt Arbeitnehmer
in Krisenzeiten

Klares Ja zur Mitbestimmung

Die große Mehrheit der Deutschen plädiert für den Erhalt der Mit-
bestimmung. Das belegt eine von der Hans-Böckler-Stiftung (HBS) 
in Auftrag gegebene Umfrage. 88 Prozent sehen in der Mitbestimmung 
sogar einen eindeutigen Standortvorteil. Aktuelle Studien geben ihnen 
Recht: Im europäischen Vergleich liegen Länder mit starker Arbeitnehmer-
beteiligung in puncto Leistungsbilanz und Produktivität vorne.
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MEINUNG Mund halten

In ihrem Buch „Das Eva-Prin-

zip. Für eine neue Weiblich-

keit“ vertritt Eva Herman 

die These, dass sich Mütter 

lieber um ihre Kinder küm-

mern sollen, statt Karriere 

zu machen. Jüngste Emp-

fehlung der Karrierefrau, 

Mutter eines Sohnes und 

zum vierten Mal verhei-

ratet: „Wir Frauen sollten 

öfter einfach mal den Mund 

halten.“

Stimmen zum Buch:

„Suada zwischen Mutter-

kreuz und Steinzeitkeule.“

Alice Schwarzer, Herausgeberin 

der Zeitschrift „Emma“, 

„Spiegel“ 22/2006

„Das Gute: Eva Herman hat 

eine eigene Meinung. Das 

Schlimme: Sie äußert sie 

auch noch ÖFFENTLICH!“

Barbara Dickmann, Chefin der 

ZDF-Sendung „Mona Lisa“, 

„Bunte“ 35/2006

„Wir brauchen keine Rück-

nahme der Emanzipation, 

keine Stimmungsmache 

gegen berufstätige Frau-

en, sondern einen Schritt 

vorwärts.“

Claudia Roth, Vorsitzende 

Bündnis 90/Die Grünen, 

„Cicero“ 6/2006

„Frau Herman hat sich 

dopen lassen, von ihrem 

Erfolg, quasi mit Eigenblut.“

Katharina Rutschky, Publizistin, 

„Welt“, 29.8.2006

Wenn Eva Hermans Rat, dass 

Frauen den Mund halten 

sollen, was taugen würde, 

hätte sie ihn längst selbst 

befolgt.“

Désirée Nick, Kabarettistin, 

„BamS“, 10.9.2006

➜

Liegt es an der Namensgleichheit? Vertrieb uns die 
erste Eva aus dem Paradies, will „uns Frauen“ jetzt 
eine Eva des 21. Jahrhunderts wieder an diesen Ort 
der Glückseligkeit zurückführen. Dankbar sollen 
die Geschlechtsgenossinnen Eva Herman für ihren 
Mut sein, endlich das auszusprechen (und geschickt 
zu vermarkten), wovon die Frauen in Deutschland 
heimlich geträumt, aber nie gewagt haben, öffent-
lich zu diskutieren. Als hätten wir es nicht schon 
längst gewusst: Wir haben geirrt bei unserem Ein-
satz für Gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern 
und für ein gleichberechtigtes Leben von Männern 
und Frauen. Es war der falsche Weg, sich gegen tra-
ditionelle Rollenbilder und für ein anderes Lebens-
modell jenseits der antiquierten drei K’s – Kinder, 
Küche, Kirche – einzusetzen. Unabhängigkeit von 
einem Ehemann, Eigenständigkeit – das ist es nicht, 
wonach Frauen streben. Dank Eva Herman können 
wir uns beruhigt zurücklehnen und unserem Urtrieb 
folgen: hegen, pflegen und der weiblichen Sammel-
leidenschaft frönen.

Frauen als vielfache Mütter zurück an den 
Herd zu schicken, ist die einfache Lösung 
aller Probleme. Gleiches Recht auf Bildung für 
Frauen und Männer? Eine Fehlinvestition. Junge 
Frauen brauchen keine qualifizierte Berufsausbil-
dung mit Zukunftsperspektiven. Warum sollen sie 
studieren, wenn sie sich anschließend ausschließ-
lich um das Wohl ihres Ehemannes bemühen? Und 
künftig müssen sich die jungen Männer so nicht 
mehr mit dem Vorwurf auseinandersetzen, dass 
das andere Geschlecht viel bessere Leistungen in 
der Bildung bringt. Überfüllte Hörsäle an den Unis 
und die vielfältigen Ablenkungen durch das weib-
liche Geschlecht sind dann Vergangenheit. Männer 
können sich wieder auf ihre Aufgaben konzentrieren 
und schnellstmöglich ihr Studium beenden.

Die Diskussion um das Thema Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie hat ein Ende. Der Staat braucht 
nicht mehr in Kindertagesstätten zu investieren. Und 
wenn dann in den Schulen die Schülerinnen neben 
dem Fach „Wie mache ich es meinem Mann heime-
lig“ auf ihre Aufgabe als Nachhilfelehrerin für ihre 
Kinder vorbereitet werden, steht Deutschland bei 
PISA bald auf dem wohlverdienten Platz eins.

Hohe Arbeitslosenquoten ade, Frauen unter vier-
zig räumen ihren Platz im Erwerbsleben und geben 
den unzähligen Familienvätern wieder eine Chance, 
sich als Ernährer zu behaupten. Keine Diskussionen 
in den Betrieben um gleiches Entgelt für gleichwer-
tige Arbeit, die Einkommensfrage wird unter den 
Männern gelöst. Und die männlichen Beschäftigten 
sind rund um die Uhr verfügbar. Anforderungen im 
privaten Bereich, zu denen Männer, so unsere Eva, so-
wieso keine besondere Veranlagung haben, schmä-
lern ihre berufliche Einsatzfähigkeit nicht mehr.

Kommen Frauen künftig wieder ihrer Gebär-
fähigkeit nach, sind endlich die Probleme unserer 

Sozialversicherungssysteme 
gelöst. Da die Herren der 
Schöpfung nach dem „Eva-
Prinzip“ lebenslang frei von 
allen privaten Verpflich-
tungen sein sollen, wird die 
Erhöhung des Rentenalters 
auf keinen wesentlichen Wi-
derstand mehr stoßen.

Stimme der „schwei-
genden Mehrheit“ der Frau-
en will Herman mit ihrem 
Plädoyer „zurück an Heim 
und Herd“ sein. Doch drei 
Viertel der Deutschen 

lehnen ihr Rollenverständnis schlicht als 
„überholt“ ab. Auch GewerkschafterInnen wer-
den das Buch „Das Eva-Prinzip“ sicher nicht kaufen. 
Es verstellt den Blick für die gesellschaftspolitischen 
Herausforderungen der Zukunft. Prophetinnen des 
Rollbacks wie Eva Herman treten immer dann auf, 
wenn die Frauenbewegung Fortschritte macht. 

Wir brauchen keine Stimmungsmache gegen be-
rufstätige Frauen, sondern eine neue gesell-
schaftliche Diskussion um den Stellenwert der 
Gleichberechtigung und Initiativen zur Durchsetzung 
mit einem breiten frauenpolitischen Bündnis. 

Die gewerkschaftliche Frauenbewegung hat viele 
Erfolge zu verzeichnen, aber auch noch unbewäl-
tigte Aufgaben vor sich: zukunftsfähige Berufe mit 
existenzsicherndem Einkommen für Frauen, gleiches 
Entgelt für gleichwertige Arbeit, Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie für Mütter und Väter, eine eigen-
ständige soziale Sicherung von Frauen und die Be-
seitigung von Hemmnissen für die Frauenerwerbs-
tätigkeit wie dem Ehegattensplitting. Und die gilt es 
anzupacken: für ein solidarisches Miteinander der 
Geschlechter, für Gerechtigkeit und Gleichbehand-
lung. Damit alle Menschen, unabhängig von ihrem 
Geschlecht, ihr Leben selbstverantwortlich 
nach den eigenen Vorstellungen leben 
können.   •

G l e i c h s t e l l u n g s p o l i t i k 

Die Eva in uns
GewerkschafterInnen werden das Buch der 
Ex-Tagesschau-Sprecherin Eva Herman 
über das „Eva-Prinzip“ wohl kaum kaufen. 
IG Metallerin Christiane Wilke über eine 
völlig überflüssige Diskussion.

Christiane Wilke, 53, 
leitet den Funktions-
bereich Frauen- und 
Gleichstellungspoli-
tik beim IG Metall-
Vorstand.
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18.9.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Die Erweite-
rung des Rhein-Main-Flughafens 
– Folgewirkungen auf die Region“, 
Frankfurt/M.

20.9.  DGB, Betriebs- und 
Personalrätekonferenz „Faire Re-
formen braucht das Land“, Berlin

22./23.9.  Forum Eltern und 
Schule und GEW, Konferenz „Vielfalt 
in der Schule: Heterogenität nutzen 
– individuell fördern“, Dortmund

25.9.  AK Saarland, DGB 
Saar, Diskussion „Jugendliche im 
Spannungsfeld von Arbeitsförderung, 
Jugendhilfe und Hartz IV“, Kirken

26.9.  DGB und Hans-
Böckler-Stiftung, Tagung „Famili-
enpolitik konkret: Beruf und Familie 
vereinbar machen!“, Berlin
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„Dann weint der Finanzminister“

26.9.  DGB und Hans-
Böckler-Stiftung, „Europäische 
Reformkonzepte für die Alterssiche-
rung im öffentlichen Dienst“, Berlin

27.9.  Soziales Bündnis 
Bremen, Diskussion „Niedriglohn – 
Kombilohn – Mindestlohn. Lösung 
der Arbeitsmarktprobleme oder 
Scheindiskussion?“, Bremen

28./29.9.  Hans-Böckler-Stif-
tung, TU Berlin und Bergische Univer-
sität Wuppertal, Tagung „Informelle 
Ökonomie in der Stadt“, Berlin

28./29.9.  DGB, NGG, ver.di 
und IG BAU Thüringen, Aktionstage 
„Arm trotz Arbeit?“, Erfurt

30.9.  DGB-Frauenaus-
schuss Hessen-Thüringen, Tagung 
„Wo bleibt die Zeit? Arbeitszeiten 
= Frauenzeiten“, Frankfurt/M.

Klaus Rauscher, Vorstandsvorsitzender von Vattenfall Europe, in der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ über die Chancen seines Vorschlags, 
den Strompreis von der Mehrwertsteuererhöhung auszunehmen. Die 
Gewinne der vier großen Stromkonzerne sind in den vergangenen drei 
Jahren von 4,6 auf 13,5 Milliarden Euro gestiegen.

••• Dr. Christiane Zerfaß, 41, 
seit Juni 2002 Leiterin des Bereichs 
Strategische Planung des DGB-Bun-
desvorstands, davor Büroleiterin 
für Kommunikationsmanagement 
der Gewerkschaft ver.di, verlässt am 
30. September den DGB. Sie baut in 
München eine Beratungsagentur 
auf, die innovative Ansätze zur Inte-
gration von Arbeitslosen in den Ar-
beitsmarkt entwickelt und umsetzt.
••• Gottfried Geisel, 46, bis-
lang Abteilungsleiter Beamtenpo-
litik und Behörden der Gewerk-
schaft TRANSNET, ist seit dem 1. 
September Bereichsleiter Betriebs-
verfassung. Neuer Abteilungsleiter 
Beamtenpolitik ist Willi Becker, 
51, bislang Gewerkschaftssekretär 
der Abteilung.

8

EHEGATTENSPLITTING: Steuerklassen diskriminieren Frauen

dieDGBgrafik

19 Milliarden Euro gibt der Staat pro 
Jahr für das Ehegattensplitting aus. 
Davon profitieren vor allem Paare, 
bei denen nur ein Ehepartner berufs-
tätig ist. Auch Familien, in denen 
beide Ehepartner berufstätig sind, 
können bei Verdienstunterschieden 
durch die Wahl der Steuerklasse bis 
zu 1000 Euro sparen. Diskriminiert 
werden von dieser Regelung die Frau-
en. Sie können leichter in schlechter 
bezahlte Jobs abgedrängt werden, 
eine eigenständige Existenzsicherung 
rückt in weite Ferne. Quelle: Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke zum Steuersplitting (BT 16/2231) ©

 D
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Splittingvorteil von Familien mit einem und mit zwei berufstätigen
Ehepartnern im Vergleich zur Individualbesteuerung (in Euro)

Bruttoeinkommen (Euro)

ein Einkommen
(Bruttolohnverhältnis 100 : 0)

30 000 50 000 80 000 100 000 120 000

zwei Einkommen
(Bruttolohnverhältnis 70 : 30)

Nutzung der Steuerklassen
nach Geschlecht

Steuerklasse
III V

8 948 726

315 871

3 232 441

1 783 503

9264597

5 015 944

Frauen

Männer

gesamt

90328922

7981

4875

3493

1024
265

1177 1449 1086

Schlusspunkt●

14TAGEpersonalien
Buch: Pierre-Michel Menger, 
Kunst und Brot. Die Metamor-
phose des Arbeitnehmers, 
UVK-Verlag, Konstanz 2006, 
97 Seiten, 15,40 Euro
Im 20. Jahrhundert galt der Le-
bensstil von KünstlerInnen als 
Gegenmodell zur bürgerlichen 
Existenz. Inzwischen haben sich 
die Lebensentwürfe der Bohemien 
aber zur „modellhaften Figur des 
neuen Arbeitnehmers“ entwickelt, 
meint der französische Soziologe 
Pierre-Michel Menger, zur Avant-
garde atypischer Beschäftigungs-
formen. Allerdings: Kreative Frei-
heit und Selbstbestimmung in der 
Arbeitswelt würden nur selten 
wirtschaftliche Sicherheit bieten.

Tipp
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Z u k u n f t  d e r  M i t b e s t i m m u n g

Auch ökonomisch interessant
Bis Ende des Jahres will die Bieden-
kopf-Kommission ihre Empfehlun-
gen zur Reform der Mitbestimmung 
vorlegen. Erst dann entscheidet 
sich, ob sich Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmervertreter doch noch auf 
einen gemeinsamen Reformvor-
schlag einigen können. 

Gelingt das nicht, sei die Kom-
mission aber „nicht gescheitert“, 
sagte ihr Vorsitzender, der frühere 
sächsische Ministerpräsident Kurt 
Biedenkopf (CDU) in der Frankfur-
ter Rundschau. Notfalls würden die 
neutralen Kommissionsmitglieder 
einen eigenen Vorschlag vorlegen. 
Und der könnte spannend sein. Denn 
die Mitbestimmung habe nicht nur 
„eine große Vergangenheit“, son-
dern „auch eine Zukunft“. Heute 
würden die Finanzmärkte unser 
Denken dominieren. Aber diese 
Dominanz des Kapitals werde sich 
relativieren, „wenn man feststellt, 
dass die Arbeits- und Wissensleis-
tungen der Mitarbeiter und ihre 
Motivation für den Erfolg des Un-
ternehmens ebenso wichtig sind 
wie die Bereitstellung von Kapital 
durch die Finanzmärkte“. 

Auch Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) hat sich zum Erhalt 

der Mitbestimmung bekannt. Sie 
sei „eine große Errungenschaft“, 
deren Vorteile sich auch die Kritiker 
gelegentlich vor Augen führen soll-
ten, so Merkel Ende August beim 
Festakt zum 30. Jahrestag des Mit-
bestimmungsgesetzes von 1976.

Dass die Forderung der Ar-
beitgeber, die paritätische Mitbe-
stimmung auf eine Drittelparität 
zurückzuschrauben, keine Chan-
cen hat, ist auch der Strategie der 
Gewerkschaften zu verdanken. Sie 
haben die Biedenkopf-Kommission 
genutzt, um die ständig wieder-
holte Behauptung der Arbeitgeber, 
die Mitbestimmung schade der 
Wirtschaftskraft der Unternehmen, 
mit Hilfe empirischer Studien zu wi-
derlegen. Erst Mitte September hat 
DGB-Vorstand Dietmar Hexel auf 
dem Deutschen Juristentag eine 
Studie des Marburger Wirtschafts-
wissenschaftlers Sigurt Vitols prä-
sentiert. Vitols hat die ökonomische 
Effizienz aller 504 Unternehmen 
untersucht, die zwischen 2000 und 
2004 an der Frankfurter Börse ge-
listet waren. Sein Fazit: Eine nega-
tive Auswirkung der paritätischen 
Mitbestimmung ist nicht belegbar. 

Hexel plädierte deshalb dafür, 
sich bei der Reform auf die zentralen 
Probleme zu konzentrieren. Vorran-
giges Ziel müsse eine Stärkung der 
Kompetenz der Aufsichträte sein. 
„Dazu gehört ein gesetzlicher Min-
destkatalog zustimmungspflichti-
ger Geschäfte und der Wegfall der 
Zweitstimme des Aufsichtsratsvor-
sitzenden in Fragen der Arbeitswei-
se des Aufsichtsrats.“

Die Arbeitgeber haben dagegen 
auf dem Juristentag für eine Abschaf-
fung der paritätischen Mitbestimmung 
zu Gunsten vertraglicher Vereinba-
rungen auf Unternehmensebene 
plädiert. Eine geplante Abstimmung 
über diesen Vorschlag wurde aber 
von der Tagesordnung gestrichen. 
Ein einmaliger Vorgang. Die Mitbe-
stimmungsgegner fürchteten eine 
Abstimmungsniederlage.   •

+  Der frühere Bundesum-
weltminister Klaus 

Töpfer (CDU) fordert eine 
„Zukunft ohne Kernenergie“. 
Die Politik müsse sich auf 
eine Effi zienzrevolution beim 
Energieverbrauch konzen-
trieren, statt über Laufzeiten 
von Kernkraftwerken zu 
diskutieren.

-  Michael Hüther, 
Direktor des Instituts 

der deutschen Wirtschaft, 
will verhindern, dass mit 
dem Über schuss der Bundes -
agentur für Arbeit Ausbil-
dungsplätze fi nanziert 
werden. Es gebe „bereits 
genügend Betriebe, die über 
Bedarf ausbilden“.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.diemit.de
Programm und Infos 

zur Mitbestimmungs-
Messe „dieMit“ 

(12. bis 14. Oktober)

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
„Ökonomische Auswir-

kungen der paritätischen 
Mitbestimmung“ 

Gutachten im Auftrag 
des DGB
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Mehr Staat – weniger 
Solidarität
Statt nachhaltiger Vorsorge 

zwingt die geplante Gesund-

heitsreform die Kassen, Leis-

tungen zu streichen, meint 

der DAK-Vorstandsvorsitzende 

Herbert Rebscher

Die Größe deutscher Aufsichts-
räte ist kein Hindernis für den 
ökonomischen Erfolg. In jeder 
vierten Aktiengesellschaft, die 
dem 76er-Mitbestimmungsgesetz 
unterliegt, sind die Aufsichts-
räte sogar größer, als vom 
Gesetzgeber verlangt. 

Aktiengesellschaften
mit und ohne erweiterten
Aufsichtsrat

©
 D

GB
 e

in
bl

ick
 1

7/
06

Quelle: HBS-Studie ã„Die Größe des Aufsichtsrats
als rechtspolitisches Problem“, Zwischenbericht,
September 2006

private
Unternehmen

öffentliche
Unternehmen

gesetzliche Mindestgröße

236*

30

*darunter 59 Unternehmen, die wegen ihrer
Größe bereits die Grenze von maximal 20
Aufsichtsratsmitgliedern erreichen

vier zusätzliche Mitglieder
acht zusätzliche Mitglieder

19
28 28

6

Oft mehr als das
Gesetz verlangt
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Beherrschendes Thema der Landtagswahl in Mecklenburg-Vor-
pommern war das gute Abschneiden der NPD. Während 7,3 Prozent aller 
WählerInnen für die rechtsextreme Partei stimmten, wählten lediglich 
sechs Prozent der Gewerkschaftsmitglieder die NPD, so die Forschungs-

gruppe Wahlen. Das Meinungsforschungsinstitut Infratest sieht noch 
größere Unterschiede: Es beziffert den Anteil der NPD-Wähler unter 
den GewerkschafterInnen mit vier, unter den Nichtmitgliedern mit 
acht Prozent. Peter Deutschland, Vorsitzender des DGB Nord, sieht 
sich bestätigt: „Wir haben uns in den vergangenen Monaten stark 
engagiert und immer wieder darauf hingewiesen: Mit Fremdenhass 
und Intoleranz löst man die Probleme dieses Landes nicht. Das hat 
offenbar der größte Teil unserer Mitglieder verstanden.“

Zweitstimmen nach Gewerkschaftsmitgliedschaft und Geschlecht bei der
Landtagswahl 2006 in Mecklenburg-Vorpommern (in Prozent)
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Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim; Zahlen gerundet

CDUSPD FDP GrüneLinke.PDS NPD sonstige

Männer
Mitglieder

Frauen

Nichtmitglieder

31 25 22 9 2 8 3

426 29 17 11 3 10

41 23 19 5 3 3

32 29 15 10 4 6 4

6

Männer

Frauen

Männer wählen eher rechts

Zweitstimmen bei der Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern
am 17.09.2006 (in Prozent)
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** alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften z.B. auch Beamtenbund) /
    Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim

CDUSPD FDP GrüneLinke.PDS NPD sonstige
Alle WählerInnen*

Gewerkschaftsmitglieder**

30,2 28,8 16,8 9,6 3,4 7,3 3,9

436 24 21 7 2 6

* vorläufiges amtliches Endergebnis / Landeswahlleiter Mecklenburg-Vorpommern

NPD: Weniger Erfolg bei GewerkschafterInnen
Zweitstimmen bei der Wahl zum Berliner Abgeordnetenhaus
am 17.09.2006 (in Prozent)
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** alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften z.B. auch Beamtenbund) /
    Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim

CDUSPD FDPGrüneLinke.PDS Graue sonstige

Gesamt – alle WählerInnen*

Gesamt – Gewerkschaftsmitglieder**
30,8 21,3 13,4 13,1 7,6 3,8 10,0

1035 17 16 13 5 4

* vorläufiges amtliches Endergebnis / Landeswahlleiter Berlin

Berlin-West – alle WählerInnen*

Berlin-West – Gewerkschaftsmitglieder**
31,4 27,7 4,2 14,8 9,3 4,4 8,2

837 22 7 16 6 5

Berlin-Ost – alle WählerInnen*

Berlin-Ost  – Gewerkschaftsmitglieder**
29,8 11,4 28,1 10,5 4,9 3,0 12,3

1330 10 32 8 4 3

Berlin: Unterschiede zwischen Ost und West noch groß
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„Von dieser Auftaktkonferenz geht 
eine klare Botschaft aus. Wir wol-
len, dass die Politik umsteuert“, so 
Annelie Buntenbach, Mitglied des 
Geschäftsführenden DGB-Bundes-
vorstandes. „Dazu brauchen wir 
eure Unterstützung“, motivierte sie 
die rund 600 anwesenden Betriebs- 
und Personalräte, die Reformalter-
nativen der Gewerkschaften in die 
Betriebe und Verwaltungen zu tra-
gen. Es gelte jetzt, den Schwung 
der Auftaktveranstaltung mitzu-
nehmen – denn der nächste Hö-
hepunkt der Aktivitäten für soziale 
Reformen steht mit dem Aktionstag 
am 21. Oktober bereits an. „Vieles 
ist anders geworden in diesem 
Land“, sagte die stellvertretende 
DGB-Vorsitzende Ingrid Sehrbrock 
zur Eröffnung der Veranstaltung, 
„aber kaum etwas besser“.

Im Mittelpunkt der Diskussi-
onen mit VerbandsvertreterInnen, 
ExpertInnen und Politikern aller 
Parteien standen deshalb die 
Schwerpunktthemen der Herbstak-
tionen und die Alternativen der 
Gewerkschaften. Generationenge-
rechtigkeit war das Thema der Dis-
kussionsrunde „Malochen bis zum 
Umfallen – und keine Arbeit für die 
Jugend?“ „Die Rente mit 67 trifft 
zwei Gruppen ganz besonders“, 
erklärte der IG BAU-Vorsitzende 
Klaus Wiesehügel in der Debatte. 
„Diejenigen, die aufgrund gesund-
heitlicher Probleme nicht bis 65 
durchhalten, und diejenigen, die 
keine Chance zum Arbeiten bekom-
men.“ DGB-Bundesjugendsekretär 
Christian Kühbauch betonte, dass 
sich junge Beschäftigte und Arbeits-
lose sowie ältere Erwerbstätige und 
RentnerInnen nicht gegeneinander 
ausspielen lassen: „Die Prekarisie-
rung des ‚jungen Arbeitsmarktes’ 

POLITIK AKTUELL
H e r b s t a k t i o n e n

Klare Botschaft: Das geht besser
Bis ins nächste Jahr hinein wollen DGB und Gewerkschaften mit zahlreichen Aktivitäten die Interessen 
der ArbeitnehmerInnen, Arbeitslosen, Auszubildenden und RentnerInnen ganz oben auf die politische 
Agenda setzen. Erfolgreicher Auftakt war eine Betriebs- und Personalrätekonferenz am 20. September 
in Berlin. Ihr Motto: „Faire Reformen braucht das Land“. Mit dem Aktionstag am 21. Oktober 
steht jetzt der nächste Höhepunkt an.

21. Oktober 2006

In Dortmund, Frankfurt/

Main, München und Stutt-

gart starten um 11 Uhr 

(München 12 Uhr) Auf-

taktkundgebungen an den 

Aufstellungsorten der De-

monstrationszüge, ebenfalls 

um 11 Uhr beginnt in Berlin 

ein Vorprogramm direkt 

am Kundgebungsort vorm 

Brandenburger Tor.

Die fünf Kundgebungen 

laufen von 13 bis 14.30 Uhr. 

In Berlin sprechen der ver.

di-Vorsitzende Frank Bsirske, 

Antje Steinke von Dau Wat 

e.V., dem Arbeitslosenhilfe-

verein aus Stralsund, und 

Annelie Buntenbach vom 

DGB-Bundesvorstand.

* Der IG Metall-Vorsitzen-

de Jürgen Peters wird in 

Dortmund sprechen, ebenso 

Regine Weiß-Balschun, 

ver.di-Streikleiterin an der 

Uni-Klinik Köln, und DGB-

Vorstand Dietmar Hexel.

* Die Reden in Frankfurt 

halten die beiden Gewerk-

schaftsvorsitzenden Ulrich 

Thöne (GEW) und Klaus 

Wiesehügel (IG BAU) sowie 

DGB-Vorstand Claus Matecki.

* In München sprechen der 

NGG-Vorsitzende Franz-Josef 

Möllenberg, Andrea Fiehel 

von der Christlichen Arbei-

terjugend (CAJ) und DGB-Vi-

ze Ingrid Sehrbrock.

* In Stuttgart spricht neben 

dem DGB-Vorsitzenden Mi-

chael Sommer die evangeli-

sche Sozialpfarrerin Esther 

Kuhn-Luz vom Kirchlichen 

Dienst in der Arbeitswelt.

Detailliertes Programm und 

aktuelle Infos:

www.das-geht-besser.dgb.

➜

durch Praktika, Scheinselbststän-
digkeit und Mini-Jobs entzieht 
nicht zuletzt auch der gesetzlichen 
Rente die Beitragszahler.“

„Wir sind ein Lohnsteuerstaat 
geworden“, bemängelte der IG 
Metall-Vorsitzende Jürgen Peters 
in der zweiten Diskussion. Ihr The-
ma: „Rekordgewinne, Massenent-
lassungen – Wer zahlt die Zeche?“ 
Er forderte einen „verteilungspo-
litischen Kurswechsel“. Der DGB 
hat dazu ein Maßnahmenbündel 
vorgeschlagen, um Unternehmens-
gewinne wieder realistisch zu be-
steuern. Statt in der Steuerpolitik 
weiter einseitig die BürgerInnen zu 
belasten, müssten viele der legalen 
Steuerschlupflöcher für Unterneh-
men geschlossen und die Verlage-
rung von Unternehmensgewinnen 
ins Ausland gestoppt werden.

Im abschließenden Forum zur 
geplanten Gesundheitsreform traf 
der DGB-Vorsitzende Michael Som-
mer auf Spitzenpolitiker der fünf im 
Bundestag vertretenen Fraktionen. 

Mit einer Auflage von über einer 
halben Million soll die Aktions-
zeitung punkt21 bundesweit 
Menschen für den Aktionstag am 
21. Oktober mobilisieren.

„Wir haben es hier mit einem Ent-
solidarisierungsgesetz zu tun“, so 
Sommers Mahnung an die Politik. 
Neben höheren finanziellen Be-
lastungen der Versicherten werde 
die Finanzierung des Gesundheits-
systems nach den bisherigen Eck-
punkten der Reform „auch über 
Leistungskürzungen gehen“.

Wie es besser geht, wollen DGB 
und Gewerkschaften der Politik in 
den nächsten Monaten zeigen. Nur 
wenn es gelingt, ein breites Bündnis 
aus Zivilgesellschaft, Wohlfahrts-
verbänden und Gewerkschaften zu 
schmieden, könnten die Gewerk-
schaften ihren Reformalternativen 
erfolgreich Gehör verschaffen, 
stellte der Hochschulprofessor und 
Sozialarbeiter Thomas Münch auf 
der Konferenz fest.

Deshalb läuft die Mobilisie-
rung für den Aktionstag am 21. 
Oktober auf Hochtouren. Mit der 
Aktionszeitung punkt21 bietet 
der DGB Haupt- und Ehrenamt-
lichen die Möglichkeit, Menschen 
vor Ort über die Schwerpunkte der 
Herbstaktionen zu informieren. Un-
ter dem Motto „Das geht besser“ 
lautet der Tenor der Zeitung: Jetzt 
gegensteuern – es ist noch nichts 
entschieden, Alternativen zu den 
Reformplänen der großen Koaliti-
on sind da.

Reformalternativen wollen die 
Gewerkschaften aber nicht nur auf 
den Kundgebungen am 21. Oktober 
zeigen. Auf zahlreichen Veranstal-
tungen, etwa einer internationalen 
Sozialstaatskonferenz voraussichtlich 
im März 2007 in Berlin, werden die 
Gewerkschaften immer wieder mit 
anderen Verbänden, Experten und 
nicht zuletzt den politisch Verantwort-
lichen in Dialog treten, um für ihre 
Reformalternativen zu werben.   • 
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Neues Programm

Wie gewohnt vielseitig und inter-
essant ist das Bildungsprogramm 
der DGB-Jugend für 2007. Das Se-
minarangebot, das gemeinsam mit 

P r a x i s f o r u m

Gesundheit 
fördern
Obwohl es wegweisende Betriebs-
vereinbarungen zum Arbeitsschutz 
gibt und auch Firmen, in denen 
viel für die Gesunderhaltung der 
Beschäftigten getan wird, ist die 
betriebliche Gesundheitsförderung 
dennoch keine Selbstverständlich-
keit. So ergab etwa die Betriebs-
rätebefragung des WSI 2004, dass 
oftmals psychischen Belastungen 
eine zu geringe Bedeutung bei-
gemessen wird und dass weib-
liche Beschäftigte seltener von 
Gesundheitsförderung profitieren 
als männliche. Der DGB Berlin-
Brandenburg lädt deshalb für den 
11. Oktober von 12 bis 17 Uhr 
zum Praxisforum „Gleichstellung 
in der betrieblichen Gesundheits-

Die noch relativ junge Call-Cen-
ter-Branche galt lange als eine 
Art Labor für betriebswirtschaft-
liche Steuerung und Arbeitszeit-
flexibilisierung. Kein gutes Feld 
für klassische Gewerkschafts- und 
Tarifarbeit. Neue Strategien sind 
nötig und werden inzwischen 
auch entwickelt. Sie werden unter 
anderem Thema der diesjährigen 
Call-Center-Tagung sein, die das 
Netz der gewerkschaftlichen 
Technologieberatungsstellen (TBS) 

T a g u n g

Sozialer Wandel

In den zurückliegenden 16 Jah-
ren haben sich Politik und Gesell-
schaftsordnung in den meisten mit-
tel- und osteuropäischen Staaten 
in rasantem Tempo verändert. 
Welche Richtung nimmt die Sozi-
alpolitik in diesen Ländern? Und 
wie wirkt sich dieser Wandel auf 
die Geschlechterverhältnisse aus? 
Diesen Fragen gehen die Teilneh-
merInnen der Internationalen 
Tagung „Wohlfahrtsstaaten in 
Mittelosteuropa: Sozialpolitik und 
Geschlechterverhältnisse im Trans-
formationsprozess“ nach, die vom 
4. bis zum 6. Oktober in Hattingen 
stattfindet. Veranstaltet wird die 
Tagung vom Wirtschafts- und So-
zialwissenschaftlichen Institut der 
Hans-Böckler-Stiftung in Koopera-
tion mit dem DGB-Bildungswerk 
Hattingen. Die Tagungsgebühr 
inkl. Übernachtung und Verpfle-
gung beträgt 80, für SchülerInnen, 
StudentInnen und Arbeitslose 30 
Euro.   •
Tel. 02324/50 84 44

www.forum-politische-bildung.de/MOE

förderung“ ins Umweltforum Ber-
lin – Neue Mälzerei. Aus der Praxis 
werden u.a. Betriebsrätinnen von 
DaimlerChrysler und den Berliner 
Wasserbetrieben referieren.   •
Anmeldungen: petra.meyer@dgb.de

Fax 030/21240102

••• Der DGB Hessen veranstal-
tet am 7. Oktober in Marburg als 
Mitglied des Bündnisses „Sozi-
ale Gerechtigkeit in Hessen“ das 
2. Hessische Sozialforum. Die 
Forderung nach mehr sozialpoli-
tischer Initiative mit dem Leitbild 
eines demokratischen, solidarischen 
und zukunftsfähigen Sozialstaates 
sei seit dem ersten Sozialforum 
2004 aktuell geblieben, so die 
Bündnispartner. Es gehe darum, die 
Grundbedürfnisse der Menschen zu 
sichern und ihre Würde zu wahren: 
Das 2. Hessische Sozialforum will 
unter dem Titel „Ein anderes Hes-

sen ist möglich“ einen Raum für 
den demokratischen Dialog über 
Organisationsgrenzen hinweg bie-
ten. Dazu werden Workshops zu 
Themen wie Neoliberalismus, Glo-
balisierung, Bildung und Migration 
angeboten.
Infos: www.hessen.dgb.de

••• Die DGB-Region Frank-
furt-Rhein-Main beschäftigt 
sich in ihrer Veranstaltungsrei-
he „Zukunft der Arbeit“ in Koope-
ration mit dem DGB-Bildungswerk, 
der Akademie der Arbeit an der 
Uni Frankfurt sowie der Frankfur-
ter Rundschau mit dem Phänomen 

interregio
der Globalisierung: Bedeutet sie 
grenzenlose Konkurrenz oder ist 
eine internationale Kooperation 
möglich? Auf einer Veranstaltung 
am 7. November im Frankfurter 
Gewerkschaftshaus soll die Glo-
balisierung vom indischen Stand-
punkt aus beleuchtet werden. Die 
internationale Solidarität im welt-
weiten IT-Geschäft steht dabei im 
Vordergrund. Erfahrungsberichte 
aus Indien sollen zu Schlussfol-
gerungen für die internationale 
Betriebsrats- und Gewerkschafts-
arbeit führen. Der Eintritt ist frei.
Infos: Frankfurt-Main@dgb.de

B i l d u n g s w e r k

Das Lernen 
lernen
Angesichts des hohen Entwick-
lungstempos in Forschung und 
Produktion wird Weiterbildung für 
Beschäftigte aber auch für Betriebe 
immer wichtiger. Nicht immer ist je-
doch klar, welche Schritte nötig sind, 
um die MitarbeiterInnen zu konti-
nuierlicher Qualifizierung zu mo-
tivieren. Das DGB-Bildungsforum 
will mit seiner Reihe „Lernendes 
Forum: Gute Arbeit – gute Unter-
nehmen“ Ideen dafür liefern. Am 
30. Oktober findet das dritte Forum 
in Düsseldorf statt, unter dem Titel 
„Impulse für eine lernförderliche 
Arbeitsgestaltung“. Dabei werden 
die rechtlichen Möglichkeiten für 
eine regelmäßige Weiterbildung im 
Betrieb ebenso vorgestellt wie die 
Bedeutung von Tarifverträgen und 
Betriebsvereinbarungen für dieses 
Thema. Die Kosten betragen 250 
Euro plus Tagungspauschale.   •
www.dgb-bildungswerk.de

dem DGB-Bildungswerk erarbeitet 
wurde, wendet sich vor allem an 
Haupt- und Ehrenamtliche der ge-
werkschaftlichen Jugend- und Ju-
gendbildungsarbeit. Das Programm 
umfasst u.a. Kurse aus den Bereichen 
Politik, Qualifizierung und Internati-
onales. Quasi als Auftakt zur neuen 
Bildungssaison findet vom 13. bis 
zum 15. Oktober im DGB-Jugend-
bildungszentrum in Hattingen die 
Konferenz „Mitgliederwerbung, 
Organizing und mehr – Neue Wege 
der Gewerkschaftsjugend“ statt. 
Eröffnet wird die Veranstaltung von 
der stellvertretenden DGB-Vorsit-
zenden Ingrid Sehrbrock.   •
www.dgb-jugendbildung.de

T B S  u n d  v e r . d i

Call-Center-Tagung

in Kooperation mit ver.di vom 25. 
bis zum 27. Oktober in der ver.di-
Bundesverwaltung in Berlin ver-
anstaltet. Im Mittelpunkt stehen 
wichtige Themen künftiger Be-
triebsratsarbeit, etwa Stress, neue 
Formen der Leistungs- und Verhal-
tenskontrolle, flexible Arbeitszeit. 
Die Teilnahmekosten betragen 
650 Euro. Anmeldungen an TBS 
beim DGB Nordrhein-Westfalen, 
Tel. 0231/24 96 98 0.   •
ver.di, Tel. 030/69 56 28 55
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Gemeinsam für Mindestlohn

Dass Gewerkschaften und SPD 
nach dem Vorbild anderer europä-
ischer Staaten auch in Deutschland 
Mindestlöhne einführen wollen, 
war lange Zeit nicht selbstver-
ständlich. Auch innerhalb des DGB 
war die Frage umstritten, ob ein 
Mindestlohn nicht die Tarifautono-
mie untergräbt (einblick 5/2006). 
Aber überall dort, wo die Gewerk-
schaften auf Grund kleinteiliger Be-
triebsstrukturen, häufig wechseln-
der Belegschaften und eines hohen 
Anteils geringfügig Beschäftigter 
faktisch keine Chance haben, einen 
Tarifvertrag durchzusetzen, gibt es 
diese Alternative nur in der Theorie. 
Mit diesem Argument haben sich 
Befürworter des Mindestlohns wie 
der NGG-Vorsitzende Franz-Josef 
Möllenberg gegenüber den Skepti-
kern in den Gewerkschaften durch-
gesetzt, Mitte September dann 
auch im SPD-Gewerkschaftsrat. 

Bei der Bekämpfung von Ar-
mutslöhnen „sind tarifliche Lö-
sungen vorzuziehen“, stellt der 
Gewerkschaftsrat in seinem Be-
schluss fest. Ihm gehören sowohl 
die SPD-Mitglieder im Geschäfts-
führenden DGB-Bundesvorstand 
als auch Sozialdemokraten aus 
der Spitze der acht Mitgliedsge-
werkschaften und die Mitglieder 
des SPD-Präsidiums an. Deshalb 
müsse das Arbeitnehmerentsende-
gesetz auf alle Wirtschaftsbereiche 
ausgeweitet werden, um nach dem 
Vorbild des Baugewerbes in allen 
Wirtschaftsbereichen branchenbe-
zogene Mindestlöhne zu ermögli-
chen. Für die Branchen, in denen 
es keine Tarifverträge gibt oder sie 
nicht greifen, sowie in Branchen, 
in denen die Tarifentgelte ein Min-
destniveau unterschreiten, soll „ein 
einheitlicher gesetzlicher Mindest-

In Westdeutschland arbeiten fast 30 Prozent der Beschäftigten 
ohne Tarifvertrag, in Ostdeutschland sind es sogar fast 50 Prozent. 
Gewerkschaften und SPD wollen den freien Fall der Löhne 
gemeinsam stoppen: Mit Mindestlöhnen, die überall dort greifen, 
wo die Tariflandschaft löchrig ist.

lohn“ eingeführt werden. Bei der 
Höhe des Mindestlohns wollen 
sich SPD und Gewerkschaften am 
Niveau des Mindestlohns der wich-
tigsten europäischen Nachbarlän-

der orientieren. In Frankreich sind 
das 7,61 Euro, in England 7,96 
Euro. Dadurch soll erreicht werden, 
dass der Mindestlohn Vollzeitbe-
schäftigten „eine eigenständige 
Existenzsicherung gewährleistet“. 
Zudem wollen SPD und Gewerk-
schaften das Instrument der Allge-
meinverbindlichkeitserklärung von 
Tarifverträgen stärken. Weil die 
Arbeitgeberverbände zunehmend 
ihre Zustimmung dazu verweigern, 

gilt die Allgemeinverbindlichkeit in-
zwischen nur noch für 1,8 Prozent 
aller Tarifverträge. Hier sind gesetz-
liche Korrekturen angepeilt.

Für den DGB-Vorsitzenden Mi-
chael Sommer ist der Beschluss des 
Gewerkschaftsrates ein wichtiger 
Schritt zur Durchsetzung von Min-
destlöhnen in Deutschland. „Davor 
lagen zwei Jahre harte Arbeit“, so 
Sommer. Einen Mindestlohn werde 
es aber nur dort geben, wo tarif-
liche Regelungen nicht für eine an-
gemessene Entlohnung sorgen. 

Auch der IG BCE-Vorsitzende 
Hubertus Schmoldt zeigte sich zu-
frieden. Die gefundene Lösung sei 
„branchenbezogen“. Klar sei, „dass 
zunächst der Tarifvertrag gilt“. Die 
stellvertretende ver.di-Vorsitzende 
Margret Mönig-Raane hält es für 
entscheidender, wie die SPD den 
Beschluss des Gewerkschaftsrates 
in ihre Politik einfließen lässt. „Ich 
erwarte, dass sich die SPD jetzt 
für alle drei Instrumente – Erleich-
terung der Allgemeinverbind-
lichkeit, Ausdehnung des Ent-
sendegesetzes und gesetzlicher 
Mindestlohn als absolute Unter-
grenze – gleichermaßen engagiert. 
Es darf nicht passieren, dass nun 
der Ball an die Gewerkschaften 
zurückgespielt wird und sich die 
SPD zurücklehnt nach dem Motto 
’Seht erst einmal zu, wo ihr tarif-
liche Mindestlöhne hinkriegt, und 
dann sehen wir weiter’.“ 

Ein erster Test, wie ernst es der 
SPD mit der Absicherung gering 
Verdienender ist, könnte das Kon-
zept zur Neuordnung des Niedrig-
lohnsektors sein, dessen Eckpunkte 
Arbeitsminister Franz Müntefering 
noch im Herbst vorlegen will. Dabei 
wird es auch um die von der Union 
favorisierte Einführung von Kom-
bilöhnen gehen. Einen Mindest-
lohn in der Koalition durchzusetzen 
dürfte schwierig sein, schätzt die 
SPD-Linke Andrea Nahles.   •

Bofingers 
Alternative

Geht es nach dem Sach-

verständigenrat, soll das 

Arbeitslosengeld II (Alg II) 

drastisch gekürzt werden, 

um 30 Prozent. Gleichzeitig 

sollen die Hinzuverdienst-

möglichkeiten für Lang-

zeitarbeitslose verbessert 

werden, um so einen Anreiz 

zur Aufnahme von Arbeit 

zu schaffen. 

Der Wirtschaftswissenschaft-

ler Peter Bofinger, selbst 

Mitglied des Sachverständi-

genrates, hält diesen Ansatz 

für falsch. Im Auftrag des 

sächsischen Arbeitsministe-

riums hat er ein Alternativ-

konzept entwickelt, wie der 

Staat Existenz sichernde 

Arbeitsplätze im Niedriglohn-

bereich fördern kann. 

Der Kern seines zwölf Elemen-

te umfassenden Konzepts: 

Der Alg II-Satz soll unver-

ändert bleiben, schon weil 

verfassungsrechtliche Grün-

de gegen eine Senkung des 

Existenzsicherungsniveaus 

sprächen. Damit es auch für 

Alg II-Empfänger attraktiv 

wird, eine gering bezahlte 

Arbeit anzunehmen, schlägt 

Bofinger niedrigere Sozial-

versicherungsbeiträge für 

Geringverdiener vor. Zudem 

will Bofinger die sozialver-

sicherungspflichtige Beschäf-

tigung stärken, indem 

Subventionen für atypische 

Beschäftigungsverhältnisse 

abgeschafft werden.

www.smwa.de
Vorrang für das reguläre 
Arbeitsverhältnis: 
Ein Konzept für Existenz 
sichernde Beschäftigung im 
Niedriglohnbereich

Möglicher Mindestlohn in Deutschland
auf der Basis des Mindestlohns in
anderen Ländern (in Euro)
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Quelle:  Peter Bofinger u.a., Vorrang für das
reguläre Arbeitsverhältnis: Ein Konzept für
Existenz sichernde Beschäftigung im Niedrig-
lohnbereich, August 2006

Monat Stunde

2967

abgeleiteter
Mindestlohn

Durchschnitts-
Einkommen

18,54

979
bis

1484
6,12
bis

9,27

Deutlich über sechs Euro

In vielen Ländern gibt es einen 
gesetzlichen Mindestlohn. Dessen 
Höhe schwankt zwischen einem 
Drittel (Polen, Spanien, Japan und 
USA) und der Hälfte des Durch-
schnittslohns aller Arbeitneh-
merInnen (Frankreich, Niederlan-
de, Irland). Bezogen auf Deutsch-
land läge ein entsprechender 
Mindestlohn zwischen 6,12 Euro 
und 9,27 Euro brutto. 
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VGB keine 
Gewerkschaft

Der Verband der Gewerk-
schaftsbeschäftigten (VGB), in dem 
MitarbeiterInnen des DGB, von Ge-
werkschaften und der DGB-Rechts-
schutz GmbH organisiert sind, ist 
keine Gewerkschaft im Sinne des 
Betriebsverfassungsgesetzes. Ihm 
fehle die dazu erforderliche so-
ziale Mächtigkeit, Tarifverträge 
durchsetzen zu können. Das hat 
das Bundesarbeitsgericht (BAG) 
entschieden. Anlass der BAG-Ent-
scheidung war eine Klage des VGB, 
der sich per Gerichtsentscheid das 
Zugangsrecht zu Betriebsversamm-
lungen beim ver.di-Landesbezirk 
Bayern erstreiten wollte.   •

GEWERKSCHAFTEN
Anlässlich des 
Weltlehrertages am 
5. Oktober stellt die 

GEW in der Broschüre „Proud 
to be a teacher“ fünf Leh-
rerInnen aus verschiedenen 
Ländern und ihre Berufser-
fahrungen vor. Jede demo-
kratische Gesellschaft müsse 
LehrerInnen und ihre Arbeit 
unterstützen, so der Tenor.
Download: www.gew.de

ver.di will Frauen 
verstärkt thema-
tisch erreichen, als 

Mitglieder gewinnen und 
halten. Am 26. Oktober 
fi ndet deshalb in Berlin 
die Programmdiskussion 
„Zukunft der Frauenpolitik“ 
statt. Auf ihr sollen frauen-
politische Aspekte für den 
zweiten Entwurf des neuen 
ver.di-Programms erarbeitet 
werden.

Die IG BCE hat 
gefordert, lang-
fristige fi nanzielle 

Anschlussregelungen für den 
Steinkohlebergbau in einem 
Steinkohlegesetz festzule-
gen. Die im Sommer 2003 
mit der Bundesregierung 
und den „Kohleländern“ 
geschlossene Vereinbarung 
mit Regelungen für den 
Bergbau bis 2012 sei „ein-
seitig durch die Politik auf-
gekündigt“ worden.

Mit der Streichung 
von vier Bahnstre-
cken durch das 

Land Brandenburg sieht 
TRANSNET seine Kritik an 
den Kürzungen der „Regi-
onalisierungsmittel“ durch 
den Bund um 1,8 Milliarden 
Euro bestätigt. Die Mittel 
fl ießen zum Erhalt von 
ÖPNV-Strecken an die 
Bundesländer.

kurz&bündig B e t r i e b s r a t s w a h l e n  2 0 0 6

Erfreuliche 
Trends
Eine höhere Wahlbeteiligung, mehr 
Frauen in den Betriebsräten und ei-
ne stabile Dreiviertel-Mehrheit von 
gewerkschaftlich organisierten Ar-
beitnehmervertreterInnen in den 
Gremien – das sind die wichtigsten 
Ergebnisse der ersten Wahlanalyse 
im Rahmen des „Trendreports Be-
triebsratswahlen 2006“, den das 
Kasseler Büro für Sozialforschung 
im Auftrag der Hans-Böckler-Stif-
tung erarbeitet hat. Dem Report 
liegen die Wahlergebnisse aus rund 
20 000 Betrieben aus dem Orga-
nisationsbereich der vier größten 
DGB-Gewerkschaften zugrunde.

Während die Beteiligung an 
Kommunal- und Landtagswahlen 
kontinuierlich sinkt, ist die Wahlbe-
teiligung in den Betrieben erneut 
gewachsen. Schon von 1998 auf 
2002 stieg sie von knapp 75 auf 80 
Prozent, 2006 legte die Wahlbetei-
ligung noch einmal auf 81 Prozent 
zu. Bei neu gegründeten Betriebs-
räten betrug die Wahlbeteiligung 

sogar 86,1 Prozent. Auch der An-
teil der Frauen in den Gremien ist 
erneut gestiegen, von 25,4 Prozent 
2002 auf 25,9 Prozent.

73 Prozent der 2006 neu ge-
wählten Betriebsräte sind Mitglied 
einer DGB-Gewerkschaft. Zwar 
ist ihr Organisationsgrad gegen-
über 2002 um gut zwei Prozent 
gefallen; die Trendreports der ver-
gangenen Jahre zeigen aber, dass 
zwischen vier und fünf Prozent der 

nicht organisierten Mandatsträger 
im Laufe der Wahlperiode in die 
Gewerkschaft eintreten.

Zugenommen hat das Bedürf-
nis nach Kontinuität. Erfahrene 
BetriebsrätInnen wurden stärker 
als bei den vergangenen Wahlen 
wieder gewählt. Dennoch ist der 
Generationenwechsel gesichert: 
Fast ein Drittel der Betriebsräte 
wurde erstmals gewählt. 
www.einblick.dgb.de

Keine Wahlverdrossenheit in den 
Betrieben: Nach einem Tief 1998 
steigt die Beteiligung an den Be-
triebsratswahlen wieder stetig an.

Wahlbeteiligung bei den Betriebsrats-
wahlen 1984 bis 2006 (in Prozent)
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Quelle: Trendreport Betriebsratswahlen 2006,
Erste Wahlanalyse September 2006, Büro für Sozial-
forschung Kassel

1984 1987 1990 1994 1998 2002 2006

80,4 79,9 78,0 77,3 74,9
80,2 81,0

Wahlbeteiligung
leicht gestiegen

Frauenanteil in den Betriebsrats-
gremien 1984 bis 2006 (in Prozent)
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Quelle: Trendreport Betriebsratswahlen 2006,
Erste Wahlanalyse September 2006, Büro für Sozial-
forschung Kassel

1984 1987 1990 1994 1998 2002 2006

19,2
20,5 20,5

23,5 22,9

25,4 25,9

Immer mehr Frauen
in den Betriebsräten

?...nachgefragt

Beim Kindertag war ich einer der Ältesten. Die 
anderen Kinder waren, glaube ich, zwischen zwei 
und dreizehn Jahren. Ich war zwar schon einige 

Male bei meiner Mutter im Büro, aber am Kindertag habe ich viel 
beim DGB gesehen, was ich vorher noch nicht kannte: In der Post-
stelle haben wir erfahren, wie der Versand funktioniert, und konnten 
unsere Hände kopieren. In dem Raum, in dem sonst die Pressekonfe-
renzen abgehalten werden, wurden wir vor dem DGB-Logo fotogra-
fiert und durften das Foto mit nach Hause nehmen.
Toll war auch die Rallye mit Spielen, die wir im Innenhof des DGB-
Hauses gemacht haben: Ringwerfen, Dosenwerfen und Eierlaufen. 
Anschließend wurde gegrillt, und wir haben eine Urkunde von 
Michael Sommer überreicht bekommen.
Den Job meiner Mutter und ihrer Kollegen finde ich toll, und ich bin 
stolz auf das, was sie macht.

Ende September lud der DGB-Bundesvorstand im 
Rahmen des Berliner Bündnisses für Familie die 
Kinder der Beschäftigten zu einem Kindertag 
ins DGB-Haus am Hackeschen Markt ein. 
Fabian Slanina, 11, hat seine Mutter in 
der Pressestelle besucht und dem einblick 
erzählt, wie er den Tag erlebt hat.
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MEINUNG Protest zeigt 
erste Wirkung

Auch drei Monate nach der 

Vorstellung der Eckpunkte 

hat die Bundesregierung 

noch keinen Gesetzesent-

wurf zur Gesundheitsreform 

vorgelegt. Erst in der zwei-

ten Oktoberhälfte, so der 

neue Zeitplan, will die Koali-

tion ihren Entwurf präsen-

tieren. Bis dahin müsse noch 

eine Einigung über einige 

Punkte erreicht werden, 

„die sehr kontrovers sind“, 

hatte Regierungssprecher 

Ulrich Wilhelm Ende Sep-

tember die erneute Termin-

verschiebung begründet. 

Zentrale Streitpunkte sollen 

bis dahin auch mit Hilfe 

externer Experten gelöst 

werden. Zum Beispiel die 

Begrenzung der Zusatzprä-

mie, die Krankenversicherte 

in Zukunft zahlen müssen, 

wenn ihre Versicherung mit 

dem Geld nicht auskommt. 

Ursache des regierungs-

internen Streits sind zum 

einen die unterschiedlichen 

Reformkonzepte von Union 

und SPD. Die Union hängt 

noch immer ihrem Kopf-

pauschalmodell an, wäh-

rend die SPD Elemente der 

Bürgerversicherung in das 

Krankenversicherungssys-

tem einführen will, um die 

Kosten auf mehr Schultern 

zu verteilen. Zum anderen 

zeigt sich aber auch, dass 

die massive Kritik von allen 

Seiten, von Gewerkschaften 

und Wirtschaftswissenschaft-

lern, von Gesundheitsexper-

ten und Krankenkassen, 

selbst von den Arbeitge-

bern, nicht wirkungslos ist. 

➜

Das Wettbewerbs-Stärkungs-Gesetz (WSG) ist von 
einem fahrlässigen und naiven Effizienz-
begriff geprägt. Es beinhaltet ein kontraproduk-
tives Anreizmodell. Risikoselektion wird gefördert, da 
sich der Wettbewerb auf die Vermeidung der Zusatz-
prämie reduzieren wird. Es gibt keinen Anreiz mehr, 
für einen Wettbewerb um effizientere, an den Ver-
sorgungsnotwendigkeiten orientierte Abläufe. Kurz-
fristig attraktive Angebote werden auf betriebswirt-
schaftlich attraktive Zielgruppen ausgerichtet (Junge 
und Gesunde) statt auf langfristige und sinnvolle 
Versorgungsstrategien (Kranke, Chroniker).
Die Verantwortung für die Finanzprobleme 
trägt die Politik. Viele Probleme der gesetzlichen 
Krankenversicherung sind durch ordnungspo-
litische Fehlentscheidungen verursacht. 
Weitere Beitragssatzerhöhungen sowie zusätzliche 
Kopfprämien ließen sich durch eine Korrektur ver-
meiden. Drei Beispiele: 
1. eine Steuerfinanzierung der versicherungsfrem-
den Leistungen (5 Mrd. Euro); 
2. die Steuerfinanzierung gesamtgesellschaftlicher 
Aufgaben der Krankenversicherung, z.B. der Aus-
gleich für die abgesenkten Beiträge der Arbeitslosen 
(7,1 Mrd. Euro); 
3. eine stufenweise Absenkung des Mehrwertsteuer-
satzes für Arznei- und Hilfsmittel auf den ermäßigten 
Satz für lebensnotwendige Güter (2,5 Mrd. Euro).
Der soziale Charakter der gesetzlichen 
Krankenversicherung steht auf dem Spiel. 
Wie real diese Gefahr ist, zeigt ein nüchterner Blick 
auf das Reformkonzept der Koalition:
1. Die Kopfpauschale wird sich in wenigen Jahren 
von einer kleinen zu einer großen entwickeln. Damit 
geht die schrittweise Privatisierung des gesundheit-
lichen Risikos einher. 
2. „Wirtschaftliche Kassen brauchen keine Prämie, 
unwirtschaftliche Kassen brauchen eine Prämie“ – 
so lautet die gefährlich falsche politische Botschaft. 
Das Gegenteil ist richtig: Leistungsstarke und pa-
tientennahe Kassen brauchen Prämien, leistungs-
schwache und -verweigernde keine. 
3. Kommt die Kopfpauschale, werden alle Kassen 
diese Prämie als alleinigen Wettbewerbsparameter 
begreifen müssen – gegen jede gesundheitsöko-
nomische Logik. Sie müssten Satzungsleistungen 
(Rehabilitation, häusliche Krankenpflege) streichen, 

sinnvolle Versorgungsoptionen aufgeben und Ser-
viceangebote vor Ort kürzen. 
Mehr Staat – ein ordnungspolitischer Rück-
schritt. Der Wettbewerb zwischen den Kassen wird 
eingeschränkt und in eine völlig falsche Rich-
tung geleitet. Als Folge würde die Gesundheits-
versorgung für die Versicherten teurer, schlechter 
und unsicherer werden. 

Ein Beispiel: Heute können die Kassen auf die Kollek-
tivverträge ihrer Verbände Einfluss nehmen. Durch die 
geplante Errichtung eines Dachverbandes entfällt diese 
Steuerungsmöglichkeit für die großen Ausgabenblöcke 
stationäre Versorgung, ambulante ärztliche und zahn-
ärztliche Versorgung sowie Arzneimittel. Bei 70 Prozent 
ihrer Ausgaben hätten die Kassen also keine unter-
nehmerische Entscheidungskompetenz mehr.  
Überflüssige Bürokratie wird aufgebaut. 
Der Gesundheitsfonds löst kein Problem, er 
produziert nur Bürokratie:
1. Der Fonds wird den Beitragseinzug nicht verein-
fachen, sondern verkomplizieren. Heute, drei Jahre 
nach den Hartz-Gesetzen, kann die Bundesagentur 
für Arbeit den Krankenkassen immer noch nicht sa-
gen, wie viele Kassenmitglieder bei ihnen versichert 
sind. Davon sind rund drei Millionen Bürger betrof-
fen. Der Fonds müsste dagegen alle Daten von 72 
Millionen Versicherten verarbeiten. 
2. Zu den bestehenden Meldeverfahren zwischen 
den Sozialversicherungsträgern und den Arbeitge-
bern, derzeit koordiniert über die Krankenversiche-
rung, kommen zusätzliche, aufwändige Meldever-
fahren zwischen dem Fonds und der Krankenver-
sicherung hinzu, beispielsweise beim Bezug von 
Lohnersatzleistungen.
3. Für den Einzug der kleinen Kopfpauschale muss 
bei den Krankenkassen eine neue Struktur aufge-
baut werden. Es entsteht ein zusätzlicher Aufwand 
für die Führung von Selbstzahlerkonten.   •

T h e s e n  z u r  G e s u n d h e i t s r e f o r m  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

Mehr Staat – weniger Solidarität
Die Kritik an der geplanten Gesundheitsreform ist massiv. Und sie kommt von allen Seiten. Das Re-
formkonzept der großen Koalition folge einem „naiven Effizienzbegriff“. Es führe zu „mehr Staat und 
weniger Solidarität“, meint der DAK-Vorstandsvorsitzende Herbert Rebscher.

Herbert Rebscher, 52, Vor-
standsvorsitzender der Kran-
kenkasse DAK, war einer der 
Teilnehmer der Betriebs- und 
Personalrätekonferenz des 
DGB am 20. September in 
Berlin, auf der über Alterna-
tiven zum Reformkonzept 
der Bundesregierung disku-
tiert worden ist.
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4.-6.10.  Hans-Böckler-Stif-
tung, WSI und DGB-Bildungswerk, 
Tagung „Wohlfahrtsstaaten in 
Mittelosteuropa: Sozialpolitik und 
Geschlechterverhältnisse im Trans-
formationsprozess“, Hattingen

5.10.  DGB-Region Ol-
denburg-Wilhelmshaven, Fachta-
gung „Arbeitsmarktpolitische Ins-
trumente des SGB III“, Oldenburg

6.10.  Stiftung Solidarität 
bei Arbeitslosigkeit und Armut, Re-
gine Hildebrandt-Preisverleihung 
„Solidarität heute: Voller Einsatz 
– nicht leeres Wort“, Bielefeld 

12.-14.10.  ver.di-innotec und 
Arbeiterkammer Bremen, Messe 
und Fachkongress zur Mitbestim-
mung „dieMit“, Bremen

13.10.  DGB Thüringen und 
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„Das ist nicht richtig. Man muss den Gesetzestext wenigstens 
lesen – wenn er dann vorliegt.“

Friedrich-Ebert-Stiftung Thüringen, 
Fachtagung „Alternde Belegschaft – 
Herausforderung für Betriebe“, Erfurt

13.10.  DGB-Region Kern, 
Vortrag von DGB-Vorstand Annelie 
Buntenbach „Deutschland sozial 
gestalten“, Kiel

16./17.10.  DGB-Bildungswerk, 
Workshop „OECD-Leitsätze für mul-
tinationale Unternehmen“, Berlin

20.10.  DGB-Bildungswerk 
und Friedrich-Ebert-Stiftung, Fach-
konferenz „Benachteiligung ab-
bauen – Arbeitsmarktintegration 
von Menschen mit Migrationshin-
tergrund“, Berlin

21.10.  DGB, Aktionstag 
„Das geht besser. Aber nicht von 
allein!“, Berlin, Dortmund, Mün-
chen, Stuttgart, Frankfurt/M.

Wolfgang Zöller, stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, während der Betriebs- und Personalrätekonferenz des DGB am 
20. September in Berlin zu dem Vorwurf, die große Koalition würde bei 
der Gesundheitsreform die Pharmaindustrie schonen 

••• Michael Knoche, 39, Presse-
sprecher der IG BAU und seit Novem-
ber 2005 in Elternzeit, ist ab dem 
1. Oktober Redakteur der IG BAU-
Zeitschrift „Der Grundstein/Der 

8

Säemann“. Neue Leiterin der Pres-
sestelle ist die Journalistin Sigrun 
Heil, 42, die diese Funktion bereits 
seit November 2005 vertretungs-
weise wahrgenommen hat.

KLIMAWANDEL: Dramatischer Emissionsanstieg

dieDGBgrafik

In den vergangenen 15 Jahren ist der 
Ausstoß von CO2-Gasen weltweit 
dramatisch gestiegen, trotz der Ver-
pflichtung der Staaten aus dem Kyoto-
Protokoll. Selbst in den osteuropä-
ischen Transformationsländern steigt 
der Ausstoß der klimaschädlichen Gase 
wieder. Das belegen neuere Daten des 
DIW. Die Folge: Klimaexperten der UNO 
gehen von einem Temperaturanstieg 
bis Ende des Jahrhunderts um drei 
Grad aus. Die Klimakatastrophe sei 
nicht mehr aufzuhalten, sondern 
könne nur noch verlangsamt werden. Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW)

*alle OECD-Staaten und osteuropäischen Transformationsländer,
mit Ausnahme von USA, Australien, Mexiko und Südkorea
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Entwicklung der weltweiten CO2-Emissionen 1990 – 2005 (in Prozent)

-2,2

EU 15 osteuropäische
Transformations-

länder

OECD-
Länder

Unterzeichner-
staaten der

Verpflichtungs-
erklärung des

Kyoto-Protokolls*

Entwicklungs-
und Schwellen-

länder

Welt

1990 – 1995 1995 – 2000 2000 – 2005

2,2
4,2

-25,7

-9,7

4,1 4,1
7,3

3,8

-4,0

3,9 3,6

20,8

11,4

29,1

4,2
6,8

13,9

Schlusspunkt●

14TAGE

Buch: Peter Döge, Männer – 
Paschas und Nestfl üchter? 
Verlag Barbara Budrich, 
Opladen 2006, 19,90 Euro
„Männer sind ihr Beruf, und zu-
hause sind sie fremd“ – lautet 
das vorherrschende Stereotyp, das 
Männern entgegengebracht wird. 
Der Blick auf aktuelle Studien der 
Männerforschung sowie umfas-
sende Analysen der Zeitverwend-

ung von Männern zeigen, dass 
die Vorurteile auf eine große Zahl 
von Männern nicht mehr zutreffen: 
Das Männerleben ist im Wandel. 
Der Autor greift bei seiner Analyse 
auf Daten der Zeitbudgetstudie 
des Statistischen Bundesamtes 
zurück. Dabei führten 12 600 Per-
sonen ab dem 10. Lebensjahr an 
drei Wochentagen akribisch Buch 
über jede Tätigkeit. Das Ergebnis: 
Neue Männer hat das Land.

Tipp

personalien
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Signal für soziale Verantwortung
„Deutschland sozial gestalten“ – 
das ist das Ziel des Aktionstags 
der Gewerkschaften am 21. Okto-
ber in Berlin, Dortmund, München, 
Stuttgart und Frankfurt/M. Bei den 
Kundgebungen unter dem Motto 
„Das geht besser. Aber nicht von 
allein!“ geht es nicht nur um Alter-
nativen zur Reformpolitik der groß-
en Koalition. Die Gewerkschaften 
wollen auch ein deutliches Signal 
„gegen die zunehmend unverfrorene 
Politik mancher Manager“ setzen, er-
klärte der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer in Bild am Sonntag.

Durch die Pleite der von Siemens 
an den taiwanesischen BenQ-Kon-
zern abgetretenen Handysparte, 
von der 3000 Arbeitsplätze bedroht 
sind, gewinnen die gewerkschaft-
lichen Forderungen eine zusätzliche 
Brisanz. Die harschen Reaktionen aus 
Gewerkschaften, Medien und Poli-
tik auf den unrühmlichen BenQ-Deal 
zeigen, dass sich eine gesellschaft-
liche Mehrheit gegen sozial ver-
antwortungslose Unternehmens-
entscheidungen formiert: Für das 
Handelsblatt ist die aktuelle Ent-
wicklung eine „herbe Schlappe“ für 
das Management, die Süddeutsche 
Zeitung titelte: „So vergeht der Ruhm 
von Siemens“. NRW-Ministerpräsi-
dent Jürgen Rüttgers (CDU) emp-

findet die BenQ-Insolvenz als „Rie-
sensauerei“. Selbst Bundeskanzle-
rin Angela Merkel (CDU) erklärte in 
ihrer Rede zum Tag der Deutschen 
Einheit, Siemens habe auch für 
seine früheren Mitarbeiter eine be-
sondere Verantwortung. „Diese Ver-
antwortung muss wahrgenommen 
werden“, forderte die Kanzlerin.

Eine Forderung, der die Beschäf-
tigten der Bosch-Siemens-Hausge-
räte GmbH (BSH) in Berlin Nach-
druck verleihen wollen. Ihr Werk 

soll bis Ende 2006 geschlossen, 
rund 600 Beschäftigte entlas-
sen werden. Am 5. Oktober hat 
die Belegschaft deshalb einen 
„Marsch der Solidarität“ durch 
ganz Deutschland zur Konzern-
zentrale von Siemens in Mün-
chen gestartet (Infos: www.
bsh-streik.de). Dabei geht es 
den BSH-Beschäftigten nicht 
nur um die eigenen Interessen. 
„Die Zerschlagung von Sie-
mens COM, die beabsichtigte 
Schließung der BSH und die ak-
tuelle Sauerei bei BenQ“ seien 
nur drei aktuelle Beispiele einer 
Politik der „sozialen Verant-
wortungslosigkeit“, heißt es in 
einem Solidaritätsaufruf.
„Es ist gut, dass Ihr Euch auf den 
Weg macht“, erklärte der DGB-

Vorsitzende Michael Sommer gegen-
über den Beschäftigten der BSH 
anlässlich der Auftaktveranstaltung 
des Solidaritätsmarsches. „Wir 
brauchen Bewegung. Bewegung für 
eine andere, eine soziale Gesell-
schaft. Das gilt jetzt für Euren Kampf 
um Arbeitsplätze, und am 21. Ok-
tober stehen wir dann zusammen 
für eine bessere Politik ein.“

Die abschließende Kundgebung 
des Marsches findet am 19. Oktober 
vor der Siemens-Zentrale in Mün-
chen statt. Am 21. Oktober ist die 
bayerische Hauptstadt dann einer 
von fünf Kundgebungsorten des 
Aktionstages der Gewerkschaften.

Es ist noch nicht zu spät, um 
gegenzusteuern, meint der DGB. 
Deshalb gelte es, beim Aktionstag 
Politik und Unternehmen daran zu 
erinnern, dass sie Leben und Arbeit 
der Menschen würdig gestalten 
können: mit sozialer Verantwor-
tung und sozialen Reformen.   •

+  Justizministerin Brigitte 
Zypries (SPD) will Freier 

von Zwangsprostituierten 
strafrechtlich zur Rechen-
schaft ziehen. Das soll auch 
für deutsche Freier gelten, 
die im Ausland zu Zwangs-
prostituierten gehen.

-  Finanzminister Peer 
Steinbrück (SPD) will 

den Aussteuerungsbetrag, den 
die Arbeitsagentur für nach 
einem Jahr nicht vermittelte 
Arbeitslose zahlen muss, 
erhöhen. Damit soll ein Haus-
haltsloch gestopft werden.

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.oeko-fair.de
Einkaufsführer zu 

Geschäften mit fair 
gehandelten Produkten

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
WSI-Tarifarchiv: 

Kündigungstermine 
für die Lohn- und 

Gehaltsrunden aller 
Tarifbereiche bis 2008
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Verhängnisvolle 
Kombination
Die große Koalition wieder-

holt bei der Unternehmens-

steuerreform den Fehler von 

2001, meint Lorenz Jarass. Nied-

rigere Steuersätze sollen durch 

das Vorziehen von Steuerein-

nahmen finanziert werden

Prominente Unterstützung beim 
„Marsch der Solidarität“ der Beschäf-
tigten von Bosch-Siemens-Hausgerä-
te: DGB-Vorsitzender Michael Sommer 
und Berlins Regierender Bürger-
meister Klaus Wowereit

Aktuelle Infos 
zum Aktions-
tag am 
21. Oktober 
in Berlin, 

Dortmund, München, Stuttgart 
und Frankfurt/M. und die Reform-
alternativen des DGB im Überblick:
www.das-geht-besser.dgb.de
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POLITIK AKTUELL

Das international renommierte 
Institut Arbeit und Technik (IAT) in 
Gelsenkirchen wird zum Jahresen-
de in zwei eigenständige Institute 
aufgespalten. Das hat die CDU/
FDP-Landesregierung von Nord-
rhein-Westfalen beschlossen. Der 
kleinere, auf die Entwicklung des 
Ruhrgebietes und den Schwerpunkt 
„Gesundheit und Lebensqualität“ 
ausgerichtete Forschungsbereich 
wird unter der Leitung von IAT-
Präsident Professor Franz Lehner 
als Institut der Fachhochschule 
Gelsenkirchen zugeordnet. Dieser 
Bereich behält den Namen IAT. Der 
zentrale arbeitswissenschaftliche 
Forschungsbereich wird unter Lei-
tung von IAT-Vizepräsident Profes-
sor Gerhard Bosch der Universität 
Duisburg-Essen zugeordnet. Zu 
dem neuen Institut gehören die 

Bereiche „Arbeitszeit und Arbeits-
organisation“, „Flexibilität und Si-
cherheit“ und „Entwicklungstrends 
des Erwerbssystems“.
Bereits zuvor hatte das Land be-

S t u d i e n g e b ü h r e n

Bald in sieben 
Länder
Nur 20,6 Prozent aller jungen Men-
schen schließen in Deutschland ein 
Hochschulstudium ab. In den meis-
ten OECD-Ländern liegt die Quote 
bei mindestens 30 Prozent, beim 
Spitzenreiter Island sogar bei 50 
Prozent. Trotzdem wollen sieben 
der sechzehn Bundesländer im 
kommenden Jahr für das Erststudi-
um Gebühren einführen. Betroffen 
sind von der neuen Zugangsbarrie-
re StudentInnen in Bayern, Baden-
Württemberg, Hamburg, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfa-
len und im Saarland. Die Studien-
gebühren liegen je nach Bundes-
land zwischen 300 und 500 Euro 
je Semester.   •
Alle Studiengebühren im Überblick:
www.studentenwerk.de/main/
default.asp?id=03203

I n s t i t u t  A r b e i t  u n d  T e c h n i k 

Thinktank wird aufgespalten

B i n n e n n a c h f r a g e

Deutsche sparen 
zu viel
In Deutschland ist die Sparquote 
höher als in den meisten anderen 
Industrieländern. Das belegt eine 
Studie des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (DIW). In 
den vergangenen Jahren ist die 
Sparquote sogar noch gestiegen, 
von 9,2 (2000) auf 10,7 Prozent 
(2005). Ursächlich dafür seien die 
wachsende Einkommensspreizung 

zu Gunsten besser verdienender 
Haushalte, die generell einen hö-
heren Anteil ihres Einkommens 
sparen können, und die zuneh-
mende Verunsicherung breiter Be-
völkerungsschichten durch sinken-
de Realeinkommen und drohende 
Arbeitslosigkeit. Nach Meinung der 
DIW-Forscher trägt die wachsende 
Sparquote wesentlich zur fehlen-
den Binnennachfrage bei. Um den 
Negativtrend umzukehren müssten 
sich die Lohnabschlüsse wieder 
stärker an der wachsenden Arbeits-
produktivität orientieren.   •

schlossen, das ebenfalls zum Wis-
senschaftszentrum NRW gehörende 
Kulturwissenschaftliche Institut den 
Universitäten Duisberg-Essen, Dort-
mund und Bochum zuzuordnen. 
Beim Wuppertal Institut für Klima, 
Umwelt, Energie will sich das Land 
ganz aus der Finanzierung zurück-
ziehen.   •
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Drei Monate haben Union und SPD 
gebraucht, um sich auf der Basis 
der bereits im Sommer präsen-
tierten Eckpunkte auf die zentralen 
Inhalte der Gesundheitsreform zu 
verständigen. Besser geworden ist 
das Reformkonzept dadurch nicht. 
Im Gegenteil. „Der Kompromiss 
des Kompromisses macht alles 
nur noch schlimmer“, kritisiert 
DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach. Weil die Koalition 
dem Gesundheitssystem über vier 
Milliarden Euro an Steuermitteln 
entzieht, werden die Beiträge der 
Versicherten nächstes Jahr erneut 
steigen. „Ab 2009 kommt mit 
dem Gesundheitsfonds der GAU: 
Kopfpauschalen, die allein die Ar-
beitnehmerInnen und besonders 
die Geringverdiener belasten“, kri-
tisiert Buntenbach. Das Koalitions-
konzept sei „eine pure Umvertei-
lung zu Gunsten der Arbeitgeber“. 

Im Detail kritisiert der DGB am 
Koalitionskompromiss von Union 
und SPD vor allem drei Fehlent-
scheidungen: Erstens werde die 
Ungleichbehandlung der Versi-
cherten durch die Trennung der 
Gesetzlichen (GKV) und der Pri-
vaten Krankenversicherung (PKV) 
nicht aufgehoben. Die strukturelle 
Benachteiligung der Gesetzlichen 
Krankenversicherung werde im 
Gegenteil noch verstärkt. Denn 
beim geplanten Gesundheitsfonds 
bleiben die privat Versicherten au-
ßen vor. Das gilt auch für die Zusatz-
beiträge, die die meisten GKV-Ver-
sicherten ab 2009 neben ihrem 
Versicherungsbeitrag aufbringen 
müssen, weil der Gesundheitsfonds 
von Beginn an unterfinanziert sein 

POLITIK AKTUELL
F o l g e n  d e s  G e s u n d h e i t s k o m p r o m i s s e s

Die Versicherten sind die Verlierer
Der Kompromiss von Union und 
SPD bei der Gesundheitsreform 
löst keins der zentralen Probleme 
des Gesundheitssystems. Statt 
die solidarische Finanzierung der 
Krankenversicherung zu stärken, 
wird sie grundlegend in Frage 
gestellt, kritisiert der DGB.

Ausstieg aus dem 
Solidarsystem

Wochenlang haben sich Uni-

on und SPD öffentlich über 

die Details der Gesundheits-

reform gestritten. Doch am 

Ende waren sie sich in zwei 

Punkten einig:

Weil für die führenden Po-

litiker der großen Koalition 

die Haushaltskonsolidierung 

wichtiger ist als die sonst 

von ihnen öffentlich be-

schworene Notwendigkeit 

sinkender Sozialabgaben, 

bleibt es bei der geplanten 

Reduzierung des Steueran-

teils bei der Finanzierung 

der Krankenversicherung 

um mehrere Milliarden Euro. 

Zudem sollen die Kran-

kenkassen die Kosten der 

2007 wirksam werdenden 

Mehrwertsteuererhöhung 

schultern. Auf deren Mit-

glieder kommen deshalb im 

nächsten Jahr erhebliche 

Beitragserhöhungen zu. 

Weil Union und SPD zudem 

der Erhalt der Koalition 

wichtiger ist als der Erhalt 

des Solidarsystems in der 

Gesetzlichen Krankenver-

sicherung, haben sie einen 

Großteil der Folgelasten 

der Gesundheitsreform auf 

die Mitglieder mit geringen 

Einkommen abgewälzt. De-

ren Krankenversicherungs-

beiträge werden in den 

kommenden Jahren noch 

stärker steigen als die der 

besser Verdienenden. „Das 

geht besser“, meinen nicht 

nur die Gewerkschaften. 

www.das-geht-besser.dgb.de/
darum_gehts/gesundheit 
Die Alternativen des DGB zur 
Gesundheitsreform

➜

läuft, müssen die Krankenkassen 
ihre Leistungen massiv einschrän-
ken, um die Prämie niedrig zu 
halten. Die Folge: In Krankenkas-
sen wie der AOK, die traditionell 
einen höheren Anteil von Mitglie-
dern mit niedrigerem Einkommen 
aber hohen Gesundheitsrisiken 
haben, wird der Anteil der schlech-
ten Risiken zunehmen. Ihren Mit-
gliedern drohen deshalb schrump-
fende Leistungen – bei gleichzeitig 
steigender Zusatzprämie.

Zweitens fordern die Gewerk-
schaften, dass die Ausgabenstei-
gerungen im Gesundheitssystem 
nicht auf die Versicherten abge-
wälzt werden dürfen, denn sowohl 
der Staat als auch die Untenehmen 
blieben bei deren Finanzierung au-
ßen vor. Statt des angekündigten 
Einstiegs in die Steuerfinanzierung 
des Gesundheitssystems, kürzt die 
Bundesregierung im kommenden 

Gesetzgeber und nicht mehr die 
Krankenkasse über die Höhe des 
Versicherungsbeitrags entscheidet, 
bleiben zudem die Arbeitgeber 
bei künftigen Kostensteigerungen 
im Gesundheitssystem außen vor. 
Denn in den Beitragssatz sollen 
nur „unvermeidbare“ Kostenstei-
gerungen einfließen. Die Zusatz-
prämie, an der die Arbeitgeber 
nicht beteiligt sind, dürfte deshalb 
schnell von einer kleinen zu einer 
großen Kopfprämie wachsen. 

Und drittens bemängeln die 
Gewerkschaften, dass die Kran-
kenkassen ihren Versicherten in Zu-
kunft Wahltarife anbieten müssen. 
„Es ist zu befürchten“, so DGB-
Vorstand Buntenbach, „dass der 
bisherige Leistungskatalog künftig 
nur durch die Kombination von 
Billigtarif und privater Zusatzversi-
cherung aufrechterhalten werden 
kann.“   •

Was die Krankenkassen in den Risikostrukturausgleich einzahlen und von ihm
erhalten (2004, in Milliarden Euro)
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Quelle: Bundesversicherungsamt

Allgemeine
Ortskranken-

kassen

Betriebs-
kranken-
kassen

Bundes-
knapp-
schaft

Angestellten
Ersatz-
kassen

Arbeiter
Ersatz-
kassen

Innungs-
kranken-
kassen

See-
kranken-

kasse

13,11

0,60
1,53

0,42 0,06 0,34 0,01

-0,58-0,69

-3,68

-9,30

Transfererhalt

Transferzahlung

Ausgleich auch in Zukunft notwendig

Die große Koalition will den Risikostrukturausgleich 2009 durch einen 
„morbiditätsorientierten Strukturausgleich“ ablösen. Bei ihm sollen aber 
nur „50 bis 80 schwerwiegende Krankheiten“ berücksichtigt werden. Auf 
die Mitglieder von Krankenkassen, die viele Menschen mit hohen Gesund-
heitsrisiken versichern, kommen deshalb zusätzliche Belastungen zu.

Jahr den Steuerzuschuss von 4,2 
auf 1,5 Milliarden Euro. Für die 
Versicherten werden die Beiträge 
deshalb 2007 erneut steigen, auf 
über 15 Prozent. 

Weil mit der Einführung des 
Gesundheitsfonds in Zukunft der 

wird. Durch die Gesundheitsreform 
wird der Anreiz für besser Verdie-
nende, in das PKV-System zu wech-
seln, sogar noch steigen: Weil der 
Wettbewerb unter den Kranken-
kassen in Zukunft ausschließlich 
über die Höhe der Zusatzprämie 
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PROJEKTE UND PARTNER

B r o s c h ü r e

Hartz-Reform

Die bundesdeutsche Arbeitsmarkt-
politik hat spätestens seit Verab-
schiedung der „Hartz-Gesetze“ eine 
gänzlich neue Richtung eingeschla-
gen. Für eine endgültige Bilanz ist 
es aus Sicht der Hans-Böckler-Stif-
tung zwar noch zu früh, doch gebe 
es klare Tendenzen, „dass das Re-
form-Werk weit von seinem Ziel ent-
fernt ist, die Zahl der Arbeitslosen 
spürbar zu senken, hartnäckige 
Strukturprobleme aufzubrechen 
und Beschäftigung zu stimulieren“. 
So lautet die Einschätzung in der ge-
rade erschienenen Broschüre „Die 

B ü n d n i s

Für freien 
Sonntag
Seitdem die Bundesländer für die 
Ladenöffnungszeiten zuständig 
sind, zeichnet sich ab, dass Ge-
schäfte schon bald werktags rund 
um die Uhr öffnen können. Weitge-
hend kommerzfrei, weil durch das 
Grundgesetz geschützt, ist nur noch 
der Sonntag. Aber auch der gerät 
durch Sonderregelungen – wie etwa 
während der Fußball-WM – immer 
mehr zum Einkaufstag wie jeder 
andere. Die Bundesfachgruppe Ein-
zelhandel der Gewerkschaft ver.di 

••• Die Kooperationsstelle 
Hochschulen und Gewerk-
schaften Hannover – Hildes-
heim lädt zum Science-D@y 
2006 ein. Unter dem Titel „Arbei-
ten ohne Netz“ diskutieren die Teil-
nehmerInnen am 2. November in 
Hannover über prekäre Arbeit und 
ihre Auswirkung auf die Beschäf-
tigten. Dabei soll geklärt werden, 
wer von prekärer Arbeit betrof-
fen ist: gering Qualifizierte oder 
HochschulabsolventInnen, nur der 
Niedriglohnsektor oder die ganze 

Gesellschaft, Frauen und Migrant-
Innen in besonderem Maße? Und 
es geht um die Verantwortung der 
Gewerkschaften bei der Bekämp-
fung prekärer Arbeit. Anmeldung: 
ines.plewe@zew.uni-hannover.de
••• Der DGB Rheinland-Pfalz 
veranstaltet in Kooperation mit den 
Evangelischen Kirchen in Rhein-
land-Pfalz am 13. November in 
Mainz die Fachtagung „Gerechte 
Teilhabe statt Ausgrenzung – Stra-
tegien gegen Armut“. Die zentra-
len Fragen lauten: Wie gelingt der 

interregio
Übergang zu einer erfolgreichen 
politischen Strategie zur Bekämp-
fung von Armut? Wie kann ein Weg 
zu einer echten Teilhabegerech-
tigkeit und zu mehr Verteilungs-
gerechtigkeit geschaffen werden? 
Und welche Wege sind dazu bei 
der Gestaltung des Steuersystems, 
in der Bildungspolitik und bei der 
Lohngestaltung erforderlich? In 
Workshops sollen anschließend 
Strategien gegen Armut entwickelt 
werden. 
Infos: beatemaria.kirch@dgb.de

N e u e s  N e t z w e r k

Verantwortung 
der Unternehmen
Mehr denn je gehen die Profite für 
Wenige zu Lasten der Mehrheit der 
Menschen. Das kürzlich gegründe-
te Netzwerk „CorA“ (Corporate 
Accountability), in dem sich deutsche 
Menschenrechtsorganisationen, 
Gewerkschaften, Verbraucher- und 
Umweltverbände, kirchliche und 
entwicklungspolitische Gruppen 
zusammengeschlossen haben, will 
transnationale Unternehmen, de-
ren Tochterfirmen und Zulieferer 
an ihre Verantwortung gegenüber 
Menschen und Umwelt erinnern. 
Sie sollen in ihrem täglichen und 
weltweiten Handeln die Menschen-
rechte sowie international verein-
barte soziale und ökologische 
Normen einhalten, heißt es auf der 
CorA-Homepage. Das Netzwerk 
will Anstöße für eine Debatte über 
Unternehmensverantwortung ge-
ben und die Politik zum Handeln 
bewegen.   •
www.cora-netz.de 

Hartz-Reform und ihre Folgen“. 
Darin sind die Ergebnisse verschie-
dener Forschungsförderprojekte 
und Studien der Stiftung zur aktu-
ellen Arbeitsmarktpolitik zusam-
mengefasst. So werden in vier The-
menbereichen die Folgen von Hartz 
IV untersucht, insbesondere in Ost-
deutschland. Die Arbeitsvermittlung 
nach der Umstrukturierung der Bun-
desanstalt für Arbeit zur Bundes-
agentur wird unter die Lupe genom-
men, die Chancen einer kommunalen 
Beschäftigungspolitik werden auf-
gezeigt. Die Broschüre kann unter 
der Bestellnummer 30299 kosten-
los unter mail@setzkasten.de be-
stellt oder unter www.boeckler.de 
heruntergeladen werden.   •

S t u d i e

Mobilität 
hilft nicht
ALG II-EmpfängerInnen wird immer 
mehr zugemutet: Sie sollen nicht 
nur schlecht bezahlte Jobs anneh-
men, sondern auch weite Wege zu 
einem solchen Job zurücklegen. 
Eine aktuelle Studie des Instituts 
für Soziologie der Universität 
Hamburg belegt jetzt allerdings, 
dass eine höhere regionale Mobi-
lität von Arbeitslosen keineswegs 
das Beschäftigungsproblem löst. 
Dabei seien selbst gering quali-
fizierte Arbeitslose zum Umzug 
bereit, wenn ihnen Jobs mit einer 
Perspektive angeboten würden, 
ergab die Untersuchung. Allerdings 
könnten instabile Beschäftigungs-
angebote bei Arbeitslosen keine 
Mobilitätsbereitschaft auslösen. 
Die Soziologin Tanja Buch hat ihre 
Doktorarbeit zu diesem Thema un-
ter dem Titel „Regionale Mobilität 
auf dem deutschen Arbeitsmarkt“ 
veröffentlicht.   •
www.verlagdrkovac.de/3-8300-2643-9.htm

hat gemeinsam mit katholischen 
und evangelischen Arbeitnehmer-
organisationen Ende September 
eine „Allianz für den freien Sonn-
tag“ gegründet. Sie wendet sich 
ausdrücklich gegen eine „Rund-
um-die-Uhr-Gesellschaft“ und 
setzt sich für eine erneuerte Sonn-
tagskultur ein. Neben Bündnissen 
auf Länder- und Regionalebene 
plant die Allianz für das kommen-
de Jahr die Veröffentlichung von 
Statements für den Erhalt des ar-
beitsfreien Sonntags. Wer sich zum 
Thema äußern möchte, kann das 
auf der ver.di-Homepage tun.   •
http://einzelhandel.verdi.de/ladenschluss/

standpunkt_sonntag/formular_ls 

K o n g r e s s 

Gute Arbeit

Das IG Metall-Projekt „Gute Ar-
beit“ widmet sich der Arbeitswelt 
von morgen. Anlässlich eines 
Kongresses zum Thema geht es 
in sieben Foren am 6. und 7. De-
zember darum, dass „eine besse-
re Arbeitswelt machbar“ ist. Die 
Foren befassen sich mit Themen 
wie „Leistung regeln, aber wie?“, 
„Arbeitszeit mit Maß“ und „Neue 
Belastungen erfordern ganzheit-
liche Gefährdungsbeurteilungen.“ 

Der zweite Kongresstag steht 
im Zeichen einer Podiumsdiskus-
sion zur Frage, ob „gute Arbeit 
unter die Räder des Wettbewerbs-
zwangs“ gerät. TeilnehmerInnen 
sind unter anderem Eberhard Ul-
rich (Gesellschaft für Arbeitswis-
senschaft), und Wolfgang Rohde 
(IG Metall).   •
Info und Anmeldung: 069/66 93 28 87
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POLITIK AKTUELL

   •

27 MIO. MENSCHEN ERFAHREN TÄGLICH:
WER MIT UNS FÄHRT, HAT MEHR GELD
FÜR SCHÖNE DINGE.

Ein Besuch in der Oper oder ein Bummel über den Rummelplatz? Mit Bus und Bahn 
kommen Sie nicht nur gut an, Sie kommen auch günstig weg. Das merken Sie spätestens, 
wenn Sie an der Zapfsäule mehr bezahlen, als eine Monatskarte kostet. Machen Sie es wie
27 Mio. Fahrgäste in Deutschland. Steigen Sie um. Sparen Sie Ihr Geld für schöne Dinge.

www.deutschland-bleibt-mobil.de
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GEWERKSCHAFTEN
TRANSNET und 
GDBA haben 
Anforderungen für 

eine Privatisierung der DB 
formuliert: Auch bei einer 
Privatisierung müsse der 
Bund Mehrheitsgesellschaf-
ter der Bahn bleiben. Zudem 
müsse er verpfl ichtet wer-
den, jährlich 2,5 Milliarden 
Euro für die Sicherung des 
bestehenden Schienennetzes 
zu zahlen.

Die GEW hat erheb-
liche datenschutz-
rechtliche Einwände 

gegen die von der Kultusmi-
nisterkonferenz der Länder 
(KMK) geplante Schaffung 
einer bundesweiten Schüler-
datenbank. Die Schüler-
Innen hätten ein Recht auf 
informationelle Selbstbe-
stimmung, die sie vor einer 
verfrühten Leistungsauslese 
schützt. Sie bräuchten keine 
„Hundemarke“.

ver.di fordert eine 
grundlegende 
Neukonzeption der 

Entsorgung von Verpackun-
gen. Um einen fairen Wettbe-
werb zu gewährleisten und 
Lohn- und Umweltdumping 
bei der Abfallentsorgung 
zu vermeiden, müssten den 
Kommunen und Landkreisen 
mehr Kompetenzen übertra-
gen werden.

Die IG BCE will ihre 
Mitglieder und 
Funktionäre dazu 

gewinnen, in ihrem Umfeld 
verstärkt für die Möglich-
keiten der Bio- und Gentech-
nologie zu werben. Dazu hat 
sie eine Übersicht aller Info-
materialien der IG BCE zum 
Thema auf ihrer Homepage 
eingestellt, von Broschüren 
bis zum Infostand.

kurz&bündig J o u r n a l i s t e n p r e i s e

Gegen bestellte 
Wahrheiten
Fast zeitgleich haben Anfang Ok-
tober die beiden größten DGB-Ge-
werkschaften, IG Metall und ver.di, 
die Preisträger ihrer Journalisten-
preise bekannt gegeben. Der mit 
jeweils 7500 Euro dotierte Fern-
sehpreis der Dienstleistungsge-
werkschaft ver.di geht in diesem 
Jahr an Holger Carsten Schmidt 
für das Drehbuch zum SWR-Film 
„In Sachen Kaminski“ und an Da-
mir Luka ̌cevi ́c für die Regie im ZDF-
Film „Heimkehr“.

Den 1. Preis des Journalisten-
preises der Otto-Brenner-Stiftung 
der IG Metall erhält die Redaktion 
des hr2-Hörfunk-Magazins „Der 
Tag“. Mit der Preisverleihung wer-
de eine bereits seit zehn Jahren 
laufende Sendung ausgezeichnet, 

die dem Hörer helfe, die Wirklich-
keit in Politik, Wirtschaft und Kultur 
besser zu verstehen, so die Jury. Die 
beiden weiteren Preisträger des mit 
insgesamt 20 000 Euro dotierten 
Otto-Brenner-Preises für kritischen 
Journalismus sind Frank Jansen, der 
für seine im Berliner Tagesspiegel 

erschienenen Reportagen über die 
Opfer rechter Gewalttaten ausge-
zeichnet wird, und die Redaktion 
des NDR-Medienmagazins Zapp, 
die unter dem Titel „Verdeckt, ver-
steckt, verboten“ über Schleichwer-
bung in ARD-Sendungen berichtet 
hat.   •

„Wähle deine starke Seite“, unter diesem 
Motto werben IG Metall und ver.di zurzeit in 
vielen Betrieben für die Beteiligung an den 
Wahlen der Schwerbehinderten-
vertretung. Gewählt werden kann die 
Interessensvertretung für Beschäftigte mit 
einem körperlichen Handikap in allen Betrie-
ben und Verwaltungen, in denen mindestens 
fünf Schwerbehinderte beschäftigt sind. 
Analog zur Amtszeit der Betriebsräte wird 
auch die Schwerbehindertenvertretung alle 
vier Jahre neu gewählt. In diesem Jahr läuft 
die turnusgemäße Wahlkampagne noch bis 

zum 30. November. Schwerbehindertenvertretungen können 
aber auch zu einem späteren Zeitpunkt gewählt werden. 
ver.di hat die wichtigsten Informationen zur SBV-Wahl 
in einem Infopaket auf ihrer Homepage zusammengestellt. 
www.verdi.de

?...nachgefragt

„Wir haben nach monatelangem Tauziehen ein Paket 
geschnürt, das viele Beobachter überrascht hat: Die 
angedrohte 35-Stunden-Woche ohne Lohnausgleich 
ist vom Tisch, es gibt keine Werksschließungen und 
keine Massenentlassungen. Sondern einen Arbeits-
zeitkorridor von 25 bis 33 Stunden für das gleiche 
Entgelt wie bisher, sprich 28,8 Stunden. Als Teillohn-
ausgleich konnten wir einen Rentenbaustein von 
rund 6300 Euro pro Beschäftigten und ein neues 
Bonussystem durchsetzen. Die Zahl der Auszubil-
denden ist mit 1250 pro Jahr erstmals tarifvertraglich 
festgeschrieben worden. Die Übernahme der Aus-
gebildeten bleibt in der jetzigen Form bestehen. Im 
November 2006 gibt’s eine Einmalzahlung von 1000 
Euro und zum 1. Januar 2008 gilt die Tariferhöhung 
der niedersächsischen Metallindustrie. Bis 2011 sind 

betriebsbedingte Kündigungen ausgeschlossen und 
darüber hinaus alle sechs westdeutschen Standorte 
ausgelastet. 
Der VW-Vorstand hat sich erst bewegt, nachdem 
wir mit dem Abbruch der Tarifgespräche gedroht 
haben. Ohne konkrete und verbindliche Produkt- 
und Investitionszusagen für alle sechs Standorte 
waren wir nicht bereit, über einen Arbeitnehmer-
beitrag zu sprechen. Zielführend war dabei auch der 
Druck aus den Betrieben: Über 55 000 Beschäftigte 
haben in der Schlussphase der Verhandlungen ihre 
Wut über die kompromisslose Haltung seitens VW 
zum Ausdruck gebracht und uns damit den Rücken 
gestärkt. 
Das Verhandlungsergebnis ist ein Kompromiss, hat 
also – wie immer – Stärken und Schwächen. Der 
Arbeitnehmerbeitrag ist schmerzlich, aber vertret-
bar. Dem Arbeitszeitkorridor von 25 bis 33 Stunden 
auf der Basis des bisherigen Monatsentgelts steht 
gegenüber, dass kein Werk ausblutet und alle Ar-
beitsplätze über 2011 hinaus sicher sind. Wir haben 
damit die Mitbestimmung bei Volkswagen um den 
zentralen Aspekt der Produktmitbestimmung erwei-
tern können. 
Jetzt erwarten wir vom Vorstand, dass er nicht nur 
alle Zusagen korrekt einhält, sondern sofort damit 
beginnt, sie umzusetzen.“

Die IG Metall hat sich mit Volks-
wagen am 29. September auf 
einen Tarifvertrag zur Sanierung 
der Kernmarke VW verständigt. 
Die Tarifkommission hat dem 
Kompromiss am 6. Oktober zuge-
stimmt. Wie ist er zu bewerten 
– und wie geht’s jetzt weiter? 
Das fragte einblick Hartmut 
Meine, 54, den Bezirksleiter 
der IG Metall Niedersachsen und 
Sachsen-Anhalt.
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MEINUNG Steueroase 
Deutschland

Zehn Milliarden Euro kostet 

nach Berechnungen des DGB 

die geplante Unternehmens-

steuerreform. Nach Berech-

nungen des CDU-geführten 

Finanzministeriums von 

NRW könnten die Steueraus-

fälle sogar bei 16 Milliarden 

Euro jährlich liegen. Genaue 

Zahlen will die Koalition 

frühestens Ende Oktober 

präsentieren. Bis dahin 

wollen sich Union und SPD 

verständigen, ob die Kosten 

der Unternehmenssteuer-

reform, wie von der SPD 

gefordert, zumindest zum 

Teil durch die Einbeziehung 

von Zinsen, Pachten und 

Leasingraten bei der Gewinn-

ermittlung gegenfinanziert 

werden.

Unabhängig von den 

Koalitionsquerelen hat der 

Wirtschaftswissenschaft-

ler Lorenz Jarass in einem 

Gutachten für die Links-

partei untersucht, wie die 

Unternehmenssteuern so 

reformiert werden können, 

dass die Unternehmen in 

Zukunft wieder entspre-

chend ihrer Leistungsfähig-

keit an der Finanzierung 

staatlicher Aufgaben betei-

ligt werden. Seit Ende Sep-

tember liegen seine Empfeh-

lungen als Buch vor: 

Lorenz Jarass, Gustav M. Ober-

maier, Unternehmenssteuerre-

form 2008 – Kosten und Nutzen 

der Reformvorschläge, Verlag 

Monsenstein und Vannerdat, 

Münster 2006, 153 Seiten, 11,50 

Euro 

(www.mv-buchshop.de/catalog)

➜

Deutschland ist – anders als oft behauptet – kein 
Hochsteuerland für Unternehmens- und Vermögens-
einkommen. Im Gegenteil: Deren realer Steuersatz 
sank von 1985 bis 2005 von 35 auf 19 Prozent. Die 
Steuerlast der Kapitalgesellschaften liegt sogar noch 
niedriger, bei 16 Prozent – trotz der im internatio-
nalen Vergleich hohen nominalen Steuersätze. Ver-
antwortlich dafür sind Schlupflöcher im Steu-
ersystem: die Absetzbarkeit von Aufwendungen 
in Deutschland, obwohl die daraus entstehenden 
Erträge hierzulande steuerfrei sind, die völlige Steu-
erfreistellung von Veräußerungserträgen, die zeitlich 
unbeschränkte Verlustverrechnung aus früheren 
Jahren und der steuerliche Abzug von Schuldzinsen 
und Lizenzgebühren. Das deutsche Steuersystem 
benachteiligt Investitionen in Deutschland gegen-
über Investitionen im Ausland, Realinvestitionen in 
Produktionsanlagen gegenüber Finanzinvestitionen, 
den Eigenkapitaleinsatz gegenüber der Aufnahme 
von Fremdkapital, mittelständische Investoren ge-
genüber dem globalen Finanzkapital. Die Folge: Der 
Export von Arbeitsplätzen wird steuerlich begünstigt 
und die Schaffung von Arbeitsplätzen in Deutsch-
land diskriminiert. 

Wenn die Koalition den Ausverkauf von Ar-
beitsplätzen in Deutschland beenden will, 
muss sie alle Kapitalerträge besteuern. Neben dem 
Gewinn – also dem Entgelt für die Nutzung von 
Eigenkapital, das die Anteilseigner zur Verfügung 
stellen – müssen auch Schuldzinsen und Mieten, 
Leasingraten und Lizenzgebühren – also das Entgelt 
für die Nutzung von Fremdkapital, das Banken und 
andere Kreditgeber dem Unternehmen zur Verfü-
gung stellen – besteuert werden. Zudem müssen 
alle Wertsteigerungen besteuert werden, zum Bei-
spiel auch die von Immobilien. Denn das deutsche 
Steuersystem begünstigt Passivität (Werte verwal-
ten) gegenüber Aktivität (Werte erwirtschaften): Nur 
wer sich wirtschaftlich bewegt, zahlt Steuern. Durch 
die Besteuerung auch der nicht realisierten 
Wertsteigerungen würde diese wirtschaftliche 
Blockade beendet. 

Dieser Grundgedanke findet sich auch im Reform-
konzept der großen Koalition wieder: Die im inter-
nationalen Vergleich hohen nominalen Steuersätze 
für Kapitalgesellschaften sollen auf unter 30 Prozent 
gesenkt werden. Die steuerliche Subventionierung 

des Arbeitsplatzexports und des Ausschlachtens 
profitabler deutscher Unternehmen soll durch die 
Begrenzung der steuerlichen Abzugsfähigkeit von 
Schuldzinsen reduziert werden. Über die Details frei-

lich streiten die Koalitionspart-
ner. Ebenso über die Frage, bis 
zu welcher Höhe die zu erwar-
tenden Steuerausfälle von den 
Unternehmen gegenfinanziert 
werden sollen. 

Kommt es zu der von Fi-
nanzminister Peer Steinbrück 
(SPD) vorgeschlagenen hälf-
tigen Begrenzung des steu-
erlichen Abzugs der Fremdfi-
nanzierungsaufwendungen, 
stehen den Steuerausfällen 
von rund 18 Milliarden Euro 
durch die niedrigeren Steuer-

sätze Mehreinnahmen von rund 11,5 Milliarden Eu-
ro gegenüber. Die Steuerausfälle lägen also bei rund 
sechs Milliarden Euro pro Jahr. Würde der Abzug der 
Fremdfinanzierungsaufwendungen hingegen nur zu 
einem Viertel begrenzt, stiege der Steuerausfall auf 
neun Milliarden Euro. Würden, wie von Bayern vor-
geschlagen, nur Mindestgrenzen bei der Gewinn-
besteuerung eingeführt, läge das Defizit sogar 
bei über elf Milliarden Euro. Bedenklich ist 
zudem die geplante Verschlechterung der Abschrei-
bungsbedingungen. Die zu erwartenden Steuerlö-
cher würden lediglich durch geringere Steuerzah-
lungen in späteren Jahren gegenfinanziert. Die po-
litisch einfach durchsetzbare, aber wirtschafts- und 
arbeitsmarktpolitisch verhängnisvolle Kom-
bination von Steuersatzsenkungen und 
Abschreibungsverschlechterungen würde 
nur wiederholt. 

Bereits 2001 senkte Rot-Grün den Körper-
schaftssteuersatz von 50 auf 40 Prozent und die 
degressive Abschreibung von 30 auf 20 Prozent. 
Die dauerhafte Entlastung der Unternehmen durch 
niedrigere Steuersätze wurde also durch ein Vor-
ziehen von Steuereinnahmen gegenfinanziert. Die 
Folge: Die Steuerzahlung der Kapitalgesellschaften 
lag 2005 immer noch unter dem Niveau von 
2000, obwohl ihre Gewinne seitdem um ein Drittel 
gestiegen sind.   •

U n t e r n e h m e n s s t e u e r r e f o r m

Verhängnisvolle Kombination
Die Bundesregierung will die Senkung der Unternehmenssteuern zum Teil durch Einschränkungen 
bei den Abschreibungsmöglichkeiten gegenfinanzieren. Die Steuerausfälle sind später umso größer, 
warnt der Wirtschaftswissenschaftler Lorenz Jarass.

Prof. Dr. Lorenz 
Jarass, 51, lehrt 
Wirtschaftswis-
senschaften an 
der Fachhochschu-
le Wiesbaden.
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DIES &DAS

16.10.  DGB Berlin-Branden-
burg, Konferenz „Brandenburg: Alles 
wird besser?! Arbeit, Leben und Bil-
dung in Brandenburg“, Potsdam

18.10.  ver.di und Friedrich-
Ebert-Stiftung, Konferenz „Zukunft 
mit Dienstleistungen sichern“, Berlin

18.10.  ver.di, Diskussions-
reihe sicht.weisen „Gutes Leben – 
Gute Arbeit – stimmen die Gewichte? 
Work-Life-Balance als gewerkschaft-
liches Handlungsfeld“, Berlin

20.10.  D G B - B i l d u n g s -
werk und Friedrich-Ebert-Stiftung, 
Konferenz „Benachteiligungen ab-
bauen – Arbeitsmarktintegration 
von Menschen mit Migrationshin-
tergrund“, Berlin

21.10.  DGB, Aktionstag 
„Das geht besser. Aber nicht von 
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„Ein nicht unerheblicher Teil der heutigen Entscheidungs-
träger in der Wirtschaft (hat sich) offenbar relativ weit vom 
Wertekanon entfernt, der sich über Jahrhunderte hinweg 
in unserem Land herausgebildet hat“.

allein!“, Berlin, Dortmund, Mün-
chen, Stuttgart, Frankfurt/M.

25.-27.10.  TBS NRW und ver.di, 
Fachtagung „Zukunft der Call-Cen-
ter mitbestimmen – Neue Heraus-
forderung für Betriebsräte“, Berlin

27./28.10.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Workshop „European Inte-
gration in Crisis“, Berlin

27.-29.10.  ver.di-Jugend, Anti-
rassismuskonferenz „Gewerkschaften 
und Rassismus“, Gladenbach

30.10.  D G B - B i l d u n g s -
werk, Lernendes Forum „Impulse 
für eine lernförderliche Arbeitsge-
staltung“, Düsseldorf

30.10.  Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Diskussion „Mehr Gleichstel-
lung für ein sozialeres Europa!“, 
Berlin

Porsche-Vorstandvorsitzender Wendelin Wiedeking am 4. Oktober auf 
einer Tagung der Akademie des Bistums Mainz über den Werteverfall 
führender Manager 
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ARBEITEN BIS ZUR RENTE: Viele schaffen’s nicht

dieDGBgrafik

Nur 59 Prozent der Beschäftigten 
meinen, dass sie den Anforderungen 
ihrer jetzigen Tätigkeit bis zur Rente 
gewachsen sind. Das berichten die 
WSI-Mitteilungen. 41 Prozent der 
Befragten, so das Ergebnis mehrerer 
Studien, sind nicht dieser Meinung 
oder wissen es nicht. Dass diese Grup-
pe mit zunehmendem Alter kleiner 
wird, hat zwei Gründe: Die Zeitspanne 
bis zur Rente ist kürzer; zudem sind 
viele Beschäftigte mit besonders be-
lastenden Arbeitsbedingungen bereits 
aus dem Erwerbsleben ausgeschieden.

Schlusspunkt●

14TAGE

Buch: Rolf Prigge, Thomas 
Schwarzer, Großstädte 
zwischen Hierarchie, Wett-
bewerb und Kooperation, 
VS Verlag für Sozialwissen-
schaften, Wiesbaden 2006, 
452 Seiten, 44,90 Euro

Die fünfzehn größten deutschen 
Städte sind seit der Wiederverei-
nigung keinem einheitlichen Ent-
wicklungspfad gefolgt, sondern 
vier verschiedenen Typologien, 
die vom prekärem Strukturwan-
del und Schrumpfung bis zu aus-
gewogener Prosperität reichen. 
Die Chancen der lokalen Akteure, 

darunter die Gewerkschaften, 
den Modernisierungsprozess der 
Kommune mitzubestimmen, hän-
gen von ihren Machtressourcen 
ab. Sie wachsen, wenn sich ein-
zelne Akteure vor Ort vernetzen. 
Denn Städte sind hoch komplexe, 
vielfältig vernetzte Organismen 
des Zusammenlebens, die sich 
nicht von oben steuern lassen. So 
lautet das Fazit der von der Hans-
Böckler-Stiftung und der Gewerk-
schaft ver.di unterstützten Studie 
der Bremer Soziologen Rolf Prig-
ge und Thomas Schwarzer über 
die politischen Gestaltungsspiel-
räume der Städte.

Tipp



einblick 19/06

A k t i o n s t a g  d e r  G e w e r k s c h a f t e n

Erfolgreicher Auftakt
Mit Großkundgebungen in fünf 
Städten hat der DGB am 21. Ok-
tober Bewegung in die Diskussion 
über die Reformpolitik in Deutsch-
land gebracht. Ausgesprochen 
zufrieden zeigte sich der DGB-Vor-
sitzende Michael Sommer mit dem 
Aktionstag. Es sei gelungen, „die 
verbreitete Politikverdrossenheit zu 
überwinden und Menschen für eine 
bessere Politik in Bewegung zu set-
zen“. Jetzt gelte es, „den Schwung 
vom 21. Oktober zu nutzen und für 
einen Kurswechsel der großen Koa-
lition zu werben“.

Denn die Kundgebungen sind 
erst der „Auftakt zu weiteren 
politischen Aktionen der Gewerk-
schaften“. In den nächsten Mo-
naten werden DGB und Gewerk-
schaften die parlamentarischen 
Beratungen zu den Reformvorha-
ben mit zahlreichen Aktivitäten 
intensiv begleiten. So soll auf allen 
Ebenen, in den Wahlkreisen vor Ort 
wie auf Bundesebene, der Dialog 
mit den Bundestagsabgeordneten 
geführt werden. Ob Gesundheits-
reform, Rente mit 67 oder die 
Durchsetzung eines Mindestlohns: 
Die Gewerkschaften stellen sich 
auf langwierige Auseinanderset-
zungen ein. „Wir haben einen 

langen Atem“, verspricht Michael 
Sommer. Denn auch wenn sich das 
Bundeskabinett unbeeindruckt von 
den Protesten zum Beispiel auf 
einen Gesetzentwurf zur Gesund-
heitsreform verständigt hat, ist noch 
nichts beschlossen. Neben medien-
wirksamen Aktionen in Berlin, etwa 
anlässlich der Bundestagsanhörun-
gen zur Gesundheits- und zur Renten-
reform, sollen bis zum Frühjahr 2007 
insbesondere die Abgeordneten von 
SPD und Union mit den konkreten 
Auswirkungen der geplanten Re-
formen konfrontiert werden. Dazu 
ist zum Beispiel eine Art „Praxis-
test für MdBs“ in den Wahlkreisen 
geplant, bei dem sich die Abgeord-
neten etwa damit auseinanderset-

zen können, was es heißt, auf dem 
Bau bis 67 zu arbeiten.
Auf zahlreichen Veranstaltungen, 
wie einer alternativen Fach-Anhö-
rung zur Gesundheitsreform am 
22. November in Berlin oder einer 
internationalen Sozialstaatskon-
ferenz am 13./14. März 2007 am 
gleichen Ort, wird der DGB weiter-
hin für seine Reformalternativen 
werben. Und davon hat der DGB 
eine Menge zu bieten. Inzwischen 
müsste das auch CDU-Generalse-
kretär Ronald Pofalla wissen, der 
den Gewerkschaften vorgeworfen 
hatte, nur zu protestieren, ohne in 
den vergangenen zwölf Monaten 
eigene Vorschläge entwickelt zu 
haben. Dass das keinesfalls stimmt, 
stellte Michael Sommer in einem 
offenen Brief an Pofalla klar. „Un-
abhängig von der Tatsache, dass 
ich selbst öfters mit Ihnen unsere 
Vorschläge erörtert habe“, heißt 
es dort, habe der DGB zu allen 
strittigen Reformvorhaben eigene 
Vorschläge entwickelt und diese 
sowohl der CDU-Spitze als auch 
der Öffentlichkeit vorgestellt – 
von der Bürgerversicherung über 
Ausbildungsplatzinitiativen bis zu 
einer aufkommensneutralen Unter-
nehmenssteuerreform. Ein dickes 
Paket mit den Alternativkonzepten 
hat der DGB Pofalla eigens noch 
mal zugeschickt.   •

+  Rolf Mützenich, Sprecher 
für Abrüstung und 

Rüstungskontrolle der SPD-
Fraktion, will Waffen im Welt-
all völkerrechtlich verbieten 
lassen. Eine neue Doktrin der 
US-Regierung sehe vor, das 
All strategisch in die US-Kriegs-
führung zu integrieren.

-  Trotz der Verfassungs-
bedenken von Bundes-

präsident Horst Köhler wollen 
Union und SPD an der Privati-
sierung der Flugsicherung 
festhalten. CDU-Berichterstat-
ter Norbert Königshofen will 
dazu „gegebenenfalls auch 
das Grundgesetz ändern“. 

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
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www.rechtsweg-
ausgeschlossen.de
Kampagne gegen 

Rechtsextremismus in 
Mecklenburg-Vorpommern

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Stellungnahme des DGB 

zum neuen Entwurf 
der EU-Dienstleistungs-

richtlinie
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Change or die
Mit ihrem Organising-Konzept 

haben die britischen Gewerk-

schaften den Mitgliederver-

lust gestoppt. Das geht nicht, 

ohne ein Gemeinschaftsgefühl 

zu vermitteln, meint Carl Roper 

vom Trade Union Congress

Mehr als 220 000 Menschen de-
monstrierten bundesweit für die 
Alternativen der Gewerkschaften 
zur Reformpolitik der großen 
Koalition. 
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GEWERKSCHAFTEN

Bereits im Vorfeld des Aktionstages 
hatte der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer immer wieder betont, dass 
das Ziel des Aktionstages „nicht ei-
ne andere Regierung, sondern eine 
andere Politik“ ist, und hatte da-
mit die zentrale Botschaft des Ak-
tionstages vorweggenommen. Im 
Mittelpunkt der Redebeiträge von 
führenden GewerkschafterInnen 
und VertreterInnen von Initiativen 
und sozialen Bewegungen in den 
fünf Demonstrationsorten standen 
die Alternativen zur Reformpolitik 
der Bundesregierung.

Der von der großen Koalition 
geplante Gesundheitsfonds sei in 
seiner jetzigen Form „der Anfang 
vom Ende der solidarischen Kran-
kenversicherung“ warnte Sommer 
in Stuttgart vor 45 000 Zuhörern. 
ver.di-Vorsitzender Frank Bsirske 

kritisierte auf der mit 80 000 Teil-
nehmerInnen größten Kundgebung 
am Brandenburger Tor in Berlin 
vor allem die geplante Unterneh-
menssteuerreform. Die Regierung 
setze „eine gigantische Umvertei-
lungsmaschine“ in Gang, wenn sie 
einerseits die geplante Mehrwert-
steuererhöhung als haushaltspoli-
tisch dringend notwendig verteidi-
ge, gleichzeitig aber eine massive 
Senkung der Unternehmenssteuern 
ankündige. Der GdP-Vorsitzende 
Konrad Freiberg ergänzte, dass die 
Politik der großen Koalition zu einer 
„zunehmenden sozialen Spaltung 
der Gesellschaft“ führe. Soziale 
Konflikte würden an Bedeutung 
gewinnen, während sich immer 
mehr Menschen aus der politischen 
Gestaltung der demokratischen 
Gesellschaft zurückzögen. 

Über 220 000 DemonstrantInnen 
sind dem Aufruf der Gewerk-
schaften zum Aktionstag gefolgt. 
Die kleinen Geschichten dahin-
ter:   ■ ■ ■ Im Rathaus von Dort-
mund verzögerte sich wegen der 
DGB-Kundgebung eine Trauung. 
Die 30 000 Demonstranten auf 
dem Friedensplatz unmittelbar 
vor dem Rathaus waren zu laut. 
Die Standesbeamtin verstand das 
Ja-Wort des jungen Paares nicht.   
■ ■ ■ Auch in Frankfurt am Main fand 
die Kundgebung am Römer in di-
rekter Nähe zum Standesamt statt. 
Der DGB nahm die Hochzeitsge-
sellschaften in Empfang: Für jedes 
Brautpaar gab es ein kleines Prä-
sent und eine Glückwunschkarte.   
■ ■ ■ Die Auszubildenden der 
Berliner Bundesvorstandsverwal-
tung des DGB konnten nicht zur 

A k t i o n s t a g  d e r  G e w e r k s c h a f t e n

Signal aus der Mitte 
der Gesellschaft

Hauptredner der Dortmunder 
Kundgebung war der IG Metall-
Vorsitzende Jürgen Peters, der auf 
die Forderung der Gewerkschaften 
nach einem Mindestlohn einging. 
Die Menschen wollten „faire Ar-
beitsbedingungen“ und „einen 
Lohn, der mindestens die Existenz 
sichert“. Der IG BAU-Vorsitzen-
de Klaus Wiesehügel kritisierte in 
Frankfurt/M. die geplante Verlän-
gerung des Renteneintrittalters auf 
67. Das Rentensystem müsse refor-
miert werden, aber die Rente mit 
67 löse keines der demografischen 
Probleme, sondern führe zu einer 
massiven Rentensenkung. Besser 
sei es, die Erwerbsbeteiligung Äl-
terer zu fördern und die Arbeits-
bedingungen gesundheits- und 
alternsgerecht zu gestalten. 

Unter dem Stichwort Genera-
tionengerechtigkeit fordern die 
Gewerkschaften, dass auch die 
Jüngeren eine Chance bekommen, 
ins Arbeitsleben einzusteigen. „Die 

Das Signal, das von den mehr als 220 000 Menschen ausgeht, die am 
21. Oktober in Berlin, Dortmund, Frankfurt/M., Stuttgart und München 
für eine andere Politik demonstriert haben, ist ein doppeltes: Erstens 
kommt die Forderung, dass die Reformen sozial ausgewogen sein 
müssen, aus der Mitte der Gesellschaft. Und zweitens gibt es Alter-
nativen zum Reformkonzept der großen Koalition.

Aktionstag 21. 

Reden im Wortlaut: www.dgb.de/termine/aktionstag211006/reden/inhalt

Regierung soll endlich zugeben, 
dass der Ausbildungspakt geschei-
tert ist und sich mit unserem Vor-
schlag einer Umlagefinanzierung 
auseinandersetzen“, so der NGG-
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Pressestimmen

„Diese verbale Aufrüstung 

ist wohl auf den unerwar-

teten Erfolg des gewerk-

schaftlichen Aktionstages 

zurückzuführen.“ (Die 

Berliner „tageszeitung“ 

zur Kritik der Union an den 

Gewerkschaften)

„Es waren die größten 

Proteste gegen eine Bundes-

regierung seit den Kund-

gebungen gegen Gerhard 

Schröders Arbeitsmarktre-

formen.“ (Bild am Sonntag)

„Erinnerungen werden an 

diesem Sonnabend wach an 

das Frühjahr 2004, als der 

DGB den Protest gegen die 

Reformpolitik des SPD-Kanz-

lers Schröder orchestrierte 

und eine halbe Million 

Menschen auf die Straße 

brachte. Heute weiß man, 

dass Schröder seinen Kampf 

um das Vertrauen der Bür-

ger damals schon verloren 

hatte.“ (Berliner Zeitung)

„Am vergangenen Wochen-

ende haben die Gewerk-

schaften der amtierenden 

Bundesregierung den Kampf 

angesagt. 220 000 Menschen 

gingen auf die Straße, in 

den Fußgängerzonen der 

Republik waren mindestens 

so viele rote Fahnen wie 

Einkaufstüten von Kaufhof 

und Karstadt zu sehen. Die 

deutschen Gewerkschaften 

präsentieren sich als poli-

tische Großmacht.“ (Frank-

furter Rundschau)

➜

Kundgebung in der Hauptstadt 
kommen. Sie nahmen an einer 
Weiterbildungsmaßnahme in Hat-
tingen teil. Den Aktionstag ließen 
sie sich trotzdem nicht entgehen 
– und fuhren zur Kundgebung nach 
Dortmund.   ■ ■ ■ Im Vorfeld des 
Aktionstags in Stuttgart hatte der 
DGB Klage gegen die Auflagen 
der Stadt eingereicht. Sie seien 
„schikanös“ und verteuerten die 
Kundgebung unverhältnismäßig, 
so der DGB-Landesvorsitzende 
Rainer Bliesener. Ein Beispiel: Der 
DGB sollte in den zur Demo ausge-
wiesenen Halteverbotszonen „die 
amtlichen Kennzeichen aller dort 
zu diesem Zeitpunkt ordnungs-
gemäß abgestellten Fahrzeuge 
festhalten“ und diese Liste dem 
Polizeipräsidium vorab weiter-
leiten. Das Gericht gab dem DGB 

im Eilverfahren Recht.   ■ ■ ■ In 
München nahmen etliche Mitar-
beiterInnen der ehemaligen Sie-
mens-Handysparte von BenQ an 
der Demonstration teil. Kurz zuvor 
hatten Beschäftigte der Bosch-Sie-
mens-Hausgeräte GmbH aus Berlin 
ihren „Marsch der Solidarität“ ge-
gen die Schließung ihres Werks in 
München beendet.   ■ ■ ■ Die DGB-
Jugend Berlin-Brandenburg und 
die DGB-Jugend Hessen haben vor 
dem 21. Oktober mit einer Post-

kar tenak t ion 
Auszubildende 
und Jugendliche 
für die Kundge-
bungen in Berlin 
und Frankfurt/
M. mobilisiert. 
Die Karten mit 
S l o g a n s  w i e 

„Übernahme garantieren“ oder 
„Umlagefinanzierung jetzt!“ 
verteilte die Gewerkschaftsju-
gend auf ihren Berufsschultou-
ren.   ■ ■ ■ Auch in Berlin gab es 
einen Demozug zur DGB-Kundge-
bung. Doch anders als in Dortmund, 
Frankfurt/M., Stuttgart und München 
wurde die Demonstration nicht von 
den ebenfalls teilnehmenden Ge-
werkschaften angeführt, sondern 
von einer Vielzahl politischer Ini-
tiativen, von den Berliner Schüle-
rInnen und StudentInnen bis zum 
Sozialverband Deutschland (SoVD).   
■ ■ ■ Die fünfköpfige Band „Don’t 
beat Bubu“, die im Vorprogramm 
der Kundgebung in Berlin spielte, 
begeisterte nicht nur musikalisch, 
sondern auch mit einem gewerk-
schaftlichen Organisationsgrad 
von 80 Prozent.

 Oktober: Von Berlin bis München

Vorsitzende Franz-Josef Möllen-
berg in München. Die große Koa-
lition müsse trotz ihrer deutlichen 
Parlamentsmehrheit ernst neh-
men, was die Menschen bewegt, 

ergänzte er gegenüber der Berliner 
Zeitung. Die Forderung der Ge-
werkschaften nach einer anderen 
Politik hat ein großes Medienecho 
ausgelöst. Dass der Appell auch an 

der Koalition nicht ganz ungehört 
vorbeigegangen ist, zeigen die zum 
Teil heftigen Reaktionen führender 
Politiker, vor allem bei der Union 
(siehe Seite 1).   •
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PROJEKTE UND PARTNER

••• DGB und ver.di Sachsen 
haben in einer gemeinsamen 
Stellungnahme das geplante 
Ladenöffnungsgesetz des säch-
sischen Wirtschaftsministeriums 
kritisiert. Besonders negativ sei, 
dass die „Weihnachtsmarktrege-
lung“ pauschal erteilt werden soll 
und nicht auf traditionelle Weih-
nachtsmärkte von regionaler Be-
deutung beschränkt bleibt. Die Re-
gelungen der Arbeit an Sonn- und 

Feiertagen seien missverständlich 
und Vorschriften zu Ordnungswid-
rigkeiten fehlten völlig. Durch die 
Verlängerung der Öffnungszeiten 
sei außerdem keine Zunahme der 
Beschäftigung zu erwarten.
••• Das Hochschulprojekt der 
DGB-Region Frankfurt-Rhein-
Main hat pünktlich zum Winter-
semester das Internetangebot 
www.dgbcampusoffice.de online 
gestellt. Es soll den Austausch 

interregio
über gewerkschaftspolitische The-
men zwischen Studierenden und 
Gewerkschaften erleichtern. Der 
im Januar gegründete gewerk-
schaftliche Hochschulbeirat mit 
VertreterInnen von ver.di, GEW und 
den Frankfurter Hochschulen orga-
nisiert im Wintersemester erneut 
eine Ringvorlesung zu aktuellen 
Themen wie Studiengebühren und 
Praktika als Form prekärer Arbeit. 
Infos: www.dgbcampusoffice.de

B i l d u n g s w e r k

Aktuelle 
Angebote
Anspruch auf Bildungsurlaub ha-
ben viele Beschäftigte, aber längst 
nicht alle nutzen ihn. Dass es mehr 
als berufliche Weiterbildung gibt, 
zeigen die Seminarangebote des 

DGB-Bildungswerks: Bis Jahresen-
de finden im Tagungszentrum Hat-
tingen noch mehrere Seminare zu 
politisch kontroversen Themen statt. 
Um „Wertewandel, soziale Milieus 
und Krise des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts“ geht es vom 
19. bis zum 24. November. Ähnlich 
aktuell ist das Seminar „Globa-
lisierung – Alterung der Gesell-

F i l m f e s t i v a l

„ueber arbeiten“

Elf Filme werden in achtzig Städten 
auf mehr als tausend Veranstaltun-
gen gezeigt: Das sind die Rahmen-
daten des bundesweiten Filmfes-
tivals „ueber arbeiten“. Die Filme 
greifen die Themen Arbeit, Wirtschaft 
und Globalisierung auf, etwa mit 
dem Beitrag „Des Wahnsinns letzter 
Schrei“ (Paritätischer Wohlfahrts-
verband). Innerhalb eines halben 
Jahres werden die Filme bundesweit 
präsentiert und parallel dazu Veran-
staltungen und Diskussionsrunden 
angeboten. Zu den Filmpartnern 
gehören attac Deutschland, die DGB-
Jugend und ver.di-Publik. „ueber 
arbeiten“ ist Teil des Gesellschafter-
Projektes der Aktion Mensch „In 
was für einer Gesellschaft wollen 
wir leben?“ Das Filmfestival startet 
am 2. November.   •
www.ueber-arbeiten.de

schaft – Staatsverschuldung: Wie 
reformiert die Große Koalition 
den Sozialstaat?“, das vom 26. 
November bis zum 1. Dezember 
stattfindet. Die Kostenbeteiligung 
an den Seminaren beträgt für Ge-
werkschaftsmitglieder 125 Euro, 
andere TeilnehmerInnen zahlen pro 
Tag 20 Euro mehr.   •
www.dgb-bildungswerk.de
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POLITIK AKTUELL
P r e i s  d e r  A r b e i t

LeserInnen beurteilen Unternehmen

Gute Unternehmensführung brauche 
eine „gewisse Nachdenklichkeit“, 
meint Gesine Schwan, Präsidentin 
der Europauniversität Viadrina in 
Frankfurt/Oder und Schirmherrin 
für den Preis der Arbeit. Viele Ma-
nager erlaubten sich aus Zeitgrün-
den keine Zweifel, so Schwan. Des-
halb sei es wichtig, ihr Handeln zu 
kontrollieren – durch Regeln, aber 
auch durch Öffentlichkeit.

Davon waren auch die Vertre-
terInnen von sechs Printmedien – 
neben dem einblick unter anderem 
die taz und ver.di publik – über-
zeugt, als sie 2005 das Forum 
Zukunftsökonomie gründeten. Ihr 
Ziel: die Diskussion über Unterneh-
mensverantwortung gemeinsam 
mit den LeserInnen neu zu beleben 
(einblick 8/06). 

Mehr als 70 Unternehmen ha-
ben die LeserInnen der beteiligten 
Medien in den letzten Monaten für 
den Preis der Arbeit vorgeschlagen. 
Neben den Redaktionen hat eine 
Fachjury (siehe Foto) diese Vor-
schläge begutachtet. Kriterien wa-
ren dabei die Qualität der Produkte 
und Dienstleistungen, ökologische 
Verantwortung, Arbeitnehmerinter-
essen und gesellschaftliche Verant-
wortung des Unternehmens.

Am 30. November wird in Berlin 
an je ein Unternehmen der Preis der 

Am 30. November zeichnet das 
Forum Zukunftsökonomie vorbild-
liche Unternehmen erstmals mit 
dem Preis der Arbeit aus. Neben 
einem Preis der Jury wird auch 
ein Publikumspreis verliehen. 
Dabei ist auch das Urteil der 
einblick-LeserInnen gefragt.

Abstimmen

Welchen Betrieb wollen Sie 

als vorbildlich auszeichnen? 

Alle LeserInnen der beteilig-

ten Medien können an der 

Auswahl des Preisträgers 

teilnehmen.

Bitte senden Sie Ihre Stimme 

bis zum 22. November per 

Post an: einblick 

Verlagsgesellschaft mbH

Wallstr. 60, 10179 Berlin 

Stichwort: Preis der Arbeit

Sie können aber auch im 

Internet auf der Homepage 

des Forum Zukunftsökono-

mie abstimmen: 

www.preis-der-arbeit.de

(Mit weiteren Infos zu den vor -
geschlagenen Unternehmen)

Ihre Teilnahme wird belohnt:

Unter allen Einsendun-

gen verlosen wir über 50 

Bücherpakete, Geschenk- 

und Büchergutscheine, 

unter anderem vom Online-

Shop Buch & mehr direkt 

(www.buchundmehr.de), 

von der Büchergilde (www.

buechergilde.de), vom taz 

Shop (www.taz.de) sowie 

vom Vorwärts Verlag (www.

vorwaerts.de).

Forum Zukunftsökonomie:

Zu den sechs Gründungs-

mitgliedern gehören neben 

dem „einblick“ die Berliner 

„tageszeitung“ (taz), die 

ver.di-Mitgliederzeitung 

„ver.di publik“, das „BUND-

magazin“ des Bundes für 

Umwelt und Naturschutz 

Deutschland, das Organ der 

Verbraucherinitiative „Ver-

braucher konkret“ sowie 

die SPD-Mitgliederzeitung 

„vorwärts“.

Aus mehr aus siebzig Vorschlägen hat die Fachjury sieben 
preiswürdige Unternehmen ausgewählt. Von links nach rechts: 
Heide Pfarr (Hans-Böckler-Stiftung), Olaf Stender (Betriebs-
ratsvorsitzender der Firma Wilkhahn), Johannes Jakob 
(in Vertretung für DGB-Vorstandsmitglied Annelie Buntenbach), 
Hermann-Josef Tenhagen (Chefredakteur FinanzTEST), 
Wolf Christian Ramm (terre des hommes), Nadine Braun 
(BUND-Jugend) und Birgit Mahnkopf (Fachhochschule 
für Wirtschaft, Berlin).

Die Möbelmacher GmbH (www.

die-moebelmacher.de) ■ Das kleine 

Handwerksunternehmen aus Kirchensit-

tenbach bei Nürnberg ist seit vielen Jahren 

ein Vorreiter in Sachen „Nachhaltigkeit“. 

Die GmbH mit 20 MitarbeiterInnen fer-

tigt Küchen nach Kundenwünschen. Dank 

Rohstoffen aus der Region, einem vor-

bildlichen Qualitätsmanagement-System, 

Orientierung an Gleichberechtigung und 

kooperativem Umgang miteinander fand 

es die Anerkennung der Jury.

EWS GmbH (www.ews-schoenau.de) 

■ Die Elektrizitätswerke Schönau – auch 

unter dem Namen die „Stromrebellen“ be-

kannt – gehen auf die Schönauer Energie-

initiative zurück, die nach der Katastrophe 

von Tschernobyl beschloss, die Versorgung 

der Gemeinde mit Ökostrom in Eigenregie 

zu organisieren. Mit bundesweit 650 Ge-

sellschafterInnen beliefert das südbadische 

Energieunternehmen heute über 22 000 

Haushalte und Gewerbebetriebe in der 

gesamten Republik mit Ökostrom.

Faber Castell AG (www.faber-castell.

de) ■ Das Familienunternehmen aus Stein 

bei Nürnberg stellt Schreib- und Zeichen-

geräte her. Der Global Player gehört zu den 

ersten Unternehmen der Branche, die öko-

logische und soziale Standards im globalen 

Maßstab nicht nur zusichern, sondern auch 

umsetzen. Die Arbeitsbedingungen der 

weltweit rund 5500 MitarbeiterInnen wur-

den im Jahr 2000 in einer mit der IG Metall 

abgestimmten Sozialcharta festgelegt.

Hess Natur GmbH (www.hess-natur.

de) ■ Das vielfach ausgezeichnete Textil-

unternehmen aus Butzbach setzt nicht nur 

nachahmenswert ökologische Standards 

um. 2003 startete das Unternehmen ge-

meinsam mit der Clean Clothes Campaign 

ein Pilotprojekt zur Kontrolle von Sozialstan-

dards bei den Zulieferern. Auch die Arbeits-

bedingungen der 255 MitarbeiterInnen des 

zur Karstadt-Quelle-Gruppe gehörenden 

Unternehmens sind vorbildlich, so die ver.di-

Bundesfachgruppe Einzelhandel.

Ritter Sport GmbH (www.ritter-sport.

de) ■ Die Schokoladenfirma in Familien-

besitz aus dem schwäbischen Waldenbuch 

betreibt ein Blockkraftwerk, lehnt gentech-

nisch manipulierte Rohstoffe ab und fördert 

einen ökologisch produzierenden Kakaobe-

trieb in Nicaragua. Und legt Wert auf ein 

gutes Betriebsklima und auf die Einhaltung 

der Mitbestimmungsrechte der rund 730 

MitarbeiterInnen.

Weleda AG (www.weleda.de) ■ Im 

Arzneimittel- und Körperpflegemarkt hat 

sich das Schwäbisch-Gmündener Unter-

nehmen mit der Verwendung natürlicher 

Rohstoffe und der Umsetzung ökologischer 

Grundsätze einen Namen gemacht. Auch 

der Umgang mit den hierzulande rund 750 

MitarbeiterInnen ist preiswürdig – mit weit 

gehenden Mitbestimmungsrechten, einer 

guten Ausbildungsquote und Maßnahmen 

zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

wie der Einrichtung eines „Generationen-

Netzwerks“.

Windwärts (www.windwaerts.de) 

■ Die Hannoveraner Windwärts Energie 

GmbH entwickelt und betreibt Wind- und 

Solarenergieanlagen zur ökologischen 

Stromerzeugung. Die 27 MitarbeiterInnen 

sind am Gewinn beteiligt und bestimmen 

bei Gehaltsstruktur oder Arbeitszeitmo-

dellen mit.  

Jury sowie der Publikumspreis ver-
liehen. Davor sind die LeserInnen der 
beteiligten Medien gefordert, aus 
den sieben von der Jury ausgewähl-

ten Spitzenreitern ihren Favoriten in 
Sachen vorbildliche Unternehmens-
führung zu küren. einblick stellt hier 
die Kandidaten kurz vor.   •

➜
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Die IG BAU bewertet 
den Rückgang der 
Quote osteuropä-

ischer Erntehelfer in diesem 
Jahr als Erfolg: Der Anteil in-
ländischer Saisonkräfte habe 
zugenommen. Das trotzdem 
zu beobachtende „Jammern 
der Landwirte über fehlende 
ausländische Saisonarbeits-
kräfte“ habe den einfachen 
Grund, dass sich einheimi-
sche MitarbeiterInnen nicht 
mit Niedrigstlöhnen abspei-
sen ließen.

Mit einer Aktionswo-
che in allen Seehäfen 
der Ostsee hat die 

Internationale Transportar-
beiterföderation (ITF) gegen 
Dumping-Arbeitsplätze auf 
Schiffen unter Billigfl aggen 
protestiert. ver.di koordinier-
te als deutsches ITF-Mitglied 
die Aktionen in Wismar, 
Rostock, Lübeck und Kiel.

Die IG BCE will mit 
Regionalforen eine 
neue Form der Zusam-

menarbeit von Betriebsräten 
und Ortsgruppen schaffen. 
Themen von überregionaler 
Bedeutung sollen deutlicher 
formuliert und in Projekten 
umgesetzt werden. Bis Ende 
2006 sollen die ersten Projek-
te starten, erste Ergebnisse 
werden 2007 präsentiert.

ver.di hat im Rahmen 
der Initiative „Ich bin 
mehr wert“ den aktu-

ellen Gehaltsindex für die 
IT-Branche veröffentlicht. Der 
Index bietet einen Überblick 
über Einkommen in rund 220 
Berufen. Er soll die in der 
Branche üblichen individu-
ellen Gehaltsverhandlungen 
für die ArbeitnehmerInnen 
erheblich erleichtern.
www.ich-bin-mehr-wert.com

kurz&bündig

S c h u t z  v o n  P r a k t i k a n t e n

Gesetzgeber 
gefordert
Statt eines regulären Beschäf-
tigungsverhältnisses steht für 
BerufseinsteigerInnen immer öf-
ter ein nicht oder nur schlecht 
bezahltes Praktikum am Beginn 
ihres Arbeitslebens. Oft sogar für 
lange Zeit. Um dem wachsenden 
Missbrauch von PraktikantInnen 
durch die Arbeitgeber einen Riegel 
vorzuschieben, sieht der DGB den 

Gesetzgeber gefordert. Er soll das 
Praktikum gesetzlich als Lernver-
hältnis definieren. Praktika sollten 
zudem generell auf maximal drei 
Monate beschränkt werden, die 
PraktikantInnen müssten eine Ver-
gütung von mindestens 300 Euro 
im Monat erhalten. 

Um der Forderung mehr Nach-
druck zu verleihen, hat die DGB-
Jugend gemeinsam mit dem Ver-
ein fairwork am 13. Oktober beim 
Deutschen Bundestag eine Online-
Petition eingereicht.   •
www.dgb-jugend.de

Empfänger von Arbeitslosengeld II
und von Sozialgeld im Vergleich zur
Zahl der Hilfsbedürftigen (in Millionen)
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Quelle: Irene Becker, Armut in Deutschland:
Bevölkerungsgruppen unterhalb der
Alg II-Grenze, Oktober 2006

5,0

Leistungsempfänger

Bedarfsgemeinschaften

Arme ohne staatliche
Unterstützung

Anspruch auf
Leistungen
nach Hartz IV*

Personen

10,1

3,8 4,1

6,9 7,4

1,2 0,9

3,2 2,7

2005 2006

*Ermittlung der Zahl der Anspruchberechtigten
auf der Basis des Sozio-oekonomischen Panels
(SOEP) 2004; Leistungsempfänger laut Bundes-
agentur für Arbeit (Juni 2005 bzw. Mai 2006)

Viele gehen leer aus

Die Hartz-Reformen haben das 
Problem der verdeckten Armut 
reduziert, aber nicht beseitigt. 
2,7 Millionen Menschen, die auf 
Grund ihres niedrigen Einkommens 
Anspruch auf staatliche Unterstüt-
zung haben, nehmen sie nicht in 
Anspruch.

Der Anteil höherwertiger Schul- und 
Ausbildungsabschlüsse muss ge-
steigert, der Anteil der Menschen, 
die im Bildungssystem scheitern, 
deutlich gesenkt werden – das ist 
eine der Kernaussagen einer ge-
meinsamen Erklärung zur Zukunft 
des Bildungssystems, die die Bil-
dungs- und Lehrergewerkschaften 
und die Kultusministerkonferenz 
der Länder (KMK) am 19. Oktober 
vorgelegt haben. In der Erklärung, 
die unter dem Titel „Fördern und 
Fordern – eine Herausforderung 
für Bildungspolitik, Eltern, Schüler 
und Lehrkräfte“ steht, bekennen 
sich die Bildungsgewerkschaften 
und die Kultusminister ausdrücklich 
zum Ziel gleichwertiger Bildungs- 
und Lebenschancen. Zudem fordern 
sie, dass die Mittel, die durch den 
Rückgang der Schülerzahlen in den 
kommenden Jahren frei werden, in 

V e r d e c k t e  A r m u t

Studie widerlegt 
SPD-Vorsitzenden
Das Medienecho, das der SPD-Vor-
sitzende Kurt Beck mit seiner The-
se hervorgerufen hat, eine immer 
größer werdende Unterschicht ha-
be jegliche Eigeninitiative verloren 
und verlasse sich ausschließlich 
auf staatliche Transferleistungen, 
war gewaltig. Eine von der Hans-
Böckler-Stiftung (HBS) geförderte 
Studie der Frankfurter Sozialfor-
scherin Irene Becker kommt zu 
einem ganz anderen Ergebnis: Von 
den 10,1 Millionen Menschen, die 
in Deutschland unterhalb der Ar-
mutsschwelle leben und deshalb 
Anspruch auf staatliche Unter-

die Verbesserung der Qualität des 
Bildungssystems fließen. 

Die GEW bewertet die gemein-
same Erklärung positiv. Wichtig sei 
auch, dass erstmals alle Beteilig-
ten festgestellt hätten, dass das 

G e w e r k s c h a f t e n  u n d  K M K

Gemeinsam für mehr Förderung

stützung haben, bekommen nur 
7,4 Millionen Leistungen nach den 
Hartz-Gesetzen bzw. Sozialgeld. 
2,7 Millionen Menschen verzichten 
hingegen auf die ihnen zustehen-
den Transferleistungen. Besonders 
groß ist die verdeckte Armut unter 
den Erwerbstätigen mit geringen 
Einkommen und bei Familien mit 
Kindern. Von den 2,8 Millionen 
Kindern bis 15 Jahre, die unterhalb 
der Armutsschwelle leben, erhalten 
nur 1,9 Millionen eine finanzielle 
Unterstützung des Staates. Von 
den 2,8 Millionen Erwerbstätigen 
im Niedriglohnbereich, die seit den 
Hartz-Reformen Anspruch auf er-
gänzendes Arbeitslosengeld II ha-
ben, bekommen nur 900 000 Geld 
von den Arbeitsagenturen. 

Nicht der Leistungsmissbrauch 
sei weit verbreitet, sondern Armut 
trotz Arbeit, lautet das Fazit der 
Studie. Zudem belegt die HBS-
Studie, dass Armut in Deutschland 
weiter verbreitet ist, als von SPD 
und Union in der aktuellen Debatte 
unterstellt.   •

Bildungssystem unterfinanziert sei, 
sagte ihr Vorsitzender Ulrich Thöne. 
Unterzeichner der Erklärung sind 
neben der KMK und der GEW un-
ter anderen der Philologenverband 
und der Verband Bildung und Er-
ziehung.   •
www.einblick.dgb.de
Gemeinsame Erklärung der Bildungs-
gewerkschaften und der KMK
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MEINUNG
Gemeinschafts-
gefühl vermitteln

Carl Roper stellte Mitte 

Oktober das britische Or-

ganising-Konzept auf einer 

Tagung des Bereichs Jugend 

des DGB-Bundesvorstands 

vor. Unter dem Titel „Mit-

gliederwerbung, Organising 

und mehr“ suchten die 

jungen Gewerkschafts-

mitglieder nach neuen 

Wegen bei der Mitglieder-

gewinnung.

„Wir müssen uns fragen, 

wie wir für unsere Mit-

glieder dauerhaft ein 

Gemeinschaftsgefühl 

hinbekommen“, meinte die 

stellvertretende DGB-Vorsit-

zende Ingrid Sehrbrock zum 

Auftakt der Veranstaltung.

Auch in anderen Ländern 

sind in den letzten Jahren 

Strategien zur gewerk-

schaftlichen Erneuerung 

und Veränderung entwickelt 

worden. Einen Überblick 

bietet der in diesem Monat 

in der Edition der Hans-

Böckler-Stiftung erschienene 

Band „Union Renewal – 

Gewerkschaften in Verän-

derung“.

Juri Hälker, Claudius Vellay 

(Hg.), Union Renewal, 

Gewerkschaften in Verän-

derung, Edition der Hans-

Böckler-Stiftung, Düsseldorf 

2006, 275 Seiten, 15 Euro.

www.boeckler.de

➜

Wenn ich gefragt werde, warum es notwendig ist, 
dass Gewerkschaften ihre Strukturen und Einstel-
lungen ändern und neue Strategien der Mitglie-
dergewinnung entwickeln, ist meine Antwort ganz 
einfach: „Change or die.“ Wer sich nicht ändert, 
bleibt über kurz oder lang auf der Strecke – das gilt 
für die meisten Gewerkschaften in den westlichen 
Ländern.

Mit dem Organising-Konzept konnte der TUC 
seine Mitgliederverluste zwar stoppen und verzeich-
nete in den Jahren 2003 und 2005 sogar steigende 
Mitgliedszahlen: Wieder auf den Stand von 1970 zu 
kommen, würde bei gleich bleibender Entwicklung 
aber 240 Jahre dauern. So lange können wir 
als Gewerkschaften nicht warten.

Unsere Organising-Akademie bildet deshalb auch 
weiterhin „Organiser“ für die Mitgliedergewinnung 
aus. Alle erhalten einen Vertrag über zwölf Monate 
und werden in dieser Zeit von der Akademie bezahlt. 
Ein Großteil erhält danach eine Festanstellung – oft 
bei einer der TUC-Gewerkschaften. In ihrem Jahr an 
der Akademie erhalten die TeilnehmerInnen insge-
samt eine 20-tägige Ausbildung, betätigen sich aber 
ab dem ersten Tag als Organiser. Sie nehmen Kon-
takt zu Belegschaften auf und versuchen in Betrie-
ben zumindest einen, besser mehrere gewerkschaft-
liche AnsprechpartnerInnen zu etablieren. Dabei 
gilt das Prinzip: Ein guter Organiser gewinnt keine 
Mitglieder. Ein guter Organiser gewinnt Vertrauens-
leute in den Betrieben, die dann wiederum neue 
Mitglieder gewinnen. Wir versuchen, nachhaltige 
Strukturen in den Betrieben zu etablieren, 
die dann zwar weiterhin betreut werden, aber zu 
einem gewissen Grad selbstverantwortlich funktio-
nieren. Das ganze Konzept ist langfristig angelegt 
und soll nachhaltig aktivierende gewerkschaftliche 
Strukturen in den Betrieben schaffen.

In den letzten Jahren haben wir verstärkt darauf 
geachtet: Wo ist eine Branche, die stark wächst, aber 
noch keinen hohen Organisationsgrad hat. In der 
sich verändernden Arbeitswelt gehen gerade viele 
Berufsanfänger und Hochschulabsolventen in Bran-
chen, in denen es keine starke gewerkschaftliche 
Tradition gibt. Dort Unternehmen zu organisieren, ist 
ein Ziel von Organising. Die Herausforderungen, vor 
denen die Gewerkschaften in Deutschland stehen, 

sind nicht dieselben wie in Großbritannien. Deshalb 
kann man das britische Konzept sicher nicht eins zu 
eins übertragen. Es geht beim Organising außerdem 
nicht in erster Linie um übertragbare Einzelprojekte, 
sondern vielmehr um eine grundsätzliche Än-
derung der Einstellung in den Gewerk-
schaften.

Ein Beispiel: Ich bin Mitglied im britischen Au-
tomobilclub AA, ähnlich dem deutschen ADAC. Ich 
zahle jedes Jahr meinen Beitrag, und wenn ich mal 
eine Panne habe, kann ich mich abschleppen lassen. 
Das ist wie eine Versicherung. Aber ich habe keinen 
Bezug zu diesem Verband, obwohl ich Mitglied bin. 
Außer im Schadensfall komme ich mit dem Verband 
nicht in Kontakt. Wenn ich auf der Straße oder am 
Arbeitsplatz ein anderes AA-Mitglied treffe, fühle ich 
mich ihm in keiner Weise verbunden.

Organising heißt deshalb neben der Mitglieder-
gewinnung, dass die Gewerkschaften für ihre Mit-
glieder mehr sein sollen als der ADAC. Wir müssen 
die Mitglieder integrieren und einbinden, 
sodass sie sich als Teil des Verbandes fühlen und ein 
Gemeinschaftsgefühl entwickeln.

Nur wenn sich Mitglieder in die Organisation 
integriert fühlen, können wir ihnen auch Struktur, 
Arbeit und Einstellungen der Gewerkschaften näher 
bringen und sie so an uns binden. Wenn die Ar-
beitnehmerInnen nicht mehr das unterstützen und 
umsetzen, was die Gewerkschaften sich vorstellen – 
woher nehmen wir dann noch unsere Durchset-
zungskraft?

Diese grundsätzliche Einstellung kann man si-
cherlich auch auf andere Länder übertragen: Es geht 
darum, dass wir näher an den Mitgliedern sind und 
dass wir von ihnen nicht nur als „Versiche-
rungsagentur“ oder Dienstleister wahrge-
nommen werden.   •

M i t g l i e d e r g e w i n n u n g

Change or die
Unter dem Begriff „Organising“ haben britische und amerikanische Gewerkschaften 
neue Strategien der Ansprache von Nicht-Mitgliedern entwickelt. Mitgliedergewinnung 
heißt dabei mehr, als Beitrittsformulare unterschreiben zu lassen, meint 
Carl Roper vom britischen Trade Union Congress (TUC).

Carl Roper, 37, ist 
Leiter der Organi-
sing-Akademie des 
Dachverbands der 
britischen Gewerk-
schaften, TUC.



8

19/06

DIES &DAS

30.10.-3.11.  IBFG und WVA, 
Gründungskongress des Internatio-
nalen Bundes der Gewerkschaften 
(IGB), Wien

2.11.  Technologiebera-
tungsstelle beim DGB Nordrhein-
Westfalen, „25 Jahre TBS“, Dortmund

2.11.  DGB-Bezirk Sachsen, 
Konferenz „Das sächsische Perso-
nalvertretungsgesetz“, Dresden

2.11.  Diskussionsforum 
Rhein-Main-Runde, „Zur Lage der 
Gewerkschaften im globalen Zeit-
alter“ mit IG BCE-Vorsitzendem 
Hubertus Schmoldt, Frankfurt/M.

2.11.  Kooperationsstelle 
Hochschulen und Gewerkschaften 
Hannover – Hildesheim, Tagung 
„Science d@y 2006 – Arbeiten 
ohne Netz. Prekäre Arbeit und ihre 
Auswirkungen auf die Beschäf-
tigten“, Hannover

3./4.11.  IG Metall, ver.di, 
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„Ich war noch vor fünf bis sieben Jahren ein Anhänger 
des Marktes und der Auffassung, die ökonomische Vernunft 
am Markt regelt alles. Heute denke ich anders.“

GEW, IG BCE und DGB, Workshop 
„ Arbeitskreis Schule und Arbeits-
welt“, Hamburg

7.11.  DGB Niedersach-
sen – Bremen – Sachsen-Anhalt, 
Tagung „Ausbildungsmisere – wie 
weiter?“, Hannover

8./9.11.  Otto-Brenner-Stif-
tung, Jahrestagung „Markt contra 
Staat – Mehr und bessere Arbeits-
plätze durch Europa“, Berlin

9./10.11.  Berufsgenossen-
schaft für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege, Kongress „Re-
form der Pflegeversicherung“, Berlin

13.11.  DGB Rheinland-
Pfalz und Evangelische Kirche, 
Fachtagung „Gerechte Teilhabe 
statt Ausgrenzung – Strategien 
gegen Armut“, Mainz

13.-16.11.  GdP-Bundeskon-
gress „Polizei für die Sicherheit – 
Sicherheit für die Polizei“, Berlin

Hamburgs Erster Bürgermeister Ole von Beust (CDU) am 21. Oktober in 
der Tageszeitung DIE WELT
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RENTE MIT 67: Massiver Anstieg der Arbeitslosigkeit

dieDGBgrafik

Wegen der geplanten Rente mit 67 
müssen die ArbeitnehmerInnen in 
Zukunft länger arbeiten, sonst drohen 
ihnen Abschläge. Nach Berechnungen 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung werden deshalb 
mindestens 1,2 Millionen zusätzliche 
Arbeitsplätze gebraucht. Falls die 
Erwerbsquote der über 65-Jährigen 
gleichzeitig auf die der 60- bis 
64-Jährigen steigt, sind sogar mehr 
als drei Millionen zusätzliche Arbeits-
plätze erforderlich. Sonst steigt die 
Arbeitslosigkeit massiv. Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) ©

 D
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Zusätzlicher Arbeitsplatzbedarf durch Heraufsetzung des Renteneintrittalters auf 67 Jahre (in Millionen)

2032

untere Variante
Verschiebung der
altersspezifischen
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Schlusspunkt●

14TAGE

••• Konrad Klingenburg, 41, 
Leiter des Parlamentarischen Ver-
bindungsbüros des DGB-Bundes-
vorstands in Berlin, ist ab dem 1. 
November Bereichsleiter.
••• Antonia Kühn, 31, Jugend-
bildungsreferentin der DGB-Region 
Düsseldorf/Mittlerer Niederrhein, 
ist seit dem 17. Oktober Bezirksju-
gendsekretärin des DGB Nordhein-
Westfalen. Sie folgt Ralf Woelk, 
41, der die Leitung der Abteilung 
Arbeitsmarktpolitik/öffentlicher 
Dienst/Beamte übernommen hat. 
••• Stefan Pfeifer, 44, Projekt-
leiter der gewerkschaftsnahen Un-
ternehmensberatung ISA Consult, 
ist seit dem 1. September Leiter der 

personalien
Abteilung Struktur- und Industrie-
politik, Verkehr/Technologiepolitik 
beim DGB-Bezirk NRW.
••• Manfred Warda, 59, Lei-
ter der Abteilung Internationales/
Europa der IG BCE, ist am 5. Okto-
ber zum Generalsekretär der Inter-
nationalen Föderation der Chemie-, 
Energie-, Bergbau- und Fabrik-
arbeitergewerkschaften (ICEM) 
gewählt worden. Warda tritt seine 
neue Funktion am 1. Januar 2007 
an. Die Leitung der Abteilung Inter-
nationales/Europa bei der IG BCE 
übernimmt Michael Mersmann, 
45, bislang Sozialreferent an der 
deutschen Botschaft in Washing-
ton/USA.
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U n t e r n e h m e n s s t e u e r r e f o r m

Der Staat macht sich arm
2008 soll die Steuer auf Unterneh-
mensgewinne von 38,6 auf 29,8 
Prozent sinken. Deutschland werde 
im internationalen Wettbewerb wie-
der als Standort attraktiv, die Unter-
nehmen würden mehr investieren 
und damit neue Arbeitsplätze schaf-
fen – so lautete die zentrale Botschaft 
von Finanzminister Peer Steinbrück 
(SPD) und Hessens Ministerpräsi-
dent Roland Koch (CDU) bei der Vor-
stellung der Eckpunkte der Unter-
nehmenssteuerreform am 2. Novem-
ber. 24 der wegfallenden 29 Milli-
arden Euro wollen Union und SPD 
durch die Streichung von Steuerver-
günstigungen und durch Selbstfinan-
zierungseffekte gegenfinanzieren. 

Ob die Rechnung aufgeht, ist 
zweifelhaft. Statt des von der Ko-
alition unterstellten Defizits von 
mindestens fünf Milliarden Euro 
könnten sich die Steuerausfälle auf 
über zehn Milliarden Euro summie-
ren, wie eine Analyse der Eckpunk-
te durch den DGB belegt: Erstens 
dürfte sich ein erheblicher Teil der 
unterstellten Mehreinnahmen nicht 
schnell realisieren lassen, weil die 
entsprechenden Gesetzesänderun-
gen nicht sofort greifen. Zweitens 
ist es vollkommen unsicher, ob die 
unterstellten Selbstfinanzierungs-

effekte von 3,5 Milliarden Euro 
eintreten, die der Staat dadurch er-
zielen will, dass bislang im Ausland 
versteuerte Gewinne im Inland ver-
steuert werden. Drittens bedeutet 
der als Mehreinnahme verbuchte 

Wegfall von Abschreibungsmöglich-
keiten von drei Milliarden Euro jähr-
lich lediglich das einmalige Vorzie-
hen von Steuermehreinnahmen.

Der DGB kritisiert zudem die 
soziale Schieflage der Koalitionspo-
litik. „Während die Unternehmen 
massiv entlastet werden, werden 
die BürgerInnen 2007 durch die 
Erhöhung der Mehrwertsteuer, die 
Kürzungen bei der Pendlerpauscha-
le und steigende Beiträge bei der 
Kranken- und Rentenversicherung 
mit 30 Milliarden Euro zur Kasse 
gebeten“, sagte DGB-Vorstand 
Claus Matecki. Dass die Koalition 
versucht, Steuerumgehungsprak-
tiken der Unternehmen einzu-
schränken und die Gewerbesteuer 
im Kern zu erhalten, wertet der 
DGB positiv. Das wiege aber „die 
unfairen Steuergeschenke an die 
Wirtschaft“ nicht auf.   •

+  Klimaschutz in den Ent-
wicklungsländern liegt 

nach Meinung von CSU-MdB 
Christian Ruck auch im 
Interesse der Industrienati-
onen. Klimaveränderungen 
verursachten dort kriegeri-
sche Auseinandersetzungen, 
„die auch uns betreffen“.

-  BDA-Präsident Dieter 
Hundt ist gegen Ehrlich-

keit bei der Ausbildungsstatis-
tik. Jugendliche in außerbetrieb-
lichen Maßnahmen dürften 
künftig nicht als „unversorgt“ 
geführt werden. Das unter-
grabe die „engagierten 
Bemühungen“ der Wirtschaft.

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.preis-der-arbeit.de
Die Wahl des „guten“ 
Unternehmens geht in 
die Endrunde. Bis zum 

22. November können die 
einblick-LeserInnen mit 

abstimmen

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Das Programm des neu 

gegründeten Inter-
nationalen Gewerk-
schaftsbundes (IGB)

Steuerausfälle und erhoffte Mehreinnahmen
durch die Unternehmenssteuerreform
(in Milliarden Euro)
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Quelle:  Arbeitsgruppe
Unternehmenssteuerreform

Einführung einer
Abgeltungssteuer
für Kapitalerträge

Entlastung der
Unternehmen

Gegen-
finanzierung

Anrechnung
der Gewerbesteuer

auf die Ein-
kommenssteuer

geringere
Besteuerung

einbehaltener
Gewinne

Senkung der
Steuermesszahl der

Gewerbesteuer

Abschaffung der
Wertpapierleihe
Verschärfung der
Mantelkaufregelungen
für Unternehmen
Sicherung der Besteuerung
bei Funktionsverlagerungen
ins Ausland

Versteuerung von Unter-
nehmensgewinnen in
Deutschland statt im
Ausland

Wegfall des Betriebs-
ausgabenabzugs bei
der Gewerbesteuer

11,6

6,3

5,0

4,2

1,7

gesamt
28,8

10,2

3,6

3,0

1,8

Senkung des
Körperschafts-

steuersatzes

Abschaffung der
degressiven Abschreibung

Begrenzung des Steuer-
abzugs von Kreditkosten
(Zinsschranke)

niedrigere Obergrenze
für geringfügige
Wirtschaftsgüter

Wegfall des Staffeltarifs

1,5
1,1
1,1

0,8
0,7

gesamt
23,8

Rechnung mit vielen Unbekannten

Union und SPD wollen die Unter-
nehmen um 29 Milliarden Euro 
entlasten. Ob die zur Gegenfinan-
zierung geplanten Mehreinnahmen 
greifen, ist dagegen ungewiss. 
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POLITIK AKTUELL

In Deutschland gibt es nicht nur 
zu wenig Ausbildungsplätze, son-
dern auch Nachholbedarf bei der 
Qualität der Berufsausbildung. Das 
belegt eine Umfrage unter mehr 
als 3000 Auszubildenden, die der 

A u s b i l d u n g s r e p o r t

DGB bemängelt Qualität

DGB Ende Oktober unter dem Titel 
„DGB-Ausbildungsreport 2006“ 
vorgestellt hat. Zwar würden viele 
der rund 1,6 Millionen Auszubilden-
den „gut organisierte Ausbildungs-
betriebe durchlaufen“, so DGB-Vize 
Ingrid Sehrbrock, gleichzeitig gebe 
es aber „eine wachsende Zahl von 
Betrieben, in denen die jungen 
Menschen sachfremd eingesetzt 
und vereinbarte Ausbildungspläne 
nicht eingehalten werden“.

20 Prozent der Azubis steht 
zudem selten oder nie ein Aus-
bilder zur Verfügung. Außerdem 
muss jeder dritte Auszubildende 
regelmäßig Überstunden machen, 

H e r b s t a k t i o n e n

Stimmung 
aufgreifen
Über 220 000 Menschen sind 
dem Aufruf des DGB für den Ak-
tionstag am 21. Oktober gefolgt. 
Dem „Warnruf aus der Mitte der 
Gesellschaft“ solle nun eine inten-
sive Überzeugungsarbeit folgen, so 
der DGB-Bundesvorstand in einer 
Resolution vom 7. November. Es 
gelte zunächst, bei den aktuellen 
Themen Rente mit 67 und Gesund-

heitsreform den Druck während 
des parlamentarischen Verfahrens 
zu verstärken. Die Gewerkschaften 
wollen die kritische und teilweise 
ablehnende Stimmung in den Re-
gierungsfraktionen aufgreifen und 
in Stimmen umwandeln, um Ände-
rungen an den Gesetzentwürfen 
zu erreichen. Mit Umfragen und 
„umgekehrten Anhörungen“ sol-
len die Abgeordneten zum Beispiel 
herausgefordert werden, öffentlich 
Stellung zu beziehen. Darüber hin-
aus sollen die Bundestagsabgeord-
neten zu „Praxistagen“ eingeladen 
werden, um sie mit der Lebens-
wirklichkeit der KollegInnen in den 
Betrieben vertraut zu machen. 

Der DGB will auch der Politik-
verdrossenheit in der Bevölkerung 
entgegenwirken und ruft zum 
Beispiel auf, an den öffentlichen 
Anhörungen im Bundestag teil-
zunehmen. Im Dezember soll bei 
einer Anhörungswoche erneuter 
Protest laut werden.   •

für die Hälfte von ihnen gilt das 
sogar drei- bis fünfmal die Woche. 
Viele Betriebe würden den dra-
matischen Lehrstellenmangel „als 
Druckmittel gegenüber den Aus-
zubildenden missbrauchen, auch 
schlechte Ausbildungsbedingungen 
in Kauf zu nehmen“. Der DGB-
Ausbildungsreport soll in Zukunft 
alle zwei Jahre erscheinen.   •

Einhaltung des Ausbildungsplans bei
der Berufsausbildung (in Prozent)
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Quelle:  DGB-Ausbildungsreport 2006

immer

manchmal

selten

nie 0,9

9,4

51,5

38,2

Jeder zehnte Betrieb
umgeht Ausbildungsplan

Nur in der Hälfte aller Betriebe, die 
junge Menschen ausbilden, wird der 
vereinbarte Ausbildungsplan konse-
quent eingehalten. In zehn Prozent 
der Betriebe selten oder nie.
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POLITIK AKTUELL Alter Wein 

Was CDU-Vize Jürgen Rütt-

gers fordert, ist nicht neu. 

Bereits auf ihrem Parteitag 

2004 hat die CDU beschlos-

sen: Wer 15 Jahre sozialver-

sicherungspflichtig beschäf-

tigt war, soll 15 Monate lang 

Arbeitslosengeld I beziehen, 

nach 25 Beitragsjahren soll 

die Bezugsdauer 18 Monate 

und nach 40 Jahren 24 Mo-

nate betragen. 

Seit Februar 2006 sieht die 

Rechtslage so aus: Wer in 

den zwei Jahren vor seiner 

Arbeitslosigkeit 360 Tage 

beitragspflichtig beschäftigt 

war, erhält sechs Monate 

lang Alg I, nach 16 Monaten 

Beschäftigung acht Monate 

Alg I, nach 20 Monaten zehn 

Monate Alg I und nach 24 

Monaten zwölf Monate Alg I. 

Wer 55 Jahre alt ist und eine 

Beschäftigung von 30 Mona-

ten nachweist, hat Anspruch 

auf 15 Monate Alg I, wer 

36 Monate lang beschäftigt 

war, erhält für 18 Monate 

Alg I. Dann fällt auch der 

letzte Arbeitslose in den 

Alg II-Bezug. Zuvor hatte 

die Höchstdauer 32 Monate 

betragen.

Die Leistung nach Alg I 

beträgt für Arbeitslose mit 

Kindern 67 Prozent des 

letzten Nettoentgelts, für 

Kinderlose 60 Prozent. Alg II 

ist nicht an das frühere 

Erwerbseinkommen gekop-

pelt, sondern beträgt 345 

Euro. Hinzu kommen feste 

Sätze für Lebenspartner 

und Kinder, die Übernahme 

von Miet- und Nebenkosten 

sowie Sonderausgaben.

➜

A r b e i t s m a r k t r e f o r m

Wohltat mit Pferdefuß

Laut ARD-Deutschlandtrend sagen 
zwei Drittel der Befragten, dass es in 
Deutschland „eher ungerecht“ zu-
geht. Da kommt es im Wahlvolk gut 
an, wenn „Robin Rüttgers“ (Frank-
furter Rundschau) den Rächer der 
Enterbten gibt. Der Vergleich mit 
Robin Hood hinkt jedoch. Rüttgers 
will nicht den Reichen nehmen und 
den Armen geben. Seine Generalre-
vision von Hartz IV bedeutet eine 
Umverteilung in der Klasse, denn 
die stärkere Koppelung der Be-
zugsdauer von Arbeitslosengeld I 
(Alg I) an die Dauer der Beitrags-
zahlung soll „aufkommensneutral“ 
erfolgen, wie CDU-Generalsekretär 
Ronald Pofalla gerne betont. 

Dass sich Rüttgers auf dem 
CDU-Parteitag vom 26. bis 28. 
November in Dresden durchsetzen 
wird, gilt als sicher. Nicht nur, weil 
die NRW-CDU ein Drittel der 1001 
Delegierten stellt. Auch das CDU-
Präsidium ist mehrheitlich für die 
Alg I-Korrektur. Und das ist nicht 
verwunderlich. Denn der Parteitag 
von 2004 in Düsseldorf hatte schon 
exakt die Alg I-Staffelung beschlos-
sen, die Rüttgers jetzt fordert, und 
im Regierungsprogramm der CDU/
CSU für den Bundestagswahlkampf 
2005 steht zumindest die Kernidee: 
„Wer lange in die Arbeitslosenversi-
cherung eingezahlt hat, soll anders 
gestellt werden als jemand, der nur 
für kurze Zeit in die Solidarkasse 
eingezahlt hat.“ 

Wie das „im System“ (NRW-Ar-
beitsminister Karl-Josef Laumann) 
gegenfinanziert werden soll, ist 
unklar. Das könne auch bis zum 
Parteitag nicht exakt durchgerech-
net werden, sagt der saarländische 
CDU-Ministerpräsident Peter Mül-
ler vorsorglich. Rüttgers selbst hat 
im Spiegel-Interview nur angedeu-

Jürgen Rüttgers will, dass ältere Arbeitslose länger Arbeitslosengeld I 
beziehen. Der CDU-Ministerpräsident von NRW greift damit eine 
gewerkschaftliche Forderung auf und drängt die SPD in die Defensive. 
Noch ist der Beifall groß. Er dürfte verebben, sobald klar wird, wer 
Rüttgers’ Wohltat bezahlen soll – die Arbeitslosen selbst.

reüssiert, bastelt die SPD erfolglos 
an einem neuen Kombilohnmodell. 
Die Idee stammt vom Wirtschafts-
weisen Peter Bofinger und lautet: 
Alleinstehende/Paare mit Einkom-
men bis 750 Euro/1300 Euro zah-
len keine Sozialabgaben, sie wer-
den aus dem Steuertopf finanziert 
(„negative Einkommenssteuer“). 
Die Gewerkschaften lehnen diesen 
Kombilohn ab. Er führe „tendenzi-
ell zu sinkenden Löhnen“, erklärte 
DGB-Vorstand Claus Matecki, weil 
Arbeitgeber einen Teil der Löhne 
auf den Steuerzahler abwälzen 
könnten. 

Der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer plädiert dafür, Kombilöhne 
nur in Ausnahmefällen zu zahlen. 
Er denke an Langzeitarbeitslose 
unter 25 und über 50 Jahre.   •

die Arbeitslosen „gegeneinander 
ausspielen“, empörte sich SPD-
Generalsekretär Hubertus Heil. 

Der DGB begrüßt zwar die ge-
plante Verlängerung der Bezugs-
dauer von Alg I für Ältere: „Dieser 
soziale Fort schritt darf allerdings 
nicht durch Kürzungen an ande-
rer Stelle erkauft werden“, warnte 
Vorstandsmitglied Annelie Bunten-
bach. Das genau aber sei der Fall, 
erklärte die Grünen-Arbeitsmarkt-
politikerin Brigitte Pothmer. Profi-
teure der Alg I-Reform wären vor 
allem Facharbeiter, Verlierer wären 
Frauen, Jüngere und Arbeitslose mit 
unterbrochenen Erwerbsbiografien, 
die nicht lange in die Arbeitslosen-
versicherung einzahlen konnten. 
Kostenneutralität dürfe deshalb 
„nicht oberstes Gebot sein“, sagte 

tet, dass es Kürzungen für jüngere 
Arbeitslose geben soll und Kinder 
wieder für ihre arbeitslosen Eltern 
einstehen müssen.

Den einen zu nehmen und den 
anderen zu geben, sei „sozial un-
gerecht“, schimpfte Bundesarbeits-
minister und Vize-Kanzler Franz 
Müntefering (SPD). Die CDU wolle 

der IG BAU-Vorsitzende Klaus Wie-
sehügel.

Nach Darstellung des Bundes-
arbeitsministeriums würde die 
Hartz IV-Reform à la Rüttgers 1,2 
Milliarden Euro kosten. Davon 
entfielen 700 Millionen Euro auf 
die Idee, die Bezugsdauer von 
Alg I zu verlängern und 500 Mil-
lionen Euro auf die Forderung, das 
so genannte Schonvermögen für 
Langzeitarbeitslose zu erhöhen 
(die staatlicherseits unantastbare 
Altersvorsorge soll sich von 16 250 
Euro auf maximal 45 500 Euro fast 
verdreifachen).

Während Rüttgers’ CDU mit 
der Ankündigung von Wohltaten 

Hartz IV: Verlierer und Gewinner in Haushalten mit einem…
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Angaben in Prozent

Verlierer Gewinner

Quelle: Hans-Böckler-Stiftung

… alleinstehenden
Arbeitslosenhilfe-Bezieher

… Arbeitslosenhilfe-Bezieher
und beschäftigten Partner

… Arbeitslosenhilfe-Bezieher
und arbeitslosen Partner

… Arbeitslosenhilfe-Bezieher
und erwerbslosen Partner

56,7 43,3

89,9 10,1

73,2 26,8

53,2 46,8

Mehr Verlierer als Gewinner

Die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zu Arbeits-
losengeld II hat mehr Menschen geschadet als genützt. 60 Prozent 
der früheren Arbeitslosenhilfebezieher erhalten weniger, 40 Prozent 
mehr als früher. Zu den Gewinnern zählen viele Alleinerziehende, 
die zuvor in verdeckter Armut gelebt haben; zu den Verlierern ältere 
Langzeitarbeitslose, weil Alg II – anders als die Arbeitslosenhilfe – 
vom früheren Erwerbseinkommen abgekoppelt ist.
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PROJEKTE UND PARTNER

2007 beginnt eine neue Förderperi-
ode der EU-Strukturfonds. Über die 
neuen Förderschwerpunkte der EU 
in der Beschäftigungs-, Sozial- und 
Berufsbildungspolitik informiert 
das Competence Center Europa 
des Berufsfortbildungswerks (bfw) 
in zwei ganztägigen Konferenzen. 
Die erste Konferenz findet am 16. 
November in Heidelberg, die zwei-
te am 30. November in Hamburg 

K o n f e r e n z

Neue Förderperiode der 
EU-Strukturfonds

D G B - B i l d u n g s w e r k

Projektbüro
ausgeraubt
Das Institut für Gewerkschafter-
rechte (TURC) in Indonesien, ein 
Solidaritätsprojekt des DGB-Bil-
dungswerks, ist ausgeraubt worden. 
Das TURC vertritt Gewerkschafter-
Innen in Arbeitsgerichtsprozessen, 
unterstützt Streikende und Ver-
folgte. Diese Arbeit steht in Frage, 

P u b l i k a t i o n

Privater Einfluss

Häufig sind Schulen darauf ange-
wiesen, dass Privatunternehmen 
wie Microsoft ihnen Computer 
oder Materialien für den Unter-
richt spenden. Die GEW-Broschüre 
„Vom Durchmarsch der Stiftungen 
und Konzerne“ nimmt dieses En-
gagement kritisch unter die Lupe. 
Die 58-seitige Publikation ist Teil 
der Reihe „Privatisierungsreport“ 
der Bildungsgewerkschaft. Die 
Broschüre kann im Internet herun-
tergeladen werden.   •
www.gew.de/Privatisierungsreport/html 

statt. ReferentInnen der EU-Kom-
mission und des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales stellen 
die neue strategische Ausrichtung 
der EU-Strukturfonds vor. In Work-
shops können die TeilnehmerInnen 
anhand gelungener Projekte die 
Umsetzung der neuen Richtlinien 
diskutieren. Die Teilnahmegebühr 
beträgt 95 Euro.   •
www.bfw.EU.com

nachdem die gesamte Büroaus-
stattung gestohlen oder zerstört 
worden ist. Das DGB-Bildungswerk 
bittet deshalb um Spenden auf das 
Konto 101 600 9300 bei der SEB 
Düsseldorf, Bankleitzahl 300 101 11 
(Kennwort: Rechtshilfe).   •

Die allgegenwärtige EDV greift in 
alle Lebensbereiche ein. Neuent-
wicklungen wie RFID ermöglichen 
die umfassende Verfolgung von 
Waren und Personen und werden 
die Arbeitswelt nachhaltig verän-

dern. Um dazu eine breite Debatte 
aus gewerkschaftlicher Sicht an-
zustoßen, werden Einsatzmöglich-
keiten und Auswirkungen von RFID 
in einer ganztägigen Veranstaltung 
am 12. Dezember im DBB-Forum in 
Berlin diskutiert. Neben der Präsen-
tation von Anwendungsbeispielen 
und Forschungsergebnissen disku-
tiert ein Podium über unterschied-
liche Aspekte des Themas. Als 
PodiumsteilnehmerInnen haben 
zugesagt: Dr. Andrea Huber (RFID 
Informationszentrum), Patrick von 
Braunmühl (Verbraucherzentrale 
Bundesverband), Dirk Bungard (Re-
ferent beim Bundesdatenschutzbe-
auftragten) und Professor Dr. Peter 
Wedde (Fachhochschule Frankfurt/
M.). Die Tagung richtet sich u.a. an 
Betriebs- und Personalräte, Daten-
schutzverantwortliche und interes-
sierte GewerkschafterInnen. An-
meldungen bis 20. November.   •
christian-baum@boeckler.de

T a g u n g

RFID – Das Internet der Dinge

••• Der DGB-Bezirk Nie-
dersachsen-Bremen-Sach-
sen-Anhalt fordert von der nie-
dersächsischen Landesregierung 
einen jährlichen Bericht über die 
Entwicklung von Armut und Reich-
tum. Statistiken der Bundesagentur 
für Arbeit und Berechnungen des 
DGB belegen: Die Zahl der Kinder, 
deren Eltern Hartz IV beziehen, 
hat sich seit September 2005 um 
fast 4 Prozent erhöht. Gleichzeitig 
nahm das Vermögen der reichsten 
Niedersachsen erheblich zu. DGB-
Landesvorsitzender Hartmut Tölle 

ist überzeugt: „Es wird genug über 
Armut geredet, es ist Zeit für Taten.“
••• Die DGB-Jugend Hamburg 
hat eine Postkarten-Aktion 
gestartet, um gegen die geplanten 
Eingriffe in das Jugendarbeits-
schutzgesetz zu protestieren. Min-
derjährige Azubis sollen künftig 
bereits ab 4 Uhr, bis 23 Uhr und an 
den Wochenenden 
a r b e i t e n . 
Darüber hin-
aus wird das 
Züchtigungs-
verbot der Ar-

interregio
beitgeber gegenüber Jugendlichen 
gestrichen. Die DGB-Jugend fordert, 
Azubis nicht als billige Arbeitskräf-
te zu missbrauchen. Der Ruf nach 
„Deregulierung“ bedeute auch hier 
eine Verschlechterung der Arbeit-
nehmerrechte. Bisherige Lockerun-
gen des Jugendarbeitsschutzes zu 
Lasten der Azubis, haben nicht zu 

mehr Ausbildungsplätzen 
geführt. Inzwischen betrifft 
jedoch bereits jeder fünfte 
Arbeitsunfall die 15- bis 
24-Jährigen. 
Info: www.haendeweg.net.ms

D i s k u s s i o n

Sozialstaat 
sichern
Das Sozialstaatsgebot scheint an 
Bedeutung zu verlieren. Stattdes-
sen nehmen Ungerechtigkeiten und 
Umverteilung von unten nach oben 
zu. Das Soziale Netz Bayern will mit 
der Diskussionsveranstaltung „Der 
Sozialstaat hat Zukunft“ am 27. 
November in München (Agentur 
für Arbeit, Kapuzinerstr. 26) einen 
Kontrapunkt zu dieser Entwicklung 
setzen: Der ehemalige SPD-Vorsit-
zende Hans-Jochen Vogel wird da-
bei über den Verfassungsgrundsatz 
der Sozialstaatlichkeit referieren. 
Christoph Butterwegge von der 

Universität Köln wird sich mit Kri-
se und Zukunft des Sozialstaates 
auseinandersetzen. Anmeldungen 
bis 20. November.   •
martha.buellesbach@dgb.de
Tel. 089 / 51 70 02 19

D G B - J u g e n d

Bands gesucht

Nachwuchsbands und junge Mu-
sikerInnen können sich noch bis 
zum 1. Dezember für den DGB-
Jugend-Bandwettbewerb „Gib 
dir eine Stimme!“ bewerben. Die 
Texte sollten politisch-kritisch sein, 
das Durchschnittsalter der Band-
mitglieder darf maximal 27 Jahre 

betragen. Die besten Bands und 
MusikerInnen werden beim Festival 
„Musik und Politik“ im Februar in 
Berlin vor einer Jury auftreten. Zu 
gewinnen sind Studioaufnahmen, 
einen Instrumenten-Gutschein und 
einen Festivalauftritt.   •
www.dgb-jugend.de/stimme
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GEWERKSCHAFTEN
G d P - B u n d e s k o n g r e s s

Der Staat entsolidarisiert sich

■ Die GdP steht vor allem für die in-
nere Sicherheit. Welche Rolle spielt 
das Thema auf dem Kongress?
■ Eine zentrale Rolle, denn wir 
stehen vor massiven sicherheitspo-
litischen Herausforderungen – und 
das sage ich nicht, um jemandem 
Angst zu machen, sondern weil die 
Gefährdungslage so ist. Der islami-
sche Terrorismus wird die Welt ver-
ändern, auch bei uns. Ein weiteres 
Thema ist die zunehmende soziale 
Spaltung der Gesellschaft. Und wir 
werden über die Auswirkungen der 
Föderalismusreform diskutieren.
■ Bundeskanzlerin Angela Merkel 
wird vor den Delegierten sprechen. 
Was erwartest du von ihr?
■ Man darf die Erwartungen an ein 
Grußwort nicht zu hoch hängen, aber 
ich erwarte schon, dass sich die Bun-
deskanzlerin ernsthaft mit dem The-
ma Armut auseinandersetzt. Mich 
stört die Aufgeregtheit von Politi-
kern, die immer dann auftaucht, 
wenn in der Öffentlichkeit plötzlich 
das wirkliche Leben der Menschen 
beschrieben wird. Das ist doch alles 
nichts Neues. Wir wissen, dass sich 
die Probleme nicht von heute auf 
morgen lösen lassen, sondern nur 
indem wir uns ernsthaft mit den 
Ursachen auseinandersetzen.
■ In deiner Rede auf dem Aktions-
tag des DGB hast du die Manager 
für die wachsende soziale Spaltung 
mitverantwortlich gemacht.
■ Wir haben durch die Globalisie-
rung, die demografische Entwick-
lung und die hohe Arbeitslosigkeit 
große Probleme. Aber ich sehe nicht, 
dass wir diese Probleme gemeinsam 
lösen. Es gibt Leute, die sich aus der 
Verantwortung für die Gesellschaft 
stehlen. Das sind dieselben, die uns 
immer Opfer abverlangen und sich 
selbst die Taschen voll stecken. Ich 
gönne jedem, der viel leistet, dass 
er auch viel verdient. Aber wenn der 

„Polizei für die Sicherheit. Sicherheit für die Polizei“ lautet das Motto des Bundeskongresses der 
Gewerkschaft der Polizei (GdP) vom 13. bis 16. November in Berlin. einblick hat den GdP-Vorsitzenden 
Konrad Freiberg gefragt, welches Signal vom Kongress ausgehen soll.

Nicht nur 
Sicherheitspolitik

Mit 174 000 Mitgliedern ist 

die Gewerkschaft der Polizei 

(GdP) die größte Berufsor-

ganisation für Polizeibe-

schäftigte in Deutschland. 

Auf ihrem viertägigen 

Bundeskongress in Berlin 

werden die Delegierten 

nicht nur über die innere 

Sicherheit in Deutschland, 

über Konzepte gegen die 

steigende Gewaltkrimina-

lität, die Bekämpfung des 

internationalen Terrorismus, 

die technische Ausstattung 

der Polizei und den Einsatz 

der Bundeswehr im Inneren 

diskutieren, sondern auch 

über die soziale Situation 

der Polizeibeschäftigten. 

Zudem soll der Gewerk-

schaftskongress beraten, ob 

die Strukturen der GdP ver-

ändert werden müssen, weil 

im Zuge der Föderalismusre-

form die Zuständigkeit für 

die Beamtenbesoldung auf 

die Länder übergegangen 

ist. Weitere Anträge betref-

fen das Verhältnis der GdP 

zum DGB und die Frage der 

Organisationsabgrenzung 

gegenüber der Dienstleis-

tungsgewerkschaft ver.di.

Auf der Tagesordnung des 

GdP-Bundeskongresses, bei 

dessen Eröffnung auch Bun-

deskanzlerin Angela Merkel 

(CDU), der SPD-Vorsitzende 

Kurt Beck und der DGB-Vor-

sitzende Michael Sommer 

reden werden, steht zudem 

die Neuwahl des Vorstands.

www.gdp.de
Tagesaktuelle Informationen 
zum GdP-Bundeskongress 
vom 13. – 16. November 
in Berlin

Deutsche Bank-Chef Ackermann so 
viel verdient wie sechshundert Po-
lizisten, trägt das zur Spaltung der 
Gesellschaft bei.
■ Verstärkt die Politik die Endsoli-
darisierung der Gesellschaft?
■ Das ist so. Wie tief unsere Gesell-
schaft bereits gespalten ist, kann 
jeder sehen, wenn er sein eigenes 
Wohnviertel verlässt. In Berlin-Neu-
kölln sind von 150 000 Bewohnern 

nalität. Gewalt ist immer ein Zeichen, 
dass in der Gesellschaft etwas nicht 
stimmt. Deshalb lässt sich steigende 
Gewalt nicht allein durch die Polizei 
bewältigen. Aber der Staat muss auf 
die zunehmende Bedrohung reagie-
ren, sonst suchen sich die Probleme 
andere Lösungen, und wir haben 
irgendwann Bürgerwehren.
■ Reicht das Personal bei der Polizei?
■ Eindeutig nein. Wir haben in den 
vergangenen Jahren ständig neue 
Aufgaben hinzu bekommen, Inter-
netkriminalität, islamischer Terroris-
mus, Bekämpfung der Kinderpor-
nografie und so weiter. Trotzdem 
sind allein in den letzten fünf Jah-
ren über 7000 Stellen im Vollzugs-
dienst und weitere 6000 Stellen 
bei den Arbeitern und Angestell-
ten abgebaut worden. Gleichzeitig 
wurden die Gehälter der Polizisten 
um bis zu 20 Prozent reduziert. 
■ Dem Kongress liegen auch eine 
Reihe von organisationspolitischen 
Anträgen vor. Wie will die GdP auf 
die Föderalismusreform reagieren?
■ Föderalismus – das hört sich 
immer so nett an. Aber viele wis-
sen gar nicht, was sich dahinter 
verbirgt. Wir haben in vielen Be-
reichen eine Entsolidarisierung der 
Gesellschaft. Der Föderalismus, den 
wir jetzt erleben, ist sozusagen die 
Entsolidarisierung des Staates. Es 
wird zu einem Konkurrenzkampf 
zwischen den Ländern kommen, 
der viele in den Ruin treibt.
■ Die GdP muss in Zukunft mit 
den Ländern über die Tarifpolitik 
verhandeln. Braucht sie andere 
Strukturen?
■ Bei uns sind die notwendigen 
Veränderungen nicht so groß wie 
in anderen Gewerkschaften, weil 
wir föderal aufgebaut sind. Und 
weil wir uns schon früh personell 
auf die veränderte Situation einge-
stellt haben.   •

➜

60 000 Alg II-Empfänger. Es gibt 
überhaupt kein Konzept, wie wir 
dieses Problem lösen wollen, nicht 
einmal im Ansatz. 
■ Müssen auch die Gewerk-
schaften mehr für den Zusammen-
halt der Gesellschaft tun?
■ Diejenigen, die sich nicht mehr in 
unserem Staat zu Hause fühlen, die 
sich abgehängt fühlen, erreichen 
wir als Demokraten nicht. Wir er-
reichen sie als Volksparteien nicht 
mehr, und wir erreichen sie auch 
als Gewerkschaft nicht mehr. Wir 
verlieren diese Menschen. Deshalb 
müssen die Gewerkschaften die 
Lebenssituation der sozial Ausge-
grenzten wieder in das öffentliche 
Bewusstsein bringen. 
■ Was muss sich bei der inneren 
Sicherheit ändern?
■ Wir müssen ihr mehr Aufmerk-
samkeit widmen. Die innere Sicher-
heit ist durch die hohe Arbeitslo-
sigkeit und die wirtschaftliche Krise 
etwas aus dem öffentlichen Fokus 
verschwunden, aber wir haben seit 
Jahren eine steigende Gewaltkrimi-

Konrad 
Freiberg, 55, 
kandidiert 
in Berlin 
erneut für 
den Vorsitz 
der Gewerk-
schaft der 
Polizei.
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GEWERKSCHAFTEN
Die IG Metall fordert 
von der Industrie die 
Einführung eines Mo-

nitorings, um den drohenden 
Fachkräftemangel zu verhin-
dern. Der Bedarf an qualifi -
zierten ArbeitnehmerInnen 
müsste systematisch erfasst, 
absehbaren Mangelsitua-
tionen durch umfassende 
Weiterbildungsstrategien 
frühzeitig entgegengewirkt 
werden.

Die Arbeitsbedin-
gungen im Hotel- und 
Gaststättengewerbe 

sind oft keine „5 Sterne“ 
wert. Die NGG-Aktion 
„5 Sterne für mich“ zeigt, wie 
es besser geht. Neben All-
tagsgeschichten und einem 
Arbeitgebertest gibt es ein 
monatliches Gewinnspiel.
www.5-sterne-fuer-mich.de

ver.di hat gemeinsam 
mit Arbeitnehmer- 
und Arbeitgeberver-

bänden aus dem Medienbe-
reich ein „Aktionsbündnis 
Kopiervergütung“ gegrün-
det. Die von der Bundes-
regierung geplante Urhe-
berrechtsreform führe zu 
einer Benachteiligung der 
Urheber zugunsten der 
Geräteindustrie. Argumente 
für eine faire Vergütung 
der Urheber hat das Bündnis 
in einem Weißbuch zusam-
mengestellt.
www.faire-kopierverguetung.de

Der DGB hat das 
Motto für den 
Internationalen 

Frauentag 2007 vorgestellt: 
„Weitergehen! Zwei Schritte 
vor. Keinen zurück.“ Es 
schließt an das Motto des 
diesjährigen Frauentags 
„Gleich gestellt – doppelt 
stark“ an. 

Fragenan ...

 ■  Was macht die Stärke des neuen Internationalen 
Gewerkschaftsbundes aus?
■ Wir werden international viel schlagkräftiger. 
Das gilt zum einen für die Verhandlungen mit den 
großen Weltorganisationen wie der Welthandelsor-
ganisation WTO, dem Internationalen Währungs-
fonds oder der Weltbank. Mit einer einheitlichen 
internationalen Gewerkschaftsbewegung jenseits 
trennender ideologischer Schranken steigen zum 
anderen insgesamt die Chancen, weltweit die Kern-
arbeitsnormen durchzusetzen – wie das Verbot von 
Kinder- und Zwangsarbeit oder die Zulassung von 
Gewerkschaften und freien Verhandlungen zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Daneben 
wollen wir im neuen Bund auch die Solidarität mit 
denen stärken, die unserer Hilfe bedürfen. Das sind 
insbesondere die Länder Afrikas.
 ■  Was steht dabei ganz oben auf der Agenda?
■ Neben der Durchsetzung der Kernarbeitsnormen 
müssen wir uns dort vor allem mit der Frage ausei-
nandersetzen, wie AIDS energischer bekämpft wer-
den kann. Im Übrigen geht es darum, weltweit das 
Recht auf freie Gewerkschaftsbetätigung durchzu-
setzen. In Ländern wie Kolumbien, Myanmar, Weiß-
russland oder Zimbabwe werden Gewerkschaften 
noch immer massiv behindert und verfolgt, aber 
auch in Australien werden Gewerkschaftsrechte 
missachtet.
 ■  Du hast dich auch persönlich sehr für den neuen 
Bund engagiert. Wieso?
■ Die Angst vor der Globalisierung geht um. Aber 
sie ist ökonomisch nicht rückgängig zu machen. Des-
halb kommt es jetzt darauf an, die Globalisierung zu 

zähmen und sozial zu gestalten. Dazu brauchen wir 
einen starken Internationalen Gewerkschaftsbund. 
Eine gewerkschaftliche Zersplitterung hilft uns nicht 
weiter.
 ■  Mit dem IGB die Globalisierung sozialer zu ge-
stalten – ist das die Chance der Neugründung aus 
deutscher Perspektive?
■ Ja. Aber gleichzeitig müssen wir die Regierungen, 
auch die deutsche, dazu bringen, dass sie sehr viel 
stärker auf eine Regulierung zum Beispiel der inter-
nationalen Finanzmärkte drängen. Die Gründung 
des IGB ist dafür eine notwendige Voraussetzung. 

Mit der Gründung des Interna-
tionalen Gewerkschaftsbundes 
(IGB) am 1. November in Wien 
haben die Gewerkschaften 
weltweit an Stärke gewonnen. 
Davon ist der DGB-Vorsitzen-
de Michael Sommer, 54, 
überzeugt, der in Wien zum 
stellvertretenden Präsidenten 
des IGB gewählt wurde.

kurz&bündig

Der Internationale 
Gewerkschaftsbund (IGB)
Gewerkschaften und ArbeitnehmerInnen 
rücken weltweit enger zusammen: Als 
Gegengewicht zur Globalisierung des 
Kapitals wurde am 1. November in Wien 
der neue Internationale Gewerkschafts-
bund (IGB) aus der Taufe gehoben. 
Entstanden ist er aus dem Zusammen-
schluss des Internationalen Bundes Freier 
Gewerkschaften (IBFG), des christlich ori-
entierten Weltverbandes der Arbeit (WVA) 
sowie acht nationalen Gewerkschafts-
dachverbänden wie der französischen 
CGT, die bisher in keinem der Weltverbän-
de organisiert waren (einblick 15/06). 
Der IGB soll modernere Strukturen erhal-
ten und wirksamer arbeiten als seine 
beiden Vorgängerorganisationen. Der 
Bund mit Sitz in Brüssel vertritt die Inte-
ressen von 168 Millionen Arbeitnehmer-
Innen in 306 Mitgliedsorganisationen 
aus 154 Ländern.
www.ituc-csi.org

S c h ö n e b e r g e r  F o r u m

Schlüsselthema 
Bildung
Im öffentlichen Dienst fehlt ein mo-
dernes Weiterbildungskonzept. Die 
Berufsausbildung ist noch immer 
stark durch Laufbahngruppen und 
Ämter geprägt. Formale Bildungs-

abschlüsse legen die Entwicklungs-
möglichkeiten der Beschäftigten 
fest. Der Wechsel zwischen der Pri-
vatwirtschaft und dem öffentlichen 
Dienst wird erschwert. 

Wie sich das ändern lässt, will 
der DGB am 21. und 22. November 
auf dem diesjährigen Schöneberger 
Forum unter dem Titel „Bildung für 
den öffentlichen Dienst: Kompe-

tenzentwicklung, Qualitätssiche-
rung, Berufsperspektive“ in Berlin 
diskutieren. Die Teilnahme an der 
vom DGB-Bundesvorstand in Ko-
operation mit der Zeitschrift Der 
Personalrat organisierten Fachta-
gung kostet 235 Euro. Nichtmit-
glieder zahlen 250 Euro.    •
Programm und Anmeldung:
www.schoeneberger-forum.de
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MEINUNG „Gemeinsam 
gelingt Europa“

Auf einer Sondersitzung am 

5. November hat sich das 

Bundeskabinett über die 

Prioritäten der deutschen 

EU-Ratspräsidentschaft 

verständigt. Unter dem 

Motto „Gemeinsam gelingt 

Europa“ hat die Bundesre-

gierung ihre Schwerpunkte 

gesetzt. Dazu gehören 

neben der Fortsetzung des 

EU-Verfassungsprozesses 

etwa die Energiepolitik 

und der Klimaschutz, die 

Förderung von Bildung und 

Forschung und eine ver-

stärkte Kooperation gegen 

den Terror sowie ein Ausbau 

der Partnerschaft mit Afrika. 

Keine konkrete Position 

bezieht die Bundesregie-

rung in ihrer Erklärung zu 

den Beitrittsverhandlungen 

mit der Türkei. Betont wird 

aber, dass sich die EU bei 

der Vollendung der Einigung 

Europas nicht übernehmen 

dürfe. An den Außengren-

zen der Union solle aber 

auch kein neuer „Eiserner 

Vorhang“ errichtet werden. 

Außerdem will sich die 

Bundesregierung bemühen, 

überflüssige bürokratische 

Regeln abzuschaffen und 

das Europäische Sozialmo-

dell weiterzuentwickeln. 

Ziel sei, „die für den Arbeits-

markt notwendige Flexi-

bilität mit sozialem Schutz 

und sozialer Sicherheit zu 

verbinden“.

www.einblick.dgb.de
Anforderungen des DGB an 
die deutsche EU-Ratspräsident-
schaft 2007 – Beschluss des 
DGB-Bundesvorstandes vom 
5. September 2006

➜

In anderthalb Monaten übernimmt die Bundesregie-
rung für ein halbes Jahr die Präsidentschaft der EU. 
Das wird keine leichte Aufgabe. Denn die Menschen 
in Europa verweigern der europäischen Politik zu-
nehmend ihre Unterstützung und betrachten die EU 
mehr und mehr als Agenten einer zügellosen Glo-
balisierung. Auch wenn es so einfach sicher nicht 
ist, bleibt der europäische Binnenmarkt 
ein zweischneidiges Schwert: Er bietet der 
Wirtschaft – nicht zuletzt durch die EU-Erweiterung 
– neue Wachstumschancen und schafft neue Ar-
beitsplätze. Gerade Deutschland mit seiner starken 
Exportwirtschaft ist der große Gewinner des erwei-
terten Binnenmarkts.

Den explodierenden Gewinnen deutscher Unter-
nehmen steht der Druck auf Lohneinkommen und 
Arbeitsbedingungen gegenüber. Gering qualifizierte 
ArbeitnehmerInnen verlieren bei grenzüberschrei-
tenden Unternehmensumstrukturierungen schnell 
ihren Arbeitsplatz. In Branchen wie Bau, Lebensmit-
telindustrie und Gastronomie, in denen andere eu-
ropäische Staaten und ihre ArbeitnehmerInnen kon-
kurrenzfähig sind, geraten deutsche Standards und 
Löhne ins Rutschen. Der europäische Arbeitsmarkt 
ist längst Realität: Migration, grenzüberschreitende 
Arbeitnehmer-Entsendung (auch über Leiharbeit) 
und die Mobilität von Kapital und Produktions-
standorten setzen Löhne und Arbeitsbedin-
gungen europaweit in Konkurrenz.

Anders als auf globaler Ebene sind in Europa 
Institutionen und Strukturen vorhanden, den Markt 
einzuhegen und ihm Regeln zu geben. Allerdings 
muss der politische Wille dazu vorhanden sein.

Wenn die Bundesregierung die Präsidentschaft 
der EU innehat, muss sie sich der Tatsache stellen, 
dass die Märkte Gewinner und Verlierer produzieren. 
Es müssen konkrete Maßnahmen auf europäischer 
Ebene ergriffen werden, um den EU-Binnenmarkt zu 
gestalten. Ich nenne nur einige beispielhaft:

Bei der Besteuerung von Unternehmen muss die 
Arbeit an einer einheitlichen europäischen Bemes-
sungsgrundlage forciert werden, und zumindest 
in der Währungsunion müssen gemeinsame 
Mindestsätze festgelegt werden. Bei Kapi-
talgesellschaften, die ohnehin europäisch agieren, 
ist mittelfristig nur eine Besteuerung durch die EU 

selbst sinnvoll. Damit würde 
eine Finanzierung europäischer 
Aufgaben dort erfolgen, wo 
europäische Unternehmen Ge-
winne machen. Die Bundesre-
gierung sollte daher im Vorfeld 
der EU-Finanzierungsreform 
bei den anderen Regierungen 
die Spielräume für eine solche 
Steuer ausloten.

Die Beteiligungsrechte 
der Europäischen Betriebs-
räte (EBR) müssen ausge-
baut werden. Durch eine 
Revision der EBR-Richtlinie müssen die praktischen 
Arbeitsbedingungen der EBR verbessert und die Mit-
bestimmungsrechte der EBR an die bestehenden euro-
päischen Mindeststandards für Information und Kon-
sultation sowie an die in der Europäischen Aktienge-
sellschaft gewährten Rechte angepasst werden.

Die Entsendeproblematik muss endlich 
ernsthaft angepackt werden. Das deutsche 
Entsendegesetz muss auf alle Branchen ausgedehnt 
werden, und die Bundesregierung muss Initiativen 
zur Revision und Stärkung der EU-Entsenderichtli-
nie auf den Weg bringen: Deren Anwendung muss 
für die Behörden erleichtert und deren Umgehung 
durch skrupellose Arbeitgeber erschwert werden.

Immer mehr begegnet uns grenzüberschreiten-
de Leiharbeit: Was aber fehlt, ist eine europäische 
Regelung, die den Gleichbehandlungsgrundsatz für 
LeiharbeitnehmerInnen gegenüber Beschäftigten 
des Einsatzbetriebes festschreibt.

Noch schlimmer sieht es bei der Arbeitszeit aus. 
Zwar gibt es einen europäischen Mindeststandard, 
der eine maximale Arbeitszeit von 48 Stunden pro 
Woche vorsieht, aber EU-Kommission und einige 
Regierungen versuchen, Arbeitgebern die Möglich-
keit zu geben, mit einzelnen ArbeitnehmerInnen eine 
Wochenarbeitszeit von 65 Stunden zu vereinbaren.

Mit einem derartigen Abbau sozialer Stan-
dards zugunsten eines Unterbietungswett-
bewerbs auf dem Rücken der ArbeitnehmerInnen 
wird man die Menschen nicht für die europäische 
Idee begeistern können.

Die Bundesregierung hat jetzt die Chance, zu 
einem Kurswechsel in Europa beizutragen. Wenn es 
ihr gelingt, Weichenstellungen hin zu einem sozialen 
Europa einzuleiten, wird auch die Zustimmung zur 
Europäischen Union wieder wachsen. Dann wäre 
die deutsche EU-Ratspräsidentschaft ein Erfolg.   •

D e u t s c h e  E U - R a t s p r ä s i d e n t s c h a f t

Kurswechsel für Europa
Was DGB und Gewerkschaften von der deutschen 
EU-Ratspräsidentschaft im ersten Halbjahr 2007 
erwarten, beschreibt der DGB-Europaexperte 
Thorben Albrecht.

Thorben Albrecht, 
36, ist als Referats-
leiter im Bereich 
Europa der DGB-
Bundesvorstands-
verwaltung unter 
anderem für die 
Koordinierung 
der Europapolitik 
zuständig.
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DIES &DAS

13.-16.11.  GdP, Bundeskon-
gress „Polizei für die Sicherheit 
– Sicherheit für die Polizei“, Berlin

14.11.  DGB Niedersachsen 
– Bremen – Sachsen-Anhalt, Tagung 
„Ende der Mitbestimmung durch 
Fusionen in Europa?“, Hannover

16.11.  DGB, Workshop 
„Wir wollen, dass ihr bleibt! Ein 
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„Wir müssen uns der wachsenden Diskrepanz zwischen 
der Entwicklung der Unternehmensgewinne und der 
Kapitalerträge auf der einen und der Löhne und Gehälter 
auf der anderen Seite annehmen.“

starker Osten braucht die jungen 
Familien“, Berlin

17.11.  Kooperationsstelle 
Hochschulen und Gewerkschaften 
Osnabrück, Jahrestagung „Arbei-
ten ohne Ende? Europa und die Ar-
beitszeitkonkurrenz“, Osnabrück

17.11.  DGB-Bildungswerk, 
Tagung „Europäische Migrations-
gespräche: Grenzenlos arbeiten? 
Realität und Zukunftsperspektiven 
in der Europäischen Union“, Berlin

21.11.  DGB Hessen-Thürin-
gen und DGB West, Tagung „Vom 
Wert öffentlicher Güter“, Mainz

21./22.11.  DGB, Schöneberger 
Forum „Bildung für den öffent-
lichen Dienst“, Berlin

27.11.  Soziales Netz Bay-
ern, Tagung „Der Sozialstaat hat 
Zukunft. Chancen nutzen – Res-
sourcen schaffen“, München

Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU) in der Wochenzeitung 
Rheinischer Merkur vom 2. November
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RISIKO ARBEITSLOSIGKEIT: Jüngere stärker betroffen als Ältere

dieDGBgrafik

Die Zahl arbeitsloser Jugendlicher 
zwischen 15 und 24 Jahren ist in den 
vergangenen zehn Jahren weltweit 
um fast 15 Prozent gestiegen – von 
74,3 auf 85,3 Millionen. Das hat die 
Internationale Arbeitsorganisation 
(ILO) ermittelt. In den Industrielän-
dern einschließlich der EU ist die 
Jugendarbeitslosigkeit zwar gesunken, 
das habe aber mit der rückläufigen 
Geburtenrate zu tun, so die ILO. 
Ingesamt sei die Gefahr, als junger 
Mensch arbeitslos zu werden, drei 
Mal größer als in späteren Jahren.

Quelle: Internationale Arbeitsorganisation (ILO),
Gobal Employment Trends for Youth (www.ilo.org/trends)1) ohne EU-Staaten, 2) mit EU-Staaten ©
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Entwicklung der Arbeitslosenquote der 15- bis 24-Jährigen
nach Weltregionen 1995 – 2005 (in Prozent)

1995 2005

Naher Osten
und Nordafrika

Osteuropa1)

und ehemalige
Sowjetrepubliken

Südliches
Afrika

Lateinamerika
und Karibik

Südostasien
und Pazifik

Industrie-
länder2)

Südasien Ostasien

28,7

25,7

19,6 19,9

17,5 18,1

14,4
16,6

9,2

15,8 15,2
13,1

9,9 10,0

7,5 7,8

Schlusspunkt●

14TAGE

••• Der DGB-Vorsitzende Micha-
el Sommer, 54, ist am 3. Novem-
ber in Wien zum stellvertretenden 
Präsidenten des neu gegründeten 
Internationalen Gewerkschafts-
bundes (IGB) gewählt worden 
(siehe Seite 6). Sommer wurde 
außerdem vom IGB-Gründungs-
kongress zum Vorsitzenden des 
Exekutiv-Büros bestimmt, das die 
Entscheidungen im neuen Verband 
vorbereitet. Zur Präsidentin des 
IGB wurde Sharan Burrow, 52, 
Vorsitzende des australischen Ge-
werkschaftsbundes ACTU, gewählt. 
Zweiter Stellvertreter ist Luc Corte-
beeck, 56, Vorsitzender von ACV/
CSC, dem Dachverband der christ-
lichen Gewerkschaften in Belgien. 
Der britische Gewerkschafter Guy 

personalien
Ryder, 50, bisher Generalsekretär 
des Internationalen Bundes Freier 
Gewerkschaften (IBFG), nimmt 
auch im neuen Bund diese Funk-
tion wahr. Neben Sommer vertritt 
außerdem DGB-Vize Ingrid Sehr-
brock, 58, die Interessen des DGB 
im 70-köpfigen IGB-Vorstand. Erste 
StellvertreterInnen der deutschen 
IGB-Vorstandsmitglieder sind An-
nelie Buntenbach, 51, Mitglied 
des Geschäftsführenden DGB-Bun-
desvorstandes, sowie der GEW-Vor-
sitzende Ulrich Thöne, 55. Zweite 
Stellvertreter sind Jürgen Eckl, 
63, Referatsleiter für internationa-
le Organisationen sowie außereu-
ropäische Gewerkschaften bei der 
DGB-Bundesvorstandsverwaltung, 
und Wolfgang Lutterbach, 53, 

DGB-Bereichsleiter für internatio-
nale Gewerkschaftspolitik.
••• Petra Schwalbe, 52, bisher 
stellvertretende Vorsitzende des 
Landesbezirks Ost der NGG, ist am 
28. Oktober zur Landesbezirksvor-
sitzenden gewählt worden. Sie ist 
die erste Frau, die an der Spitze 
eines NGG-Landesbezirks steht.
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Einen Schritt vor, zwei zurück
Bundesinnenminister Wolfgang 
Schäuble (CDU) machte gute Mie-
ne zum bösen Spiel und sprach von 
einem „guten Ergebnis“. Dabei 
hatte die Innenministerkonferenz 
der Länder (IMK) gerade so ziemlich 
das Gegenteil von dem beschlos-
sen, worauf er und Arbeitsminister 
Franz Müntefering (SPD) sich kurz 
zuvor geeinigt hatten. 

Die schwarz-rote Koalition woll-
te geduldeten Ausländern mit Kind 
nach sechs Jahren und Alleinste-
henden nach acht Jahren ein auf 
zwei Jahre befristetes Bleiberecht 
geben. Anschließend sollte die Auf-
enthaltserlaubnis nur verlängert 
werden, wenn sie ihren Lebensun-
terhalt durch Erwerbstätigkeit selbst 
bestreiten. 

DGB-Vorstandsmitglied Anne lie 
Buntenbach begrüßte diese Eini-
gung als „kleinen Schritt in die rich-
tige Richtung“. Notwendig bleibe 
eine Regelung, mit der allen lang-
jährig Geduldeten ein dauerhafter 
Aufenthalt ermöglicht werde. 

Die IMK hat am 17. November 
in Nürnberg zwar einzelne Aspekte 
des Vorschlags der Bundesregierung 
aufgenommen, „verfolgt aber eine 
grundlegend andere Richtung“, 

kritisiert Volker Roßocha, DGB-
Fachmann für Migrationspolitik. 
Wollten Schäuble und Müntefering 
den Geduldeten eine echte Chance 
geben, so setzen die Innenminister 
auf Abschiebung. 

Laut IMK „kann“ geduldeten 
Ausländern nach sechs bzw. acht 
Jahren eine auf zwei Jahre befris-
tete Aufenthaltserlaubnis erteilt 
werden, wenn sie in einem dau-
erhaften Beschäftigungsverhältnis 

stehen oder dieses bis 
zum 30. September 
2007 nachweisen. 

Beide Vorausset-
zungen sind schwerlich 
erfüllbar. Zum einen ist 
die Aufnahme von Be-
schäftigung durch das 
Zuwanderungsgesetz 
von 2005 bereits er-
heblich eingeschränkt 
worden. Zum anderen 
werden Ausländer, die 
nur für wenige Mona-
te geduldet werden, 
kaum eine dauerhafte 
Beschäftigung finden. 
Der Vorschlag der Bun-
desregierung berück-
sichtigte diese Schwie-

rigkeit: Erst bei Verlängerung der 
Aufenthaltserlaubnis sollte ein Job 
nachgewiesen werden.

Die Jobsuche wird zusätzlich 
erschwert, weil Geduldete der Re-
sidenzpflicht unterliegen; d.h. sie 
dürfen den Bezirk ihrer Ausländer-
behörde nicht verlassen. 

Geduldete müssen nicht nur Arbeit 
nachweisen, sondern auch „ausrei-
chenden Wohnraum“. Sie dürfen 
aber ohne Genehmigung der Aus-
länderbehörde keine Wohnung 
anmieten. Außerdem müssen sie 
deutsch sprechen, haben aber kei-
nen Anspruch auf einen Sprachkurs. 
DGB-Experte Roßocha: „Ihnen wer-
den Bedingungen diktiert, die sie 
meist nicht erfüllen können.“

Das ist gewollt. Nach Einschät-
zung von Bayerns Innenminister 
Günther Beckstein (CSU) werden 
nur wenige langjährig Geduldete 
eine befristete Aufenthaltserlaub-
nis ergattern. Beckstein spricht von 
einer fünfstelligen Zahl.   •

+  Günter Verheugen 
(SPD), Vize-Präsident 

der EU-Kommission, befür-
wortet die Wahl der Kommis-
sion durch das EU-Parlament. 
Denn „eine so mächtige 
Exekutive“ benötige eine 
höchstmögliche demokra-
tische Legitimation.

-  Patrick Döring, verkehrs-
politischer Sprecher der 

FDP-Fraktion, ist für die ver-
suchsweise Zulassung von 60-
Tonnnen-LKW im Straßenver-
kehr. Nur durch ihren Einsatz 
könne man feststellen, ob von 
den Gigalinern eine „unnötige 
Gefährdung“ ausgeht.

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.erfahrung-ist-
zukunft.de

Initiative von 
Bundesregierung, DGB, 

Arbeitgebern und 
Wohlfahrtsverbänden für 

Beschäftigungschancen 
älterer Menschen

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
„Mehr Beschäftigung für 
Benachteiligte schaffen“ 

Gemeinsame Erklärung 
von DGB und 

Wohlfahrtsverbänden

Geduldete Ausländer am Jahresende (in Tausend)
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* Wegen einer Bereinigung des Ausländerzentralregisters 2004
sind die Angaben mit den Vorjahren nur eingeschränkt vergleichbar.

1998

284,8

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden
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Verschwindend gering

Eine im doppelten Sinne verschwindend ge-
ringe Minderheit: Die Zahl der AusländerInnen, 
die hierzulande offiziell geduldet werden, ist 
seit Jahren rückläufig. Ihr Anteil an allen 6,8 
Millionen AusländerInnen beträgt 2,7 Prozent.
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Der DGB bewertet die am 15. Novem-
ber vom Europäischen Parlament 
nach einer mehrjährigen kontrover-
sen Debatte endgültig verabschie-
dete EU-Dienstleistungsrichtlinie 
positiv, mahnt aber Verbesserungen 
im Detail bei der Umsetzung der 
Richtlinie in nationales Recht an. 
Gegenüber der vom damaligen EU-
Kommissar Bolkestein vorgelegten 
Fassung habe es „erhebliche Ver-
besserungen zugunsten der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer 
gegeben“, betont der DGB-Vorsit-
zende Michael Sommer. Vor allem 
die Streichung des Herkunftsland-
Prinzips, nach der die Arbeitnehmer-
Innen nicht nach dem vor Ort gelten-
den Tarifvertrag, sondern nach dem 
ihres Herkunftslandes bezahlt wer-
den sollten, wertet der DGB als „be-
achtlichen Teilerfolg“ der Gewerk-

E U - D i e n s t l e i s t u n g s r i c h t l i n i e

Beachtlicher Erfolg

schaften. Damit werde das Tor für 
Lohn- und Sozialdumping innerhalb 
der EU weitgehend versperrt. 

Nach wie vor enthalte die Richt-
linie aber „eine Reihe von proble-
matischen Formulierungen und 

M i t b e s t i m m u n g

Reform auch 
ohne Arbeitgeber
Auch nach dem Mitte November 
erfolgten Rückzug der Arbeitgeber 
aus der Biedenkopf-Kommission 
hält die Bundesregierung an ihrem 
Ziel fest, die Mitbestimmung eu-
ropatauglich weiterzuentwickeln. 
Von einem Scheitern der Kom-
mission könne „keine Rede sein“, 
erklärte der stellvertretende Re-

zende Michael Sommer. „Die drei 
Wissenschaftler können auf uns 
zählen.“ Biedenkopf selbst warf 
den Arbeitgebern vor, einen „Ver-
weigerungskurs“ zu steuern. Ihre 
Position, Vorschläge zur Weiter-
entwicklung der Mitbestimmung 
nur dann mitzutragen, wenn diese 
auf eine Aufgabe der paritätischen 
Mitbestimmung in großen Unter-
nehmen hinausläuft, sei „im Auf-
trag der Mitbestimmungs-Kom-
mission nicht enthalten“. Die drei 
Wissenschaftler wollen jetzt bis 
Mitte Dezember ein eigenes Re-
formkonzept vorlegen. 

Zu den vordringlichen Pro-
blemen, die dabei gelöst werden 
müssen, gehört aus Sicht der Ge-
werkschaften das Wahlrecht für 
ausländische Belegschaften, eine 
Vereinfachung des Wahlverfah-
rens, die paritätische Besetzung 
von Ausschüssen und die Fest-
schreibung klarer Rechte für die 
Aufsichtsräte.   •

Unklarheiten“. So fehlten zum Bei-
spiel Ausnahmebestimmungen für 
den Bereich der öffentlichen Daseins-
vorsorge und den Bildungssektor. 
Der DGB hat die Bundesregierung 
aufgefordert, diese Defizite bei der 
Umsetzung der Richtlinie in deut-
sches Recht zu beseitigen – und 
zwar „zugunsten der in unserem 
Land Beschäftigten“.   •

gierungssprecher Thomas Steg, 
selbst wenn an dem Vorschlag 
zur Weiterentwicklung der Mitbe-
stimmung jetzt nur noch die drei 
Wissenschaftler in der Kommission 
beteiligt seien. 

Unbeeindruckt vom Rückzug 
der Arbeitgeber zeigten sich auch 
der Kommissionsvorsitzende Kurt 
Biedenkopf (CDU) und die Ge-
werkschaften. Der DGB sei wei-
terhin zu einer „konstruktiven 
Zusammenarbeit“ in der Kommis-
sion bereit, sagte der DGB-Vorsit-
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So geht’s besser

Das bisherige Rentenalter 

von 65 Jahren kann mit 

nachhaltigen Reformen bei-

behalten werden. Wie diese 

Reformen aussehen können, 

hat der DGB auf über 80 Sei-

ten im „Weißbuch Alterssi-

cherung“ zusammengefasst.

In einer Bestandsaufnahme 

zeigen Fallbeispiele aus der 

betrieblichen Praxis, dass 

es schon heute für viele 

Beschäftigte schwierig ist, 

das bisherige Eintrittsalter 

von 65 Jahren gesund und 

in Arbeit zu erreichen.

Deshalb bietet das Weiß-

buch Beispiele „guter 

Praxis“ für eine faire Alters-

sicherung, etwa bei unseren 

europäischen Nachbarn, 

und zeigt Perspektiven für 

solidarische Reformen des 

Rentensystems und eine 

alternsgerechte Gestaltung 

der Arbeitsbedingungen 

in Deutschland: Von der 

Möglichkeit einer „Erwerbs-

tätigenversicherung“ über 

die Förderung von Frauener-

werbstätigkeit bis zu einer 

präventiven Gesundheits-

politik.

Einzelexemplare können 
beim Bereich Sozialpolitik 
des DGB-Bundesvorstands 
bestellt werden:
bianca.webler@dgb.de

Größere Stückzahlen 
sind erhältlich bei:
bestellservice@toennes-
bestellservice.de

Die Broschüren sind 
kostenlos, es fallen nur 
die Versandkosten an.

➜

R e n t e  m i t  6 7

Alternativen auf die Agenda gesetzt

Der Fahrplan der Bundesregierung 
für die Einführung der Rente mit 
67 steht. Am 29. November wird 
der Gesetzentwurf erstmals im 
Kabinett beraten, bereits für Mitte 
Dezember ist die erste Lesung im 
Bundestag geplant. Im Januar und 
Februar kommenden Jahres findet 
parallel zur zweiten und dritten Le-
sung das Anhörungsverfahren mit 
Beteiligung der Verbände statt, im 
März soll die Rentenreform dann 
endgültig verabschiedet werden.

Auch der Fahrplan für den ge-
werkschaftlichen Protest gegen die 
Rentenpläne der Regierung steht. 
Mit verschiedenen Aktionen wird 
der DGB das parlamentarische 
Verfahren begleiten und für seine 
Alternativen werben. Noch vor der 
ersten Lesung des Gesetzentwurfs 
stellen sich die rentenpolitischen 
Sprecher der Fraktion von Union 
und SPD am 11. Dezember bei ei-
ner „Anhörung verkehrt“ den Fra-
gen der Gewerkschaften und an-
derer Verbände. Neben dem DGB 
und dem Sozialverband Deutsch-
land (SoVD) wollen auf der Veran-
staltung mit dem Titel „Rente mit 
67 – eine reine Rentenkürzung?“ 
auch WissenschaftlerInnen, Ver-
treterInnen aus der betrieblichen 
Praxis und RentnerInnen mit den 
Abgeordneten über Alternativen 
zur geplanten Reform diskutieren.

Der DGB lehnt die Rente mit 67 
als „zynisches Rentenkürzungspro-
gramm“ ab, so der DGB-Vorsitzen-
de Michael Sommer. Die Gewerk-
schaften fürchten außerdem, dass 
das höhere Eintrittsalter den Nied-
riglohnsektor in Deutschland wei-
ter anwachsen lässt: Schon heute 
beträgt die Lücke zwischen Austritt 
aus dem Erwerbsleben und Eintritt 
in die Rente durchschnittlich 2,7 

Deutlich artikulierten DGB und Gewerkschaften beim Aktionstag am 
21. Oktober ihre Kritik an der von der großen Koalition geplanten 
Rente mit 67 – und präsentierten ihre Alternativen. Jetzt geht der 
Protest in die nächste Runde, denn noch Ende November berät das 
Bundeskabinett den entsprechenden Gesetzentwurf.

Menschen als bisher bis zum regu-
lären Renteneintrittsalter in sozial-
versicherungspflichtiger Beschäfti-
gung bleiben können.

Zu den Reformvorstellungen der 
Gewerkschaften gehören Forderun-
gen nach alternsgerechten Arbeits-
bedingungen, verstärkter Gesund-
heitsprävention und Möglichkeiten 
zur Teilzeitarbeit für ältere Beschäf-

Jahre – ein Wert, der sich durch die 
Rente mit 67 noch erhöhen würde. 
Um diese „Durststrecke“ zu über-
brücken, müssten noch mehr Ältere 
Minijobs annehmen.

DGB und Gewerkschaften wol-
len deshalb an der Rente mit 65 
festhalten – und die Arbeitswelt 
nachhaltig so verändern, dass mehr 

tigte – etwa durch Lebensarbeits-
zeitkonten. Und nicht zuletzt steht 
für die Gewerkschaften auch eine 
bessere Qualifizierung und Fortbil-
dung älterer Beschäftigter sowie 
Arbeitssuchender im Vordergrund – 
ein Bereich, in dem Deutschland im 
europäischen Vergleich erheblichen 
Nachholbedarf hat (siehe Grafik).

Um die alternativen Reformvor-
schläge während der Anhörungs-
phase im Bundestag verstärkt auf 
die politische Agenda zu setzen, 
plant der DGB für Februar 2007 ei-
ne Aktionswoche mit dem Schwer-

punkt „Rente mit 67“. 
In Regionen, Betrieben 
und Wahlkreisen sollen 
vor allem die Abgeord-
neten der Regierungs-
fraktionen mit den 
Auswirkungen der ge-
planten Reformen kon-
frontiert werden und 
„Farbe bekennen“.

Ein Ansatz, der Er-
folg verspricht, denn 
zu mehreren Reform-
vorhaben formiert 
sich auch in den Re-
gierungsfraktionen 
bereits Widerstand. 
Erst am 20. Novem-

ber hatte sich der 110-köpfige 
SPD-Parteirat gegen „dauerhafte 
Mindereinnahmen“ des Staates 
durch die geplante Unternehmens-
steuerreform ausgesprochen und 
damit eine zentrale Forderung der 
Gewerkschaften unterstützt. Und 
auch die Rente mit 67 sorgt bereits 
jetzt für Unmut bei Abgeordneten. 
So hatte etwa Andreas Steppuhn, 
SPD-Bundestagsabgeordneter und 
Vorstandsmitglied der IG BAU, die 
Bundesregierung bei der Rente mit 
67 zur „Kehrtwende“ aufgefordert. 
Die geplante Reform bedeute gera-
de für körperlich schwer arbeitende 
Menschen, die krankheitsbedingt 
früher aus dem Erwerbsleben aus-
scheiden müssten, „fast zwangs-
läufig eine Rentenkürzung“.   •

Ältere
(55- bis 64-jährige)

Quelle: Eurostat/DGB

alle
(25- bis 64-jährige)
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Weiterbildungsbeteiligung von ArbeitnehmerInnen
nach Altersgruppen im euopäischen Vergleich
2004 (in Prozent)

30,1

Erheblicher Nachholbedarf

Schweden

Dänemark

Finnland

Gro§britannien

Frankreich

Deutschland

35,8

16,1
26,5

12,3
23,5

8,9
16,0

2,6
7,8

2,4
7,4

Bei der Teilnahme älterer Beschäf-
tigter an Weiterbildungsmaß-
nahmen ist Deutschland im euro-
päischen Vergleich Schlusslicht. 
Eine stärkere Qualifizierung 
älterer ArbeitnehmerInnen und 
Arbeitssuchender gehört zu den 
zentralen Forderungen der Gewerk-
schaften, um mehr Menschen bis 
zum Renteneintritt mit 65 Jahren 
in sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigung zu halten.
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PROJEKTE UND PARTNER

Politische Institutionen können 
sich nur weiter entwickeln, wenn 
sie bereit sind, ihre Politik und 
Programmatik permanent zu über-
prüfen und sich neuen Themen zu 
öffnen. Seit sechzig Jahren nimmt 
diese Aufgabe im DGB das 1946 
gegründete Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaftliche Institut (WSI) 
wahr. Am 7. und 8. Dezember zieht 
das WSI auf seinem Herbstforum 
in Berlin Bilanz von sechs Jahr-
zehnten Politikberatung. Gemein-
sam werden GewerkschafterInnen, 
WissenschaftlerInnen und politisch 

6 0  J a h r e  W S I

Thinktank der Gewerkschaften

T a g u n g

Niedriglöhne

Die Arbeitgeberseite behauptet 
zwar stereotyp, dass niedrigere 
Löhne für mehr Beschäftigung 
sorgen. Doch die Situation in Ost-

B r o s c h ü r e n

Gleiche Chancen

Wer qualifiziertes Personal braucht, 
kann auf Frauen nicht verzichten. 
Doch in der Praxis sind die Chancen 
für Männer und Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt immer noch ungleich 

Interessierte einen Blick auf die 
bewegte Geschichte des zunächst 
als Wirtschaftswissenschaftliches 
Institut (WWI) gegründeten ältes-
ten Thinktank der Gewerkschaften 
werfen, der seit 1995 Teil der 
Hans-Böckler-Stiftung ist. Und sie 
werden über dessen künftige Auf-
gaben diskutieren. 

Parallel zum Herbstforum ist im 
VSA-Verlag ein Buch zur Geschichte 
des WSI erschienen: Claus Schäfer, 
Hartmut Seifert (Hrsg.), Kein bisschen 
leise: 60 Jahre WSI, 16,80 Euro.  •
www.wsi.de

P r o g r a m m

Für Profis

Erstmals legen das DGB-Bildungs-
werk und die Technologiebera-
tungsstelle (TBS) NRW für 2007 
ein gemeinsames Seminarangebot 
vor. Damit werden die Bereiche 
Beratung und Bildung verknüpft. 
Beide Institutionen wollen mit der 
Kooperation den wachsenden Qua-
lifizierungsanforderungen von Be-
triebsräten Rechnung tragen. Das 
Programm unter dem Titel „Von 
Profis für Profis“ enthält Seminare 
zu betrieblicher Arbeitsorganisa-
tion, IT-Systeme, Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz. •
sabineloerx@dgb-bildungswerk-nrw.de 

••• Der DGB-Bezirk Nieder-
sachsen-Bremen-Sachsen-An-
halt fordert in seinem Umweltap-
pell „Mehr Nachhaltigkeit für 
Niedersachsen“ ein stärkeres En-
gagement der Landesregierung im 
Umweltschutz. Landesumweltmi-
nister Hans-Heinrich Sander (FDP) 
solle ein Sonderprogramm „Inno-
vation und Beschäftigung durch 
Umweltschutz“ starten. „Ökologie 
steht nicht im Widerspruch zur 
Ökonomie, sondern ist Motor für 

Innovation und Beschäftigung“, 
so Eberhard Schmidt, Vorsitzender 
des Ausschusses für Umweltfra-
gen beim DGB-Landesbezirk. In 
Niedersachsen seien allerdings 
die Gelder zur Förderung regene-
rativer Energien im vergangenen 
Jahr um 3,2 Millionen Euro gekürzt 
worden. Weitere Forderungen be-
treffen die zeitnahe Umsetzung 
von EU-Richtlinien, die Einrichtung 
eines niedersächsischen Umwelt-
amtes und ein Ende des Personal-

interregio
abbaus im Umweltschutzbereich. 
Infos: www.niedersachsen.dgb.de

••• Der DGB Bremen veranstal-
tet am 29. November im Bremer Ge-
werkschaftshaus einen Diskus-
sionsabend zum Thema „Ange-
kommen! – Aufgenommen?“. Dabei 
steht das Leben von MigrantInnen 
in Bremen und Bremerhaven im 
Mittelpunkt. Die Veranstaltung be-
ginnt um 18 Uhr, der Eintritt ist frei. 
Infos: www.dgb-bremen.de

A u s b i l d u n g

Qualität sichern

Der Ausbildungsplatzmangel steht 
im Fokus der Kritik. Neben dem 
quantitativen gibt es allerdings auch 
ein qualitatives Problem: Längst 
nicht jede angebotene betriebliche 
Berufsausbildung erfüllt die vorge-
gebenen Standards. Um Überprü-
fung und Weiterentwicklung der 
Ausbildungsqualität sollen sich laut 
novelliertem Berufsbildungsgesetz 
die Berufsbildungsausschüsse küm-
mern. Die IG Metall hat eine Ar-
beitshilfe „Qualitätsrahmen für die 
Berufsausbildung“ veröffentlicht, 
die den Ausschussmitgliedern un-
terstützendes Material an die Hand 
gibt. Der von IG Metall und DGB 
erarbeitete Qualitätsrahmen ist in 
der Broschüre ebenso abgedruckt 
wie ein Qualitätscheck für Ausbil-
dungsbetriebe.   •
www.wir-gestalten-berufsbildung.de/
de/service/pdf/qualitaetsrahmen.pdf

R a t g e b e r

Teilhabe fördern

Behinderte Menschen sollen be-
sonders bei der Teilhabe am Ar-
beitsleben unterstützt werden. So 
sieht es das 2001 verabschiedete 
Sozialgesetzbuch IX vor. Der DGB 
hat in einer Ratgeberbroschüre 
die wichtigsten Teilaspekte des 
Gesetzes zusammengefasst. Dabei 
geht es um Arbeitsschutz und die 
besondere Gestaltung des Arbeits-
platzes ebenso wie um die Ansprü-
che behinderter Jugendlicher auf 
einen betrieblichen Ausbildungs-
platz. Nicht zuletzt wird die wich-
tige Rolle der Schwerbehinderten-
vertretung unterstrichen.   •
bestellservice@toennes-bestellservice.de

deutschland belegt, dass dieser 
Zusammenhang nicht existiert. 
Trotz schlechter Bezahlung ist 
die Arbeitslosenquote dauerhaft 
hoch; die Niedriglöhne drücken 
zudem die Binnennachfrage. Die 
Hans-Böckler-Stiftung und das 
Forum Ostdeutschland der SPD 
laden am 1. Dezember zur Tagung 
„Durch Niedriglohn zu mehr Be-
schäftigung?“ in den Meistersaal 
(Köthener Str. 38) nach Berlin. 
Dabei werden Reinhard Bispinck 
vom Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Institut über Lohn- und 
Tarifpolitik sowie Ronnie Schöb von 
der Uni Magdeburg über Kombilöh-
ne referieren.   •
Anmeldungen: info@forumost.de

verteilt. Die 28-seitige Broschüre 
„Chancengleiches Personalma-
nagement“ der DGB-Abteilung 
Gleichstellungs- und Frauenpolitik 
zeigt, wie Unternehmen diesem 
Thema mehr Gewicht in der All-
tagspraxis verleihen können. In der 
Reihe Positionen und Hintergrün-
de befasst sich ein weiteres Heft 
mit der „Vereinbarkeit von Beruf 
und Pflege“. Rund 1,4 Millionen 
Menschen werden derzeit privat 
gepflegt, meist von weiblichen Fa-
milienangehörigen. Das Heft liefert 
u.a. Anregungen, bessere Teilzeit-
regelungen für pflegende Familien-
mitglieder einzuführen.   •
DGB, Bereich Gleichstellungs- und Frauen-
politik, Postfach 110372, 10833 Berlin
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Notfalls droht die Entmündigung

Der europäische Stabilitäts- und 
Wachstumspakt hat nicht nur die 
Handlungsfähigkeit der Bundesre-
gierung erheblich eingeschränkt, 
sondern auch die der Länder. Denn 
bei der Drei-Prozent- Defizitgrenze 
des Maastrichtvertrags zählen ihre 
Schulden mit. In der Bundesregie-
rung gibt es deshalb Überlegungen, 
die Länder stärker in die Pflicht 
zu nehmen und ihre Möglichkeit 
zu begrenzen, Einnahmedefizite 
durch zusätzliche Schulden auszu-
gleichen. Für Länder, deren Ausga-
ben dauerhaft über den Einnahmen 
liegen, könnte das weitreichende 
Konsequenzen haben. Sie laufen 
Gefahr, ihre politische Eigenstän-
digkeit zu verlieren, wenn sie nicht 
mehr autonom über ihren eigenen 
Haushalt entscheiden können. 

Wie eine verbindliche Obergren-
ze für die Verschuldung der Länder 
aussehen könnte, ist offen. Die 
Überlegungen befinden sich noch 
in einem frühen Stadium. Zudem 
gibt es Zweifel, ob ein derartiger 
Eingriff überhaupt zulässig ist. 
„Es geht den Bund schlichtweg 
nichts an, wie die Länder, die ja 
selbstständige Staaten sind, ihre 
Haushalte aufstellen“, meint der 
nordrhein-westfälische Minister-
präsident Jürgen Rüttgers (CDU). 
Niedersachsens Regierungschef 
Christian Wulff (CDU) hält eine 
Schuldengrenze sogar für „verfas-
sungswidrig“. Allerdings sind sich 
die Länder in dieser Frage nicht 
einig. Bayerns Ministerpräsident 
Edmund Stoiber (CSU) fordert sogar 
ausdrücklich ein Überschuldungs-
verbot. „Die Länder brauchen Ober-
grenzen“, erklärte er nach dem Karls-
ruher Berlin-Urteil. 

Unterstützung findet diese For-
derung auch in der Wissenschaft. 
Die Bertelsmann-Stiftung hat in 

Die Ministerpräsidenten der Länder wollen am 13. Dezember erstmals mit der Bundesregierung über 
die Ziele der Föderalismusreform II reden. Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts, das einen 
Anspruch Berlins auf zusätzliche Bundeshilfe verneint hat, geht es dabei auch um die Frage, wie 
hoch sich die Länder verschulden dürfen.

Weitreichende 
Folgen

Nach Meinung der Karls-

ruher Richter befindet 

sich Berlin nicht in einer 

extremen Haushaltsnotlage 

und hat deshalb keinen 

Anspruch auf Bundeshilfe. 

Die Verfassungsrichter be-

gründen ihre Entscheidung 

damit, dass Berlin nicht alle 

Einnahmemöglichkeiten 

ausgeschöpft habe. Bevor 

der Bund einspringe, müsse 

die Stadt zum Beispiel erst 

ihren Wohnungsbestand 

verkaufen und die Steuern 

erhöhen. 

Auch bei den Ausgaben für 

Hochschulen und Wissen-

schaft, Kultur, Umwelt 

und Gesundheit sehen die 

Richter noch Luft. Dass Ber-

lin seine Ausgaben in den 

vergangenen Jahren bereits 

massiv reduziert und sich 

fast von der Hälfte seiner 

MitarbeiterInnen getrennt 

hat, finden sie unerheblich. 

Auch dass der Bund nach 

der Wiedervereinigung 

seine Berlin-Subventionen 

in nur fünf Jahren auf Null 

zurückgefahren und damit 

die Finanzkrise erst ausge-

löst hat, zählt nicht. 

Ein Urteil, das weitrei-

chende Folgen für alle 

Länder haben wird. Denn 

eine „extreme Haushaltsnot-

lage“ wird es nach Meinung 

nahezu aller Verfassungsju-

risten in Zukunft nicht mehr 

geben. Länder, die in eine 

finanzielle Notlage geraten, 

werden – anders als in der 

Vergangenheit das Saarland 

und Bremen – in Zukunft auf 

sich allein gestellt sein. 

Zusammenarbeit mit dem Zentrum 
für europäische Wirtschaftsfor-
schung (ZEW) sogar eigens einen 
so genannten Schuldenmonitor 
entwickelt. Ihr Fazit: Ohne wei-
tere Einsparungen werde sich die 
Finanzsituation in den meisten 
Ländern weiter zuspitzen. Das gel-
te besonders für die ostdeutschen 
Länder, deren Einnahmen durch 

sieht die Notwendigkeit von wirk-
samen Sanktionsmöglichkeiten bei 
einer zu hohen Staatsverschuldung. 
Voraussetzung dafür sei allerdings, 
dass die Länder eine eigene Steu-
erautonomie erhalten, um ihre 
Einnahmeseite zu stärken. Zudem 
plädiert Färber für eine „verursa-
cherorientierte Finanzierung“ von 
Leistungsgesetzen. Auf Deutsch: 

Wer eine staatliche Dienstleistung 
beschließt, wie zum Bespiel der 
Bund mit der Verpflichtung der 
Kommunen, allen Kindern ab drei 
Jahren einen Kindergartenplatz zur 
Verfügung zu stellen, muss dafür 
auch die notwendigen Mittel be-
reitstellen, sonst würden die Län-
der und Kommunen entmün digt. 
Denn ohne entsprechende Einnah-
men wäre die Einführung einer Ver-
schuldungsgrenze nichts anderes 
als der Einstieg in den Rückzug des 
Staates aus der Daseinsfürsorge für 
seine BürgerInnen.   •

➜

das Auslaufen des Solidarpaktes 
bis 2019 bereits in den kommen-
den Jahren erheblich zurückgehen 
werden. 

Auch Gisela Färber, Professorin 
für Finanzwissenschaften in Speyer 
und Gutachterin des Berliner Se-
nats bei seiner Verfassungsklage, 

Fast alle Bundesländer haben ihre 
Ausgaben in den vergange nen 
Jahren erheblich reduziert, 
gleichzeitig sind ihre Einnahmen 
gestiegen. Trotzdem liegen – mit 
Ausnahme von Bayern – die 
laufenden Ausgaben noch immer 
über den Einnahmen.



6

21/06

GEWERKSCHAFTEN
Die GdP spricht sich 
für eine neue Initia-
tive zum Verbot der 

NPD aus. Ein erster Schritt 
sei die Änderung des Ver-
sammlungsrechts. Bisher 
müssten die Demonstrati-
onen der NPD von der Poli-
zei geschützt werden. Dies 
bedeute für die PolizistInnen 
nicht nur eine dienstliche 
Belastung, sondern auch 
eine emotionale.

Die GEW fordert mehr 
direkte Investitionen 
in Kindertagesstätten 

(Kitas) und die Abschaffung 
der Gebühren, um eine um-
fangreiche Frühförderung 
von Kindern zu ermöglichen. 
Der Zugang aller Kinder zur 
Bildungseinrichtung Kita 
müsse ausgebaut werden.

TRANSNET und die 
Verkehrsgewerk-
schaft GDBA des 

Deutschen Beamtenbunds 
fordern von der Deutschen 
Bahn einen Tarifvertrag, der 
die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf verbessert. 
Zentrale Forderungen der 
beiden Gewerkschaften sind: 
familienfreundliche Arbeits-
zeit-, Gleichstellungs- und 
Elternzeitregelungen. Ziel 
seien „fl exible Modelle“, so 
die stellvertretende TRANS-
NET-Vorsitzende Regina 
Rusch-Ziemba.

Zum siebten Welt-
sozialforum vom 
20. bis 25. Januar 

2007 in Nairobi können sich 
GewerkschafterInnen noch 
bis zum 30. November nach 
Rücksprache mit ihrer Ge-
werkschaft für die deutsche 
Delegation anmelden. 
www.wsf2007.org

In der Initiative Trendwende ar-
beiten Gewerkschaften und DGB 
gemeinsam daran, ihre Attrakti-
vität zu steigern, die Zukunft der 
Gewerkschaften zu sichern und 
den Negativtrend in der Mitglieder-
entwicklung umzukehren (einblick 
10/06). Erste Ergebnisse der sechs 
seit Anfang 2006 laufenden Pro-
jekte wurden der Steuerungsgrup-
pe der Initiative, den Vorsitzenden 
von DGB und Gewerkschaften, 
jetzt vorgestellt.

Im Projekt „DGB-Index Gute 
Arbeit“ wurde ein Befragungsins-
trument bis zur Einsatzreife ent-
wickelt, das vielfältige Aussagen 
zur Qualität der Arbeit und deren 
Einflussfaktoren möglich macht. 
Aus den Auswertungen lassen sich 
gute Argumente für die politische 
und tarifliche Arbeit gewinnen, wie 
sie in dieser Qualität zuvor nicht 
zur Verfügung standen. Künftig 
soll jährlich eine Repräsentativbe-
fragung durchgeführt werden. Die 

Arbeitsqualität kann auch gezielt 
mit dem Fokus auf einzelne Branchen 
bzw. Regionen erfasst werden. Die 
Steuerungsgruppe hat entschieden, 
das Instrument flächendeckend 
einzusetzen, um im nächsten Jahr 
bundesweit Aussagen zu gewinnen 
und mit den Ergebnissen die Kom-
petenz der Gewerkschaften für die 
wesentlichen Themen der Arbeits-
welt zu betonen.

Im Projekt „Kommunikations-
plattform“ wurde in der ersten 
Phase untersucht, wie sich Qua-
lität und Kosten der IT-Angebote 
der Gewerkschaften optimieren 
lassen. Eine detaillierte Analyse 
hat eine Reihe von Kooperations-
möglichkeiten ergeben, die zu 
jährlichen Einsparungen in Millio-
nenhöhe und zu höheren gemein-
samen Leistungsstandards führen 
werden. Als erste Schritte haben 
die Vorsitzenden von DGB und 
Gewerkschaften beschlossen, ein 
gemeinsames DGB-Netz und dafür 
eine gewerkschaftsübergreifende 
IT-Organisation aufzubauen.

Die eingeleiteten Maßnahmen 
zeigten, dass die verbindliche 
Zusammenarbeit in der Initiative 
Trendwende erste Früchte trage, 
so DGB-Vorstand Dietmar Hexel, 
der für die Koordination der Trend-
wende-Projekte verantwortlich ist. 
„Sie beweisen: Gewerkschaften 
und DGB sind gemeinsam hand-
lungs- und entscheidungsfähig bei 
der Gestaltung einer gemeinsamen 
Zukunft.“   •
trendwende@dgb.de 

Die ISA CONSULT Beratungsgesell-
schaft für Innovation, Strukturpoli-
tik und Arbeit mbH, Bochum, stellt 
künftig die betriebswirtschaftliche 
Beratung von Betriebsräten und 
Gewerkschaften wieder in den 
Mittelpunkt ihres Handelns. Damit 
wendet sich die Gesellschaft nach 
einer Phase der Umstrukturierung 
wieder verstärkt ihrem ursprüng-
lichen Kerngeschäft zu und reagiert 
auf die aktuellen Anforderungen 
des Marktes. „Gerade für die Be-
ratung von Betriebsräten und Ge-
werkschaften ist im Unternehmen 
jede Menge Know-how vorhanden, 
dieses möchten wir in künftigen 
Projekten gewinnbringend für un-
sere Mandanten einsetzen“, sagt 
Siegfried Bloch, seit Anfang Okto-
ber alleiniger Geschäftsführer von 

ISA CONSULT. Die Neuausrichtung 
sei das Ergebnis einer internen kri-
tisch-konstruktiven Diskussion über 
die Geschäftspolitik.

Die Gesellschaft, zu hundert 
Prozent in Gewerkschaftsbesitz, 
sieht sich für die künftigen Anfor-
derungen gut aufgestellt. „Die Mit-
arbeiter stehen voll und ganz hinter 
dem Konzept und möchten die sich 
bietenden Chancen für ISA CON-
SULT nutzen. Wir werden in den 
nächsten Wochen Betriebsräte in 
den verschiedenen Branchen ge-
zielt ansprechen“, kündigte Bloch 
an, der auch persönlich für die 
Neuausrichtung der Beratungsge-
sellschaft steht. Als langjähriger 
Betriebsratsvorsitzender der Be-
teiligungsgesellschaft der Gewerk-
schaften BGAG bringt er viel Erfah-

rung in der Arbeit mit Betriebsräten 
und Gewerkschaften mit. 

Seit 1991 hat die Gesellschaft 
in mehr als 5000 Projekten mit-
gewirkt, sei es bei der Gestaltung 
flexibler Arbeitszeitmodelle, bei der 
Ausgestaltung von Sanierungstarif-
verträgen oder bei Konzeptionen 
zur Beteiligung von Mitarbeiter-
Innen am Unternehmenserfolg. 

Nach der eigenen Umstruktu-
rierung versteht sich das Unter-
nehmen wieder als arbeitnehmer-
orientierte Beratungsgesellschaft, 
die bei Reorganisation, Umstruktu-
rierung oder Sanierung Arbeitneh-
mervertreterInnen und deren Orga-
nisationen bei der Konzeption und 
Umsetzung innovativer Lösungen 
unterstützt.   •
www.isa-consult.de

I S A  C O N S U L T

Beratung von Betriebsräten im Fokus

I n i t i a t i v e  T r e n d w e n d e

Erste Ergebnisse vorgestellt
kurz&bündig

Infos zum Stand der Initiative 
Trendwende gibt es für die 
Beschäftigten der Gewerk-
schaften unter www.initiative-
trendwende.de. Aktuelle Ent-
wicklungen fasst ein monat-
licher Newsletter zusammen, 
der unter trendwende@dgb.de 
abonniert werden kann.
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MEINUNG
Abmahnung

Während Umweltminis-

ter Sigmar Gabriel sich 

angesichts der unbefrie-

digenden Ergebnisse der 

Klimakon ferenz in Nairobi 

sehr enttäuscht zeigte, 

überrascht die EU-Kommis-

sion mit gänzlich anderen 

Signalen. Wegen des unge-

nügenden Klimaschutzes 

droht der Bundesregierung 

aus Brüssel nämlich eine 

Abmahnung. Presseberich-

ten zufolge will der zustän-

dige EU-Kommissar Stavros 

Dimas den nationalen Plan 

zur Senkung der Treibhaus-

gase nicht genehmigen. Aus 

Brüssel heißt es dazu, „dass 

der Plan von Bundesumwelt-

minister Gabriel der deut-

schen Industrie zu wenig 

abverlangt“ (taz, 18.11.06).

Gabriel, so heißt es im 

Mitteldeutschen Rundfunk 

(MDR) und im Berliner 

Tagesspiegel, teile der In-

dustrie zu viele Verschmut-

zungsrechte zu. Außerdem 

soll laut MDR etwa das 

Braunkohle-Kraftwerk im 

sächsischen Boxberg noch 

nachträglich unerlaubte Ver-

schmutzungsrechte erhalten 

haben. Spätestens Ende 

November soll die Abmah-

nung aus Brüssel auf dem 

Schreibtisch des Umwelt-

ministers landen.

➜

Die 12. Klimakonferenz ist zu Ende gegangen – 
ohne konkrete weltweit verbindliche 
Vereinbarungen zu mehr Emissionsminderung, 
sondern „nur“ mit der Vereinbarung, dass ein Kli-
maschutzfonds eingerichtet wird, aus dem Projekte 
zur Energieversorgung in armen Ländern finanziert 
werden sollen. Zudem wird vielleicht der Flugverkehr 
künftig in mögliche Emissionsminderungen einbe-
zo gen. Die in Nairobi versammelten führenden 
PolitkerInnen der UN-Mitgliedsstaaten haben sich 
damit abgefunden, dass sie die notwendige Emis-
sionsminderung – und damit eine Stabilisierung der 
Treibhausgaskonzentration der Erde auf nahezu heu-
tigem Niveau – kaum schaffen werden. Wie auch, 
wenn China und andere stark wachsende Volkswirt-
schaften immer mehr Treibhausgase in die Luft bla-
sen und der Klimaverschmutzer Nummer eins, die 
USA, zu keinem Umdenken zu bewegen ist? 

Nachdem selbst Welt-Spitzenökonomen wie 
Nicolas Stern oder der Nobelpreisträger Joseph Stiglitz 
inzwischen deutlich gemacht haben, dass der Klima-
wandel nicht nur ungeahnte Naturkatastrophen mit 
sich bringt, sondern vor allem auch eine wirtschaft-
liche Bedrohung sein kann, müssen wir uns im Klaren 
darüber sein, dass wir künftig mehr Geld für die 
Beseitigung von Klimaschäden aufwenden 
müssen. Für Schäden an Immobilien und Infrastruk-
tur – und für die Vorsorge zur Abwendung noch 
größerer wirtschaftlicher Schäden, wie zum Beispiel 
durch den Bau von Deichen in Küstengebieten. 

Richtig ist die Forderung von Bundesumweltmi-
nister Sigmar Gabriel (SPD), die Treibhausgasemis-
sionen drastisch zu senken. Richtig ist auch, dass 
einzelne Länder die Vorreiterrolle übernehmen müs-
sen, dass sie zeigen, dass die Minderung von Treib-
hausgasen zu vertretbaren volkswirtschaft-
lichen Kosten erreichbar sein kann und dass 
eine Entkopplung von Wirtschaftswachstum und 
Energieverbrauch möglich ist. So schön und wün-
schenswert diese Forderungen aber sind: Es wird 
kaum zu schaffen sein, bis 2020 die Treibhausgase 
um 30 Prozent gegenüber 1990 zu senken. Es wird 
kaum möglich sein, die Energieversorgungsstruktur, 
die in Deutschland immerhin 40 Prozent der Emissi-
onen ausmacht, so schnell CO2-frei zu machen. Mit 
dem Ausstieg aus der Atomenergie werden heute 
eher Anreize gegeben, in herkömmliche Kohletech-

nologie zu investieren, die zwar zugegebenermaßen 
effizienter ist als die alten Kraftwerke, aber nicht 
CO2-arm. Der Emissionsrechtehandel kann hier zwar 
die richtigen Signale setzen, aber er müsste noch 
höhere Minderungsziele erwirken und die Emissi-

onsrechte versteigern. Und 
der Flugverkehr wäre mit 
einzubeziehen. 

Gerade im Verkehrssektor 
ist bisher zu wenig passiert: 
Selbst ein hoher Ölpreis 
führt nicht dazu, dass die 
Menschen weniger fahren. 
Und die Automobilhersteller 
sind kaum dazu zu bewe-
gen, spritsparende Motoren 
oder alternative Kraftstoffe 
serienmäßig anzubieten. 
Warum zwingt die Poli-
tik sie nicht dazu? Wenn 
schon die deutschen Top-

manager der großen Automobilhersteller nicht 
die Zeichen der Zeit erkennen und sich sehenden 
Auges in die mittelfristige Absatzkrise bewegen, 
sollte die Bundesregierung hier nachhelfen und 
– aus Klimaschutzgründen, aber auch aus volkwirt-
schaftlichem Überlebenswillen heraus – bindende 
Vorgaben machen. Zwar wird es die Politk mit der 
Effizienzinitiative schaffen, die Emissionen – gerade 
im Gebäudebereich – zu reduzieren, dennoch wird 
das Ziel von 30 Prozent Emissionsminderung nur 
schwer umzusetzen.

Deutschland kann jedoch eines tun: Das „Land 
der Ingenieure“ sollte viel mehr Geld in die Erfor-
schung innovativer und CO2-freier Energietechno-
logie investieren. Diese Technologie wird weltweit 
zum Absatzschlager werden – und fördert damit 
auch Beschäftigung. Und die Politik muss end-
lich Preissignale setzen, damit auch bei den 
Bürger Innen ein Umdenken beginnt: Fliegen muss 
teurer werden, Bahnfahren billiger. Energieerzeu-
gung und Sprit sollte CO2-frei sein, Gebäude sollten 
so gedämmt und Geräte so energieeffizient sein, 
dass kaum noch Energie notwendig ist. Wenn wir 
diese Energiewende schaffen, wird es kaum Beein-
trächtigungen der Lebensqualität geben – nur jeder 
muss auch mitmachen wollen. Wirklich wollen.   •

N a c h  d e r  1 2 .  W e l t k l i m a k o n f e r e n z  i n  N a i r o b i

Preissignale für die Energiewende
Von „Enttäuschung“ bis „kleiner Erfolg“ lauten die Beurteilungen nach dem Ende der zweiwöchigen 
Klimakonferenz in Nairobi. Für den einblick kommentiert Claudia Kemfert vom Deutschen Institut 
für Wirtschaftsforschung die Ergebnisse der mit viel Hoffnung erwarteten Klimakonferenz.

Prof. Dr. Claudia 
Kemfert, 37, leitet 
die Abteilung 
Energie, Umwelt 
Verkehr des Deut-
schen Instituts 
für Wirtschaftsfor-
schung in Berlin.
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DIES &DAS

28.11.  DGB Niedersach-
sen – Bremen – Sachsen-Anhalt, 
Tagung „Hartz IV – Förderdschun-
gel?“, Magdeburg

28.-30.11.  DGB Baden-Würt-
temberg, Erwerbslosentagung 
„Realpolitik trifft Realität – 2 Jah-
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„In Anwesenheit des Ministerpräsidenten Beck würde ich doch 
nicht davon ausgehen, dass sofort alles schlechter werden 
muss, wenn etwas vom Bund auf die Länder übergeht.“ 

re Hartz-Gesetze und wie weiter?“, 
Bad Herrenalb
29.11.-1.12  NGG, Arbeitszeit-

Kongress „Arbeitszeit gestalten 
– Beschäftigung sichern!“, Erkner

30.11.  GEW Rheinland-
Pfalz, Tagung „Zukunft Bildung“, 
Mainz

30.11.  ve r.d i , Tagung 
„Public Private Partnership: Private 
Gewinne und gesellschaftliche Ri-
siken?“, Berlin

6./7.12.  IG Metall, Kon-
gress „Gute Arbeit – Eine bessere 
Arbeitswelt ist machbar“, Berlin

7./8.12.  WSI-Herbstforum 
„60 Jahre WSI – Wirtschaft- und 
Sozialforschung im Spannungsfeld 
von Wissenschaft, Politik und Ge-
werkschaften“, Berlin

Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) am 13. November auf dem GdP-Bundes-
kongress über die seit der Föderalismusreform bestehende Möglichkeit 
der Länder, für ihre Beschäftigten eigene Tarifverträge abzuschließen.

8

INDUSTRIE: Trotz Aufschwungs weniger Jobs

dieDGBgrafik

Trotz des wirtschaftlichen Aufschwungs 
entstehen in der Industrie keine neuen 
Arbeitsplätze. Die Unternehmen im 
produzierenden Gewerbe beschäftig ten 
im Zeitraum Januar bis September 2006 
knapp 5,89 Millionen Menschen, d.h. 
0,8 Prozent weniger als im Vorjahres-
zeitraum. Gleichzeitig stieg der Umsatz 
um 6,5 Prozent auf fast 1,17 Billionen 
Euro. Die einzelnen Branchen entwickel-
ten sich jedoch unterschiedlich, teilte 
das Statistische Bundesamt in Wiesba-
den mit. Die Statistik umfasst Betriebe 
mit mehr als 20 Beschäftigten. Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden ©
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Umsatz und Beschäftigung Januar bis September 2006 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum (in Prozent)

+6,5

Umsatz

Beschäftigung

Verarbeitendes Gewerbe
insgesamt

Ernährungsgewerbe

Textilgewerbe

Papiergewerbe

Verlags-, Druckgewerbe,
Vervielfältigung
Herstellung von

chemischen Erzeugnissen
Metallerzeugung und

-bearbeitung

Maschinenbau

darunter:
-0,8

+0,2

+5,5

+1,5

+5,3

+20,7

+8,1
+1,0

-6,7

+3,7

+0,1

-1,4

-2,2

-1,2

-0,7

Schlusspunkt●

14TAGE

••• Claudia Menne, 44, Leiterin 
des Bereichs Gleichstellungs- und 
Frauenpolitik des DGB, ist am 11. 
November zur stellvertretenden 
Vorsitzenden des Deutschen Frau-
enrats gewählt worden. Sie folgt 
Maria Kathmann, 56, die bislang 
den DGB im Deutschen Frauenrat 
vertreten hat.
••• Konrad Freiberg, 55, Vor-
sitzender der Gewerkschaft der 
Polizei (GdP), ist am 14. Novem-
ber vom GdP-Bundeskongress in 
seiner Funktion bestätigt worden. 
Auch die vier stellvertretenden Vor-
sitzenden Bernhard Witthaut, 
51, Hugo Müller, 47, Kerstin 
Philipp, 43, und Heinz Kiefer, 
58, wurden wiedergewählt. Dem 
von zehn auf neun Mitglieder ver-

personalien
kleinerten GdP-Bundesvorstand 
gehören zudem die bisherigen Vor-
standsmitglieder Frank Richter, 
47, Andreas Schuster, 47, und 
Jörg Radek, 46, an. Neu in den 
Vorstand wählten die Delegierten 
Elke Gündner-Ede, 50, Polizei-
angestellte in Braunschweig. Sie 
setzte sich gegen das bisherige 
Vorstands mitglied Detlef Rief-
fenstahl, 56, durch.
••• Dr. Andreas Keller, 40, Ge-
schäftsführer des Aufsichtsrats der 
Charité Universitätsmedizin Berlin, 
davor wissenschaftlicher Referent 
der PDS-Fraktion im Deutschen 
Bundestag, ist am 14. November 
vom Hauptvorstand der GEW als 
Vorstandsmitglied für den Bereich 
Hochschule und Forschung gewählt 

worden. Er folgt Gerd Köhler, 62, 
der im März aus gesundheitlichen 
Gründen zurückgetreten war.
••• Ilko Vehlow, 36, Sekretär der 
Bezirksverwaltung Hamburg der 
IG BAU, ist seit dem 1. November 
Branchensekretär für Industrielle 
Dienstleistungen beim Bundesvor-
stand der IG BAU.
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F ü n f  J a h r e  n a c h  P I S A

Von Aufbruchstimmung keine Spur
Fünf Jahre nach Veröffentlichung 
der ersten PISA-Studie im Dezember 
2001 dümpelt Deutschland inter-
national noch immer im Mittelfeld. 
Zwar gibt es punktuelle Verbesse-
rungen, etwa durch die Einführung 
von Fördermaßnahmen für Migran-
tenkinder, mit denen sichergestellt 
werden soll, dass alle SchülerInnen 
dem Unterricht von Anfang an in 
deutscher Sprache folgen können. 
Doch eine wirkliche Aufbruchstim-
mung ist nach wie vor nicht zu spü-
ren. „Die zentralen Aussagen von 
PISA bleiben bestehen“, kritisiert 
der Essener Bildungsforscher Klaus 
Klemm. Noch immer entscheide 
die soziale Herkunft stärker als 
in jedem anderen Land über den 
Bildungsabschluss. Und nach wie 
vor sei die Unterfinanzierung des 
Bildungssystems tabuisiert.

Auch die GEW kommt in ihrer 
PISA-Bilanz zu einem negativen Er-
gebnis. In den Bundesländern gebe 
es „viel unabgestimmtes Klein-
Klein“, die einzelnen Maßnahmen 
seien zum Teil sogar widersprüch-
lich, kritisiert der GEW-Vorsitzende 
Ulrich Thöne. Statt eine bessere 
Förderung aller Kinder zu ermög-
lichen, hätten viele Länder die 
Auslese sogar noch verschärft. Die 

GEW hält deshalb eine „nationale 
Bildungsstrategie“ für notwendig, 
die das gesamte Bildungssystem 
in den Blick nimmt. Denn auch 
außerhalb der Schulen ist es nicht 

zum Besten bestellt. Das Lehrstel-
lenproblem ist – allen anders lau-
tenden Erklärungen von Bundesre-
gierung und Wirtschaftsverbänden 
zum Trotz – nach wie vor nicht ge-
löst. Die berufliche Weiterbildung 
ist auf dem Rückmarsch. Und auch 
an den Hochschulen sieht es nicht 
viel besser aus. Die meisten Bun-
desländer haben Studiengebühren 
eingeführt oder stehen kurz davor. 
Das spart Steuergelder, aber es ver-
schärft die soziale Auslese. Zudem 
soll die Zahl der Studienplätze bis 
2010 bundesweit nur um 90 000 
erhöht werden. Der zu erwarten-
de Ansturm der geburtenstarken 
Jahrgänge hätte ein Mehrfaches 
erfordert. 

Trotzdem bewerten viele Ex-
perten den PISA-Schock als heil-
sam. In der Bildungspolitik werde 
„nicht mehr über Ideologien ge-
stritten, sondern über die Lösung 
konkreter Probleme“, so Jürgen 
Baumert, PISA-Beauftragter der 
Kultusministerkonferenz. Bildung 
beginne wieder zu einem zentralen 
politischen Thema zu werden.

Das gilt auch für die Gewerk-
schaften. Als erste Industriegewerk-
schaft hat die IG BCE im Frühjahr 
2006 eine eigene „Offensive für Bil-
dung“ gestartet (www.offensive-
bildung.igbce.de). Bildung ist für die 
IG BCE „die soziale Frage des 21. 
Jahrhunderts“. „Der Vorsprung, den 
wir in Deutschland haben, begründet 
sich auf Qualifikation, Wissen und 
Handlungskompetenz der Menschen“, 
so IG BCE-Vorstand Michael Vassi-
liadis. „Wir müssen uns diesen Vor-
sprung erhalten, um unser „Modell 
Deutschland“ langfristig wettbe-
werbsfähig zu machen. Bildung ist 
der Schlüssel dazu.“   •

+  Grietje Bettin, medien-
politische Sprecherin 

der Grünen, fordert einen 
differenzierten Umgang mit 
dem Thema Gewaltvideos. 
Es müsse auch über die 
Förderung sinnvoller Spiele 
gesprochen werden, nicht 
nur über Verbote.

-  Verfassungsschutz-
präsident Heinz Fromm 

will das Folterverbot in der 
Verfassung umgehen. 
Deutsche Behörden sollen im 
Ausland unter Folter erzwun-
gene Aussagen nutzen dür-
fen, wenn sie durch weitere 
Quellen bestätigt werden.
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LänderBund

Bildungsstudien

Verbesserung 
des Unterrichts/
Fördermaß-
nahmen

Ganztagsplätze

4000,0

4040,5
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6,4 7,0

41,1
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Länder tun zu wenig

Bei der Finanzierung des Bildungs-
systems gibt es eine massive 
Schieflage: 90 Prozent der in den 
vergangenen Jahren nach dem 
Pisa-Desaster zusätzlich bereit-
gestellten Gelder kommen vom 
Bund, nur zehn Prozent von 
den Ländern, die für die Bildung 
zuständig sind. 
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Selbstanzeige 
aus Solidarität
Die Staatsanwaltschaft in Stutt-
gart hat ein Ermittlungsverfahren 
gegen den DGB-Vorsitzenden 
Michael Sommer eingeleitet. Der 
Grund: Sommer hatte bei seiner 
Rede auf dem gewerkschaftlichen 
Aktionstag am 21. Oktober einen 
Anstecker mit einem durchge-
strichenen Hakenkreuz getragen. 
Die Staatsanwaltschaft ermittelt 
deshalb wegen „Verwendens von 
Kennzeichen verfassungswidriger 
Organisationen“.

„Absolutes Unverständnis“, 
äußerte der DGB-Landesvorsitzen-
de von Baden-Württemberg Rainer 
Bliesener darüber, dass die Verwen-
dung eindeutig antifaschistischer 
Symbole kriminalisiert werde. 
Bliesener und die stellvertretende 
Landesvorsitzende Leni Breymaier 

P e n d l e r p a u s c h a l e

Kürzung verfassungswidrig

wollten sich daraufhin selbst bei der 
Staatsanwaltschaft anzeigen – auch 
sie hatten am 21. Oktober ent-
sprechende Anstecker getragen. 
Die Selbstanzeige wurde jedoch 
zunächst abgelehnt. Die kuriose 
Begründung: Selbstanzeigen wür-
den nur dienstags und donnerstags 
zu bestimmten Bürozeiten ange-

Die ab dem 1. Januar wirksame 
Kürzung der Pendlerpauschale, 
nach der ArbeitnehmerInnen ihre 
Fahrtkosten zwischen ihrer Woh-
nung und dem Arbeitsplatz nur 
noch ab dem 21. Kilometer gel-
tend machen können, ist verfas-
sungswidrig. Zu diesem Ergebnis 
kommt ein Gutachten des Frank-
furter Rechtswissenschaftlers Prof. 
Dr. Joachim Wieland im Auftrag 

sungsrechtlich gebotene besondere 
sachliche Grund. 

„Das Gutachten bestätigt die 
Rechtsauffassung, die der DGB 
bereits im Juni bei der Bundes-
tagsanhörung des Steuerrechtsän-
derungsgesetzes vertreten hat“, so 
DGB-Vorstand Claus Matecki. Der 
DGB rät den ArbeitnehmerInnen, 
gegen die entsprechenden Steu-
erbescheide für 2007 Einspruch 
einzulegen. Details des Gutachtens 
will der DGB am 11. Dezember vor-
stellen.    •

nommen. Bliesener und Breymaier 
wollen die Anzeige nun durch einen 
Anwalt übermitteln lassen.

Mit dem Verfahren gegen den 
DGB-Vorsitzenden Sommer folgt 
die Stuttgarter Staatsanwaltschaft 
der Rechtsauffassung des örtlichen 
Landgerichts, das im September ei-
nen Versandhändler zu einer Geld-

der Hans-Böckler-Stiftung. Wieland 
sieht die Verfassungswidrigkeit da-
rin begründet, dass der Gesetzge-
ber auch nach der Neuregelung der 
Fahrtkostenerstattung im Einkom-
menssteuergesetz weiterhin grund-
sätzlich von der Abzugsfähigkeit 
der Fahrtkosten zum Arbeitsplatz 
ausgeht. Für die Beschränkung der 
Abzugsfähigkeit auf Entfernungen 
über 21 Kilometer fehle der verfas-

strafe von 3600 Euro verurteilt hat-
te, weil er antifaschistische Mate-
rialien vertrieben hatte, auf denen 
ein durchgestrichenes Hakenkreuz 
abgebildet war. Auch durchgestri-
chene Hakenkreuze trügen dazu 
bei, das Symbol wieder gesell-
schaftsfähig zu machen, so die 
Begründung.   •
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RFID

Die Radio Frequency Iden-

tification (RFID) ermöglicht 

die automatische Funk-

erkennung und Positions-

bestimmung von Objekten.

Ein RFID-System besteht 

aus: 

* einem Sendesystem, auch 

RFID-Chip oder Funketikett 

genannt,

* dem Empfänger mit dazu-

gehöriger Antenne und 

* einer permanenten 

Verbindung mit Servern, 

Diensten und sonstigen 

Systemen wie Kassen- oder 

Warenwirtschaftssystemen. 

Die „Sender“ werden an 

oder in Objekten ange-

bracht. Sie enthalten Daten, 

die berührungslos und 

ohne Sichtkontakt gelesen 

werden können – je nach 

Ausführung, benutzter 

Frequenz, Sendeleistung 

und Umwelteinflüssen auf 

Entfernungen zwischen 

wenigen Zentimetern und 

mehr als einem Kilometer.

Die Datenübermittlung 

zwischen Sender und 

Empfänger findet mittels 

elektromagnetischer Wellen 

statt. Diese Wellen sind ähn-

lich wie beim Mobiltelefon 

auf der Frequenz 13,56 MHz 

als pulsierende Störung im 

Radio zu hören.

➜

S c h n ü f f e l c h i p s

Flächendeckender Einsatz

Aktuellen Untersuchungen zufolge 
kennen etwa 85 Prozent der Bevöl-
kerung das Kürzel RFID nicht, wis-
sen demzufolge auch nicht, welche 
Konsequenzen ihr flächendeckender 
Einsatz hat. Dabei sind die Funketi-
ketten schon vielfach anzutreffen: 
Zugangssysteme, Autoschlüssel, 
WM-Tickets und andere Eintritts-
karten enthalten Speicherchips, 
die – mit einer winzigen Antenne 
bestückt – oft bis zu zehn Meter 
Entfernung berührungslos lesbar 
sind. Mit dem RFID-Code – als 
Nachfolger der (Streifen-)Barcodes 
– lässt sich jedes weltweit herge-
stellte Produkt eindeutig identifizie-
ren. Dabei erfassen die Lesegeräte 
je nach Ausstattung auch große 
Mengen Funketiketten gleichzeitig. 
Vor allem in der Logistik verspre-
chen sich RFID-Anwender beträcht-
liche Produktivitätssteigerungen. 
Handelskonzerne verpflichten ihre 
Lieferanten zunehmend, Kartons 
und Paletten mit RFID-Chips zu ver-
sehen. Aber auch in der Produktion 
wird RFID seit Jahren zur Steuerung 
und Kontrolle des Wertschöpfungs-
prozesses eingesetzt.

Einen Blick in die Zukunft er-
möglicht der Metro-Future-Store 
in Rheinberg schon heute: Da er-
kennt das CD-Regal, welche Hülle 
entnommen wird, startet gezielte 
Werbung dazu und erledigt auch 
gleich die Nachbestellung. Oder 
die Kasse, an der der Kunde seinen 
vollen Einkaufswagen in Sekun-
denbruchteilen selbst scannt. Ein-
zelne Funktionen des Future-Store 
sind auch in anderen Supermärkten 
schon im Praxistest. 

Die zunehmende Allgegenwart 
von Sensoren und Prozessoren, 
die miteinander kommunizieren, 

RFID – unter diesem harmlos klingenden Kürzel hält eine nicht mehr 
ganz neue Technologie schleichend Einzug in unsere Alltagswelt. 
Die „Radio Frequency Identification“, in den neunziger Jahren vor 
allem in US-Mautsystemen im Einsatz, soll uns als Segen verkauft 
werden. Hans-Böckler-Stiftung, ver.di und DGB widmen sich dem 
Thema auf einer Veranstaltung am 12. Dezember in Berlin.

die Aktionen auslösen und steu-
ern können – der Kühlschrank, der 
selbsttätig Milch nachfordert, oder 
das Auto, das automatisch Ersatz-
teile in der Werkstatt ordert – sind 
Bestandteile einer solchen Vorstel-

lungswelt. Erste Schritte auf dem 
Weg zum „Internet der Dinge“, bei 
dem jeder Gegenstand eine eige-
ne Internet-Adresse hat – so wie 
viele Menschen heute eine E-Mail-
Adresse haben.

Mit verbraucherfreundlichen 
Beispielen wird um Akzeptanz 
geworben: Qualitätssicherung 
durch Warenrückverfolgung, bes-
sere Kontrolle von Lebens- oder 
Arzneimitteln, Sicherung von Ga-
rantieansprüchen oder die „On-
Demand“-Produktion von Gütern. 
Doch während sich Wirtschaft und 
Politik über täglich neue Einsatz-
möglichkeiten der sogenannten 
Schnüffelchips freuen, steht die 
weitreichende und unkontrollier-
bare Möglichkeit, personenbezo-
gene Daten sammeln zu können, im 
Mittelpunkt der kritischen Debatte. 
Datenschützer fordern gesetzlich 
verankerte Mindeststandards zum 
Schutz der Privatsphäre: Eine Kenn-
zeichnungspflicht für Gegenstände, 
die RFID-Chips enthalten, und für 

die Lese- oder Schreibgeräte, eine 
dauerhafte Deaktivierung der RFID-
Chips nach dem Kauf, die Kenntnis 
der Zweckbestimmung jeder per-
sonenbezogenen Datensammlung 
und ein Recht auf Einsichtnahme. 

Trotz aller gegenteiligen Beteu-
erungen: Die Möglichkeit, zeit- und 
personenbezogene Daten zu spei-
chern und diese über Hintergrund-
datenbanken (Data Warehouse) zu 
vernetzen, dürfte die Begehrlich-
keiten nach weiter gehenden An-
wendungen wecken. Die Gewerk-
schaften fordern, den Datenschutz 
bereits in der Konzeptionsphase 
zu berücksichtigen – statt später 

Missbrauch zu ahn-
den. Und sie fordern 
eine Novellierung des 
Datenschutzes, wozu 
seit Jahren ein Entwurf 
vorliegt.

Während welt-
weit über RFID und 
die allgegenwärtige 
Informationstechnik 
geforscht wird, sind 
Auswirkungen von 
RFID-Anwendungen 

auf die Arbeitswelt, Veränderungen 
von Arbeitsorganisation und Ratio-
nalisierungseffekte bislang nur ein 
Randthema. Dabei bietet die Ver-
knüpfung von Logistik- und Mar-
ketinginformationen mit Zeit- oder 
Personendaten umfassende Mög-
lichkeiten der Leistungskontrolle 
und Überwachung des Personals. 
Das Risiko, die RFID-Chips als all-
gegenwärtige „Schnüffelchips“ 
einzusetzen, macht kritisches 
Nachfragen und umfassende Rege-
lungen dringlich. Die Beschäftigung 
damit gehört zunehmend zu den 
Aufgaben von betrieblichen Inter-
essenvertretungen, zumal das Ar-
beitnehmerdatenschutzgesetz auf 
Eis liegt. Der Erfahrungsaustausch 
über Handlungsmöglichkeiten der 
Interessenvertretung soll im Rah-
men einer gemeinsamen Veran-
staltung von Hans-Böckler-Stiftung, 
ver.di und DGB am 12. Dezember 
intensiviert werden.   •
Das Internet der Dinge, 12. Dezember 
2006, DBB-Forum Berlin. Infos: www.dgb.de

RFID-Chip und Antenne lassen sich problemlos 
auch auf jeder Karte unterbringen.
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PROJEKTE UND PARTNER

A u s l o b u n g

Für Courage

Zum vierzehnten Mal verleiht das 
„Bündnis der Vernunft gegen 
Gewalt und Ausländerfeindlich-
keit“ 2007 das „Band für Mut 
und Verständigung“. Ausgezeich-
net werden damit BürgerInnen 
in Berlin und Brandenburg, die 
sich couragiert gegen Ausländer-
feindlichkeit einsetzen und für die 
Verständigung unterschiedlicher 
Kulturen engagieren. Zwischen 
dem 1. Januar und dem 1. März 
2007 können Vorschläge für preis-
würdige Aktionen bzw. Personen 
eingereicht werden. Das Bündnis 
wurde von unterschiedlichen, auch 
gewerkschaftlichen Organisationen 
1991 als Reaktion auf ausländer-
feindliche Übergriffe in Hoyerswer-
da gegründet. Der Preis wird seit 
1993 verliehen.   •
DGB-Bezirk Berlin-Brandenburg
Tel. 030/21240146
ildiko.pallmann@dgb.de 

A r b e i t s p a p i e r

Mehr Bildung

Es sind vor allem die jüngeren, 
männlichen und ohnehin gut 
qualifizierten Beschäftigten im 
öffentlichen Sektor, die Weiterbil-
dungsangebote am intensivsten 
nutzen (können). Zu diesem Ergeb-
nis kommt eine aktuelle Studie der 
Hans-Böckler-Stiftung „Zwischen 
Sparzwang und Innovation – Die 
Situation der Aus-, Fort- und 
Weiterbildungseinrichtungen im 
öffentlichen Sektor“ (Düsseldorf, 
November 2006). Erstmals seit 
1998 wurden dafür unterschied-
liche Bildungseinrichtungen einge-
hend befragt. Der GEW-Mitarbeiter 

B ö c k l e r - S t i f t u n g

Network online

Ab sofort wird der Informations-
dienst „Network“ der Hans-Böck-
ler-Stiftung ausschließlich online 
erscheinen. Die Publikation wendet 
sich an Arbeitnehmervertretungen 
und thematisiert insbesondere die 
Organisation der Betriebsrats- bzw. 
Personalratsarbeit. Network soll 
weiterhin – wie bisher die Druck-
ausgabe – viermal jährlich erschei-
nen. Das erste Online-Heft wird 
Ende des Jahres zu haben sein. 
Um die Publikation regelmäßig zu 
erhalten reicht eine E-Mail mit dem 
Betreff „Network“ an network@
boeckler.de   •

I n f o - F l y e r

Zeugnissprache

Es ist kein Geheimnis, dass Ar-
beitszeugnisse oft nur mit Über-
setzungshilfen zu verstehen sind. Be-
wertungen werden durch Standard-
formulierungen getarnt, und das 
Fehlen bestimmter Merkmale kann 

A L G - I I  u n d  S o z i a l g e l d

Broschüre neu 
aufgelegt
In aktualisierter Auflage erschienen 
ist die Broschüre der Arbeiterkam-
mer des Saarlandes „Arbeitslo-
sengeld II, Sozialgeld, Sozialhilfe“. 
Auf 400 Seiten erläutern die Fach-
autoren die nicht einfache Rechts-
materie. Die Broschüre behandelt 
Aufgaben und Ziele der Grundsi-
cherung für Arbeitssuchende, den 
Grundsatz des Forderns und För-

Stefan Müller fasste die Ergebnisse 
in der knapp 100-seitigen Broschü-
re zusammen. Überdeutlich wird, 
dass insbesondere die über 40-
jährigen Beschäftigten intensiver 
als bisher Weiterbildungsange-
bote nutzen sollten. Die Broschü-
re ist zum Preis von 12 Euro unter 
der Bestellnummer 11124 erhält-
lich.   •
Ralf-Guthoff@boeckler.de
Tel. 0211 / 77 78 216.

sich auf künftige Bewerbungen 
fatal auswirken. Der DGB-Rechts-
schutz hat in seiner Flyer-Reihe das 
Faltblatt „Thema Arbeitszeugnis“ 
herausgegeben. Kurz und knapp 
werden die geläufigsten Formu-
lierungen erklärt und Fragen rund 
ums Thema beantwortet.   •
www.dgbrechtsschutz.de/service/
informationsmaterial.html

derns und anderes mehr. Für saar-
ländische ArbeitnehmerInnen ist die 
Broschüre kostenlos, sonstige Be-
zieher zahlen 7 Euro zzgl. Porto. •
info@arbeitskammer.de

L i d l - A k t i o n

Neuer 
Schwarz-Markt
Auch zwei Jahre nach Erscheinen 
des „Schwarz-Buch Lidl“ werden 
bei dem europaweit mit über 7400 
Filialen vertretenen Discounter re-
gelmäßig Arbeitnehmerrechte miss-
achtet. Aufklärung und Information 
tun also weiterhin not. Rechtzeitig 
zur Lidl-Aktionswoche der Dienst-
leistungsgewerkschaft ver.di ist An-
fang Dezember eine weitere Aus-
gabe der Zeitung „Schwarz-Markt“ 
erschienen. Themen sind u.a. die 
Kündigungspraktiken bei Lidl, die 
ver.di-Offerte für faire Betriebsrats-
wahlen sowie die Reaktionen auf das 
im Sommer erschienene „Schwarz-
Buch Lidl Europa“. Außerdem hat 
der Autor Wolfgang Schorlau wie-
derum einen Kurzkrimi für den 
Schwarz-Markt geschrieben.   •
lidl-aktion@verdi.de

m o b i f a i r

Für fairen 
Wettbewerb
Der Wettbewerb im Verkehrssektor 
wird zunehmend über die Senkung 
von Umwelt- und Sozialstandards 
ausgetragen. Nahverkehrsbusse 
fahren ohne Rußfilter, qualifiziertes 
Fahrpersonal wird durch angelern-
te Kräfte ersetzt. Eine Strategie, die 
nicht nur zu sinkenden Einkommen 
der Beschäftigten führt, sondern 
auch zu Qualitätseinschränkungen 
der öffentlichen Verkehrsdienstleis-
tungen. Um dass zu verhindern, 
hat TRANSNET gemeinsam mit der 
Verkehrsgewerkschaft GDBA den 
Verein „mobifair“ gegründet. mo-
bifair versteht sich als Plattform zur 
Durchsetzung fairer Wettbewerbs-
bedingungen im Verkehrssektor.  •
www.mobifair.eu

••• Das „Thüringer Netzwerk für 
Gesundheit“ hat dem Thüringer Ge-
sundheitsminister Klaus Zeh (CDU) 
bei einer symbolischen Aktion 
mit übergroßen Spritzen 6000 
Unterschriften gegen Verschlech-
terungen im Gesundheitswesen 
übergeben. Der DGB Thüringen 
koordiniert das Netzwerk, in dem 
sich Selbsthilfeorganisationen, 
Vertreter der Selbstverwaltung der 
Krankenkassen sowie Fachpolitiker 
von SPD und Linkspartei für eine 
solidarische Gesundheitsreform 
einsetzen. Auch der DGB Baden-
Württemberg hat Ende Novem-
ber in Kooperation mit Verbänden 
und Beschäftigten aus dem Gesund-
heitswesen ein „Bündnis Gesund-
heit in Baden-Württemberg“ gegrün-
det. „Die Bündnispartner wollen ge-
genüber der Politik mit einer Stimme 

sprechen und so die Interessen der 
gesetzlich Versicherten vertreten“, 
so die stellvertretende Landesvor-
sitzende Leni Breymaier.
••• Die DGB-Region Frankfurt-
Rhein-Main unterstützt die Ver-
fassungsklage der hessischen 
Studierenden-Ausschüsse gegen 
die Einführung von Studienge-
bühren. Laut DGB Campus Office 
können die entsprechenden For-
mulare im Büro der DGB-Region 
abgegeben werden, nachdem sie 
kostenlos im Einwohnermeldeamt 
unterschrieben wurden. Berichten, 
wonach in den Einwohnermelde-
ämtern eine Gebühr für die Un-
terzeichnung fällig würde, wider-
sprach der DGB.

interregio
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Ausgezeichnete Unternehmen

Der Publikumspreis, über den die 
über drei Millionen LeserInnen der 
sechs am Forum Zukunftsökono-
mie beteiligten Medien abstim-
men konnten, ging an die Elektri-
zitätswerke Schönau. Den Preis der 
siebenköpfigen Fachjury, der auch 
DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach angehört, erhielt der 
Schreibgerätehersteller Faber-Cas-
tell aus Stein bei Nürnberg.

Insgesamt hatte die Jury aus über 
70 Vorschlägen sieben Unterneh-
men nominiert (einblick 19/06). Al-
le Nominierten hätten gezeigt, dass 
es für soziale und nachhaltige Kon-
zepte durchaus „Handlungsspiel-

Die Faber-Castell AG und die Elektrizitätswerke Schönau GmbH sind die ersten mit dem „Preis der 
Arbeit“ ausgezeichneten Unternehmen. Gestiftet hat den Preis für Unternehmen, die ihrer sozialen und 
ökologischen Verantwortung in besonderer Weise gerecht werden, das „Forum Zukunftsökonomie“, 
eine Initiative von sechs Medien, darunter der einblick.

Publikumspreis 
für EWS

Gegen sechs weitere Unter-

nehmen setzten sich beim 

Publikumspreis, über den 

auch die LeserInnen des 

einblick mit abstimmten, die 

Elektrizitätswerke Schönau 

(EWS) durch.

„Ich stimme für EWS, weil 

sie zukunftsorientiert 

arbeiten, hier viele Frauen 

vertreten sind, Gewinn 

nicht im Vordergrund steht 

und Transparenz im Strom-

preis garantiert ist.“ So 

begründete Leserin Anne 

K. aus Lüdge ihre Wahl. Die 

EWS aus dem südbadischen 

Schönau bieten seit 1999 

ökologisch erzeugten Strom 

bundesweit an. Ihre Ge-

sellschafter sind über 650 

BürgerInnen vor allem aus 

Schönau.

Ziel der EWS ist nicht die 

bedingungslose Gewinn-

maximierung, sondern die 

Umsetzung eines ökologisch 

wie ökonomisch zukunftsfä-

higen Versorgungskonzepts. 

Transparenz wird groß 

geschrieben: Das betrifft 

nicht nur den Strompreis. 

EWS macht öffentlich, wel-

che Energieerzeuger warum 

unterstützt werden, und 

veranstaltet entsprechende 

Seminare. Die überwiegend 

weiblichen Beschäftigten 

verfügen bislang zwar nicht 

über einen Betriebsrat, 

werden jedoch übertariflich 

bezahlt und an Entschei-

dungen beteiligt.

Infos zu den Preisträgern und 
den weiteren Nominierten: 
www.preis-der-arbeit.de

raum im unternehmerischen Bereich 
gibt“, so Gesine Schwan, Schirm-
herrin des Preises und Präsidentin 
der Europa-Universität Viadrina in 
Frankfurt/O., bei der Preisverleihung 
am 30. November in Berlin.

Das Forum Zukunftsökonomie 
ist ein Zusammenschluss von sechs 

➜

Zeitungen und Zeitschriften. Ne-
ben dem einblick beteiligen sich 
am Forum ver.di Publik, die SPD-
Mitgliederzeitung vorwärts, die 
tageszeitung, das BUNDmagazin 
des Bundes für Umwelt und Na-
turschutz Deutschland sowie Ver-
braucher konkret.   •

Ursula Sladek, EWS-
Geschäftsführerin, 
bei der Verleihung 
des vom taz-Kari-
katuristen „Tom“ 
gestalteten „Preis 
der Arbeit“ durch 
Vorwärts-Chef-
redakteur Uwe-
Karsten Heye.

Fragenan ...

 ■  Was bedeutet es für Ihre Belegschaft, dass auch 
deren Engagement durch den „Preis der Arbeit“ 
gewürdigt wird?
■ Es wird besonders an unserem Hauptsitz in Stein 
eine Vielzahl von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
vor allem im Bereich Qualitätskontrolle, geben, die 
sich über diesen Preis sehr freuen. Wir haben eine 
engagierte Gruppe von Beschäftigten, die sich die 
Themen Umweltschutz, soziale Verantwortung und 
Qualitätssicherung auf die Fahnen geschrieben hat 
und in diesen Bereichen sehr aktiv ist. Unser Kon-
zept, das diese drei Themen umfasst, ist in Deutsch-
land entwickelt worden. Es wird inzwischen aber 
immer mehr auch von unseren großen Tochterge-
sellschaften, etwa in Brasilien, Peru, Malaysia oder 
Indonesien, umgesetzt.
 ■  Welchen Nutzen hat soziales und ökologisches 
Engagement für ein Unternehmen wie Faber-Castell?

■ Unser Engagement hilft uns vor allem bei der 
Imagebildung unseres Unternehmens. Ein sozial 
denkendes und handelndes Unternehmen sind wir 
schon seit Generationen. Mit konkreten Projekten, 
wie unserem Aufforstungsprojekt in Brasilien, zei-
gen wir, dass Faber-Castell auch den Umweltschutz 
ernst nimmt. Das hilft uns, unsere Produkte besser 
bei bestimmten Zielgruppen zu verankern. Ich glau-
be, dass die Unternehmen in Zukunft die Nase vorne 
haben werden, die diese Thematik ernster nehmen 
als andere.
 ■  Kann eine Auszeichnung wie der „Preis der 
Arbeit“ auch für andere Unternehmen ein Antrieb 
sein, ihrer sozialen und ökologischen Verantwortung 
gerecht zu werden?
■ Ich glaube, dass der „Preis der Arbeit“ sehr gut 
geeignet ist, Unternehmen zu sensibilisieren und zu 
motivieren, sich entsprechend auszurichten. Es gibt 
schon heute mehr Unternehmen als man gemeinhin 
glaubt, die soziale und ökologische Verantwortung 
durchaus ernst nehmen. Das ist wichtig. Und inso-
fern freut mich auch der Preis, dass solche Unterneh-
men ausgezeichnet werden. Es sollte mehr Preise 
dieser Art geben, um die Vorbildfunktion dieser 
Unternehmen in die Breite zu tragen.

Die Faber-Castell AG erhielt 
den Jurypreis des Forum 
Zukunftsökonomie. einblick 
fragte den Vorstandsvorsitzen-
den Anton Wolfgang 
Graf von Faber-Castell, 
65, nach der Bedeutung der 
Auszeichnung für sein 
Unternehmen.
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GEWERKSCHAFTEN
Der DGB hat in der 
Diskussion um das 
Arbeitslosengeld I 

(Alg I) ein eigenes Konzept 
vorgelegt. Das vom DGB-
Bundesvorstand verab-
schiedete Papier sieht eine 
verlängerte Bezugsdauer 
für Ältere vor. Anders als im 
aktuellen Konzept der CDU 
orientiert sich der DGB bei 
der Festlegung der Bezugs-
dauer stärker am Lebensalter 
und nicht ausschließlich an 
der Dauer der Beitragszah-
lungen vor der Arbeitslosig-
keit. Bereits über 45-Jährige 
sollen bis zu 15 Monate Alg I 
erhalten können, heute gilt 
das nur für über 55-Jährige.
Über 50-Jährige sollen je 
nach Beschäftigungsdauer 
vor der Arbeitslosigkeit 18 
bis 24 Monate Alg I bekom-
men. Finanzieren will der 
DGB die längere Bezugsdau-
er dadurch, dass die Bei-
tragssenkung zur Arbeits-
losenversicherung weniger 
stark ausfällt als geplant.

Die GdP hat die 
Pläne von Bundes-
verkehrsminister 

Wolfgang Tiefensee (SPD) 
zur Erhöhung der Bußgelder 
für Drängler, Raser oder al-
koholisierte Fahrer kritisiert. 
Höhere Bußgelder seien 
sinnlos, solange die polizei-
liche Verkehrsüberwachung 
weiter abgebaut werde.

Der GenderReport 
2006 der GEW be-
leuchtet die Bildungs-

beteiligung und Beschäfti-
gungssituation von Frauen 
und Männern im Bildungs-
sektor. Er nennt außerdem 
Möglichkeiten einer besse-
ren Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf. www.gew.
de/GenderReport_2006.html

Monatelang haben Allianz und Sie-
mens die Schlagzeilen beherrscht, 
weil beide Konzerne Gewinne in 
Milliardenhöhe machen, aber gleich-
zeitig Tausende von Arbeitsplätzen 
abbauen. Der von ver.di und IG 
Metall organisierte Widerstand der 
Beschäftigten und Betriebsräte hat 
jetzt zu ersten Teilerfolgen geführt. 

So hat die Allianz zugesagt, 
mindestens bis Ende 2009 statt bis 
Ende 2007 auf betriebsbedingte 
Kündigungen zu verzichten. Zudem 
sollen die Standorte Köln und Dort-
mund unbefristet beziehungsweise 
bis 2012 erhalten bleiben, eben-
falls ein Drittel der 1600 Arbeits-
plätze dort. Auch die Teilschließung 

des Standorts Frankfurt /M. hat das 
Versicherungsunternehmen zu-
rückgenommen. „Ohne die vielen 
Aktionen und Streiks der Beschäf-
tigten wäre uns das Aufbrechen 
der Blockade der Arbeitgeber nicht 
gelungen“, sagte ver.di-Vorstand 
Uwe Foullong.

Erfolgreich war auch die IG Me-
tall mit ihrer Forderung an Siemens, 
mehr Verantwortung für die Pleite 
ihrer an BenQ verkauften Handy-
sparte zu übernehmen. Statt nur ei-
nen Nothilfefonds von 35 Millionen 
Euro zur Verfügung zu stellen, macht 
Siemens jetzt bis zu 180 Millionen 
Euro locker. Diese Summe wäre er-
forderlich, falls alle 3000 Beschäf-

tigten von BenQ Mobile in Mün-
chen, Kamp-Lintfort und Bocholt 
Anfang 2007 für zwölf Monate 
in die Beschäftigungs- und Qua-
lifizierungsgesellschaft wechseln 
müssten und eine Überbrückungs-
hilfe in Anspruch nehmen, weil sie 
noch keinen neuen Job gefunden 
haben. 

„Ohne die IG Metall und die Un-
terstützung der breiten Öffentlich-
keit hätten wir das nicht geschafft“, 
sagte der Gesamtbetriebsratsvor-
sitzende Michael Leucker. Die ganz 
große Katastrophe sei abgewendet 
worden. Nach derzeitigem Stand 
müssen allerdings knapp 2000 der 
gut 3000 Beschäftigten gehen.   •

Auf der mit 1700 TeilnehmerInnen 
bundesweit größten Landesperso-
nalrätekonferenz am 5. Dezember 
in Düsseldorf hat der DGB-Vorsit-
zende von NRW, Guntram Schnei-
der, die geplante Novellierung 
des Personalvertretungsrechts als 
„Angriff auf die demokratischen 
Beteiligungsrechte im öffentlichen 
Dienst“ verurteilt. Ministerpräsi-
dent Jürgen Rüttgers (CDU) ver-
suche, sich „als Anwalt des klei-
nen Mannes aufzuspielen“, sagte 
Schneider, „vor Ort erleben wir 
aber das Gegenteil“.

Das sieht die Novelle u.a. vor: 
den Wegfall bzw. die Einschrän-
kung der Mitbestimmung bei der 
Befristung von Arbeitsverhältnis-
sen, bei der Auslagerung von Ar-
beitsplätzen, bei Privatisierungen 
und ordentlichen Kündigungen, 
bei der Einführung technischer 
Einrichtungen zur Verhaltens- und 
Leistungskontrolle sowie neuer Ar-
beitsmethoden, bei der Besetzung 
von Planstellen und bei Umset-
zungen. Die Zahl der Freigestellten 
soll halbiert werden.

Der DGB NRW bewertet die 
Novelle als Vorstufe zur Schaffung 
einer landeseigenen Personalüber-
hangbehörde, genannt PEM (Per-
sonalEinsatzManagement). Dort-
hin sollen alle Beschäftigten abge-
schoben werden, deren Stelle einen 
„kw-Vermerk“ trägt. Das Land will 
nach eigenen Angaben „in den 
nächsten Jahren mindestens 12000 
Stellen abbauen“.   •

N e u e s  P e r s o n a l v e r t r e t u n g s g e s e t z  N R W

DGB attackiert Rüttgers

W i d e r s t a n d  l o h n t  s i c h

Beschäftigte von Allianz und BenQ atmen auf

P r i v a t e  E q u i t y

IG Metall knüpft 
Netzwerk
Internationale Finanzinvestoren 
übernehmen in Deutschland im-
mer häufiger Firmen. Die meist 
anonymen Investoren werden 
zunehmend ein wirtschaftlicher 
Machtfaktor. Sie beschaffen pri-
vates Beteiligungskapital (private 
equity) und legen hierzulande 
inzwischen jährlich 30 Milliarden 
Euro an, ihre Unternehmen be-
schäftigten 800 000 Menschen. 
Die betroffenen ArbeitnehmerInnen 

und Betriebsräte geraten nach ei-
ner Übernahme nicht selten unter 
Druck, weil die Investoren „mit 
deutlich überhöhten Kaufpreisen 
in Unternehmen einsteigen, Kapital 
rausziehen und sich die Zeche dann 
von den Belegschaften zahlen las-
sen“, sagte IG Metall-Vorstands-
mitglied Wolfgang Rhode auf einer 
Fachtagung seiner Organisation in 
Frankfurt/M. 

Die Folgen von Übernahmen 
will die IG Metall nicht schicksal-
haft hinnehmen, sondern beein-
flussen. Sie hat deshalb das Netz-
werk Private Equity gegründet. 
Dort können sich Betroffene aus-
tauschen. Die IG Metall informiert 
über Gegenwehrstrategien und 
Möglichkeiten der Gestaltung von 
Firmenübernahmen. Das Netzwerk 
www.pe.igmetall.de ist nur IG Me-
tall-Mitgliedern zugänglich. 

Die Hans-Böckler-Stiftung hat 
Arbeitspapiere zu Private Equity 
veröffentlicht: „Finanzinvestoren 
in Deutschland – Portraits und 
Investitionsbeispiele“ (Arbeits-
papier 123) und „Strukturen und 
Strategien von Finanzinvestoren“ 
(Arbeitspapier 120).   •
Bestellung: www.boeckler.de

kurz&bündig
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MEINUNG Nur on top

Für Bundeskanzlerin Angela 

Merkel (CDU) kommt dem 

Investivlohn „eine Schlüs-

selrolle“ bei der Weiter-

entwicklung der sozialen 

Marktwirtschaft zu. Die 

Beteiligung an der Wertstei-

gerung des Kapitals gebe 

den ArbeitnehmerInnen 

„eine neue Teilhabe am 

Wohlstand“, erklärte sie En-

de November während des 

CDU-Parteitags. Und auch 

die SPD will den Investiv-

lohn ganz schnell einführen. 

Die Gewerkschaften sehen 

ihn kritischer. „Wenn die 

Bundeskanzlerin zu Ge-

sprächen über den Inves-

tivlohn einlädt, kommen 

wir gerne“, erklärte der 

DGB-Vorsitzende Michael 

Sommer. Aber die Gewerk-

schaften würden einen 

Investivlohn nur mittragen, 

„wenn es zu einer echten 

Gewinnbeteiligung der 

Beschäftigten kommt“. Der 

Investivlohn dürfe nicht 

von den ArbeitnehmerInnen 

durch Lohnverzicht selbst 

finanziert werden, sondern 

müsse on top gezahlt 

werden. 

Doch an der dazu not-

wendigen Klarheit hapert 

es bislang bei Union und 

SPD. Auch in den anderen 

entscheidenden Punkten 

seien die Überlegungen der 

Koalition „bemerkenswert 

unkonkret“, kritisiert DGB-

Vorstand Dietmar Hexel. 

So sei zum Beispiel unklar, 

ob es einen Insolvenzschutz 

für die Arbeitnehmerbetei-

ligung geben wird. 

➜

Es ist eine erschreckende Zahl für jeden Politiker, 
der wiedergewählt werden möchte: Inzwischen 
beklagen 75 Prozent der Bürger, dass die soziale 
Ungleichheit in Deutschland zunimmt. Und dieser 
Eindruck täuscht nicht. Während die Nettolöhne 
seit 1990 stagnieren, haben sich die Firmengewinne 
verdoppelt. Vom Wachstum profitieren nur noch die 
Unternehmer. Diese Ungerechtigkeit verstimmt die 
Wähler, wie CDU und SPD nicht entgangen ist. 
Plötzlich propagieren daher beide Regierungspar-
teien den Investivlohn, der die Arbeitnehmer an den 
Firmengewinnen beteiligen soll. So viel Einigkeit 
herrscht sonst selten in der großen Koalition.

Die Idee klingt ja auch bestechend: „Investiv-
lohn“ suggeriert, dass jeder Arbeitnehmer 
zum Unternehmer aufsteigen kann. Aus 
den Beschäftigten werden Aktionäre, Abhängige 
sind plötzlich Selbstständige. Der Klassenkampf 
entfällt, weil fortan nur noch die Klasse der Kapi-
taleigner existiert. Leider wird bei diesem Projekt die 
Rhetorik mit der Realität verwechselt. Die enormen 
Firmengewinne lassen sich nicht einfach umverteilen, 
indem man die Arbeitnehmer an den Gewinnen be-
teiligt. Das kann nur ein naiver Parteistratege glau-
ben, der sich davon einlullen lässt, dass in beiden 
Satzteilen das Wort „Gewinn“ vorkommt. Doch das 
ist nur Sprachkosmetik. Tatsächlich tobt ein knallhar-
ter Kampf ums Volkseinkommen, und wer profitiert, 
ist eine Frage der Macht und nicht des Ver-
fahrens. Auch mit einer Gewinnbeteiligung wer-
den die Arbeitnehmer verlieren, so paradox das ist.

In Zeiten der Arbeitslosigkeit sind die Unterneh-
mer übermächtig. Sie diktieren in den Tarifverhand-
lungen, wie hoch die Gehälter ausfallen. Sollte nun 
ein Investivlohn eingeführt werden, können die Fir-
men die Bedingungen vorschreiben, zu denen ihre 
Arbeitnehmer Kompagnons werden. Der Deal ist 
abzusehen: Gewinnbeteiligung gegen Lohnverzicht. 
Für die Beschäftigten dürfte sich dies als ein überaus 
schlechtes Geschäft erweisen. Schon jetzt tragen 
sie das Risiko, dass sie ihre Stelle verlieren, falls die 
Firma rationalisieren muss oder gar insolvent wird. 
Nun würden sie neben dem Arbeitsplatzrisiko auch 

noch das unternehmerische Risiko übernehmen, 
dass die Gewinne doch nicht so hoch ausfallen wie 
prognostiziert.

Es hat Tradition in Deutschland, schlechte Ideen 
durch Steuererleichterungen aufzupep-
pen. Auch der Investivlohn soll staatlich gefördert 
werden, wie beide Regierungsparteien versprechen. 
Damit würden sie jedoch nur einen Kreisverkehr der Ent-
eignung installieren: Es wären letztlich die Arbeit-
nehmer selbst, die ihre eigenen Steuergeschenke 
finanzieren, denn die Unternehmer zahlen kaum 
noch Steuern. Zwar würden die Subventionen von 

einer Tasche in die andere 
wandern, aber die Jacke wür-
de beim Geben und Nehmen 
immer den Beschäftigten 
gehören. Nur die Finanzbe-
hörden wären aufwändig 
damit beschäftigt, die wah-
ren Machtverhältnisse zu 
verschleiern.

Umverteilung ist nötig, 
das haben CDU und SPD 
richtig erkannt. Es kann nicht 
sein, dass nur die Unterneh-

mer vom wachsenden Volkseinkommen profitieren. 
Aber diesen unbequemen Kampf wird die 
Regierung selbst führen müssen, denn die 
Arbeitnehmer sind längst zu schwach, um in den 
Tarifverhandlungen für Gerechtigkeit zu sorgen. 
Nur der Staat ist noch mächtig genug, um die ex-
orbitanten Gewinne abzuschöpfen – durch gezielte 
Steuererhöhungen für Firmen und Vermögende.

Stattdessen passiert das Gegenteil: Die große Ko-
alition will die Unternehmenssteuern erneut refor-
mieren und den Kapitalgesellschaften weitere fünf 
Milliarden Euro schenken. Kritiker fürchten sogar, 
dass sich die Ausfälle auch auf dreizehn Milliarden 
belaufen könnten. Selbst der Internationale Wäh-
rungsfonds, eigentlich eher neoliberal verortet, hat 
vor der Reform gewarnt. Die entlarvende Begrün-
dung: Die deutschen Unternehmen würden doch 
schon jetzt kaum noch Steuern zahlen.

Die Idee des Investivlohns und die geplante Steu-
erreform ergeben gemeinsam eine gerade-
zu irrsinnige Logik: Die Unternehmen kassieren 
riesige Gewinne, deswegen sorgen Steuergeschenke 
für noch mehr Gewinne, weil ja eigentlich alle Ar-
beitnehmer auch Unternehmer sind. Schade, dass 
Rhetorik und Realität nicht das Gleiche sind. Die 
Welt könnte sonst so schön sein.    •

I n v e s t i v l o h n d e b a t t e

Um Umverteilung geht’s gar nicht
CDU und SPD haben den Investivlohn entdeckt. 
Doch die explodierenden Unternehmensgewinne 
lassen sich nicht dadurch umverteilen, dass die 
ArbeitnehmerInnen an den Gewinnen beteiligt 
werden, sondern nur durch gezielte Steuer-
erhöhungen für Unternehmen und Vermögende, 
meint Ulrike Herrmann.

Ulrike Herrmann, 42, 
ist wirtschafts-
politische Korres-
pondentin der 
tageszeitung (taz).
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Vier Seiten ist dieser einblick umfangreicher. Platz, den die Redaktion für Bücher geschaffen hat. 
Vom anspruchsvollen Sachbuch über Sozialreportagen bis zum Politkrimi: einblick stellt jede 
Menge empfehlenswertes Futter für die grauen Zellen vor. Gehaltvoll und – anders als die 
Weihnachtsgans – garantiert kalorienfrei.

Lesen macht schön schlau

Wem gehört 
die Zeit?

Mehr Zeitwohlstand ist 
möglich. Das ist die 
Botschaft des Buches 
„Schöne Zeiten“ von 
Jürgen P. Rinderspacher 
und Irmgard Herrmann-
Stojanov. Anhand von 

45 Stichworten des täglichen Lebens – von 
Pause über Rhythmus bis zu Work-Life-Balance 
und Zeitsouveränität – zeigen die beiden Autor-
Innen Möglichkeiten auf, wie die eigene Lebens-
zeit bewusster gestaltet werden kann und damit 
der Zeitwohlstand steigt. Auch in einer Zeit, in der 
unter dem Druck der Globalisierung die Arbeits-
zeit verlängert wird und die von den Gewerkschaf-
ten erreichten Standards Stück für Stück abge-
baut werden, gebe es die Chance, mehr Zeitsou-
veränität für ArbeitnehmerInnen zu erzielen. Das 
Buch basiert auf den Ergebnissen eines von der 
Hans-Böckler-Stiftung geförderten Projektes.
Jürgen P. Rinderspacher, Irmgard Herrmann-
Stojanov, Schöne Zeiten, 45 Betrachtungen 
über den Umgang mit der Zeit, Verlag J.W. Dietz 
Nachfolger, Bonn 2006, 440 Seiten, 16,80 Euro

Einfach abgehängt
Seitdem die SPD im Spätsommer die neue, alte 
Unterschicht wieder entdeckt hat, beherrscht 
das Phänomen des „abgehängten Prekariats“ 
die öffentliche Debatte. Heftig diskutieren Me-
dien und Politik auch die These, ob nicht die Ar-
men an ihrer Situation selbst schuld seien, weil 
sie sich in den Transfersystemen eingerichtet 
hätten, statt sich nach Arbeit umzusehen und 
in die Bildung ihrer Kinder zu investieren. Was 
heißt Armut wirklich? Wie leben Menschen, die 
keine Arbeit haben und von der Gesellschaft 
ausgegrenzt werden? Diesen Fragen sind die 
Berliner JournalistInnen Nadja Klinger und 
Jens König in ihrem Buch „Einfach abgehängt“ 
nachgegangen. Armut und soziale Ausgrenzung 
sind in Deutschland längst kein Randphänomen 
mehr, sondern haben die Mitte der Gesellschaft 

erreicht – das ist eine ihrer zentralen These. Mit 
verantwortlich sei dafür die Politik, lautet eine 
weitere.

„Wenn man später einmal Historiker fragt, 
wann die alte Bundesrepublik zu Ende gegan-
gen ist, werden sie sagen: mit Hartz IV“, schrei-
ben Klinger und König. In zwölf Reportagen 
schildern die beiden AutorInnen mit viel Einfüh-
lungsvermögen das Leben von Menschen, die 
dauerhaft ausgegrenzt sind. Sie erzählen von 
Patrick, 20, der in Köln seinen Schulabschluss 
nachholt, um doch noch Anschluss zu finden. 
Und von der Stenotypistin Angelika, 62, die 
seit 1990 arbeitslos ist. Schicksale, die zeigen, 
dass Armut viel differenzierter ist, als es die 
öffentliche Diskussion wahrnimmt, und sich 
Massenarbeitslosigkeit nicht mit symbolischen 
Handlungen der Politik beseitigen lässt. Weder 
durch die von der Union geforderte Einschrän-
kung des Kündigungsschutzes, noch durch 
die von der SPD angepeilte Neuordnung des 
Niedriglohnsektors. Die Beispiele machen auch 
deutlich, dass sich die Gesellschaft damit aus-
einandersetzen muss, wie wir denjenigen, deren 
Arbeitskraft nicht mehr benötigt wird, ein Leben 
in Würde ermöglichen.
Nadja Klinger, Jens König, Einfach abgehängt. 
Ein wahrer Bericht über die neue Armut in 
Deutschland, Rowohlt Berlin, 256 Seiten, 14,90 Euro

Nüchterne Bilanz 
Amerikas Gewerkschaften stecken in einer tiefen 
Krise. In der Wahrnehmung der herrschenden 
Elite sind sie zu einem zu vernachlässigenden 
politischen Faktor geworden. Ihr Organisations-
grad ist auf 13 Prozent gesunken, der Dachver-
band AFL-CIO in zwei eigenständige Verbände 
zerfallen. Eine „besorgniserregende Entwick-
lung“, wie der DGB-Vorsitzende Michael Som-
mer in seinem Vorwort zur deutschen Ausgabe 
der „Geschichte der Arbeiterbewegung in den 
USA“ von Philip Yale Nicholson schreibt.

Nicholson zeichnet die Geschichte der ameri-
kanischen Arbeiterbewegung aus der Perspektive 
der arbeitenden Menschen nach. Er berichtet von 
ihren Erfolgen und Niederlagen. Sein nüchter-

nes Fazit: In den USA habe die Arbeiterschaft von 
Ausnahmen abgesehen „nur solche Siege er-
ringen können, die auch im Interesse der Herr-
schenden waren“. Zudem habe sich der Staat 
in den Konflikten „weit weniger neutral“ ver-

halten, als das ein po-
pulärer Mythos glauben 
machen möchte.
Philip Yale Nicholson, 
Geschichte der Arbei-
terbewegung in den 
USA, Vorwärts Verlag, 
Berlin 2006, 415 Seiten, 
38 Euro

Was will Schwarz-Rot?
Die „Politik der kleinen Schritte“ ist das Schlag-
wort, mit dem Kanzlerin Angela Merkel ihr Ver-
ständnis von der Arbeit der großen Koalition be-
schrieben hat. Doch auch kleine Schritte können 
in der Summe zu grundlegenden Änderungen der 
sozialen und wirtschaftlichen Ordnung führen. 

Jürgen Hoffmann
Arbeitsbeziehungen im 
Rheinischen Kapitalismus

Zwischen Modernisierung 
und Globalisierung 
2006 - 211 Seiten -19,90 € 
ISBN: 3-89691-644-0 

Jürgen Prott
Vertrauensleute
Ehrenamtliche Gewerkschaftsfunktio-
näre zwischen Beruf und sozialer Rolle 
(Schriftenreihe Hans-Böckler-Stiftung) 
2006 - 220 Seiten - € 24,90
ISBN: 3-89691-648-3

Verlag WESTFÄLISCHES DAMPFBOOT

www.dampfboot-verlag.de

Kann der deutsche Kapitalismustyp, 
der korporatistisch-kooperativ or-

ganisierte „Rheinische Kapitalismus“, unter dem Druck 
der „Globalisierung“ überleben? Und bleibt den Gewerk-
schaften in Deutschland dann noch eine Zukunft? Jürgen 
Hoffmann vermisst diese Konfliktfelder neu.

ANZEIGE



Schritt für Schritt zu 
einer  diskriminierungsfreien 
 Arbeitsumgebung.
Nach § 12 Abs. 2 AGG sind alle Arbeitgeber ver-
pfl ichtet, Vorgesetzte und Mitarbeiter zum neuen 
AGG zu schulen.

Mit den „Haufe AGG E-Learning“-Programmen 
 erfüllen Arbeitgeber Ihre AGG-Schulungspfl ichten 
schnell, sicher und kostengünstig! Spezielle 
 Versionen für Vorgesetzte und Mitarbeiter garan-
tieren bedarfs  gerechte Schulungen mit möglichst 
geringem Aufwand.

Jetzt informieren unter: 
www.haufe.de/e-learning

Sicheres Schulen
zum neuen AGG

Rechtlich
abgesichert

durch Schulungs-
nachweis

483-004_AggELea_85x276_sw 1 05.12.2006 17:26:43 Uh
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„Investieren, sanieren, reformieren“ ist nicht nur das Motto, unter das 
Schwarz-Rot sein wirtschaftspolitisches Konzept für diese Legislaturpe-
riode gestellt hat. „Investieren, sanieren, reformieren?“ ist – mit einem 
Fragezeichen versehen – auch der Titel eines Sammelbandes, der die Dis-
kussionen einer Tagung des DGB Hessen-Thüringen aufgreift. 

Auf den Prüfstand kommen in den Beiträgen nicht nur die bereits 
angekündigten oder beschlossenen Maßnahmen von Schwarz-Rot, wie 
die in der Gesundheits- oder Rentenpolitik: Zu verschiedenen Themen 
werden auch mögliche Alternativen diskutiert – vom Mindestlohn bis zu 
Elementen des skandinavischen Wohlfahrtsstaats.
Angelika Beier, Kai Eicker-Wolf, Stefan Körzell, Achim Truger (Hrsg.), Investie-
ren, sanieren, reformieren? Die Wirtschafts- und Sozialpolitik der schwarz-
roten Koalition, Metropolis-Verlag, Marburg 2006, 284 Seiten, 22,80 Euro

Keine Termine, keine Sitzungen. Selbst die 
politische Auseinandersetzung kommt 

zwischen Weihnachten und Neujahr zur Ruhe. einblick hat 
prominente GewerkschafterInnen gefragt, was sie 
über die Feiertage lesen.

Regina Görner, Mit-
glied des IG Metall-
Vorstands, liest zu 
Hause etwas zum Ent-
spannen, keine Fachbü-

cher. Im Moment liegt bei ihr Teacher 
Man von Frank McCourt auf dem 
Nachttisch. McCourt, Sohn irischer 
Einwanderer, schreibt in seinem neuen 
biographischen Roman über seine Jahre 
als Lehrer an New Yorker High Schools. 
„Das macht mir einfach Spaß, weil ich 
als wissenschaftliche Assistentin früher 
an der Uni selbst unterrichtet habe. 
McCourt schreibt über die Kunst des 
Unterrichtens. Das hat viel mit Politik 
zu tun. Bei uns wird viel zu viel über 
Schulstrukturen geredet, nicht über den 
Unterricht. Bei McCourt ist das anders.“ 
Den neuen biographischen Roman des 
Pulitzerpreis-Trägers gibt es auch auf 
Deutsch (Tag und Nacht und auch im 
Sommer, Luchterhand Literaturverlag, 
19,95 Euro).

Annelie Bunten-
bach, Mitglied des 
Geschäftsführenden 
D G B - B u n d e s v o r-
stands, empfiehlt als 

große Freundin von Kriminalliteratur 
Betriebsbedingt gekündigt von 
Iain Levison für einige Stunden Ner-
venkitzel: Nachdem in einer amerika-
nischen Provinzstadt die einzige Fabrik 
von Finanzinvestoren dicht gemacht 
wurde, hält sich einer der ehemaligen 
Mitarbeiter mit einer ganz besonderen 
Form der „Ich-AG“ über Wasser: als 
Auftragskiller. „Nicht gerade die Reak-
tion, die Gewerkschaften als probates 
Mittel nach betriebsbedingten Kündi-
gungen ansehen, aber in diesem Buch 
unglaublich spannend umgesetzt, mit 
einem sehr angelsächsischen Krimi-
Stil.“ (Matthes & Seitz, 19,80 Euro)

Der GEW-Vorsitzen-
de Ulrich Thöne liest 
Melnitz von Charles 
Lewinsky. „Melnitz ist 
die überaus spannende, 

teilweise amüsante, aber auch be-
klemmend zu lesende Geschichte einer 
jüdischen Familie im schweizerisch-
badisch-französischen Grenzgebiet 
zwischen 1871 und dem Zweiten Welt-
krieg. Lewinskys Roman bietet nicht 
nur tiefe Einblicke in die Geschichte, 
sondern ist vor allem für Menschen 
interessant, die praktisch ohne Groß-
eltern aufgewachsen sind und einen 
großen Nachholbedarf an liebevollen, 
witzig vorgetragenen Lebensweisheiten 
haben.“ Melnitz ist als Lizenzausgabe 
in der Büchergilde erschienen (für Mit-
glieder 21,95 Euro; Verlagsausgabe bei 
Nagel & Kimche, 24,90 Euro).

Ingrid Sehrbrock, 
s te l lver t retende 
DGB-Vorsitzende, 
wünscht sich mehr Zeit 
zum Lesen. Ganz oben 

auf ihrem privaten Bücherstapel liegt 
Auf dem Jakobsweg des brasi-
lianischen Schriftstellers Paulo 
Coelho. „Das Erstlingswerk des Best-
seller-Autors, dessen Bücher weltweit 
mehr als 31 Millionen Mal verkauft wur-
den, war kein Verkaufserfolg, aber es ist 
ein authentischer Roman. Er schildert 
Coelhos Eindrücke während einer in 
den achtziger Jahren unternommenen 
55-tägigen Pilgerwanderung über den 
Jakobsweg. Heute ist der Jakobsweg in 
aller Munde. Coelho, der während der 
Militärdiktatur im Gefängnis gefoltert 
worden ist, hat ihn schon früh began-
gen – auf der Suche nach sich selbst.“ 
(Auf dem Jakobsweg. Tagebuch einer 
Pilgerreise nach Santiago de Compos-
tela, Diogenes Verlag, 8,90 Euro).

vorgelesen
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BUCH     SPEZIAL
es dafür in der Logik des Managements immer 
eine unausweichliche Notwendigkeit – ob die 
bedrohte Wettbewerbsfähigkeit oder die Globa-
lisierung der Märkte. Dass diese Maßnahmen 
in der Bevölkerung als ungerecht empfunden 
werden, liegt nahe. Ob dem tatsächlich so ist 
und unter welchen Bedingungen Einschnitte 
bei den Beschäftigten als notwendig akzeptiert 
oder als ungerechtfertigt abgelehnt werden, 
wurde bisher kaum empirisch untersucht. „Ar-
beit und Gerechtigkeit“, eine gemeinsame Stu-
die verschiedener WissenschaftlerInnen, schließt 
diese Lücke und untersucht das Werturteil der 
Bevölkerung zu verschiedenen Unternehmens-
maßnahmen – von Lohnkürzungen bis zur 
Ungleichbehandlung von Mann und Frau.
Olaf Struck, Gesine Stephan, Christoph Köhler, u.a., 
Arbeit und Gerechtigkeit. Entlassungen und 
Lohnkürzungen im Urteil der Bevölkerung, VS 
Verlag, Wiesbaden 2006, 163 Seiten, 24,90 Euro

Kaum besser als ein 
Schurkenstaat?
Dass die Außenpolitik der USA hegemonial ge-
prägt ist, gehört nicht erst seit dem Irakkrieg zu 
den Grundüberzeugungen der Linken. In seinem 

neuen Buch „Der gescheiterte Staat“ geht Noam Chomsky, für die New 
York Times der „wohl bedeutendste lebende Intellektuelle“, in der grund-
sätzlichen Kritik der US-Außenpolitik noch einen 
Schritt weiter. Die Supermacht Amerika, die ange-
treten sei, andere Staaten, auf den Weg von Frei-
heit, Recht und Demokratie zu bringen, sei selbst 
„ein gescheiterter Staat“. Für Chomsky gilt ein 
Staat als gescheitert, der sich nicht um Völkerrecht 
und internationale Abkommen schert, seine Bür-
gerInnen und ihre Rechte nicht mehr schützt und 
die Institutionen der Demokratie unterminiert. Im 
Kampf gegen den Terror nehme die US-Regierung 
selbst die Einschränkung demokratischer Rechte im 
eigenen Land in Kauf. Die USA seien damit kaum besser als jene „Schur-
kenstaaten“, gegen die sie zu Felde ziehen. „Die weltweit dominierende 
Macht verfolgt gezielt eine Politik, die für gesetzlose Staaten typisch ist: 
Sie setzt die eigene Bevölkerung schwerwiegenden Gefahren aus und 
unterhöhlt die Demokratie.“

Chomskys „Gescheiterter Staat“ ist ein mit Verve geschriebenes Buch, 
eine mit Fakten gespickte, spannende 
Kritik der amerikanischen Politik seit 
1945, aber auch ein Aufruf zum de-
mokratischen Widerstand. Es soll, so 
Chomsky im Vorwort, „alle Bürger 
tief beunruhigen, denen etwas an 
diesem Land und dem Schicksal künf-
tiger Generationen gelegen ist“.

Noam Chomsky, Der gescheiterte 
Staat, Verlag Antje Kunstmann, 
München 2006, 400 Seiten, 
24,90 Euro

10

Politik mit der Angst 
vor den Alten

Knapp zwei Jahre ist es her, dass FAZ-Mither-
ausgeber Frank Schirrmacher mit seinem Buch 
„Das Methusalem-Komplott“ und seinem 
düsteren Szenario von der demographischen 
Katastrophe wochenlang die Talk-Shows der 
Republik beherrschte. Schon im Titel seines 
Buches reagiert Ernst Kistler, Direktor des Inter-
nationalen Instituts für Empirische Sozialökono-
mie (INIFES), auf Schirrmachers Horrorgemälde. 
Kistlers „Die Methusalem-Lüge“ geht differen-
ziert an die Themen „demographischer Wan-
del“ und „alternde Gesellschaft“ heran. Sein 
Ziel: Propaganda von Fakten zu trennen und 
zu analysieren, wem die gängigen Argumente 
nutzen – wer also mit den „demographischen 
Mythen“ welche politischen Ziele verfolgt.

Sechs dieser Mythen nimmt „Die Methusa-
lem-Lüge“ genauer unter die Lupe und räumt 
Schritt für Schritt mit ihnen auf. So etwa mit 
dem Argument, das Altern der Gesellschaft ha-
be die Sozialsysteme in finanzielle Bedrängnis 

gebracht. Kistler hält dagegen: In der Geschichte 
der Bundesrepublik habe es bereits wesentlich 
ungünstigere Quotienten 
zwischen Jungen und Al-
ten gegeben. Schuld an 
den leeren Sozialkassen 
sei nicht der demogra-
phische Wandel, sondern 
eine verfehlte Sozial- und 
Arbeitsmarktpolitik.

Das Resümee des Bu-
ches fasst eine der Zwi-
schenüberschriften pas-
send  zusammen: „Für Panik gibt es keinen Grund“ – 
nur die Maßnahmen müssen stimmen.
Ernst Kistler, Die Methusalem-Lüge. Wie mit 
demo graphischen Mythen Politik gemacht wird, 
Hanser Verlag, München 2006, 270 Seiten, 
19,90 Euro

Was ist gerecht?
Wenn Unternehmen Lohnverzicht und unbe-
zahlte Mehrarbeit von ihren Beschäftigten ein-
fordern oder gar Entlassungen anstehen, gibt 

Unsere Gesellschaft steht vor Reformauf-
gaben in allen Politikbereichen. Diese zu 
meistern, erfordert mehr bürgerschaftliches 
Engagement denn je. Eine neue Partizipa-
tionskultur ist gefragt, und die junge Gene-
ration spielt dabei eine wichtige Rolle. 

Bürgerschaftliches Engagement als ge-
sellschaftlicher Wert kann nachhaltig 
nur verankert werden, wenn Kinder und 
Jugendliche früh erfahren, wie bereichernd 
solidarisches Handeln für alle Beteilig-
ten ist. Sie benötigen dafür Vorbilder, 
insbesondere im Elternhaus und in den 
Bildungseinrichtungen. Sie benötigen dafür 
aber auch Freiräume für eigenes Tun. Denn 
Verantwortungsübernahme für sich und 
andere setzt voraus, dass es Gestaltungs-
spielräume gibt. Leider sind in Deutschland 
die Mitwirkungsmöglichkeiten für Kinder 
und Jugendliche noch stark eingeschränkt 
und stecken nicht selten in Ideologiede-
batten fest.

Mehr Partizipation wagen

Bertelsmann Stiftung (Hrsg.)

Mehr Partizipation wagen
Argumente für eine verstärkte 
Beteiligungvon Kindern und 
Jugendlichen

erscheint im Dezember 2006
132 Seiten, Broschur
€ 15,– / sFr. 26,90
ISBN-10: 3-89204-922-X
ISBN-13: 978-3-89204-922-7

Postfach 103, 33311 Gütersloh l      05241/80-40282 l      05241/46970  
www.bertelsmann-stiftung.de/verlag l sabine.reimann@bertelsmann.de

Weihnac 

Draußen ist es noch recht frühlings-
haft, doch Weihnachten nähert sich 
mit Riesenschritten. Buch & Mehr 
direkt, die Internet-Buchhandlung 
der Gewerkschaften, hilft gegen 
Geschenke-Stress. Ein gutes Buch 
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»Die Schriftenreihe der Otto-Brenner-Stiftung stellt wichtige
Instrumente für Aufklärungsarbeit bereit. Das gilt auch für das
›ABC zum Neoliberalismus‹. Für alle, die in der täglichen Praxis
gegen den neoliberalen Mainstream ankämpfen und Aufklä-
rungsarbeit betreiben, dürfte es eine wertvolle Grundlage
liefern.« (Jürgen Peters)

OBS-Schriftenreihe

Hans-Jürgen Urban
(Hrsg.)
ABC zum
Neoliberalismus
Von »Agenda
2010« bis
»Zumutbarkeit«
248 Seiten
€ 14.80
ISBN
3-89965-195-2

Was ist eigentlich
Neoliberalismus?
Dieser Frage wird
in 103 Stichworten
von 67 fachkundi-
gen und ausge-
wiesenen Autor-
innen und Autoren
nachgegangen.
Es geht ihnen um
eine kritische Aus-
einandersetzung

mit dem Neoliberalismus in der Perspektive seiner Überwin-
dung. »Das vorliegende Buch wendet sich nicht in erster Linie
an Experten. Es ist vor allem für die Verwendung in der politi-
schen Bildungs- und Aufklärungsarbeit gedacht – innerhalb
wie außerhalb von Gewerkschaften, Parteien und sozialen
Bewegungen.« (Hans-Jürgen Urban)

OBS-Jahrestagungen

www.otto-brenner-stiftung.de

Bereits
erschienen:

Hans Mundorf
Nur noch Markt,
das ist zu wenig
216 Seiten; € 14.80
3-89965-174-X

Joachim Jahnke
Falsch
globalisiert
216 Seiten; € 14.80
3-89965-193-6

»Eine qualifizierte
Gegenöffentlich-
keit zu schaffen –
das ist heute eine
der größten Her-
ausforderungen
für die Stabilisie-
rung einer funktio-
nierenden Demo-
kratie.«
(Jürgen Peters
über das Ziel der
OBS-Schriftenrei-
he im VSA-Verlag)

Jürgen Peters u.a.
Zukunft für
Ostdeutschland
160 Seiten; € 12.40
3-89965-173-1

Dokumentation
der Jahrestagung
2005 der Otto-
Brenner-Stiftung.

Im Frühjahr 2007
erscheint die Do-
kumentation der
Jahrestagung 2006
der Otto-Brenner-
Stiftung:

Jürgen Peters u.a.
Markt contra
Staat
160 Seiten; € 12.40
3-89965-223-1

Das Thema der Jah-
restagung 2006:
Mehr und bessere
Arbeitsplätze
durch Europa?

V
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H.-J. Urban (Hrsg.)

ABC zum
Neoliberalismus

OBS-Schriftenreihe

Von »Agenda 2010« bis »Zumutbarkeit«

Jürgen Peters u.a.
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Jürgen Peters u.a.
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Mehr bessere Arbeitsplätze
durch Europa
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Hans Mundorf

Nur noch Markt,
das ist zu wenig

OBS-Schriftenreihe

Joachim Jahnke

Falsch
globalisiert

OBS-Schriftenreihe
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30 Schlaglichter auf die
neoliberale Wirtschaftskonzeption

Kurz und gut: Von Geschichte bis Ökonomie, 
von Sozialreformen bis zur betrieblichen 

Gleichstellungspolitik – weitere Entdeckungen auf dem 
aktuellen Büchertisch.

■ ■ ■  Das Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaftliche Institut (WSI) 
ist der älteste Thinktank der 
Gewerkschaften. Der von Claus 
Schäfer und Hartmut Seifert zum 
Jubiläum Anfang Dezember her-
ausgegebene Band Kein bisschen 
leise: 60 Jahre WSI (VSA Verlag, 
16,80 Euro) ist dennoch kein Blick 
zurück, sondern eine Visitenkarte 
des WSI. Mehr als zwei Dutzend 
ehemalige und heutige WSI-For-
scherInnen bieten Beiträge zu 
aktuellen politischen und öko-
nomischen Debatten. Heraus-
gekommen ist ein vierhundert 
Seiten starker Sammelband, der 
Einsichten zu einem breit ge-
streuten Themenfeld vermittelt, 
von der Zivilisierung der Arbeits-
welt bis zur Einkommensvertei-
lung.  ■ ■ ■  Deutschland ist erst 
spät im Westen angekommen. 
Erst nach der Befreiung vom Na-
tionalsozialismus entwickelte 
es eine demokratische Verfas-
sung, deren Autorität bis heute 
akzeptiert wird, schreibt der 
Soziologe und diesjährige Frie-
denspreisträger des deutschen 
Buchhandels Wolf Lepenies in 
seinem Buch Kultur und Politik. 
Deutsche Geschichten (Carl Han-
ser Verlag, 29,90 Euro). Lepenies 
lässt die Rolle führender Intel-
lektueller in den letzten zwei-
hundert Jahren Revue passieren 
– mit einem nicht immer schmei-
chelhaftem Ergebnis: Auch viele 
Intellektuelle hätten lange „an 
die Überlegenheit der Kultur ge-
genüber der Politik und an die ei-
gene gegenüber dem Nachbarn 
geglaubt“.  ■ ■ ■  Der deutsche 
Kapitalismustyp, der korpora-
tistisch-kooperativ organisierte 
„Rheinische Kapitalismus“, hat 
auch in Zeiten der Globalisie-
rung und unter dem Druck der 
internationalen Finanzmärkte 
eine Überlebenschance. Doch 

die gegenwärtigen Reformen, 
die sich vor allem auf die De-
regulierung der Märkte und 
den Abbau von Arbeitnehmer-
rechten beschränken, sind kaum 
geeignet, das „Modell Deutsch-
land“, das Modell eines sozial 
„zivilisierten Kapitalismus“, 
zu erhalten, geschweige denn 
weiterzuentwickeln. In seinem 
neuen Buch Arbeitsbeziehungen 
im Rheinischen Kapitalismus. 
Zwischen Modernisierung und 
Globalisierung (Verlag Westfä-
lisches Dampfboot, 19,90 Euro) 
analysiert der Soziologe Jürgen 
Hoffmann umfassend die Ver-
änderungen der Arbeitsbezie-
hungen in Deutschland und die 
sozialen Folgen der derzeitigen 
Reformpolitik. Aber nicht nur: 
Er beschreibt auch, wie sich die 
Gewerkschaften neu aufstellen 
müssen, um die Modernisierung 
des Rheinischen Kapitalismus 
mitgestalten und Alternativen 
zur gegenwärtigen Situation 
entwickeln zu können. Dabei gilt 
es für die Gewerkschaften vor 
allem, eigene Stärke wiederzu-
gewinnen.  ■ ■ ■  Chancengleich-
heit in der Arbeitswelt ist mach-
bar. Doch der Prozess, um endlich 
gleiche Chancen für Frauen und 
Männer durchzusetzen, ist lang 
und mühsam. Und bedarf des 
hartnäckigen Engagements vie-
ler unermüdlicher Betriebsrä-
tinnen und Akteurinnen in den 
Betrieben. Das zeigt der Band 
Gleich gestellt: Doppelt stark! 
Chancengleichheit in Unterneh-
men – die Praxis, herausgege-
ben von Kirsten Rölke, Christi-
ane Wilke und Mechthild Kopel 
(VSA, 12.80 Euro). Beispiele guter 
Praxis machen Mut und zeigen: 
Betriebliche Chancengleichheits-
politik nutzt allen – Frauen wie 
Männern, Unternehmen wie Ge-
werkschaften.  ■ ■ ■ 

aufdemBüchertisch

passt immer – gerade auch zu Weih-
nachten. Deshalb hat Buch & Mehr 
direkt, der Spezialversand insbeson-
dere für Betriebs- und Personalräte, 
zu Weihnachten sein Angebot erwei-
tert. Auf seiner Homepage www.
buchundmehr.de/shop präsentiert 
der Online-Shop unter der Rubrik 

„Besonderes zum Fest“ (ganz oben 
in der linken Navigationsleiste) 
jede Menge literarischer Geschenk-
tipps. Dort werden auch alle im 
Buch-Spezial von „einblick“ be-
sprochenen Bücher vorgestellt und 
können natürlich schnell und un-
kompliziert bestellt werden. 

htsmarkt online
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11.-15.12.  DGB, Aktionswoche 
zur Gesundheitsreform, Berlin

11.12.  DGB, „Anhörung 
verkehrt: Rente mit 67 – eine reine 
Rentenkürzung?“, Berlin

12.12.  Hans-Böckler-Stif-
tung, ver.di und DGB, Tagung „Das 
Internet der Dinge – RFID und die 
allgegenwärtige Informationsverar-
beitung“, Berlin

13.12.  ver.di, Diskussi-
onsreihe sicht.weisen „Prekär und 
abgehängt – Gewerkschaften als 
sozialer Anker?“, Berlin

14.12.  Gemeinschaftsiniti-
ative Equal, Tagung „Schöne neue 
Arbeitswelt“, Bielefeld

15.12.  DGB Nordrhein-
Westfalen, Fachforum „Lebenswerte 
Städte – Stadtentwicklung vor neu-
en Herausforderungen“, Bochum
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„Wir sind zwar ein bisschen chaotisch, aber dafür sind wir der 
einzige Stromversorger mit angeschlossener Kabarettbühne.“

Ursula Sladek, Geschäftsführerin der Elektrizitätswerke Schönau (EWS), 
während der Entgegennahme des Publikumspreises des Forums Zukunfts-
ökonomie am 30. November in Berlin.
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MOBILITÄT: Im Norden Europas höher

dieDGBgrafik

Die Deutschen sind im europäischen 
Vergleich überdurchschnittlich mobil – 
sowohl innerhalb ihrer Region, als 
auch regions- und länderübergreifend. 
Nach einer Studie der Dublin Founda-
tion ist die Bereitschaft zur Mobilität 
in Nordeuropa grundsätzlich höher 
als in den südlichen EU-Staaten. Der 
häufigste Grund für Umzüge innerhalb 
des eigenen Landes ist der Wunsch 
nach einer besseren Wohnsituation. 
In ein anderes Land ziehen die 
EU-BürgerInnen vor allem aufgrund 
eines beruflichen Wechsels. *Mehrfachnennungen möglich Quelle: European Foundation for the Improvement of Living and Working Conditions ©
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Schlusspunkt●

••• Hilmar Höhn, 38, seit Januar 
2003 Bereichsleiter Öffentlichkeits-
arbeit des DGB, ist ab dem 1. Januar 
2007 Leiter der Verbindungsstelle 
der IG BCE in Berlin.
••• Christian Kühbauch, 37, 
Bundesjugendsekretär des DGB, ist 
ab dem 1. Januar Mitarbeiter im Stab 
von Michael Sommer. Er ist dort zu-
ständig für die strategische Planung 
und Beratung des DGB-Vorsitzen-
den für die Initiative Trendwende. 
Neuer Bundesjugendsekretär ist ab 
1. Januar René Rudolf, 31, bis-
lang politischer Sekretär im Bereich 
Jugend beim ver.di-Vorstand.
••• Ralf Halbauer, 31, politischer 
Referent für Europa und Internatio-
nales beim DGB-Bezirk West, ist ab 

personalien
dem 1. Januar politischer Referent im 
Verbindungsbüro des DGB in Brüssel.
••• Annelie Buntenbach, 51, 
Mitglied des Geschäftsführenden 
DGB-Vorstands, ist seit dem 1. De-
zember alternierende Vorstandsvor-
sitzende der Deutschen Rentenver-
sicherung Bund. Sie folgt der frühe-
ren stellvertretenden DGB-Vorsit-
zenden Ursula Engelen-Kefer, 63, 
die seit November 2004 alternie-
rende Vorstandsvorsitzende war.
••• Ingrid Sehrbrock, 58, stell-
vertretende Vorsitzende des DGB, 
und Dr. Regina Görner, 56, Mit-
glied des Geschäftsführenden Vor-
stands der IG Metall, sind am 27. 
November in den 40-köpfigen Vor-
stand der CDU gewählt worden.
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Buch: Liza Featherstone, 
WAL-MART: Frauen im 
Ausverkauf. Meilensteine 
im Kampf um Arbeitsrechte, 
VSA-Verlag, Hamburg 2006, 
241 Seiten, 17,80 Euro
Als sich WAL-MART aus Deutsch-
land zurückzog, weinte kaum ei-
ner dem größten Einzelhändler der 
Welt eine Träne nach. Das Unter-
nehmen ist offen gewerkschafts-
feindlich, die Diskriminierung 
von Frauen hat Methode. Eine 
Sammelklage entlarvt die ame-
rikanische Ikone des familien-
freundlichen Unternehmertums. 
Liza Featherstone erzählt die 
Geschichte der Klägerinnen, de-
ren Leben durch Sexismus und 
Niedriglöhne geprägt ist.

Tipp


